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Inhaltsverzeichnis. 


Aktenstücke  zu  den  griechisch  -  türkischen 
Friedensverhandlungen  1897. 

1897.  April  27.  Griechenland.  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Die  österreiehisch-ungarische  Regierung 
rät  zum  Frieden 11557. 

„  „  29.  —  Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Vermittelung  von  Großmächten  unwahr- 
scheinlich      11558. 

„  „  29.  —  Der  Geschäftsträger  in  Rom  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  italienische  Regierung  empfiehlt  Nach- 
suchen der  Intervention 11559. 

„  Mai  1.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
England  hat  eine  Intervention  vorgeschlagen.  Deutsch- 
land lehnt  ab 11560. 

„  „        2.     —     Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen.   Die  Pforte  will  nur  ihre  Integrität  wahren    .     11561. 

„  »         3.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Paris. 

England,  Rußland  und  Frankreich  übernehmen  die  Ver- 
tretung der  griechischen  Unterthanen  in  der  Türkei  .     .     11562. 

»  „        3.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Paris. 

Rückberufung  des  Obersten  Vassos 11563. 

»  >,        5.     —     Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen,     Graf  Murawiew  rät  zum  Frieden    .     .     .     11564. 

,.  »  5.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Graf  Goluchowski  verlangt  Abberufung  der 
Truppen  aus  Kreta 11565. 

„  »  8-  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Gesandten  der 
Großmächte  in  Athen.  Teilt  die  Rückberufung  der 
Truppen  aus  Kreta  mit 11566. 

„  „  10.  —  Derselbe  an  Dieselben.  Griechenland  erkennt  die  Be- 
schlüsse der  Mächte  über  Kreta  an Ü567. 

,»  »       IL    Rufsland.    Der  Gesandte  in  Athen  an  den  griechischen  Mi- 

nister des  Auswärtigen.  Die  Großmächte  erklären  sich 
zur  Herbeiführung  eines  Waffenstillstandes  bereit .     .    .     11568. 

»  »  IL  Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  russischen 
Gesandten  in  Athen.  Griechenland  giebt  sich  in  die 
Hände  der  Großmächte 11569. 

»  »  11-  —  Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Rußland  verspricht  Unterstützung  der 
griechischen  Interessen 11570. 

»  »  12.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Geschäftsträger  in 
Petersburg,  London,  Berlin,  Wien,  Rom.  Griechenland 
hat  die  Autonomie  Kretas  auf  Deutschlands  Wunsch  an- 
erkannt       ....     11571. 

.,  »  12.  —  Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Die  Großmächte  haben  die  Pforte  zu  einem 
Waffenstillstände  aufgefordert 11572. 
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1897.     Mai     13.     Griechenland.    Der  Gesandte  in  Berlin  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  Griechenland  soll  eine  Entschädigung  zahlen     11573. 
„       15.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Großmächten.    Beschwerde  über  türkische  Piraten     .     .     11574. 

15.  _    Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Beratungen  der  Grofsmächte  über  die  griechische  Kriegs- 
entschädigung   11575. 

16.  —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.     Graf  Murawiew  wünscht  die  Einstellung 

der  Feindseligkeiten  in  Epirus 11576. 

16.  —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Großmächten.    Die  griechische  Regierung  hat  Einstellung 

der  Offensive  befohlen 11577. 

17     _     Derselbe  an  Dieselben.    Klagt  über  die  Verzögerung  der 

Waffenruhe.     .         11578. 

17.  _     Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Hanotaux  wünscht,  daß  Griechenland  sein  Schicksal  den 
Großmächten  anvertraut 11579. 

17.  _    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  in  London, 

Paris,  Rom,  Berlin,  Wien,  Petersburg.  Sie  sollen  den 
falschen  Gerüchten  über  innere  Unruhen  in  Griechenland 
entgegentreten 11592. 

18.  —     Der   Minister   des   Auswärtigen    an   den   Gesandten   in 

Paris.  Griechenland  hat  Hanotaux'  Wunsch  bereits  er- 
füllt         11580. 

18.    Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Die  Pforte  stellt  übertriebene  Forderungen.  Griechen- 
land wird  Opfer  bringen  müssen 11581. 

}t  19.  _  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Gesandten  der 
Großmächte  in  Athen.  Klagt  über  Vordringen  der  Türken 
während  der  Waffenstillstandsverhandlungen 11582. 

19.  Türkei  und  Griechenland.    Waffenstillstand  für  Epirus    .    .    11584. 
"           „      20.    Griechenland.    Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Hanotaux'  Antwort  auf  Nr.  11580   .     .    .     11583. 
22.    Türkei  und  Griechenland.    Waffenstillstand  für  Thessalien  .     11585. 

24.  Griechenland.   Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.  England  will  keine  Besetzung  Thes- 
saliens dulden 11586. 

25.  —     Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  in  Wien, 

Berlin,  Rom,  Paris,  Petersburg  und  London.  Vorstel- 
lungen über  die  Friedensbedingungen 11587. 

„  26.  —  Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Entschädigungsfrage.  Sorge  um  die  grie- 
chische Dynastie 11588. 

28.  —  Der  Geschäftsträger  in  Rom  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Haltung  Deutschlands.  Griechenland  soll  die 
vorgeschlagenen  Bedingungen  nicht  ablehnen      .  _  .     .     .    11589. 

28.  —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  in  Lon- 

don, Paris,  Berlin,  Petersburg.  Griechenland  will  die 
Bedingungen  nicht  ablehnen 11590. 

29.  —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Murawiew  über  die  Friedensbedingungen. 
Über  eine  Finanzkontrolle  noch  nichts  bekannt      .     .     .     11591. 
Juni      2.    Großbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Ver- 
treter in  London,  Paris,  Rom,  Berlin,  Wien,  Petersburg. 
Verlängerung  des  Waffenstillstandes 11593. 

„  3.  Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Ge- 
sandten der  Großmächte  in  Athen.  Übersendet  den 
neuen  Waffenstillstand.    Bemerkungen  dazu 11594. 

tt         9.    —    Der  Gesandte  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Friedensvorschläge  der  Großmächte 11595. 

11.  _  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Vorstellungen  über  die  geplante  Kriegs- 
entschädigung      11596. 
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1897.     Juni    12.     Griechenland.     Denkschrift   über   die   Kapitulationen.    Den 

Grofsmächten  vorgelegt 11597. 

13.    —    Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen.    Vorschläge  Frankreichs  über  Kreta  ....     11598. 
»  »      14-      -    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Grofsmächten.     Griechenland  wird  seine  Verpflichtungen 

hinsichtlich  Kretas  streng  erfüllen 11599. 

20.  >—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Paris. 
Nach   dem  Frieden  wird  sich  (Griechenland  mit  seinen 

Gläubigern  arrangieren 11600 

»      22.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die.Gesandteu  der  Groß- 
mächte in  Athen.     Verhandlungen  mit  der  Pforte  über 

Verletzungen  des  Waffenstillstandes 11601. 

»      22.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Gesandten  der  Grofs- 
mächte  in  Athen.    Ausschreitungen  türkischer  Truppen 

in  Epirus 11602. 

»      22.    —     Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Grofsmächten.     Ergänzung  zu  Nr.  11597 11603. 

Jul1  2.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  hält  eine  Garantie  für  die  Kriegsentschädigung 
und  ein  Abkommen  mit  den  Gläubigern  vor  dem  Frieden 

für  nötig 11604. 

"  "         5-     —    Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen.   Rufsland  und  Österreich  wünschen  Beendigung 

der  Beratungen  über  die  Grenzlinie 11605. 

»        G-    —    Der  Geschäftsträger  inPetersburg  an  den  Minister  desAus- 
wärtigen.    Graf  Murawiew  über  die  Grenzlinie  und  die 

Kriegskosten 11606. 

»  "        6-     —     Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Hanotaux  empfiehlt  eine  Verständigung  mit  den  Gläubigern     1 1607. 
10.     —    Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen,    übersendet   einen   zum    Frieden   mahnenden 
Brief  des  Kaisers  Franz  Josef  an  den  Sultan    ....     11608. 
15-     ~    Der  Gesandte  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Stand  der  Friedensverhandlungen 11609. 

21-    —     Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.     Unterredung  mit  Murawiew 11610. 

24.  —  Der  Geschäftsträger  iu  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Annahme  der  Grenzlinie.  Deutschland  ver- 
langt Finanzkontrolle 11611. 

27.    —     Der  Gesandte  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Derselbe  Gegenstand •     •         11612. 

27.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  empfiehlt  Verständigung  mit  den  Gläubigern. 
Die   Pforte   räumt  Thessalien   nicht  ohne  Garantie   der 

Kriegskosten 11613. 

"  »       28.     —     Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Paris. 

Antwort  auf  das  Vorige 11614. 

„       31.    —    Der  Gesandte  in  London  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Entschädigung  und  Finanzkontrolle 11615. 

31.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Griechenland  hat  Frankreichs  freundschaftliche  Rat- 
schläge zu  spät  befolgt 11616. 

Aug.     1.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Paris. 

Antwort  auf  das  Vorige 11617. 

2.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Geschäftsträger  in 
London.     Unterredung   mit   dem    englischen   Gesandten 

über  die  griechische  Schuldfrage 11618. 

»  5-  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Die  griechische  Regierung  ist  ohne  offi- 
zielle Nachricht  vom  Stande  der  Verhandlungen.  Vor- 
stellungen über  die  Finanzkontrolle 11619. 

»            »        6.    —    Der  Geschäftsträger  in  Rom  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen.    Grenzfrage  und  Finanzkontrolle 11620. 
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1897.  Aug.  7.  Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  russi- 
schen Gesandten  in  Athen.  Griechenland  kann  über  die 
Zahlung  der  Entschädigung  nichts  versprechen ....     11621. 

„  „  9.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Grofsmächten.  Rechtfertigt  die  Haltung  der  griechischen 
Regierung 11622. 

,•,  „      10.     —    Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Hanotaux  tadelt  die  Haltung  der  griechischen  Regierung     11623. 

„  „  13.  —  Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Murawiew  über  die  Friedensverhandlungen. 
Deutschland  fordert  eine  Finanzkontrolle 11624. 

„  „      17.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Grofsmächten.    Fordert  Räumung  Volos  und  Larissas    .     11625. 

„  „      18.     —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Neue  Hindernisse  des  Friedens    ....     11626. 

„  „  19.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Geschäftsträger 
in  Petersburg.  Griechenland  hat  nicht  die  Verzögerung 
des  Friedensschlusses  verschuldet 11627. 

„  „      21.     —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Ergänzung  zu  Nr.  11626 11628. 

„  „      22.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 

Grofsmächten.  Zwei  Unterredungen  mit  dem  italienischen 
Gesandten  über  die  Lage.    Friedensbedingungen   .     .     .     11629. 

„  „  27.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Grofsmächten.  Unterredung  mit  dem  englischen  Ge- 
sandten über  die  griechischen  Finanzen 11630. 

„  „  27.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. England  erhebt  in  der  Kontrollfrage  neue 
Schwierigkeiten 11631. 

„  „      28.     —    Derselbe   an   Dieselben.    England    schlägt   die  Garantie 

einer  Anleihe  vor 11632. 

„  „      30.  Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen.   Ablehnung  des  englischen  Vorschlags    .    .     .     11633. 

„  ,,  30.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Griechenland  braucht  eine  äußere  An- 
leihe zur  Kriegsentschädigung 11634. 

„  „      31.     —     Derselbe  an  Dieselben.    Deutschland  will  unbedingt  die 

Einrichtung  einer  Finanzkontrolle 11635. 

„  Septbr.  1.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Traurige  Lage  der  thessalisehen  Flücht- 
linge    11636. 

„  „  5.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  empfiehlt,  die  auswärtige  Kontrolle  der  Ein- 
künfte zur  Garantie  der  Anleihe  und  der  alten  Schulden 
anzunehmen 11637. 

„  „        7.    —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  England  hat  einen  neuen  Vorschlag  gemacht    11638. 

„  „  7.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Einkünfte  zur  Verzinsung  der  Entschädi- 
gungsanleihe    .    .     , 11639. 

„  „        7.     —    Derselbe  an  Dieselben.    Die  griechische  Regierung  stimmt 

der  Finanzkontrolle  durch  die  Großmächte  zu  ...    .     11640. 

„  „        8.    —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an   den  Minister  des 

Auswärtigen.    Antwort  Murawiews  auf  das  Vorige     .    .     11641. 

„  „  11.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  bei  den 
Großmächten.  Wünscht  Wiederherstellung  der  normalen 
Beziehungen  zur  Türkei 11642. 

„  „  15.  -  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. England  und  Deutschland  haben  sich  ver- 
ständigt       11643. 

„  „      15.     —    Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Antwort  auf  Nr.  11642 11644. 

„  „      18.    Grofsmächte    und    Pforte.      Präliminarfriede    zwischen    der 

Pforte  und  Griechenland 11647. 
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1897.  Septbr.  21.     Griechenland.    Der  Geschäftsträger  in  Rom  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.     Haltung  Deutschlands 11645. 

„  „  27.  Grofsmächte.  Die  Gesandten  in  Athen  an  den  griechischen 
Minister  des  Auswärtigen.  Teilen  den  Abschluß  des 
Präliminarfriedens  mit.  Griechenland  soll  Gesandte  zur 
Verhandlung  des  Definitivfriedens  nach  Konstantinopel 
schicken 11640. 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

1894.  April     3.    Vertragsstaaten.       Übereinkunft,      abgeschlossen    auf     der 

internationalen  Sanitätskonferenz  in  Paris 11649. 

1895.  Nov.    12.    Frankreich   und   Guatemala.     Abkommen    zum   Schutz  in- 

dustriellen Eigentums 11661. 

„  Aug.  21.  —  —  Abkommen  zum  Schutz  des  Eigentums  an  littera- 
rischen uud  künstlerischen  Werken., 11660. 

1896.  März    20.    Österreich-Ungarn  und  die  Schweiz.    Übereinkommen,   be- 

treffend die  Anwendung  besonderer  Sanitätsmafsnahmen 
für  den  Grenzverkehr  uud  für  den  Verkehr  über  den 
Bodensee  bei  Choleragefahr 11658. 

„        Aug.      4.    Frankreich  und  Japan.    Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  .    .    11654. 

„  Novbr.  14.  Vertragsstaaten.  Abkommen  zur  gemeinsamen  Regelung- 
einiger  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  November  1896  nebst  Zusatzprotokoll  vom  22.  Mai  1897, 
dem  das  Deutsche  Reich  am  9.  November  1897  mit 
Österreich-Ungarn  beigetreten  ist 11656. 

1897.  Jan.   26.    Japan  und  Portugal.    Handels-  und  Schiffahrtsvertrag     .    .    11653. 
„         März  19.    Vertragsstaaten.     Übereinkunft,  abgeschlossen  auf  der  inter- 
nationalen Sanitätskonferenz  in  Venedig 11651. 

„       April    28.     Deutsches  Eeich  und  Oranje-Freistaat.    Freundschafts-  und 

Handelsvertrag 11655. 

„         Mai     19.    Türkei  und  Griechenland.    Waffenstillstand  für  Epirus   .    .  11584. 

„  „       22.     —    Waffenstillstand  für  Thessalien 11585. 

„      28.    Italien  und  Niederlande.    Auslieferungsvertrag 11659. 

„        Juni     15.    Vertragsstaaten.    Weltpostvertrag 11520. 

„  „       15.     —    Schlufisprotokoll  zum  Weltpostvertrag 11521. 

„  „       15.     —     Übereinkommen,   betreffend  den  Austausch  von  Briefen 

und  Kästchen  mit  Wertangabe 11522. 

„  „       15.  Übereinkommen,  betreffend  den  Postanweisungsdienst    .  11523. 

,,  „       15.     —    Übereinkunft,  betreffend  den  Austausch  von  Postpacketen  11524. 

„  „       15.     —     Übereinkommen,  betreffend  den  Postauftragsdienst     .     .  11525. 

,,  „       15.     —    Übereinkommen,  betreffend  den  Postbezug  von  Zeitungen 

und  Zeitschriften 11526. 

„  „  15.  Deutsches  Reich.  Denkschrift  zu  den  am  15.  Juni  1897  zu 
^'ashington  unterzeichneten  neuen  Verträgen  des  Welt- 
postvereins. Dem  Deutschen  Reichstage  mit  jenen  Ver- 
trägen vorgelegt 11527. 

„  Aug.  13.  Grofsbritannien  und  Kolonien.  Verhandlungen  zwischen  dem 
Kolonialminister  und  den  Premierministern  der  Kolonien 
über  die  Beziehungen  zwischen  den  Kolonien  und  dem 
Mutterland.    Politische,  militärische,  kommerzielle  Fragen     11519 

„    Septbr.    18.    Grofsmächte   und   Pforte.      Präliminarfriede    zwischen    der 

Pforte  und  Griechenland 11647. 

„     Oktbr.    30.    Vertragsstaaten,     Zusatzerklärung  zu  Nr.  11649     ....     11650. 

„     Novbr.     30.    Deutsches  Eeich.     Denkschrift,    dem  Deutschen  Reichstage 

bei  Einbringung  des  vorstehenden  Abkommens  vorgelegt     11657. 

1898.  Febr.    22.     Frankreich    und   Japan.     Konvention  über   den    Austausch 

von  Postpacketen  ohne  Wertangabe 11662. 

1898.    März     6.    Deutsches  Eeich  und  China.     Vertrag  .über  die  Abtretung 

von  Kiaotschau ' 11518. 
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1898.  März  23.  Deutsches  Keich  und  China.  Denkschrift  über  die  deutschen 
Niederlassungen  in  Tientsin  und  Hankau.  Am  23.  März 
dem  Reichstage  vorgelegt.  Mit  vier  Anlagen  (Verträge 
mit  China  vom  3.  und  30.  Oktober  1895 ,  und  mit  der 
Deutsch  -  Asiatischen     Bank    vom    29.    Mai    1897    und 

10.  Februar  1898)    .....    11648. 

„        April    28.    —    Denkschrift,  dem  Reichstage  zugleich  mit  den  Verträgen 

in  Nr.  11649,  50,  51  vorgelegt 11652. 

Verhandlungen  zwischen  Grofsbritannien  und  Frankreich 
über  Madagaskar.     1892—97. 

1892.  Mai  16.  —  Grofsbritannien,  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
französischen  Botschafter  in  London.  Bedingungen,  unter 
denen  England  der  neuen  Gerichtsbarkeit  Frankreichs  in 

Madagaskar  zustimmen  kann     . 11528. 

„  Juni  10.  Frankreich.  Der  Botschafter  in  London  an  den  englischen 
Minister  des  Auswärtigen.  Frankreich  ist  überrascht 
durch  die  englischen  Bedingungen 11529. 

1895.  April    9.     —     Der  Minister   des  Auswärtigen   an    den  Geschäftsträger 

in  Madagaskar.  Bemerkungen  zu  dem  Vertragsentwurf 
zwischen  Frankreich  und  Madagaskar.    (S.  Anlage)   .     .     11530. 

1896.  Febr.   11.     —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in  London 

Berlin,  Wien,  St.  Petersburg,  Rom,  Madrid,  Washington 

und  an  die  Minister  in  Kopenhagen,  Stockholm,  Lissabon     11531. 

„  „  20.  Grofsbritannien,  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
französischen  Botschafter  in  London.  Antwort  auf  die 
Notifikation 11532. 

„  März  4.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Übersendet  die  am  18.  Januar  zwischen  Frank- 
reich und  Madagaskar  geschlossene  Übereinkunft  .     .     .     11533. 

,,  April  10.  Frankreich.  Der  Geschäftsträger  in  London  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Antwort  auf  Nr.  11532. 
Teilt  ihm  die  Neuordnung  der  Gerichtsbarkeit  und  des 
Zollsystems  in  Madagaskar  mit 11534. 

„  „      25.     Grofsbritannien,    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Paris.  Rückblick  auf  das  Verhältnis  Eng- 
lands zu  Madagaskar.  Er  will  die  früheren  Verträge 
zwischen  England  und  Madagaskar  aufrecht  erhalten 
und  die  französische  Zollordnung  nicht  anerkennen    .    .     11535. 

„  Mai  22.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Unterhaltung  mit  dem  französischen  Botschafter 
über  Englands  juristische  und  kommerzielle  Rechte  .     .     11536. 

„  „        30.    Frankreich.    Rede  des  Ministers  des  Auswärtigen  in  der  De- 

putiertenkammer zur  Begründung  des  Gesetzes,  das 
Madagaskar  zur  französischen  Kolonie  erklärt   ....     11537. 

„  Juli  15.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Rom.  Unterhaltung  mit  dem  italienischen 
Botschafter  über  die  madagassische  Frage 11538. 

„  „      17.    Frankreich.    Dekrete  über  den  Bergbau  in  Madagaskar  .     .    11539. 

,,  Aug.  4.  Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Bot- 
schafter in  Paris.  Über  die  Rechte  der  englischen  Unter- 
thanen  in  Madagaskar 11540. 

„  „  6.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an  den  französ.  Minister  des  Ausw. 
England  hat  auf  seine  Konsulargerichtsbarkeit  nicht  ver- 
zichtet      •     11541. 

„  „  14.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  wird  die  englische  Note  der  Regierung  vor- 
legen       11542. 

„  „  17.  Frankreich,  Der  Botschafter  in  London  an  den  englischen 
Minister  des  Auswärtigen.  Notifiziert  die  Besitzergreifung 
Madagaskars 11543. 

„  „      18.    —    Derselbe  an  Denselben.   Teilt  die  endgültige  Organisation 

der  Justiz  in  Madagaskar  mit 11544. 
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1896.  Septbr.  14.     Grofsbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Paris.  Unterredung  mit  dem  französischen 
Botschafter  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Mada- 
gaskar und  Sansibar 11545. 

März  9.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Übersendet  eine  Denkschrift  über  die  Lage  der 
britischen  Unterthanen  in  Madagaskar 11546. 

1897.  März    15.     Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Paris  an  den  französi- 

schen Minister  des  Auswärtigen.  Erinnert  ihn  an  die 
Beantwortung  von  Nr.  11540 11547. 

»  „  29.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an  den  französischen  Minister 
des  Auswärtigen.  Frage  der  Gerichtsbarkeit  in  Mada- 
gaskar und  Sansibar 11548. 

April    5.    Frankreich.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  englische 

Botschaft  in  Paris.    Dasselbe 11549. 

„  „        5.     —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11550. 

>,  ,y      14.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.    Hat  Hanotaux   die  Anerkennung  der 
französischen  Gerichtsbarkeit  in  Madagaskar  mitgeteilt  .     11551. 
16.    Prankreich.     Gesetz  über  die  Zollordnung  in  Madagaskar    .     11552. 

»  „  22.  Grofsbritannien.  Das  Ausw.  Amt  an  den  Konsul  in  Mada- 
gaskar. Teilt  die  Anerkennung  der  französ.  Gerichts- 
barkeit mit 11553. 

,y  „      23.    Frankreich.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 

Botschafter  in  Paris.     Antwort  auf  Nr.  11546  ....     11554. 
,»      30.    Grofsbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.    Nr.  11540  ist  noch  nicht  beantwortet. 
England  behält  sich  seine  kommerziellen  Kechte  in  Mada- 
gaskar vor 11555. 

Mai    11.    Frankreich.     Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 

Botschafter  in  Paris.     Antwort  auf  das  Vorige ....     11556. 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen, 
Protokolle  etc. 

Nr.    11518.     DEUTSCHES  REICH  und  CHINA.  —  Vertrag  über  die 
Abtretung  von  Kiaotschau. 

Peking,  6.  März  1898. 
Nachdem  nunmehr  die  Vorfälle  bei  der  Mission  in  der  Präfektur  Tsao-  Nr.  nsis. 
choufu  in  #Shantung  ihre  Erledigung  gefunden  haben,  hält  es  die  Kaiserlich  ^J^1^ 
Chinesische  Regierung  für  angezeigt,  ihre  dankbare  Anerkennung  für  die  ihr     China, 
seither  von  Deutschland  bewiesene  Freundschaft  noch  besonders  zu  bethätigen. 6'  arzli 
Es   haben  daher   die  Kaiserlich  Deutsche  und  die  Kaiserlich  Chinesische  Re- 
gierung,   durchdrungen    von    dem    gleichraäl'sigen  und  gegenseitigen  Wunsche, 
die  freundschaftlichen  Bande  beider  Länder  zu  kräftigen  und  die  wirtschaft- 
lichen  und  Handelsbeziehungen  der  Unterthanen  beider  Staaten  mit  einander 
weiter  zu  entwickeln,  nachstehende  Separatkonvention  abgeschlossen: 

Artikel  I. 
Se.  Majestät  der  Kaiser  von  China,  von  der  Absicht  geleitet,  die  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  China  und  Deutschland  zu  kräftigen  und 
zugleich  die  militärische  Bereitschaft  des  Chinesischen  Reiches  zu  stärken, 
verspricht,  indem  Er  Sich  alle  Rechte  der  Souveränität  in  einer  Zone  von 
50  km  (100  chinesischen  Li)  im  Umkreise  von  der  Kiaotschau-Bucht  bei  Hoch- 
wasserstand vorbehält,  in  dieser  Zone  den  freien  Durchmarsch  deutscher 
Truppen  zu  jeder  Zeit  zu  gestatten,  sowie  daselbst  keinerlei  Mafsnahmen  oder 
Anordnungen  ohne  vorhergehende  Zustimmung  der  deutschen  Regierung  zu 
treffen  und  insbesondere  einer  etwa  erforderlich  werdenden  Regulierung  der 
Wasserläufe  kein  Hindernis  entgegenzusetzen.  Se.  Majestät  der  Kaiser  von 
China  behält  Sich  hierbei  vor,  in  jener  Zone  im  Einvernehmen  mit  der  deutschen 
Regierung  Truppen  zu  stationieren,  sowie  andere  militärische  Mafsregeln  zu 
treffen. 

Artikel  II. 

In  der  Absicht,  den  berechtigten  Wunsch  Seiner  Majestät  des  Deutschen 
Kaisers  zu  erfüllen,  dafs  Deutschland  gleich  anderen  Mächten  einen  Platz  an 
der  chinesischen  Küste  innehaben  möge,  für  die  Ausbesserung  und  Ausrüstung 
von  Schiffen,  für  die  Nicderlegung  von  Materialien  und  Vorräten  für  dieselben, 
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Kr.  ii5i8.  sowie    für    sonstige    dazu   gehörende  Einrichtungen,    überläfst  Seine  Majestät 

Kekhmid  der  Kaiser  von   China  beide  Seiten   des   Eingangs   der  Bucht  von  Kiaotschau 

China,     nachtweise,   vorläufig  auf  99  Jahre,   an  Deutschland.     Deutschland  übernimmt 

6.Märzl808.  ,  „    mj_  .     ,  .,  ,       , 

es,  in  gelegener  Zeit  auf  dem  ihm  überlassenen  Gebiete  Befestigungen  zum 
Schutze  der  gedachten  baulichen  Anlagen  und  der  Einfahrt  des  Hafens  zur 
Ausführung  zu  bringen. 

Artikel  III. 

Um  einem  etwaigen  Entstehen  von  Konflikten  vorzubeugen,  wird  die 
Kaiserlich  Chinesische  Regierung  während  der  Pachtdauer  im  verpachteten  Ge- 
biete Hoheitsrechte  nicht  ausüben,  sondern  überläfst  die  Ausübung  derselben 
an  Deutschland,  und  zwar  für  folgendes  Gebiet:  ||  1.  an  der  nördlichen  Seite 
des  Eingangs  der  Bucht:  die  Landzunge  abgegrenzt  nach  Nordosten  durch 
eine  von  der  nordöstlichen  Ecke  von  Potato-Island  nach  Loshan-Horbour  ge- 
zogene Linie,  ||  2.  an  der  südlichen  Seite  des  Eingangs  zur  Bucht:  die  Land- 
zunge abgegrenzt  nach  Südosten  durch  eine  von  dem  südwestlichsten  Punkte  der 
südsüdwestlich  von  Chiposan-Island  befindlichen  Einbuchtung  in  der  Richtung 
auf  Tolosan-Island  gezogene  Linie,  |j  3.  Inseln  Chiposan  und  Potato-Island, 
4.  (für)  die  gesamte  Wasserfläche  der  Bucht  bis  zum  höchsten  derzeitigen 
"Wasserstande,  ||  5.  (für)  sämtliche  der  Kiaotschau-Bucht  vorgelagerten  und 
für  deren  Verteidigung  von  der  Seeseite  in  Betracht  kommenden  Inseln,  wie 
namentlich  Tolosan,  Tschalientau  etc. 

Eine  genauere  Festsetzung  der  Grenzen  des  an  Deutschland  verpachteten 
Gebiets,  sowie  der  50  km  Zone  um  die  Bucht  herum  behalten  sich  die  hohen 
Kontrahenten  vor,  durch  beiderseitig  zu  ernennende  Kommissare  nach  Maß- 
gabe der  örtlichen  Verhältnisse  vorzunehmen.  ||  Chinesischen  Kriegs-  und  Handels- 
schiffen sollen  in  der  Kiaotschau-Bucht  dieselben  Vergünstigungen  zu  Teil 
werden,  wie  den  Schiffen  anderer  mit  Deutschland  befreundeter  Nationen  und 
es  soll  das  Ein-  und  Auslaufen,  sowie  der  Aufenthalt  chinesischer  Schiffe  in 
der  Bucht  keinen  anderen  Einschränkungen  unterworfen  werden,  als  die 
Kaiserlich  Deutsche  Regierung  kraft  der  an  Deutschland  auch  für  die  gesamte 
Wasserfläche  der  Bucht  übertragenen  Hoheitsrechte  in  Bezug  auf  die  Schiffe 
anderer  Nationen  zu  irgend  einer  Zeit  festzusetzen  für  geboten  erachten  wird. 

Artikel  IV. 
Deutschland  verpflichtet  sich  auf  den  Inseln  und  Untiefen  vor  Eingang 
der  Bucht  die  erforderlichen  Seezeichen  zu  errichten.  ||  Von  chinesischen  Kriegs- 
und Handelsschiffen  sollen  in  der  Kiaotschau-Bucht  keine  Abgaben  erhoben 
werden,  ausgenommen  solche,  denen  auch  andere  Schiffe  zum  Zwecke  der 
Unterhaltung  der  nötigen  Hafen-  und  Quai-Anlagen  unterworfen  werden. 

Artikel  V. 
Sollte  Deutschland  später  einmal  den  Wunsch  äufsern,  die   Kiaotschau- 
Bucht  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  an  China  zurückzugeben,  so  verpflichtet  sich 
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China,  die  Aufwendungen,  die  Deutschland  in  Kiaotschau  gemacht  hat,  zu  er-  Nr.  11518. 
setzen    und    einen    besser    geeigneten   Platz    an    Deutschland    zu   gewähren.      iJ^^na 
Deutschland   verpflichtet    sich,    das  von  China  gepachtete  Gebiet  niemals  an     China. 
eine  andere  Macht  weiter  zu  verpachten.  ||  Der  in  dem  Pachtgebiet  wohnenden6,   arzl89f 
chinesischen  Bevölkerung  soll,    vorausgesetzt,  dafs  sie  sich  den  Gesetzen  und 
der  Ordnung  entsprechend  verhält,  jederzeit  der  Schutz  der  deutschen  Regierung 
zu  Teil  werden;  sie  kann,   soweit  nicht  ihr  Land  für  andere  Zwecke  in  An- 
spruch genommen  wird,  dort  verbleiben.  ||  Wenn  Grundstücke  chinesischer  Be- 
sitzer zu  irgend  welchen  Zwecken  in  Anspruch  genommen  werden,  so  sollen 
die  Besitzer  dafür  entschädigt  werden.  ||  Was  die  Wiedereinrichtung  von  chinesischen 
Zollstationen  betrifft,  die  aufserhalb   des  an  Deutschland  verpachteten  Gebiets, 
aber  innerhalb  der  vereinbarten    zone  von   50  km,    früher  bestanden  haben 
so  beabsichtigt  die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  sich  über  die  allendliche 
Regelung  der  Zollgrenze  und  der  Zollvereinnahmung  in  einer  alle  Interessen 
Chinas  wahrenden  Weise  mit  der  Chinesischen  Regierung  zu  verständigen  und 
behält  sich  vor,  hierüber  in  weitere  Verhandlungen  einzutreten. 


Die  vorstehenden  Abmachungen  sollen  von  den  Souveränen  beider  vertrag- 
schliefsenden  Staaten  ratifiziert,  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  derart 
ausgetauscht  werden,  dafs  nach  Eingang  der  chinesischerseits  ratifizierten  Ver- 
tragsurkunde in  Berlin  die  deutscherseits  ratifizierte  Urkunde  dem  Chinesischen 
Gesandten  in  Berlin  ausgehändigt  werden  wird. 


Der  vorstehende  Vertrag  ist  in  vier  Ausfertigungen  —  zwei  deutschen 
und  zwei  chinesischen  —  aufgesetzt  und  am  6.  März  1898  gleich  dem  14.  Tage 
des  zweiten  Mondes  im  24.  Jahre  Kuang-Hsü  von  den  Vertretern  der  beiden 
vertragschliefsenden  Staaten  unterzeichnet  worden. 

Der  Kaiserlich  deutsche  Gesandte. 

L.  S.  gez.  Freiherr  v.  Heyking. 

(Grofses  Siegel 
des  Tsungli-Yamon.)  * 

gez.  Li  Hung  Chang  (chinesisch), 
Kaiserlich  Chinesischer  Grofs -Sekretär,  Minister  des  Tsungli-Yamcn  etc.  etc. 

gez.   Weng-Tung-Ho  (chinesisch), 
Kaiserlich  Chinesischer  Grofs -Sekretär,  Mitglied  des  Staatsrats,  Minister  des 

Tsungli-Yamen  etc.  etc. 


Anlage. 

Rhede  von  Tsingtau,  den  15.  Februar  1898. 
Eingegangen  beim  Reichs-Marine-Amt  am  22.  April. 

Lage  an  Kiaotschau- Bucht  hei   Übergang  der   Verwaltung  an  das 
Beichs-Marine-Amt. 

Euer  Excellenz  beehre  ich  mich  im  Anschlufs  an  mein  Telegramm  vom 

10.  d.  Mts.  gehorsamst  zu   melden,    dafs  am   11.  Februar  Korvetten-Kapitän 

•  1* 
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Nr.  11518.  mit  Oberstlieutenants-Rang  Truppcl  das  Kommando  der  gelandeten  Streitkräfte 
RÜLTund  übernommen  hat  und  gleichzeitig  der  Beginn  der  Allerhöchst  befohlenen 
China.  Unterstellung  der  Besatzungstruppen  und  der  Verwaltung  unter  das  Reichs- 
'  Marine-Amt  ausgesprochen  ist.  Den  Dampfer  „Crefeld"  lasse  ich  mit  Mann- 
schaften und  Booten  des  Geschwaders  löschen,  weil  am  Lande  die  Mittel  zu 
solchen  Arbeiten  fehlen.  ||  Die  Kanalisation  und  Entwässerung  der  Unterkunfts- 
lager der  Truppen,  sowie  der  Schutz  der  Brunnen  in  denselben  gegen  Ver- 
unreinigung erfordert  noch  besondere  Aufmerksamkeit.  Zeit  und  Kräfte  reichen 
für  eine  durchgreifende  Umgestaltung  der  vorhandenen  Anlagen  nicht  hin. 
Eine  Sanitätskommission  ist  seit  einiger  Zeit  beschäftigt  mit  der  Untersuchung 
der  sanitären  Zustände,  der  Aufstellung  von  Vorschlägen  und  Überwachung  der 
Ausführung  der  getroffenen  Anordnungen.  Mit  dem  Höhersteigen  der  Sonne 
wird  die  Durchführung  sanitärer  und  vorbeugender  Mafsnahmen  gegen  etwaige 
Epidemien  dringlicher  und  es  inui's  namentlich  für  das  Truppenlager  und  son- 
stige Quartiere  mehr  Luftzutritt  und  Sonnenschutz  geschaffen  werden,  als  er 
sich  in  der  rückliegenden  Zeit  der  Besetzung  hat  schaffen  lassen.  So  weit  wie 
möglich  ist  bei  den  Einrichtungsarbeiten  und  den  Beschaffungen  auf  diese 
Sommerbedürfnisse  schon  gerücksichtigt.  ||  Der  aus  Formosa  bestellte  Brunnen- 
bohrer ist  ausgeblieben.  Bisher  haben  die  vorhandenen  Brunnen  bei  vorsichtiger 
Benutzung  gutes  Wasser  in  genügenden  Mengen  geliefert;  für  die  Sommerzeit 
wäre  die  Herstellung  von  Tiefbrunnen  wegen  des  besseren  Schutzes  gegen  In- 
fektionen sehr  erwünscht.  ||  Die  vorhandenen  eingerichteten  Magazine  werden 
die  von  Dampfer  „Crcfeld"  gebrachten  Munitionsmengen  nicht  ganz  zu  fassen 
vermögen.  Es  war  hier  nicht  bekannt,  dafs  12  cm  Munition  zu  erwarten  sei. 
Immerhin  stehen  so  viel  Räume  am  Lande  zur  Verfügung,  dafs  eine  geschützte 
vorläufige  Unterbringung  der  ganzen  Crefeld-Ladung  auf  keine  grofsen  Schwierig- 
keiten stofsen  dürfte,  und  mit  den  chinesischen  Handwerkern  lassen  sich  leichte 
Schuppen  zur  dauernd  guten  Unterbringung  in  der  Nähe  der  vorhandenen 
Magazine  schnell  erbauen.  ||  Eine  Landungsbrücke  im  Innern  der  Bucht  querab 
vom  Horse  shoc  rock  wird  von  Handwerkern  S.  M.  S.  „Arcona"  gebaut,  da  der 
Zeitpunkt  für  die  Verlegung  des  Ankerplatzes  von  der  äufseren  nach  der 
inneren  Bucht  mit  den  häufiger  werdenden  Ostwinden  herannaht.  ||  In  welchem 
Umfang  und  in  welcher  Art  alle  vorgedachten  Arbeiten  auszuführen  sind,  hängt 
hauptsächlich  von  einer  Entscheidung  über  die  Zeitdauer  ab,  für  welche  die 
zu  schaffenden  Einrichtungen  bestimmt  sind  und  diese  wieder  wird  bedingt  von 
dem  zukünftigen  Hafenplan.  Ich  kann  daher  nur  meine  Bitte  wiederholen,  mit 
thunlichster  Beschleunigung  einen  geeigneten  Hafenbautechniker  herauszusenden. 
|j  Eine  neugeschaffene  chinesische  Polizei  unter  einem  deutschen  Sergeanten  hat 
zwar  schon  einige  Erfolge  in  Ordnung  und  Reinhaltung  der  Chinesenstadt  zu  ver- 
zeichnen, doch  wären  durchgreifendere  bau-  und  strafsenpolizeiliche  Mafsnahmen 
nötig,  wenn  Tsingtau  auch  zukünftig,  neben  dem  im  Innern  der  Bucht  zu  schaffen- 
den europäischen  Hafenplatz,  in  den  europäischen  Verkehrsbereich  entfallen  sollte. 
Auch  auf  die  Landerwerbsfrage  würde  letzterer  Umstand  einigen  Einfluss  üben. 
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Das  Vorkaufsrecht  ist  noch  nicht  weiter  ausgedehnt,  als   es  bei  Beginn  °6utfches 

°  °  Reich  und 

des  chinesischen  Neujahrs  stand.     Mit  der  jetzt  erfolgten  Rückkehr  des  Dol-     China, 
metschers    Dr.    Schrameier   können    die    Verhandlungen    wieder   aufgenommen  6- März  1898. 
werden.     Gekauft  habe  ich  bisher  durch  den  Justizrat  Fielietz,*)   der  von  den 
Kaiserlichen  Dolmetschern  Krebs  und  Freiherr  von  der  Goltz  unterstützt  wurde, 
einen  Landstreifen  von  etwa  10  ha  am  Strande,  südöstlich  von  Horse  shoe  rock. 
Der  gezahlte  Preis  beträgt  2804  $.  Die  Verhandlungen  über  einen  doppelt  so 
grofsen   Uferstreifen   weiter   nördlich    und   über    das  Land    zwischen  Tsingtau 
und  dem  Truppenlager  in  einigen  Hundert  Metern  Breite  waren  nahe  zum  Ab- 
schlufs    gelangt,  als  die  Besitzer  mit  ihren  Forderungen  derart  in  die  Höhe 
gingen,  dafs   eine  gütliche  Verständigung  ausgeschlossen  erschien.     Der  chine- 
sische Dolmetscher  berichtete,  dafs   sich  die  nächsten  20  Dörfer  untereinander 
verständigt   hätten,  gleich    hohe   Preise,  etwa   das    Zehnfache    des  bisherigen 
Kaufwertes,  zu  fordern.    Auf  dem  Terrain  in  der  Nähe  des  Truppenlagers  war 
der  Platz  für  das  Barackenlazarett  ausgewählt,  das   Land  mufste  deshalb  in 
unsere  Hände  übergehen  und  ich  proklamierte  daher  die  Preise  für  drei  Boden- 
klassen, welche  in  Zukunft  für  alles  Land  gezahlt  werden  sollten,  welches  die 
Regierung  in  Besitz  nehmen  würde.     Schon  der  von  uns  vertriebene   General 
Chang  hatte  die  bezüglichen  Preise  festgesetzt  und  ich  behielt  diese  Sätze  bei. 
Bei  fester  Durchführung  dieses  Verfahrens  wird  sich  die  geringe  Unruhe,  welche 
beim  Beginn  der  Ankäufe  unter  den  Dorfbewohnern  bemerkt  wurde,  bald  legen; 
es  müssen  nur  die  berechtigten  Wünsche  der  Landbesitzer  thunlichst  berück- 
sichtigt werden.     Zu  diesen  berechtigten  Wünschen  rechne  ich  die  Schonung 
der  Begräbnisstätten  beziehungsweise  Verlegung  derselben  auf  Staatskosten  und 
vorläufige    Zurückstellung    derjenigen   Grundstücke  vom  Ankauf,    welche    nicht 
notwendig  zur  Zeit  gebraucht  werden,  auf  deren  Besitz  die  Eigentümer  aber 
wegen  der  Ertragsfähigkeit,  oder  aus  anderen  Gründen  besonderen  Wert  legen. 
So  befindet  sich  z.  B.  auf  einer  Sandstrecke  eine  besonders  hoch  geschätzte 
Medizinwurzel,  um  deren  Besitz  die  Dorfbewohner  daher  hartnäckig  handelten.  j| 
Die  Landstrecken,  welche  unter  allen  Umständen  in  unseren  Besitz   übergehen 
müssen,  sind  so  umfangreich,  dafs   Monate  lang  eine    emsige  Thätigkeit  des 
zur    Verfügung   stehenden    Personals    zum   Abschlüsse    der   Kaufverhandlungen 
darüber   nötig    sein    wird.     Aber  ohne   genaue  Vermessung   werden   die   Ein- 
tragungen in  das  vorläufig  angelegte  Grundbuch  unzuverlässig  sein;  es  ist  des- 
halb durchaus  nötig,  Landmesser  bald  herzuschicken.     Landaufkäufe   zu  Speku- 
lationszwecken durch  Gesetze  und  Verordnungen  zu  hindern,  wird  eine  dringende 
Aufgabe  der  allernächsten  Zeit  sein.    Eine  Verpachtung  nach  Art  der  englischen 
„lease"  halte  ich  für  schädlich  im  Interesse  der  entstehenden  Stadt.     Niemand 
will  an  ein  Gebäude,  welches   nach  99  Jahren   mit  dem  Grundstück  dem  Be- 
sitzer des. Bodens  verfällt,  viel  wenden.     Die  Häuser   werden   daher  möglichst 


*)  Marine-Auditeur  auf  dem  Kreuzergeschwader. 
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Nr.  11518.  billig,  unsolide  und  schmucklos  errichtet,  wie  man  dies  so  häufig  in   England 
Deutsches  zum  Nachteil  des  Aussehens  der  Städte  und  des  Komforts  der  Mietwohnungen 
China,     erfährt.    Dagegen  könnte  bei  Strafe  des  Rückfalles  des  Grund  und  Bodens   an 
6.  März  1898.  den  gtaat  veriangt  werden,  dafs  in  den  ersten  Jahren  gewisse  Prozentsätze  des 
Kaufpreises  auf  die  Grundstücke  verwendet  werden  müssen.    In  der  ersten  Zeit, 
wo   die  Grundpreise  mäfsig    sein  werden,  müssen  höhere  Sätze   (50  bis   100 
Prozent)   verlangt    werden,    in    späterer  Zeit  entsprechend   weniger.     Daneben 
könnten  hohe  Gebäudesteuern  und  eine  besondere  Besteuerung  von  Luxusgrund- 
stücken (Gärten)  der  Spekulation  einen  Riegel  vorschieben. 

Arbeitslöhne. 

Die  Arbeitslöhne,  welche  anfänglich  in  Folge  des  grösseren  Bedarfs  ver- 
hältnismäfsig  hoch  waren,  wurden,  nachdem  durch  Erkundigungen  bei  den 
Magistratsbeamten  in  den  Städten  die  ortsüblichen  Löhne  in  Erfahrung  gebracht 
waren,  vom  I.  Februar  ab  um  ein  Viertel  herabgesetzt.  Hierbei  wurde  immer 
noch  etwas  mehr  gezahlt,  als  der  Chinese  giebt.  Dennoch  entstand  in  den 
ersten  Tagen  etwas  Unzufriedenheit  und  Zurückhaltung.  Beides  ist  aber  in- 
zwischen vollständig  geschwunden  und  es  ist  jede  gewünschte  Zahl  von  Tage- 
löhnern ohne  Mühe  zu  erhalten. 

Geld. 

Die  Frage  der  Geldbeschaffung  wird  in  ein  neues  Stadium  treten  durch 
Eröffnung  einer  Wechselstelle  der  deutsch- ostasiatischen  Bank  in  Tsingtau. 
Der  Beamte  will  mit  dem  nächsten  Dampfer  aus  Shanghai  kommen  und  nach 
den  ihm  bei  einem  früheren  Besuch  geäufserten  Wünschen  die  Geschäfte  ver- 
mitteln. ||  Über  die  Anforderungen,  welche  in  nächster  Zukunft  befriedigt  werden 
müssen,  beehre  ich  mich  noch  Folgendes  anzuführen. 

Kohlenlager. 
Ein  bedeutendes  Lager  deutscher  oder  englischer  Kohlen  in  Tsingtau  empfiehlt 
sich  vom  militärischen  und  haushälterischen  Standpunkt.  Die  eben  jetzt  auf- 
fällig bemerkten  starken  Ankäufe  von  Kohlen  am  offenen  Markt  seitens  der 
englischen  und  russischen  Marine,  welche  die  Preise  stark  in  die  Höhe  getrieben 
haben,  sind  eine  Lehre  für  die  Beurteilung  zukünftiger  Zustände  bei  kriege- 
rischen Verwickelungen  an  hiesiger  Küste. 

Dock. 
Wesentlich  für  die  Selbständigkeit  des  hier  zu  gründenden  Hafens  ist  die 
baldige   Schaffung  einer  Dockgelegenheit.     Falls   mit   den  Arbeiten  an  einem 
festen  Dock  nicht  in  nächster  Zeit  begonnen  werden  soll,  würde  die  Beschaffung 
eines  geteilten  Schwimmdocks  in  Frage  kommen. 

Wetterbeobach  tung. 
Eine  Wetterbeobachtungsstation  mit  Sturmwarnung  ist  sowohl  wegen  des 
erhofften  Schiffahrtsverkehrs,  wie  wegen  der  zu  erschaffenden  Wasserbauten  sehr 
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erwünscht.     Bisher    sind   aufser    den    auf   den    Schiffen    vorgeschriebenen    Be-  Nr.  11518 
obachtungen  regelmäfsig  nur  noch  Pegelregistrierungen  an  einem  an  der  Brücke  g6^0^ 
von   Tsingtau    angebrachten    Mafsstab    gesammelt.     Da  Telegraphenverbindung     China, 
besteht,   so  ist  ein  Anschlufs   an   das   Beobachtungsnetz   der   chinesischen  un^6-Marz189* 
japanischen  Küste  ohne  weiteres  gegeben.    Die  Verbindung  mit  Shanghai  würde 
von  besonderem  Wert  sein  und  es  ist  wohl  nicht  zu  zweifeln,  dafs  die  chine- 
sische Telegraphenverwaltung  den  Austausch  der  Witterungsnachrichten  kosten- 
los zulassen  wird.     Die  Instrumente  müfsten  von  der  Heimat  mit  den   nötigen 
Gebrauchsanweisungen  herausgeschickt  werden.    Ein  Beobachter,  welcher  neben- 
amtlich  die  vorläufige   Verwaltung  führt,   würde   sich  unter    den   vorhandenen 
Beamten    am   Lande    finden    lassen.     Falls    sich   Schwierigkeiten    herausstellen 
sollten,  könnte  das  Wachtschiff  einen  geeigneten  Mann  zeitweise  kommandieren.  | 
Eine    baldige    genaue    geologische   Untersuchung    der    näheren  Umgebung   von 
Tsingtau    halte    ich    im    staatlichen  Interesse    für    geboten,  weil    die  Art   und 
Lagerung  des  Bodens  auf  die  Dockarbeiten,  auf  die  Lage  der  Stadt  und  damit 
wieder  auf  die  Landankäufe  von  Einflufs  sein  kann. 

Landhultur. 
Der  Rat  und  die  Thätigkeit  eines  tüchtigen,  praktischen,  erfahrenen  Forst- 
beamten ist  für  die  Landeskultur  nicht  zu  entbehren.  Die  jetzt  meist  kahlen, 
zum  geringen  Teil  mit  niedrigem,  dürftigem  Nadelgestrüpp  spärlich  bestandenen 
Bergkuppen  würden  nach  Bodenbeschaffenheit  und  Klima  wahrscheinlich  wert- 
volles Nutzholz  tragen  können.  Neben  dem  zu  erzielenden  ökonomischen  Vor- 
teil würde  hierdurch  Schutz  geschaffen  gegen  das  Fortschwemmen  fruchtbaren 
Bodens  und  das  Ausschwemmen  mächtiger  Ravinen,  wie  sie  bis  zu  20  m  Tiefe 
und  mehr  von  den  Bergabhängen  weit  herab  in  die  Ebene  zahlreich  ein- 
gerissen sind.  Auch  die  Feuchtigkeit  des  Bodens  würde  voraussichtlich  mit 
der  Bewaldung  der  Berge  und  Hügel  gleichmäfsig  werden  und  länger  anhalten. 
In  der  Nähe  der  Dörfer  sieht  man  neben  wohlgepflegten  ausgedehnten  Obst- 
plantagen kräftige  Eichen-  und  andere  Laub-  sowie  hochstämmige  Nadelbäume. 
Meine  Frage,  warum  auf  den  Bergen  nicht  ebenfalls  bessere  Bäume  gepflanzt 
würden,  beantwortete  der  Distriksvorsteher  von  Tsimo  dahin,  dafs  sich  die 
Beamten  um  solche  Dinge  nicht  bekümmerten,  das  sei  Sache  der  Privatleute; 
übrigens  hätten  sie  nicht  genug  von  den  grofsen  Bäumen,  um  die  Berge  damit 
zu  bepflanzen.  Nebenbei  will  ich  noch  erwähnen,  dafs  die  Landschaft,  deren 
Reiz  jetzt  hauptsächlich  in  den  bizarren  Bergformen  liegt,  durch  ausgedehnte 
Waldanpflanzung  aufserordentlich  gewinnen  müfste,  was  wieder  zur  Hebung  der 
Kolonie  viel  beitragen  könnte,  weil  alle  übrigen  Bedingungen  zu  einer  Sommer- 
frische und  einem  Badeplatz  in  nächster  Nähe  Tsingtaus  in  einem  so  hohen 
Grade  vorhanden  sind,  wie  sie  sich  an  keinem  von  Europäern  bewohnten 
Punkt  der  chinesischen  Küste  finden.  Der  Platz  könnte  deshalb  leicht  zum 
Sammelpunkt  der  erholungsbedürftigen  guten  Gesellschaft  hiesiger  Küste  werden, 
was   seiner    Entwickelung  förderlich   sein   müfste.  ||  Auch   ein   mit   Gemüsebau 
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Nr.  ii5i8.  vertrauter  Gärtner   würde    lohnende  Beschäftigung    finden  und  viel  beitragen 

Deutsches  ° 

Reich  und  können,    den  Aufenthalt    hier   während    der  Entwicklungsjahre  erträglich  zu 
China,     machen. 

ti.  März  1898. 

Verwaltung. 

Zu  meinem  früheren  Bericht  über  die  Verwaltung  des  Gebietes  mufs  ich 
noch  nachtragen,  dafs  sich  in  mir  mehr  und  mehr  die  Überzeugung  heraus- 
gebildet hat  von  der  Notwendigkeit,  den  an  die  Spitze  zu  stellenden  Gouver- 
neur thunlichst  von  der  heimatlichen  Verwaltung  unabhängig  zu  machen,  damit 
er  ohne  das  Bedenken,  gegen  Vorschriften  zu  verstofsen,  welche  zu  Recht 
bestehen,  aber  auf  die  hiesigen  Verhältnisse  durchaus  nicht  passen,  den  schnell 
wachsenden  und  dabei  wechselnden  Bedürfnissen  der  Entwickelung  mit  Kraft  und 
ohne  Zeitverlust  gerecht  werden  kann.  Das  englische  System  der  Kron-Kolonie, 
in  denen  der  Gouverneur  der  Stellvertreter  der  Königin  ist,  scheint  das  richtigste 
im  Gebiet  eines  fremdartigen  Kulturvolkes,  wo  Angehörige  der  verschiedensten 
Nationen  zusammenströmen  und  eine  Gemeinde  bilden.  Die  Gesetze  werden 
den  Ortsverhältnissen  in  vielen  Dingen  Rechnung  zu  tragen  haben  und  deshalb 
nur  hier  entworfen  und  beraten  werden  können.  Jedenfalls  zeugen  die  beispiel- 
losen Erfolge  der  englischen  Kolonien,  namentlich  im  Vergleich  zu  den 
französischen,  deutlich,  welches  System  nachahmenswerter  ist.  ||  Nach  der 
englischen  Bestimmung  ist  der  Truppenbefehlshaber  der  Vertreter  des  ab- 
wesenden oder  behinderten  Gouverneurs.  Dies  Verhältnis  läfst  es  erwünscht 
erscheinen,  dafs  auch  der  Befehlshaber  am  Lande  nicht  zu  häufig  und  jeden- 
falls nicht  gleichzeitig  mit  dem  Gouverneur  wechselt.  Dagegen  sollten  die 
Truppen  nur  wenige  Jahre  in  der  Kolonie  verbleiben.  Unter  dem  Einflufs 
eines  ungewohnten  erschlaffenden  Klimas  und  beim  Fehlen  jedes  Wettstreites 
mit  anderen  Truppenkörpern  mufs  die  Leistungsfähigkeit  abnehmen  und  der 
Mafsstab  für  das  zu  Leistende  verloren  gehen.  Es  ist  aus  diesem  Grunde 
zunächst  wichtig,  häufig  tüchtige  Offiziere  und  Unteroffiziere  aus  den  best- 
geschulten heimatlichen  Verbänden  zur  Ablösung  herauszuschicken  und  über- 
haupt die  Truppen  nur  etwa  zwei  bis  drei  Jahre  hintereinander  hier  zu  be- 
lassen. Bei  einer  ständigen  Kolonialtruppe  mufs  —  dies  lehren  Erfahrung 
und  Überlegung  —  der  Kampfwert  abnehmen  und  die  Disziplin  sich  lockern, 
namentlich,  wenn  sie  unter  friedlichen  Verhältnissen  lebt;  und  nur  in  den 
grofsen  heimatlichen  Verbänden  wird  sie  den  vollen  Gehalt  wiedergewinnen. 
Hier  draufsen  wird  aber  die  Haltung  der  Mannschaften  scharf  kritisiert  und 
wo  so  viele  mifsgünstige  Augen  uns  auf  Schritt  und  Tritt  nachspüren,  haben 
wir  allen  Grund  nur  Mustergiltiges  zu  zeigen.  ||  Es  ist  für  das  Ansehen 
unserer  neuen  Besitzung  an  der  Küste  Ostasiens  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung,  welchen  Ruf  die  Verwaltung  in  den  ersten  Monaten  ihres  Be- 
stehens sich  schafft.  Davon  wird  der  schnellere  oder  langsamere  Zuflufs 
kaufmännischen  Kapitals,  von  Unternehmern  und  Ansiedlern  wesentlich  mit 
abhängen. 
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Für  das  Erlernen  der  deutschen  Sprache  haben  einige  erwachsene  Chinesen  ^eutscbos 
lebhaftes  Interesse  gezeigt,  so  dafs  ein  Schulunterricht  zunächst  unter  Leitung     China, 
eines    Offiziers    unter   Zuhilfenahme    geeigneter  Unteroffiziere    und    eines  j)0|_6-Mar7l89f 
metschers  gute  Erfolge  versprechen  würde.     Zur  Erleichterung  des  Unterrichts 
sollte  mit  Hilfe  des  orientalischen  Seminars  eine  Bilderfibel  und  Lesebuch  mit 
deutschem  und  chinesischem  Text  bearbeitet  und  in  einigen  Hundert  Exemplaren 
herausgeschickt  werden.     Man   würde    sich  durch  richtige  Leitung  der  Schule 
wahrscheinlich   eine  Generation  von  Deutch-Chinesen  heranziehen  können,  die 
zur  Ausbreitung  deutschen  Einflusses  im  himmlischen  Reich  in  10  bis  15  Jahren 
mehr  und  nachhaltiger  beizutragen  vermöchten,  als  kriegerische  Eroberung. 

3fissionare. 
Drei  deutsche  katholische  Missionare,  Provikar  Freinademetz,  Missionare 
Erlemann  und  Wewel  waren  vor  drei  Tagen  bei  mir,  um  sich  für  die  durch 
das  Einschreiten  Seiner  Majestät  ihnen  gewährte  Unterstützung  zu  bedanken. 
Sie  hatten  gehofft,  Seiner  Königlichen  Hoheit,  dem  Prinzen  Heinrich  hier  zu 
begegnen  und  ihren  Dank  unterbreiten  zu  dürfen.  Sie  erklärten,  dafs  ihre 
Behandlung  von  seiten  der  Mandarine  durchgängig  eine  aul'serordentlich  viel 
freundlichere  und  rücksichtsvollere  geworden  sei  seit  der  Besetzung  von 
Kiaotschau.  ||  Die  Frommen  Brüder  kamen  dann  auf  den  Gegenstand  zu  sprechen, 
welcher  wahrscheinlich  den  eigentlichen  Grund  zur  Reise  hierher  gegeben 
hatte.  Es  ist  dies,  wie  sie  sich  ausdrückten,  die  Fundation  ihrer  Mission. 
Diese  ist  bisher  auf  freiwillige  Beiträge  beziehungsweise  Sammlungen  angewiesen. 
Um  feste  Einnahmen  zu  gewinnen,  streben  sie  nach  dem  Erwerb  (Schenkung) 
von  einem  gröfseren  Grundstück  (es  wurden  16  Morgen  erwähnt),  um  darauf 
Häuser  zu  bauen,  aus  deren  Mietserträgen  die  Ausgaben  der  Mission  gedeckt 
werden  sollen.  Eine  ähnliche  Anlage  sollen  die  Jesuiten  in  Hongkong  besitzen. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Rolle,  welche  die  ermordeten  Missionare  in  der  Besitz- 
ergreifungsfrage gespielt  haben,  dürfte  diese  Bestrebung  der  wohlwollenden 
Erwägung  der  Regierung  sicher  sein. 

Sicherung  der  Navigation. 
Bei  dem  zu  erwartenden  Dampferverkehr,  der  hauptsächlich  an  der  Küste 
entlang  betrieben  werden  wird,  ist  es  notwendig,  die  teilweise  nur  ober- 
flächlich ausgeführten  Vermessungen  der  Engländer  durch  genaue  Beobachtungen 
zu  kontrollieren  und  zu  ergänzen.  Hierzu  ist  ein  Vermessungsschiff  nötig, 
weil  den  übrigen  Schiffen  die  Instrumente,  das  Material  und  das  geschulte 
Personal  nicht  im  nötigen  Umfang  zur  Verfügung  stehen.  ||  Auch  die  Anlage 
von  Leuchtfeuern  wird  alsbald  vorbereitet  werden  müssen.  Ein  Feuer  2.  bis 
3.  Ordnung  auf  der  Insel  Tscha  lieu  tau,  ein  ebensolches  bei  Tile  point  und 
ein  Hafenfeucr  bei  Yu  nui  san  dürften  allen  Bedürfnissen  genügen.  Wenn 
nicht  alle  gleichzeitig  hergestellt  werden  sollen,  würde  ich  das  Feuer  bei  Pile 
point    für    das    wichtigste   halten;    dasselbe   müsste   aber    mindestens   20   See- 
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Nr.  ii5i8.  meilen  zu  sehen  sein.  ||  Einige  provisorische  Seezeichen  bei  Horse  shoe  rock 

Beich "und  lasse  icn  scnon  jetzt  errichten,  diese  werden  vorläufig  gentigen;  dagegen  sind 

China.     Ankerbojen  für  die  Schiffe  südlich  von  der  bezeichneten  Untiefe  sehr  erwünscht. 

6.  März  1898. 

Verhalten  der  Bevölkerung. 
Die    Arbeiter-    und    Landbevölkerung    zeigt    sich    im    allgemeinen     ruhig, 
arglos  und  leicht  zu  leiten.     Der  Mittelstand,  kleine  Kaufleute,  kleine  Grund- 
besitzer,   Litteraten   niederen   Grades    und    dergleichen    ist    argwöhnisch    und 
zurückhaltend;  man  will  abwarten,  ob  der  zukünftige  Verdienst  unter  deutscher 
Herrschaft  den  Fortfall  der  erprefsten  und    erschlichenen,  ohne  Anstrengung 
gewonnenen  Einnahmen  ausgleicht.     Vielleicht  hofft  oder  fürchtet  man  noch, 
dafs  ein  Rückfall  des  Gebietes  an  China  die  Fremdenfreundlichkeit  zum  Ver- 
brechen stempeln  könnte.    Grofse  einflufsreiche  Leute,  höhere  Mandarinen  oder 
sonstige  Würdenträger  scheint  es   in   dem   uns  abgetretenen  Gebiet  nicht  zu 
geben.    Die  Magistratsbeamten  in  Kiaotschau  —  Loo  —  und  Tsimo  —  Chu  — 
haben  sich,    offenbar  unter  höherem  Befehl,    aufserordentlich  dienstbeflissen, 
gefällig  und  hilfreich  gezeigt.     Sie  besitzen  und  übten  eine  absolute  Autorität 
über  die  Bevölkerung,  wie  sie  in  höherem  Grade  kein  militärischer  Befehls- 
haber bei  uns  über    seine  Mannschaft  erreichen  kann.     Der  Unterschied  ist 
nur,  dass    hier  offenbar  Furcht  und  Gewohnheit  die  einzigen  Triebfedern  der 
Unterwürfigkeit  sind.     Bei  mehreren  Anlässen  in  Kiaotschau  und  bei  den  an 
die  Ermordung  des  Matrosen  Schulz  in  Tsimo  sich  anschliefsenden  Mafsnahmen 
haben  die  Magistratsbeamten  beider  Städte  unseren  Truppen  so  vortreffliche 
Dienste  geleistet,  dafs  ich  gehorsamst  beantrage,  denselben  eine  Anerkennung, 
etwa   in   der  Form  des  Geschenkes    einer  Uhr  oder  dergleichen  zu  erteilen. 
Es  würde  dies  für  das  spätere  Verhältnis  zu  den  chinesischen  Grenzbehörden 
von  günstigem  Einfluss  sein.    Um  uns  das  Zutrauen  der  chinesischen  Bevölkerung 
in  unserem  Gebiet  zu  gewinnen  und  zu   erhalten,  wird  für  längere  Zeit  noch 
die  bestehende  Gemeinde-    und  Familienordnung   beibehalten  werden  müssen. 
Wenn  wir  das  gröfsere,  anfänglich    besetzte  Gebiet  übernommen  hätten,  wäre 
die  Verwaltung  insofern  einfacher  gewesen,  als  die  natürlichen  Vorgesetzten  der 
Dorfschulzen    (Tipao)     in    Tsimo    und    Kiaotschau    ihr    Amt    unter    unserer 
Autorität   hätten   weiter   verwalten   können.     Da  jetzt  von   beiden  Distrikten 
Teile   auf  Deutschland   übergehen,   so   werden   wir   einen   neuen    chinesischen 
Verwaltungsbeamten,  wohl  am  besten  hier  in  Tsingtau,  für  unser  Gebiet  ein- 
setzen müssen.     Ein  solcher  Beamter  ist  für  die  ersten  Jahre  wenigstens  zur 
Handhabung  der  niederen  Justiz  gegen  Chinesen  nicht  zu  entbehren.     Bisher 
hatte    ich    mir   geholfen   durch   Verhängung  von   Prügeln   und   Strafarbeit   für 
kleine   Vergehen    —    nach    den  chinesischen    strafgesetzlichen  Bestimmungen, 
welche  der  Beamte  Loo  in  Kiaotschau  mitgeteilt  hatte  und  die  insofern  sehr 
einfach  sind,  als  die  Höhe  der  Strafe  in  jedem  Fall  dem  Ermessen  des  Richters 
freigestellt  ist.     Mit  Beendigung  des  Kriegszustandes   dürfte  aber  ein  derart 
summarisches  Verfahren  nicht  mehr  am  Platze  sein.     Bei  gröfseren  Vergehen 
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und  Verbrechen,  die  bisher  hier  und  in  nächster  Umgebung  nicht  vorgekommen  Nr.  11518. 
sind,  würde  auch  jetzt  schon  eine  Verlegenheit  über  die  Art  der  Aburteilung  Be°"h8Cu°a 
bestehen,    wenn  nur  Chinesen  dabei  interessiert  sind.  ||  Für  Gerechtigkeit  hat     China. 
der  Chinese  ein  besonders  feines  Gefühl  und  er  läfst   sich  ohne  Murren  eine 
rauhe,  rücksichtslose   Behandlung  gefallen,   wenn   unparteiisch   verfahren   wird 
und  ihm  das  geringe  Mals,  was  er  als  Menschenrecht  kennt,  nicht  verkümmert 
wird.     Aus    diesem   Grunde    ist    es    aber    wichtig,   gerade    im   Anfang  unserer 
hiesigen  Herrschaft  Personen  mit  der  Verwaltung  zu  vertrauen,  die  entweder 
genaue   Kenntnis     des   Volkscharakters    und    der    Volksgebräucho    haben   oder 
ernstlich  bestrebt  sind,  bei  allen  Schritten  in  diesen  Dingen  erfahrene  Berater 
heranzuziehen.  ||  Wem  die  Entwicklung  unserer  hiesigen  Besitzung  am  Herzen 
liegt,   muls  wünschen,   dafs  sobald  als  möglich  eine  in  weiten  Grenzen  selbst- 
ständige und  energische  Leitung  eingesetzt  wird. 

gez.  von  Diederichs, 
Vize-Admiral  und  Chef  des  Kreuzergeschwaders. 


N\\  11519.  GROSSBRITANNIEN  und  KOLONIEN.  —Verhandlungen 
zwischen  dem  Kolonialminister  und  den  Premier- 
ministern der  Kolonien  über  die  Beziehungen 
zwischen  den  Kolonien  und  dem  Mutterland.  Poli- 
tische, militärische,  kommerzielle  Fragen. 

Mr.  Cliamberlain  to  Governor-General  the  Earl  of  Aberdeen  (Canada).* 

Downing  Street,  August  13,  1897. 
My  Lord,  ||  In  my  Despatch  of  the  28th  of  January  last,  conveying  to  the   Nr.  11510. 
Premiers   of  the   self-governing  Colonies   the  invitation  to  be   present  at,   and  brita™,  ien  B 
take    part    in    the    celebration    of   the  Sixtieth   Anniversary    of  Her  Majesty's   Kolonien. 
Accession,  I  intimated  to  you  the  hope  of  Her  Majesty's  Government  that  their 
presence  here  might  afford  a  valuable  opportunity  for  the  informal   discussion 
of  many  subjects  of  great  interest  to  the  Empire.    I  have  now  ttie  honour  to 
enclose  for  your  Information  a  memorandum  showing  how  that  hope  was  fully 
realised    and    giving    an   account    of   the   business    transacted.  ||  Her   Majesty's 


A  similar  Despatch  was  addressed  to— 

(iovernor  Viscount  Hampden,  New  South  Wales. 
„        Lord  Brassey,  Victoria. 
„        tlie  Earl  of  Ranfurly,  New  Zealand. 
„        Lord  Lamington,  Queensland. 
„        Sir  Alfred  Mi lner,  Cape  of  Good  Hope.. 
„        Sir  T.  F.  Buxton,  South  Australia. 

Sir  II.  II.  Murray,  Newfoundland. 
„        Viscount  Gormanston,  Tasmania. 
„        Sir  G.  Smith,  Western  Australia,  and. 
„       Sir  W.  F.  Hely-Hutchinson,  NataL 
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Nr.  ii5i9.  Government  desire  to  put  on  record  their  strong  sense  of  the  loyal  and  patriotic 

Groß- 
britannien u. 


spirit  which  was  shown  by  all  the  representatives  of  the  Colonies  in  the  course 
Kolonien,  of  their  discussions.  ||  They  are  well  aware  that  many  of  them  carae  here  at 
ug.189*.  consi(jerai)ie  sacrifice  of  personal  convenience,  but  they  hope  that  their  Colonial 
colleagues  are  satisfied  that  their  visit  has  been  produktive  of  great  advantage 
to  the  Empire,  and  that  the  Conferences  which  have  been  held  have  resulted 
in  such  a  free  interchange  of  views  as  will  have  a  lasting  and  beneficial  effect 
in  securing  a  complete  mutual  understanding  between  the  Colonies  and  the 
Mother  Country.  J.  Chamberlain. 

Memorandum. 

On  Thursday,  the  24th  of  June,  the  Prime  Ministers  of  Canada,  New  South 
Wales,  Victoria,  New  Zealand,  Queensland,  Cape  Colony,  South  Australia,  New- 
foundland,  Tasmania,  Western  Australia,  and  Natal,  assembled  at  the  Colonial 
Office,  Downing  Street,  for  the  discussion  of  certain  Imperial  questions  with 
the  Secretary  of  State  for  the  Colonies.  It  was  decided  that  the  proceedings 
should  be  informal  and  that  the  general  results  only  should  be  published.  With 
the  view  of  giving  a  definite  direction  to  the  discussion,  the  Secretary  of  State, 
in  opening  the  proceedings,  set  forth  the  subjects  which  he  considered  might 
usefully  be  discussed,  so  as  to  secure  an  interchange  of  views  upon  them,  and 
where  they  were  ripe  for  a  statement  of  opinion,  a  definite  resolution  in  regard 
to  them,  in  the  following  speech: — 

"I  have  made  arrangements  for  a  füll  shorthand  report  of  all  our  procee- 
dings, which  will  be  confidential,  unless  we  otherwise  desire,  but  copies,  of 
course,  will  be  furnished  to  every  gentleman  for  reference,  and  possibly  later 
on,  if  we  come  to  any  conclusions,  we  may  consider  further  whether  it  is 
desirable  or  not  that  any  public  statement  should  be  made.  In  the  meantime, 
until  we  come  to  a  united  conclusion  upon  the  subject,  the  proceedings  will 
be  treated  as  absolutely  confidential.  ||  I  desire  at  the  outset  of  these  procee- 
dings to  offer  to  you,  on  behalf  of  Her  Majesty's  Government,  a  hearty  and 
cordial  welcome.  You  will  have  seen  in  your  short  visit  to  this  country  that 
all  parties,  and  all  classes,  are  animated  by  the  most  affectionate  feelings  of 
regard  towards  our  Colonial  fellow  subjects.  I  think  that  you  may  also  feel 
that  the  main  object  of  your  visit  has  already  been  to  a  great  extent  accom- 
plished.  The  great  pageant  to  which  you  contributed  so  interesting  a  feature 
has  shown  to  this  country,  to  the  Colonies,  and  to  all  the  world,  the  strength, 
the  power,  the  resources,  and  the  loyalty  of  the  British  Empire.  It  was,  I 
think  we  shall  all  agree,  a  most  remarkable  and  absolutely  unparalleled  demon- 
stration  of  personal  loyalty  to  a  Sovereign  and  of  the  essential  unity  of  the 
Empire.  ||  Her  Majesty's  Government,  while  very  anxious  to  take  this  opportunity 
of  an  interchange  of  views  with  you  on  many  matters  of  common  interest,  have 
carefully  avoided   suggesting  anything   in  the  nature   of  a  formal  Conference. 
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We  do  so,  in   the  first  place  because  we   do  not  wish  to  detract  in  any  way  Nr.  usw. 

from  the  personal  character  of  this  visit,   and  also   because  we  do  not  desire  britJj0nie~n  n- 

to   take   advantage   of  your   presence  to   force  upon  you  discussions  on  which    Kolonien. 

you  might  be  unwilling  at  this  moraent  to  enter.     On  the  other  band  we  are 

open    to    consider    in    the    raost    friendly    and    the    most    favourable   way   any 

representations    which   may  be  made  to  us  by  the  representatives  of  the  self- 

govcrning  Colonies,  having  regard  to  the  present  or  the  future  relations  between 

the  different  parts  of  the  Empire,   and  in  this  respect  we  arc  in  the   position 

of  those  who  desire  rather  to  learn  your  views  than  to  press  ours  upon   you. 

I  might,  I  think,  upon  this  sit  down  and  invite  your  opinions,  but  it  has  been 

suggested  to  rae,  and  it  seems  reasonable  to  suppose,  that  it  might  be  convenient 

to  you  at  this,  our  preliminary  meeting,  if  I  were  to  State  as  briefly  as  I  can 

the  subjects  which  appear  to  us  to  be  most  worthy  of  our  Joint  consideration, 

and  then  it  will  be  for  you  to  say  whether  these  subjects,  or  any  of  them, 

are  such  as  you  would  like  to  consider  more  formally  and  in  detail,  in  which 

case  I  hope   we  may  arrange  for  subsequent  interviews  with  that  object;  but 

to-day  I   will  State   for  your   consideration   a  list   of  subjects,   and  I   will  ask 

you  to  give   me  your  views  as  to  the  way  in  which  they  should  subsequently 

be  dealt  with. 

Political  Relations. 

Now,  gentlemen,  undoubtcdly  the  greatest,  the  most  important,  and  at  the 
same  time  the  most  difficult  of  all  the  subjects  which  we  could  consider  is  the 
question  of  the  future  relations,  political  and  commercial,  between  the  self- 
governing  Colonies  and  the  United  Kingdom.  I  do  not  think  that  it  is  necessary 
for  me  to  argue  at  all  upon  the  advantages  of  such  closer  union.  Strong  as 
is  the  bond  of  sentiment,  and  impossible  as  it  would  be  to  establish  any  kind 
of  relations  unless  that  bond  of  sentiment  existed,  I  believc  we  all  feel  that 
it  would  be  desirable  to  take  advantage  of  it,  and  to  still  further  tighten  the 
ties  which  bind  us  together.  In  this  country,  at  all  events,  I  may  truly  say 
that  the  idea  of  federation  is  in  the  air.  Whether  with  you  it  has  gone  as 
far,  it  is  for  you  to  say,  and  it  is  also  for  you  to  consider  whether  we  can 
give  any  practical  application  to  the  principle.  It  may  well  be  that  the  time 
is  hardly  ripe  for  anything  definite  in  this  regard.  It  is  quite  true  that  our 
own  Constitution  and  your  constitutions  have  all  been  the  subjeet  of  very  slow 
growth  and  that  they  are  all  the  stronger  because  they  have  been  gradually 
Consolidated,  and  so  perhaps  with  Imperial  Federation:  if  it  is  ever  to  be 
aecomplished  it  will  be  only  after  the  lapse  of  a  considerable  time  and  only 
by  gradual  steps.  |j  And  undoubtedly  one  of  those  steps  to  which  we  must  all 
attach  very  great  importance  is  the  grouping  of  the  Colonies.  We  rejoiee  in 
this  country  that  Canada  has  already  shown  the  way,  with  rcsults  which 
everyone  has  seen  have  condueed  greatly  to  her  strength  and  to  her  prosperity. 
We  observe,  with  the  most  lively  interest,  the  proeeedings  which  are  taking 
place    in   Australia   with   the    same   view.     We    know    that  in  South  African 
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Nr.  11519.  politics  the  same  idea  has  bulked  very  largely  in  tlie  past,  and  probably  will 
britannfen  u. come  *°  the  front  again.  In  regard  to  all  these  matters  it  is  not  for  us  to 
Kolonien,  offer  advice;  it  is  not  for  us  to  press  upon  you  in  any  shapc  our  interference 
'or  our  assistance.  If  it  be  possible  for  us  in  any  way  to  help  you  to  give 
effect  to  your  own  desires,  I  need  not  say  that  whe  are  entirely  at  your  servicc; 
but,  in  the  meanwliile,  I  can  assure  you,  on  behalf,  I  am  sure,  of  the  people 
of  this  country  that  we  most  heartily  wish  success  to  your  efforts,  believing, 
as  I  have  said,  that  it  will  in  your  case,  as  it  has  already  done  in  the  case 
of  Canada,  conduce  to  your  prosperity  and  to  your  power.  But  as  regards 
the  larger  question,  and  anything  in  the  nature  of  a  federation  of  the  Empire, 
the  subject  seems  to  me  to  depend  entirely  upon  the  feeling  which  exists  in 
the  Colonies  themselves.  Here  you  will  be  met  half  way.  The  question  is 
whcther  up  to  the  present  time  there  is  such  a  genuine  populär  demand  for 
closer  union  as  would  justify  us  in  considering  practical  proposals  to  give  it 
shape.  |)  I  feel  that  there  is  a  real  necessity  for  some  better  machinery  of 
consultation  between  the  self-governiug  Colonies  and  the  mother  country,  and 
it  has  sometimes  Struck  me — I  offer  it  now  merely  as  a  personal  Suggestion 
— that  it  might  be  feasible  to  create  a  great  Council  of  the  Empire  to  which 
the  Colonies  would  send  representative  plenipotentiaries, —  not  mere  delegates 
who  were  unable  to  speak  in  their  name,  without  further  reference  to  their 
respective  Governments,  but  persons  who  by  their  position  in  the  Colonies,  by 
their  representative  character,  and  by  their  close  touch  with  Colonial  feeling, 
would  be  able,  upon  all  subjects  submitted  to  them,  to  give  really  effective  and 
valuable  advice.  If  such  a  Council  were  to  be  created  it  would  at  once  assume 
an  immense  importance,  and  it  is  perfectly  evident  that  it  might  develop  into 
something  still  greater.  It  might  slowly  grow  to  that  Federal  Council  to  which 
we  must  always  look  forward  as  our  ultimate  ideal.  ||  And  to  a  Council  of  this 
kind  would  be  committed,  in  the  first  instance,  the  discussion  of  all  minor 
subjects  of  common  interest,  and  their  opinion  would  be  taken  and  would  weigh 
most  materially  in  the  balance  before  any  decision  were  come  to  either  by 
this  country  or  by  the  legislatures  of  the  several  Colonies  in  regard  to  such 
matters.  ||  There  is  only  one  point  in  reference  to  this  which  it  is  absolutely 
necessary  that  we  all  should  bear  in  mind.  It  may  be  that  the  time  has  come, 
and  if  not  I  believe  it  will  come,  when  the  Colonies  will  desire  to  Substitute 
for  the  slight  relationship  which  at  present  exists  a  true  partnership,  and  in 
that  case  they  will  want  their  share  in  the  management  of  the  Empire  which 
we  like  to  think  is  as  inuch  theirs  as  it  is  ours.  But,  of  course,  with  the 
privilege  of  management  and  of  control  will  also  come  the  Obligation  and  the 
responsibility.  There  will  come  some  form  of  contribution  towards  the  expense 
for  objects  which  we  shall  have  in  common.  That,  I  say,  is  seifevident,  but 
it  is  to  be  borne  in  mind,  even  in  these  early  stages  of  the  consideration  of 
the  subject.  ||  Now,  gentlemen,  in  connection  with  this  subject  we  have  already 
made  a  smal  advance,  upon  which  I  congratulate  myself,  since  it  was  accom- 
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plished  during  my  term  of  office,  though  it  was  preparcd  by  my  predecessors;  Nr.  11519. 
and  it  may  have  in  the  future  important  results.  The  Judicial  Committee  ofbrita^ie"nu 
the  Privy  Council  is  the  great  Judicial  Court  of  Appeal  of  the  Empire.  It  is  Kolonien, 
the  nearest  approach,  the  close&t  analogy,  to  the  Suprerae  Court  of  the  United 
States.  It  is  a  body  of  almost  universal  and  world  wide  reputation  and 
authority,  and  it  is  our  desire  naturally,  in  pursuit  of  the  ideas  which  I  am 
venturing  to  put  before  you,  to  increase  its  authority,  if  that  be  possible,  and 
to  give  it  a  more  representative  character,  and  with  that  vievv  we  have  most 
gladly  secured  the  appointment  as  Privy  Councillors  of  distinguished  Judges 
from  the  courts  of  Canada,  of  Australia,  and  of  South  Africa,  and  they  now 
will  take  their  seats  011  equal  terms  with  the  other  members  of  the  Judicial 
Committee.  Well,  gentlemen,  that  is  a  good  beginning,  but  Ido  not  think  that 
you  can  feel  that  at  present  the  arrangement  is  on  a  permanent  footing.  Thcre 
are  objections  to  the  present  system  which  will  present  themselves  to  every 
mind.  The  Judges  who  have  been  chosen  have  hitherto  been  Judges  who  are 
still  in  active  practice.  That  at  the  outset  raises  a  considerable  difficulty. 
It  will  be  difficult  for  these  Judges,  even  if  it  were  consistent  with  our  general 
idea  of  what  is  right,  to  take  part  in  appeals  in  regard  to  cases  upon  which 
they  have  already  decided.  And  another  difficulty  is  that  by  the  necessity  of 
their  position  the  greater  part  of  their  time  will  be  spent  in  the  colonies  from 
which  they  come.  They  will  only  be  here  for  indefinite  periods,  and,  as  it 
were  on  casual  occasions.  It  is  impossible  to  arrange  the  business  of  the  Privy 
Council  or  to  delay  the  suitors  to  meet  their  convenience,  and  the  result  of 
that  is  that  though  they  would  sit  as  Judges  of  the  Privy  Council,  it  may  very 
often  heppen  that  they  would  not  be  present  or  be  able  to  serve  precisely  011 
the  occasions  on  which  they  might  be  most  useful.  Now  all  that  could  be 
altered  by  the  Colonies  themselves,  and  this  is  one  of  the  subjects  which  I 
recommend  to  your  attention.  If  these  gentlemen  were  appointed  solely  and 
entirely  for  the  purpose  of  representing  the  groups  of  Colonies  on  the  Privy 
Council,  they  could  reside  permanently  in  this  country,  and  not  being  themselves 
actively  engaged  in  judicial  work  at  home,  they  could  sit  and  assist  the  Privy 
Council  in  all  cases  in  which  their  respective  Colonies  were  engaged;  and  I 
think  this  would  go  very  far  to  strengthen  the  position  of  the  Privy  Council 
and  at  the  same  time  to  give  to  all  the  Colonies  a  security  that  justice  would 
be  done  when  they  appeal  to  this  great  institution.  May  I  note  in  passing  a 
matter  of  some  importance  in  regard  to  the  proposed  Australian  Föderation 
Bill ;  it  appears  in  that  Bill  to  be  suggested  that  if  it  is  passed  appeals  should 
only  go  to  the  Privy  Council  upon  constitutional  questions.  I  venture  most  respect- 
fully  to  urge  the  reconsideration  of  that  Suggestion.  Nothing  is  more  desirable 
in  the  interests  of  the  Colonies,  in  the  interests  of  the  United  Kingdom  and 
of  the  British  Empire,  than  an  uniformity  of  law,  and  that  uniformity  can 
only  be  obtained  by  occasional  appeals  to  the  highest  tribunal,  settling  ouce 
for  all  the  law  for  all  parts  of  the  Empire;  and  I  confess  I  think  it  would 
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Nr.  ii5i9.  be  a  great  loss  to  the  Colonists  if  they  surrendered  the  opportunity  of  getting 
britannien  u.  tn*s  judicial  decision  upon  difficult  and  complicatcd  points  of  law  which  from 
iKoionien.    tiiiie  to  time  may  arise  in  the  local  courts. 

13.Aug.1897. 

Def  en  ce. 
I  have  said  that  the  question  to  which  I  first  directed  your  attention  — 
that  of  closer  relations  —  is  greater  than  all  the  rest.     I  may  say  that  it 
Covers  all  the  rest,    because,   of  course,    if  Federation   were  established,   or 
anything  approaching  to  it,  all  these  other  questions  to  which  I  am  now  about 
to  call  your  attention  would  be  settled  by  whatever  was  the  representative 
body  of  the  Federation,  and  among  them,  and  in  the  very  first  rank,  must  of 
necessity  come  the  question  of  Imperial  defence.     Gentlemen,  you  have  seen 
something  of  the   military   strength   of  the  Empire;  you  will  see  on  Saturday 
an  astounding  representation  of  its  naval  strength,  by  which  alone  a  Colonial 
Empire  can  be  bound  together.      You  are  aware  that   that   representation — 
great,    magnificent,   unparalleled    as   it  will  be — is  nevertheless  only  a  part  of 
the  naval  forces  of  the  Empire  spread  in  every  part  of  the  globe.    The  great 
Mediterranean  fleet  is  still  at  its  füll  force;  the  fleets  on  the  various  stations 
are  all  up    to  their   normal    strength,   and  the   fleet  which  you  will  see  on 
Saturday  next  is  merely  the  Reserve  and  the  Home  fleet,  ready  to  go  anywhere 
at  any  time,  in  the  interests  of  the  Colonies  and  of  the  United  Kingdom.  |! 
This  gigantic  navy,  and  the  military  forces  of  the  United  Kingdom,  are  main- 
tained,  as  you  know,  at  heavy  cost.     I  think  the  Charge  upon  the  Exche- 
quer  is.at  the   present  time  something  like  35   millions   Sterling  per  annum, 
and  it  constitutes  more  than  onethird  of  the  total  income  of  the  country.   Now, 
these  fleets,  and  this  military   armament,  are   not  maintained  exclusively,  or 
even  mainly,  for  the  benefit  of  the  United  Kingdom,  or  for  the  defence  of 
home  interests.     They  are  still  more    maintained   as    a  necessity   of   empire, 
for  the  maintenance  and  protection  of  Imperial  trade  and  of  Imperial  interests 
all  over  the  world,  and  if  you  will  for  a  moment  consider  the  history  of  this 
country  during,  say,  the  present  Century,  or,  I  would  say,  during  the  present 
reign,  you  will  find  that  every  war,  great  or  small,  in  which  we  have  been 
engaged,  has  had  at  the  bottom  a  colonial  interest,  the  interest,    that  is  to 
say,  either  of  a  colony,  or  of  a  great  dependency  like  India.     That  is  abso- 
lutely  true,  and  is  likely  to  be  true  to  the  end  of  the  chapter.   If  we  had  no 
Empire,  there  is  no  doubt  whatever  that  our  military  and  our  naval  resourses  would 
not  require  to  be  maintained  at  anything  like  their  present  level.  ||  Now  I  venture  to 
say  that  that  must  necessarily  be  the  case  in  the  future.    Look  at  the  conditiou  of 
the  Colonies.  Assume,-although  I  am  almost  ashamed  to  assume  it,  even  for  the  pur- 
pose  of  argument, — assume  that  these  Colonies  were  separated  from  the  mother 
country.     "What   would   be   the   position  of  the  great  Dominion  of  Canada? 
The  Dominion    of  Canada  is  bordered  for  3,000  miles  by  a  most  powerful 
neighbour,  whose  potentialities  are  infinitely  greater  than  her  actual  resources. 
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She  comes  into  conflict  in  regard  to  the   raost  important  interests  with  thc  Nr.  11519. 
rising  power  of  Japan,  and  even  in  regard  to  some  of  her  interests  with   thc ,  .iGl0fc" 

°    A  '  "  britannion  u 

great  empire  of  Russia.  Now,  let  it  not  be  supposed  for  a  moment  that  I  Kolonien, 
suggest  as  probable — I  hardly  like  to  think  that  it  is  even  possible — 13-Aus-18''''- 
that  there  should  be  a  war  between  Canada,  or  on  behalf  of  Canada,  either 
with  the  United  States  of  America,  or  with  any  of  the  other  Powers  with 
which  she  may  come  into  contact,  but  what  I  do  say  is  this,  that  if  Canada 
had  not  behind  her  to-day,  and  does  not  continue  to  have  behind  her  this 
great  military  and  naval  power  of  Great  Britain,  she  would  have  to  rnake 
concessions  to  her  neighbours,  and  to  accept  views  which  might  be  extremely 
distasteful  to  her  in  order  to  remain  permanently  on  good  terms  with  them. 
She  would  not  be  able  to,  it  would  be  impossible  that  she  should,  herseif 
control  all  the  details  of  her  own  destiny;  she  would  be,  to  a  greater  or  less 
extent,  in  spite  of  the  bravery  of  her  population  and  the  patriotism  of  her 
people,  she  would  still  be,  to  a  great  extent,  a  dependent  country.  ||  Look  at 
Australia  again.  I  need  not  dwell  on  the  point  at  any  length,  but  we  find 
the  same  thing.  The  interests  of  Australia  have  already,  on  more  than  one 
occasion,  threatened  to  come  into  conflict  with  those  of  two  of  the  greatest 
military  nations  of  the  Continent,  and  military  nations,  let  me  add,  who  also 
possess  'each  of  them  a  very  large,  one  of  them  an  enormous,  fleet.  There 
may  be  also  questions  of  difficulty  arising  with  Eastern  nations,  with  Japan 
or  even  with  China,  and  under  those  circumstances  the  Australasian  Colonies 
are  in  precisely  the  same  position  as  the  Dominion  of  Canada.  In  South 
Africa,  in  addition  to  the  ambitions  of  foreign  countries,  to  which  I  need  not 
further  allude,  our  Colonies  there  have  domestic  rivals  who  are  heavily  armed, 
prepared  both  for  offence  and  for  defence;  and  again  I  say,  nothing  could 
be  more  suicidal  or  more  fatal  than  for  any  of  those  great  groups  of  Colonies 
either  to  separate  themselves  in  the  present  stage  from  the  protecting  forces  of  the 
mother  country,  orto  neglect  themselves  to  take  theirfair  share  in  those  protectivc 
resources.  |  What,  then,  I  want  to  urge  upon  you  is,  and  in  doing  so.  I  thing  I 
am  speaking  to  those  who  are  already  converted,  that  we  have  a  common  interest 
in  this  matter,  and  certainly  it  has  been  a  great  pleasure  to  us,  a  great  pride  to 
us,  that  Australia,  in  the  first  instance,  offerecl  voluntarily  a  contribution  in 
aid  of  the  British  Navy  besides  taking  her  füll  share  of  her  own  military 
dcfences.  Now  we  have  to  recognise  that  the  Cape  Colony  has  followed  in  that 
patriotic  course.  I  do  not  know  upon  what  conditions  these  gifts  may  be 
offered  or  continued,  but,  at  all  events,  the  spirit  in  which  they  have  been 
made  is  most  heartily  reciprocated  in  this  country.  The  amount,  of  course, 
is  at  the  present  time  absolutely  trifling,  but  that  is  not  the  point.  We  are 
looking  to  the  Colonies  as  still  children,  but  rapidly  approaching  manhood. 
In  the  lifetime,  perhaps,  of  some  of  us,  we  shall  see  the  population  doublcd, 
and  certainly  in  the  lifetime  of  our  descendants  there  will  be  great  nations 
where  now  there  are  comparatively  sparse  populatious;  and  to  establish  in  the 
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Nr.  ii6io.  early  days  this  principle  of  mutual  support  and  of  a  truly  Imperial  patriotism, 
britannien  u.  *s  a  great  thiug  of  wliich  our  Colonial  statesmen  raay  well  be  proud.  ||  I  shall 

Kolonien.  kc  very  gja(j  t0  hear  the  views  of  the  Premiers  in  regard  to  this  question 
'  of  any  contribution  which  they  think  the  Colonies  would  be  willing  to  make 
in  order  to  establish  this  principle  in  regard  to  the  naval  defence  of  the 
Empire.  As  regards  the  military  defence  of  the  Empire,  I  am  bound  to  say 
that  we  are  still  behindhand,  although  a  great  deal  has  been  done  in  recent 
years.  As  you  know,  the  Colonial  Defence  Committee  of  experts  has  been 
sitting,  and  has  accomplished  already,  with  the  assistance  of  the  Colonies,  a 
very  great  improvement  in  the  State  of  things  which  existed  before;  but  I  cannot 
say  from  the  Information  at  my  disposal  that  with  all  the  magnificent  resources 
of  the  Colonies  their  Organisation  at  present  is  satisfactory.  This  is  more  a 
matter  of  detail,  and  I  do  not  propose  to  dwell  upon  it  now,  but  I  would 
remind  the  Premiers  assembled  that  if  war  breaks  out  war  will  be  sudden, 
and  there  will  be  no  time  for  preparation  then.  Therefore  it  is  of  the  first 
importance  that  we,  all  having  a  common  interest,  should  have  beforehand  a 
scheme  of  common  defence  against  any  possible  or  at  all  events  any  probable 
enemy,  and  we  ought  to  have  these  schemes  of  defence  before  us.  In  the 
case  of  some  of  the  Colonies  schemes  have  already  been  prepared;  in  others 
no  scheme  has  been  prepared  or  concerted  up  to  the  present  time,  and  I 
believe  it  is  most  desirable  that  that  Omission  should  be  repaired.  It  is  also 
most  desirable,  in  Australia  especially,  and  to  a  lesser  extcnt,  although  still 
to  an  important  extent  in  South  Africa,  that  there  should  be  an  uniformity 
in  regard  to  the  military  preparations.  An  uniformity  of  arms  is,  I  need 
scarcely  say,  of  immense  importance,  as  it  gives  us  interchangeability  of 
weapon,  and  there  are  also  uniformity  of  equipment,  some  central  provision  for 
stores,  and  for  the  military  instruction  of  the  local  forces,  all  of  which  can 
be  arranged  with  the  assistance  of  the  Colonies,  and,  I  believe,  very  much  to 
their  advantage. 

Exchange  of  Military  Forces. 
But  I  am  looking  forward  to  something  more  than  that,  The  inter- 
changeability in  the  several  groups  is  a  matter  of  great  importance,  but  how 
much  greater  it  would  be  if  there  were  interchangeability  between  the  whole 
forces  of  the  Empire,  between  the  forces  which  you  have  in  the  several 
Colonies  and  the  forces  of  which  you  have  seen  some  examples  at  home 
since  you  came  to  these  shores.  That  is  a  matter  which  also  can  be 
arranged,  and  to  which  we  shall  bring  at  all  events  the  utmost  good 
will.  If  you  have,  as  Canada  has  at  Kingston,  an  important  military 
College,  it  may  be  possible  for  us  to  offer  occasionally  to  the  cadets  of 
that  College  commissions  in  the  British  Army.  But  a  still  more  important 
matter  which  has  suggested  itself  to  my  mind,  and  which  now  I  desire  to 
commend  to  your  earnest  attention,  is  a  proposal  which  may  be  described  as 
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the  interchangeability  of  railitary  duties.  To  put  it  into  piain  English  it  Nr-  "519. 
means  this:  that,  for  instance,  a  Canadian  regimeut  should  como  to  this  britannion  „ 
country,  take  up  its  quarters  for  a  period  of  time,  at  least  12  months,  with  Kolonien, 
the  British  army,  and  form,  during  the  whole  time  that  it  is  in  this  country, 
a  part  of  the  British  army,  and  that  in  return  a  similar  regiment  of  British 
troops,  or  a  brigade  of  artillery  or  cavalry,  should  go  to  Canada  and  should 
reside  and  exercise  with  the  Canadian  army,  and  form  a  part  of  that  army. 
The  idea  is  that  this  should  be  chiefly  for  the  purpose  of  drill  and  Instruction, 
and  I  cannot  doubt  that  it  will  be  of  enormous  advantage  to  the  Canadian 
troops,  and  to  the  troops  of  the  Colonies,  to  measure  themselves  against  the 
regulär  army,  and  to  learn  the  discipline  and  the  manoeuvres  which  are 
practised  on  a  large  scale  in  this  country.  ||  But  my  imagination  goes  even 
further.  It  seems  to  me  possible  that  although  in  the  first  instance  the  idea 
is  that  such  a  regiment  coraing  to  this  country  would  come  solely  for  that 
purpose  and  would  not  be  engaged  in  military  Operations,  yet  if  it  were  their 
wish  to  share  in  the  dangers  and  the  glories  of  the  British  army  and  take 
their  part  in  expeditions  in  which  the  British  army  may  be  engaged,  I  see 
no  reason  why  these  colonial  troops  should  not,  from  time  to  time,  fight 
side  by  side  with  their  British  colleagues.  That,  however,  is  a  matter 
which,  like  everything  eise  which  I  am  putting  before  you,  is  not  a 
recommendation  which  has  any  pressure  behind  it;  it  is  merely  a  Suggestion 
to  be  taken  up  by  you  voluntarily  if  it  commends  itself  to  your  minds.  What 
I  have  suggested  might  take  place  with  regard  to  Canada,  I  believe  might 
equally  take  place  with  regard  to  such  fine  forces  as  those  of  which  we  have 
seen  representatives  from  some  of  the  Colonies  of  Australia,  and  might  take 
place  also  with  regard  to  the  South  African  Colonies. 

Commercial  Relation  s. 
I  pass  on,  then,  to  another  question,  and  that  is  as  to  the  future  com- 
mercial relations  between  this  country  and  her  Colonies.  How  far  is  it 
possible  to  make  those  relations  closer  and  more  intimate?  I  have  said  that 
I  believe  in  sentiment  as  the  greatest  of  all  the  forces  in  the  general  govern- 
ment  of  the  world,  but  at  the  same  time,  I  should  like  to  bring  to  the 
reinforcement  of  sentiment  the  motives  which  are  derived  from  matcrial  anci 
personal  interest.  But  undoubtedly  the  fiscal  arrangements  of  the  different 
Colonies  differ  so  much  among  themselves,  and  all  differ  so  much  from  those 
of  the  mother  country,  that  it  would  be  a  matter  of  the  greatest  complication 
and  difficulty  to  arrive  at  any  conclusion  which  would  unite  us  commercially 
in  the  same  sense  in  which  the  Zollverein  united  the  empire  of  Germany.  It 
may  be  borne  in  mind  that  the  history  of  that  Zollverein  is  most  interesting 
and  most  instructive.  It  commenced  cntirely  as  a  commercial  Convention, 
dealing  in  the  first  instance  only  partially  with  the  trade  of  the  empire,  it 
was  rapidly  extended  to  include  the  whole  trade  of  the  empire,  and  it  finally 
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Nr.  11519.  made  possible  and  encouraged  the  ultimate  union  of  the  empire.     But  this  is 
britannien «  a  matter  uPon  which  at  tne  present  time,  rather  than  suggest  any  proposals 
Kolonien.    0f   my  owii,   I   desire  to   hear   the   views    of  the  gentlemen  present.  ||  In  the 
13,Aug'189'*  meanwhile,   however,  I   may  say  that  I  note  a  resolution  which  appears  to 
have  been   passed  unanimously  at  the  meeting  of  the  Premiers  in  Hobart,  in 
which  the   desire  was  expressed  for  closer  commercial  arrangements  with  the 
Empire,  and   I  think  it  was   suggested  that  a  Commission  of  Inquiry  should 
be  created  in  order  to  see  in  what  way  practical  effect  might  be  given  to  the 
aspiration.     If  that  be  the  case,  and  if   it  were  thought  that  at  the  present 
time  you  were  not  prepared  to  go  beyond  inquiry,   if  it  were  the  wish  of  the 
other  Colonies,  of  Canada  and  of  the  South  African  Colonies,  to  join  in  sucli 
an  inquiry,  Her  Majesty's  Government  would  be  delighted  to  make  arrange- 
ments for  the  purpose,  and  to  aeeept  any  suggestions  as  to  the  form  of  the 
reference  and  the   character  and  Constitution  of  the  Commission,  and  would 
very  gladly  take  part  in  it.  ||  But  that  brings  me  to  another  question  connected 
with  commercial  relations,  and  of  great  importance.     I  refer  to  the  treaties 
at   present   existing   between   the   mother   country,    acting   on   behalf   of  the 
Colonies  as  well  as  of  herseif,  and  foreign  countries.     The  question  has  been 
raised  at  various  times  in  the  shape  of  resolutions   or  suggestions  from  the 
Colonies   that  certain  treaties,  notably   a  treaty  with    Germany   and  a    treaty 
with  Belgium,    should  be  denounced.     It   should   be   borne  in  mind   that  that 
is  for  us  a  most  important  question.     Our  trade  with   Germany    and   Belgium 
is    larger    than    our    trade  with    all    the   Colonies   combined.      It    is   possible 
that  if  we  denounced  those  treaties  Germany  and  Belgium  would  endeavour, 
I   do    not    say   wheter    they    would    sueeeed,     but    they    might    endeavour    to 
retaliate,  and  for  some  time,  at  any  rate,  our  commercial  relations  with  these 
two  countries  might  be  disturbed.     Therefore  a  step  of  that  kind  is  one  which 
can  only  be   taken  after  the  füllest    consideration,    and  in  deference  to  very 
strong  opinion  both  in  this  country  and  in  the   Colonies.     Now  the  question 
is   brought  to    a  practical  issue,    or  may  be    brought  to  a  practical  issue,  by 
the  recent  action  of  Canada.    As  all  are  aware,  Canada  has  offered  preferential 
terms  to  the   mother   country,    and  Germany  and  Belgium  have  immediately 
protested    and    claimed    similar   terms   under   these    treaties.     Her   Majesty's 
Government  desire  to  know  from  the  Colonies  whether,  so  far  as  they   are 
concerned,   if  it   be   found   that   the    arrangements   proposed   by  Canada  are 
inconsistent  with  the  conditions  of  those  treaties,  they  desire  that  those  treaties 
shall  be   denounced.     If   that  be  the   unanimous   wish   of  the   Colonies,  after 
considering   the    effect  of   that   denunciation  upon  them  as  well  as  upon  us, 
because  they  also  are  concerned  in  the  arrangements  which  are  made  by  these 
treaties,  then  all  I  can  say  at  the  present  time  is  that  Her  Majesty's  Go- 
vernment will  most  earnestly  consider  such  a  recommendation  from  the  Colonies, 
and   will  give  to  it  the  favourable  regard  which  such  a  memorial  deserves.  |j 
But  I  should   add  that  there    is  another  question  which  is  still  more  difficult, 
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but  about  whicb  I  only  wish  to  offer  a  word  of  warning  to  the  representatives  Nr.  11519. 
present.     Besides  those  two    treaties  which  are  very  special  in  their  terms,  britJiun|,e"|i  u 
and  which    prevent  the  preferential  arrangement,   or  which  appear  to  prevent    Kolonien. 
the  preferential  arrangement  contemplated  by  Canada,  we  have  a  most  favoured1  '  ug* 
nation   clause   in   all  our  treaties   to   which   most  of  the  Colonies  are  parties. 
I  may  explain  that,  under  the  terms  of  the  Canadian  resolution,  if  any  foreign 
nation  were  to  offer  to  Canada  beneficial  terms  as  defined  in  the  resolution, 
Canada  would  then  be  bound  to  give  to  that  country  the  same  preference  as 
is  offered  to  Great  Britain.    Let  me  suppose,  for  instance,  that  it  was  a  minor 
country    like   Holland,    and    assume    for   the    sake    of  argument  that  Holland 
offered  these  advantages,  thereupon  Canada  would  be   compelled  to  give  the 
same  terms  to  Holland  that  she  now  offers  to  the  mother  country.     She  would 
then  be  bound  by  most  favoured  nation  treaties  to  give  the  same  terms  to 
practically   every  important   commercial  country  in  the  world.     It  would  be, 
I  think,  a  matter  of  impossibility  to  denounce  those  treaties,  because  that 
involves   the  whole  trade  of  the  empire,  and  in  some  cases  there  is  no  term 
of  denunciation  in  the  treaties.  ||  But  of  course  the  whole  difficulty  can  be 
avoided — I  only  point  it  out  in  passing — the  whole  difficulty  can  be  avoided 
by  any  colony  which  desires  to  make  the  preferential  arrangement  with  the 

« 

mother  country,  if  that  colony  will  confine  its  offer  nominatim  to  the  mother 
country  and  not  make  it  to  a  foreign  country,  but  if  it  is  offered  to  a  foreign 
country  then,  as  I  say,  it  will  be  controlled  by  the  most  favoured  nation 
treaties  throughout  the  world. 

Pacific  Cable. 

The  next  point  to  which  I  will  allude  very  briefly  in  connection  with  our 
commercial  relations  is  the  question  of  improved  Communications.  That  was 
the  subjeet  of  very  important  resolutions  at  the  time  of  the  Conference  at 
Ottawa,  and  already  I  am  happy  to  think  that  considerable  effect  has  been 
given  to  those  resolutions  in  regard  to  the  fast  mail  service,  which  was  the 
first,  and,  probably,  the  most  important  of  those  resolutions.  Arrangements  are 
now  in  progress  by  which  it  will  be  aecomplished,  and  1  hope  that  in  connection 
with  that  the  service  between  Canada  and  Australia  will  also  be  improved,  and 
there  will  be  nothing  further  to  be  desired.  ||  There  is,  however,  still  pending 
the  question  of  a  Pacific  cable  entirely  through  British  territory.  Upon  that 
we  desire  to  have  the  opinions  of  the  gentlemen  present  as  to  how  far  they 
are  prepared  to  go.  I  would  say  in  regard  to  this,  and  also  in  regard  to 
the  fast  steam  service,  in  dealing  with  the  matter  at  all,  we  are  giving  the 
most  striking  proof  we  can  of  our  good  will,  and  of  our  desire  to  meet  your 
wishes.  Neithcr  of  these  proposals  would  have  been  made  by  us.  I  must 
l'ninkly  say  that  we  are  not  dissatisfied  with  the  present  arrangements;  we  do 
not  feel,  although  we  think  that  they  are  valuable  proposals,  yet  we  do  not 
feel  that  they  are  urgent,  and  therefore  we  should  not  ourselves,  or  by  ourselves, 


22  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  H519.  have  liefen  disposed  to  offer  sudsidies  either  to  the  steamboat  Service,  or  to 
.  .1Groft"      tlie  Pacific  Cable,  and  we  are  only  induced  to  do  it  by  our  desire  to  sbow  that 

britannien  u. 

Kolonien,  in  any  matter  in  which  our  Colonies  are  themselves  deeply  interested,  tbey 
i3.Aug.i897.  may  count  Up0n  tne  SUpport  and  assistance  of  the  mother  country.  Well,  in 
regard  to  the  Pacific  Cable,  the  matter  Stands  thus.  A  representative  committee 
was  appointed,  which  has  discussed  the  whole  subject;  it  has  come  to  the 
conclusion  that  such  a  cable  is  practicable,  has  roughly  estimated  the  cost 
(which  is  probably  less  than  was  originally  anticipated),  and  has  also  estimated 
the  probable  returns.  What  remains,  however,  to  be  inquired  into  is  as  to 
the  subsidies  which  the  several  Colonies  are  prepared  to  give  towards  this 
undertaking.  Without  in  this  venturing  to  pledge  my  colleagues,  I  say  that 
to  any  proposal  which  may  be  made  by  the  Colonies,  the  Government  will 
give  their  most  favourable  consideration. 

Imperial  Penny  Postage. 

I  also  should  mention  the  desire  which  is  widely  feit  and  which  I  share 

for  an  improved  postal  communication  with  the  Colonies.     I  believe  that  that 

matter  rests  entirely  with  the  Colonies  themselves,  and  that  they  have  revenue 

difficulties   in   the  matter   which  have   hitherto   prevented  us    coming  to  any 

conclusion.     But    I   confess  that  I  think  that  one  of  the  very  first  things  to 

bind  together  the  sister  nations  is  to  have  the  readiest  and  the  easiest  possible 

communication  between  their  several  units,  and  as  far  as  this  country  is  concer- 

ned,  I  believe  we  should  be  quite  ready  to  make  any  sacrifice  of  revenue  that 

may  be  required  in  order  to  secure  an  universal  penny  post  throughout  the 

Empire.  . 

Commercial  Code. 

A  very  desirable  but  minor  point  would  be,  if  it  were  possible,  and  I  do 
not  think  that  there  is  any  serious  practical  difficulty,  an  agreement  as  to  a 
commercial  code  for  the  Empire.  We  all  know  that  trade  relations  are  guided 
very  much  by  the  simplicity  with  which  they  can  be  conducted,  and  if  we 
had  throughout  the  British  Empire  the  same  law  in  regard  to  all  commercial 
matters,  I  have  no  doubt  whatever  that  that  in  itself  would  be  a  strong 
inducement  that  the  course  of  trade  should  take  the  direction  that  we  desire. 
This,  however,  is  a  matter  of  detail;  I  should  only  desire  an  expression  of 
opinion  as  to  the  desirability  of  it,  but  if  it  were  thought  really  a  desirable 
thing  to  accomplish,  it  might  be  secured  by  an  expert  Commission,  which 
would  settle  the  details,  and  I  think  I  have  already  circulated  to  the  Premiers 
a  memorandum  on  the  subject  which  has  been  prepared  by  the  Parliamentary 
draughtsmen  of  this  country,  and  which  would  be  the  basis  for  discussion  by 
any  Commission  which  might  be  appointed. 

Load  Lines. 
A  difficulty  has  arisen,   which  is  local  I  think  to  Australia,   with  regard 
to  the  settlement  of  load  lincs.    The  settlement  of  load  lines  has  been  under- 
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taken  in  this  country  with  a  view  to  securing  the  safety  of  ships  at  sea,  and   Nr.  11519. 
of  the  men  who  go  down  to  the  sea  in  them,  and  a  load  line  has  heen  esta-  brita^nie"n  „ 
blished  for  the  United  Kingdom.     It  would  be   absolutely  impossible  for  the   Kolonien. 
United  Kingdom,  as  long  as  that  is  in  force,  to  recognise  any  other  load  line    'Aug' 
less    safe  than  their  own,  because  othervvise  it  would  lead  to  a  transfer  of 
trade.     It    would   be  perfectly  natural,  if  a  shipowner  wished  to  escape  the 
obligations  of  the  law  to  transfer  himself  to  a  Colonial  registry,  and  to  come 
into   competition  with  our  shipowners  with  arrangements   which,  although  more 
profitable,  are   certainly    less   safe.     But   some   difficulty   has  arisen  in  regard 
to   this  in  some  of  the  Australian  Colonies,  and  I  should  be  very  glad  to  see 
that    removed.     I  hope  that    a  proposal  which   I  have  to  make  to  you  will 
entirely  reraove  any  further  difficulty,  and  it  is  that  the  British  Board  of  Trade 
should   add  to  the  expert  authority  which  has  from  time  to  time  to  decide 
the  load  line  representatives  of  the  Colonies  concerned.    In  that  way  the  voice 
of  the  Colonies  and  the  interests  of  the  Colonies  in  any  local  question  would 
be  fully  heard  before  a  Joint  line  was  agreed  upon. 

Paris  Exhibition  of  1900. 

I  have  also  a  small  matter  to  ask  your  Instructions  upon  in  regard  to 
the  Paris  Exhibition  for  the  year  1900.  We  were  very  anxious,  if  possible,  to 
secure  an  united  representation  of  the  Empire  in  one  building.  That  has 
proved  to  be  impossible  owing  to  the  French  arrangements,  and  the  way  in 
which  they  have  divided  the  exhibition;  but  what  we  hope  we  have  secured 
is  this:  that  a  special  colonial  building  for  the  whole  of  the  colonial  exhibition, 
in  a  first-rate  Situation,  and  exactly  opposite  the  French  colonial  exhibition, 
shall  be  reverved,  and  all  the  Colonies  will  then  exhibit  together  in  a  single 
building.  In  the  other  one  would  be  the  French  colonial  exhibits,  but  the 
exhibits  of  the  mother  country  of  France  and  of  the  mother  country  of  the 
United  Kingdom  will  be,  in  each  case,  in  a  separate  building.  In  regard  to 
this  matter  it  has  been  proposed  to  put  representatives  of  all  the  Colonies 
upon  the  Royal  Commission.  It  will  be  a  position  of  honour  and  of  impor- 
tance.  But  we  are  in  this  difficulty,  that  the  Agents-General,  who  would 
naturally  suggest  themselves  are,  I  believe,  rather  a  varying  body,  that  some 
of  them  are  likely  no  longer  to  be  holding  office  in  1900,  and  that  therefore 
it  will  be  necessary  to  make  a  special  appointment  ad  hoc  for  this  purpose, 
and  what  we  wish  to  know  is  whether  that  would  be  agreeable  to  the  Colonies, 
and  if  so,  if  they  would  each  of  them  nominate  some  one  as  their  repre- 
sentative  upon  the  Commission,  that  some  one  being  either  the  Agent  General 
or  any  one  eise  whom  they  thought  better  to  nominate  for  the  purpose. 

Alien  Immigration. 

One  other  question  I  have  to  mention,  and  only  one;  that  is,  I  wish  to 
direct  your  attention  to  certain  legislation  which  is  in  process  of  consideration, 
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Nr.  11519.  or  which  has  Leen  passed  by  some  of  the  Colonies,  in  regard  to  the  ira- 
britan°nien  u  Migration  of  aliens,  and  particularly  of  Asiatics.  |l  I  have  seen  these  Bills,  and 
Kolonien,  they  differ  in  some  respects  one  from  the  other,  but  there  is  no  one  of  them, 
«?•  .< .  except  perhaps  the  Bill  which  comes  to  us  from  Natal,  to  which  we  can  look 
with  satisfaction.  I  wish  to  say  that  Her  Majesty's  Government  thoroughly 
appreciate  the  objeet  and  the  needs  of  the  Colonies  in  dealing  with  this  matter. 
We  quite  sympathise  with  the  determination  of  the  white  inhabitants  of  these 
Colonies  which  are  in  comparatively  close  proximity  to  millions  and  hundreds 
of  millions  of  Asiatics  that  there  shall  not  be  an  influx  of  people  alien  in 
civilization,  alien  in  religion,  alien  in  customs,  whose  influx,  moreover,  would 
most  seriously  interfere  with  the  legitimate  rights  of  the  existing  labour 
population.  An  immigration  of  that  kind  must,  I  quite  understand,  in  the 
interest  of  the  Colonies,  be  prevented  at  all  hazards,  and  we  shall  not  offer 
any  Opposition  to  the  proposals  intended  with  that  objeet,  but  we  ask  you 
also  to  bear  in  mind  the  traditions  of  the  Empire,  which  makes  no  distinetion 
in  favour  of,  or  against  race  or  colour;  and  to  exelude,  by  reason  of  their 
colour,  or  by  reason  of  their  race,  all  Her  Majesty's  Indian  subjeets,  or  even 
all  Asiatics,  would  be  an  act  so  offensive  to  those  peoples  that  it  would  be 
most  painful,  I  am  quite  certain,  to  Her  Majesty  to  have  to  sanetion  it. 
Consider  what  has  been  brought  to  your  notice  during  your  visit  to  this 
country.  The  United  Kingdom  owns  as  its  brightest  and  greatest  dependency 
that  enormous  Empire  of  India,  with  300,000,000  of  subjeets,  who  are  as 
loyal  to  the  Crown  as  you  are  yourselves,  and  among  them  there  are  hundreds 
and  thousands  of  men  who  are  every  whit  as  civilized  as  we  are  ourselves, 
who  are,  if  that  is  anything  better  born  in  the  sense  that  they  have  older 
traditions  and  older  families,  who  are  men  of  wealth,  men  of  eultivation,  men 
of  distinguished  valour,  men  who  have  brought  whole  armies  and  placed  them 
at  the  service  of  the  Queen,  and  have  in  times  of  great  difficulty  and  trouble, 
such  for  instance  as  on  the  occasion  of  the  Indian  Mutiny,  saved  the  empire 
by  their  loyalty.  I  say,  you,  who  have  seen  all  this,  cannot  be  willing  to 
put  upon  those  men  a  slight  which  I  think  is  absolutely  unnecessary  for  your 
purpose,  and  which  would  be  calculated  to  provoke  ill-feeling,  discontent, 
irritation,  and  would  be  most  unpalatable  to  the  feelings  not  only  of  Her 
Majesty  the  Queen,  but  of  all  her  people.  ||  What  I  venture  to  think  you  have 
to  deal  with  is  the  character  of  the  immigration.  It  is  not  because  a  man 
is  of  a  different  colour  from  ourselves  that  he  is  necessarily  an  undesirable 
immigrant,  but  it  is  because  he  is  dirty,  or  he  is  immoral,  or  he  is  a  pauper, 
for  he  has  some  other  objeetion  which  can  be  defiued  in  an  Act  of  Parliament 
and  by  which  the  exclusion  can  be  managed  with  regard  to  all  those  whom 
you  really  desire  to  exelude.  Well,  gentlemen,  this  is  a  matter  I  am  sure 
for  friendly  consultation  between  us.  As  I  have  said,  the  Colony  of  Natal 
has  arrived  at  an  arrangement  which  is  absolutely  satisfactory  to  them,  I 
believe,  and  remember  they  have,  if  possible,  an   even  greater  interest  than 
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you,  because  they  are  closer  to  the  immigration    wliich    has    already  begun   Nr.  11519. 
there  on   a  very  largc  scale,   and  they  have  adopted  legislation  which  they  britan°niben  u 
believe   will  give  them  all    that  they  want,  and  to  which  the  objection  I  have    Kolonien, 
taken   does   not  apply,  which   does   not   come   in   conflict   with   this  sentiment 
which  I  am  sure  you  share  with  us;  and  I  hope,  therefore,  that  during  your 
visit   it  may  be  possible  for  us  to  arrange  a  form  of  words  which  will  avoid 
hurting  the  feelings  of  any  of  Her  Majesty's  subjects,  while  at  the  same  time 
it   would   amply  protect  the  Australian  Colonies   against  any  invasion   of  the 
class  to  which  they  would  justly  object.     Now,  gentlemcn,  I  really  owe  you  a   . 
humble  apology  for  having  detained  you  so  long,  but  I  thought  that  it  might 
he  to  your  convenience  that  this  recapitulation  should  be  made  of  some  things 
which  might  be  treated  in  our  discussions,  and  I  have  only  now  to  thauk  you 
very  much   for  your  kindness  in  listening  to  me  so  patiently,   and  to  express 
a  hope    that  you  will  be  good  enough  to  give  me  generally  and  at  this  stage 
in    our  proceedings  your  ideas  as  to  the    course  which   we  should    take  in 
regard  to  our  future  meetings." 


The  commercial  relations  of  the  United  Kingdom  and  the  self-governing 
Colonies  were  first  considered,  and  the  following  resolutious  were  unanimously 
adopted: — 

1.  That  the  Premiers  of  the  self-governing  Colonies  unanimously  and 
earnestly  recommend  the  denunciatiou,  at  the  earliest  convenient  time,  of  any 
treaties  which  now  hamper  the  commercial  relations  between  Great  Britain 
and  her  Colonies.  ||  2.  That  in  the  hope  of  improving  the  trade  relations  bet- 
ween the  mother  country  and  the  Colonies,  the  Premiers  present  undertake 
to  confer  with  their  colleagues  with  the  view  to  seeing  whether  such  a  result 
can  be  properly  secured  by  a  preference  given  by  the  Colonies  to  the  products 
of  the  United  Kingdom.  ||  Her  Majesty's  Government  have  already  given  effect 
to  the  first  of  these  resolutions  by  formally  notifying  to  the  Governments  concer- 
ned  their  wish  to  terminate  the  commercial  treaties  with  Germany  and  Belgium, 
which  alone  of  the  existing  commercial  treaties  of  the  United  Kingdom  are  a 
bar  to  the  establishrnent  of  preferential  tariff  relations  hetween  the  mother 
country  and  the  Colonies.  From  and  after  the  30th  July  1898,  therefore,  there 
will  be  nothing  in  any  of  Her  Majesty's  treaty  obligations  to  preclude  any 
action  which  any  of  the  Colonies  may  see  fit  to  take  in  pursuance  of  the 
second  resolution.  ||  It  is,  however,  right  to  point  out  that  if  any  Colony  were 
to  go  farther  and  to  grant  preferential  terms  to  any  Foreign  Country,  the 
provisions  of  the  most  favoured  nation  clauses  in  many  treaties  between  Her 
Majesty  and  other  powers,  in  which  the  Colonies  are  included,  would  necessi- 
tate  the  concession  of  siinilar  terms  to  those  countries. 

On  the  question  of  the  political  relations  between  the  mother  country 
and   the   self-governing  Colonies,  the   resolutions   adopted   were   as  follows:  — 
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Nr.  H519  1.  The  Prime  Ministers  here  assembled  are  of  opinion  that  the  present 

britannfenn  Po^ical  relations  between  the  United  Kingdom  and  the  self-governing  Colonies 

Kolonien,  are  generally  satisfactory  under  the  existing  condition  of  things.  ||  Mr.  Seddon 
i3.Aug.i897.and  gir  E    K  c   Braddon  dissented. 

2,  They  are  also  of  opinion  that  it  is  desirahle,  whenever  and  wherever 
practicable,  to  group  together  under  a  federal  union  those  colonies  which  are 
geographically  united.  |j  Carried  unanimously. 

3.  Meanwhile,  the  Premiers  are  of  opinion  that  it  would  be  desirable  to 
hold  periodical  Conferences  of  representatives  of  the  Colonies  and  Great  Britain 
for  the  discussion  of  matters  of  common  interest.  ||  Carried  unanimously. 

Mr.  Seddon  and  Sir  E.  N.  C.  Braddon  dissented  from  the  first  resolution 
because  they  were  of  opinion  that  the  time  had  already  come  when  an  effort 
should  be  made  to  render  more  formal  the  political  ties  between  the  United 
Kingdom  and  the  Colonies.  The  majority  of  the  Premiers  were  not  yet  pre- 
pared  to  adopt  this  position,  but  there  was  a  strong  feeling  amongst  some  of 
them  that  with  the  rapid  growth  of  population  in  the  Colonies,  the  present 
relations  could  not  continue  indefinitely,  and  that  some  means  would  have  to 
be  devised  for  giving  the  Colonies  a  voice  in  the  control  and  direction  of 
those  questions  of  Imperial  interest  in  which  they  are  concerned  equally  with 
the  mother  country.  ||  It  was  recognised  at  the  same  time  that  such  a  share 
in  the  direction  of  Imperial  policy  would  involve  a  proportionate  contribution 
in  aid  of  Imperial  expenditure,  for  which  at  present,  at  any  rate,  the  Colonies 
generally  are  not  prepared. 

On  the  question  of  Imperial  defence,  the  various  points  raised  in  the 
speech  of  the  Secretary  of  State  were  fully  discussed.  On  the  most  important 
of  them,  that  of  Naval  Defence,  some  misapprehension  had  arisen  as  to  the 
vicws  of  Her  Majesty's  Government  in  regard  to  the  agreement  with  the 
Australasian  Colonies,  and  the  First  Lord  of  the  Admiralty,  accompanied  by 
the  Senior  Naval  Lord,  attended  the  Conference  on  its  fifth  and  last  meeting, 
and  made  the  following  statement  of  the  attitude  of  Her  Majesty's  Government. 

„I  have  been  asked  to  make  some  statement  with  reference  to  the  attitude 
of  the  Admiralty  as  to  Colonial  contributions  towards  Naval  Defence,  and  in 
particular  as  to  the  agreement  with  the  Australasian  Colonies.  ||  I  may  say 
generally  that  we  are  content  to  abide  by  the  existing  agreement.  The 
declarations  which  have  been  made  on  one  of  the  earlier  days  of  the  Con- 
ference by  some  of  the  Colonial  Premiers  have  convinced  me  as  to  the 
difficulties  which  would  beset  other  methods  of  Colonial  contribution,  and  so, 
I  repeat,  we  are  content  to  abide  by  the  existing  agreement.  We  would  be 
perfectly  prepared  to  hear  any  argument  against  it,  or  for  modifying  it;  but 
as  matters  now  stand,  and  in  view  of  what  I  have  learnt  of  what  has  passed 
in  this  room,  we  should  certainly  not  propose  to  give  notice  for  the  termi- 
nation  of  that  agreement,  and  we  should  leave  it  as  it  is,  and  administer  it 
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as  it  'has  been  aclministered  hitherto.  ||  The  question  may  be  looked  at  from  Nr.  11519. 
tliree  points  of  view  —  from  the  political  point  of  view,  from  the  strategical  b^™^  „ 
point  of  view,  and  from  the  purely  Admiralty  and  Naval  point  of  view.  From  Kolonien. 
the  purely  Admiralty  and  Naval  point  of  view  we  can  work  the  agreement, l  'Ane' 
and  we  should  wish  to  work  it  on  the  same  lines  as  those  on  which  we  work 
it  at  present.  From  the  political  point  of  view,  I  can  of  course  only  speak 
as  an  individual  member  of  the  Government;  but  as  First  Lord  of  the 
Admiralty  and  a  Member  of  the  Government,  I  value  the  principle  which  is 
involved  in  the  contribution  of  the  Colonies  to  the  Navy  which  was  settled 
some  years  ago;  and  I  think  it  would  be  a  great  pity  and  a  retrograde  step 
if  sueh  ties  as  have  been  established  were  to  be  cut.  Sir  Gordon  Sprigg  has 
sent  us  a  very  gracious  proposal  from  the  Cape,  which  shows  the  development 
of  that  System.  We  should  be  very  glad  to  open  up  negotiations  with  Canada, 
if  not  precisely  on  the  same  lines,  because  its  Situation  is  somewhat  different, 
yet  on  other  lines.  ||  I  come  back  to  the  point  that  we  value  generally  the 
contributions  to  the  Navy,  not  only  for  their  amount,  because,  I  frankly  admit 
that,  with  our  present  vast  estimates,  a  contribution  of  £  126,000  is  not  an  item 
to  which  we  should  attach,  at  the  Admiralty,  any  great  importance.  Of 
course  I  cannot  speak  for  the  Chancellor  of  the  Exchequer.  Well,  that 
being  so,  from  the  political  point  of  view,  I  myself  am  in  favour  of  the 
maintenance  of  the  agreement.  I  have  said  that  from  the  Naval  point  of 
view  I  am  also  in  favour  of  the  maintenance  of  the  agreement.  Though  I 
do  not  mean  to  say  that  it  assists  us  to  any  great  extent,  it  does  produce 
between  Admiralty  and  the  Colonies  certain  ties  which  we  value,  and  which  I 
should  be  very  sorry  to  do  anything  to  loosen. 

From  the  strategical  point  of  view,  we  should  be  glad  that  the  Admiralty 
should  have  a  free  hand.  I  was  glad  to  see  that  it  has  been  acknowledged 
by  the  Premiers  that  the  Operations  of  the  Australian  squadron  in  the  Solomon 
Islands,  and  generally  in  the  Pacific  groups,  have  a  distinct  Colonial  as  well 
as  an  Imperial  interest,  and  that  no  complaint  could  be  raised  against  the 
employment  of  ships  on  the  Australasian  Station  for  purposes  so  distinctly 
Colonial  as  many  of  these  purposes  are,  though  such  employment  might  carry 
the  ships  to  a  considerable  distance  from  the  Continent  of  Australia.  But, 
apart  from  this,  the  object  for  which  we  want  a  free  hand  is  to  be  able  to 
conduct  the  defence  of  Australia  on  the  same  principles  as  those  which  we 
should  follow  in  the  defence  of  our  English,  Scotch  and  Irish  ports,  principles 
which  exclude  our  undertaking  to  detach  ships  to  particular  ports.  For 
instance,  we  could  not  undertake  to  post  one  ship  at  Sydney,  another  at 
Adelaide,  and  another  at  Melbourne.  We  must  rely  upon  the  localities 
themselves  for  the  defence  of  these  ports,  while,  on  our  part,  we  undertake 
that  110  organiscd  expedition  should  be  directed  against  any  part  of  Australia. 
No  organised  expedition  could  be  sent  either  from  Japan,  or  from  the  United 
States,  or   from  France   without  the  füll   knowledge  of  the   Admiralty.     That 
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Nr.  ii5i9.  I    assume.     We    are    too    ubiquitous    for  any  such   expedition  to   be   secretly 
britannten  u  orgaiused'     ^  &   were    organised,    our  whole  strength    would   be    directed  to 
Kolonien,    defeating    such    a    movement.      I    see    it    has    been   suggested    in    a   previous 
,3-Aug-18!)'"  discussion   that   possibly   we   might,   under  stress,  take  avvay  the  ships  which 
may   be  *on  the  Australian  Station,   and   for  which  you  have  partly  paid  and 
on  which  you   rely,  in   order  to   send  them   to  some  distant  quarter.     But  I 
cannot    conceive   any   case,   unless   we   lost  actually  our   sea  power,  when  we 
should  think  it  our  duty  not   to  defend  so  valuable  a  portion  of  our  Empire 
as  Australia,   New  Zealand,  and  Tasmania,   for  the   safety  of  which  we  hold 
ourselvcs   responsible   in  the   same   way  as   we   hold  ourselves  responsible  for 
tbe  safety  of  the  British  Islands.     I  put  this  very  strongly  so  that  there  may 
be  no  apprehension.     In  all  our  strategical  combinations   we  have  never  con- 
ceived  tbe  possibility  that  we  should  expose  such  possessions  as  the  Australian 
Colonies.  ||  Let  me  say  another  word  on  the  Suggestion  of  which  mention  has 
been  made  that  it  was  the  desire  of  the  Admiralty  to   have  füll  control  of 
the  Australian  Squadron  in   time  of  war,  even   so   far  as  to   send  the  ships 
paid  for  by  the  Australian  Colonies  thousands  of  miles  away  to  attack  the 
commerce    of   an    enemy.     This    rumour    has,  probably,   originated    from   our 
claiming  freedom  in  the  sense  in  which  I  have  claimed  it.  ||  If  it  has  been 
said  that  we  want  to  have  the  füll  aud  free  disposal  of  our  ships,  this  certainly, 
as  far  as  my  own  policy  and  that  of  the  present  Board  is  concerned,  does 
not  mean   that  we  claim  to   withdraw  the   ships  built  under    our  agreement 
with  the  Australian  Colonies  and  to  send  them  to  the  Cape  or  to  China,  but 
that  we  desire  freedom  so  to    manage  the  ships  as  best  to  protect  that  zone 
and  that  sphere  to  which  they  belong,  if  we  heard  that  an  enemy  were  planning 
an    expedition    towards    the    coasts    of  Australia.     In    such    a  case    we  might 
possibly  gather  the  whole  of  our  ships  together,   and  taking  such  other  pre- 
cautions  as  might  be  necessary,  use   them  regardless  — regardless   is   perhaps, 
too    strong  a    word — but    use  them    as  we  should  see  best  for  the  protection 
of  the  general  interests  of  that  part  of  the  Queen's  dominions.  ||  I  know  that 
an   erroneous  impression  has   existed  that,   not  only  in   the  Colonies,   but  at 
home,   we   should  Station   ships   to    defend   particular   ports.     Take  Liverpool 
for   instance.     We,    the  Navy,    are   under  no   guarantee   to   defend  Liverpool. 
The   defences    of  Liverpool    are  in  the   hands   of   the   Army    who  practically 
manage  the   torpedoes   and  the   mines,  the  shore  defences  in  fact.     It  is   the 
army  ashore  which  is  responsible,  with  such  co- Operation  as  might  be  necessary, 
if  a   comparatively   large  expedition  were  to  threaten  the  place.     This  is  the 
freedom  which  we  claim.  ||  The  misunderstanding  has  arisen,  I  have  been  told, 
from  the  Interpretation  of  a  speech  of  the  Duke  of  Devonshire.    I  know  that 
speech   well.     It  did  not  for  one  moment,  to  my  mind,  justify  the  fear  that 
we  should,  in  breach  of  our  agreement  with  Australia,  claim  to  withdraw  the 
ships   from   thence   which   had  been  paid   for  by  Colonial  contributions.     The 
principal   point  in  that  speech  was  a  protest  against  the  idea  of  what  I  call 
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hugging  the   shore,  against  the  idea  that  protection  by  the  Navy  superseded   Nr.  11510. 
the-  necessity  for  shore  defences.     It  laid  down  the  principle  that  our  policy  brita™  i6n  B 
raust  bc  aggressive,  seeking  out  the  eneray,  a  policy  wliich,  as  regards  Australia,    Kolonien, 
miglit  aim  at  attacking  the  possessions  of  other  powers  at  war  with  us  in  the    '  ue' 
Australian   zone,  or  at   seeking  ont  their   ships  within  the  Australian  Station 
wherever  they  might  be.    Hence  our  claim  for  freedom  for  the  Navy.    Hencc 
the  duty  of  the  Colonies  as  well  as  the  mother  country  to  look  after  their 
shore  defences.    I  do  not  say  that  we  should  not  prefer  contribution  s  without 
any   tie   whatever,    but  I  do   not   make   such   a  demand,    and   so   far   as   the 
policy   of  the   present  Board   of  Admiralty  is   concerned,    I  am   prepared  to 
stand  by  the  existing  agreement." 

After  hearing Mr.  Goschen,  the  Conference  passed  the  following  resolution: — 
That  the  statement  of  the  First  Lord  of  the  Admiralty  with  reference  to  the 
Australian  squadron  is  inost  satisfactory,  and  the  Premiers  of  Australasia 
favour  the  continuance  of  the  Australian  squadron  under  the  terms  of  the 
existing  agreement. 

This  resolution  was  supported  by  all  the  Australasian  Premiers,  except 
Mr.  Kingston,  who  declined  to  vote  pending  further  consideration  of  a  scheme, 
which  he  put  before  the  Conference,  for  the  establishment  of  a  branch  of  the 
Royal  Naval  Reserve  in  Australia.  ||  The  Prime  Minister  of  the  Cape  also 
announced  to  the  Conference  that,  in  pursuance  of  the  resolution  passed  by 
the  Legislature  of  that  Colony,  in  favour  of  a  contribution  towards  the  Navy, 
he  was  prepared  to  offer  on  behalf  of  the  Colony  an  unconditional  contribution 
of  the  cost  of  a  first  class  battleship.  This  spontaneous  offer  was  reeeived 
with  grateful  appreciation  by  Her  Majesty's  Government  and  the  members  of 
the  Conference.  ||  In  discussing  the  other  questions  of  Imperial  Defence,  the 
Conference  had  the  advantage  of  the  presence  of  Capt.  Nathan,  Secretary  of 
the  Colonial  Defence  Committee,  who  was  able  to  furnish  explanations  to  the 
members  on  various  points,  and  to  point  out  the  steps  which,  in  the  opinion 
of  the  Committee,  were  most  needed  in  each  colony  to  complete  its  prepared- 
ness  for  any  emergency.  The  Premiers  all  agreed  to  give  the  views  expressed 
their  careful  consideration  when,  on  their  return  to  their  respective  Colonies, 
they  were  in  a  position  to  consult  their  colleagues  and  Parliaments.  ||  The 
Suggestion  made  for  an  occasional  interchange  of  military  units  between  the 
mother  country  and  the  Colonies  was  generally  recognised  as  one  likely  to 
prove  useful  in  increasing  the  efficiency  of  the  Colonial  forces,  and  the  Premiers 
of  those  Colonies  which  possess  permanent  forces  of  a  purely  military  cha- 
racter  expressed  their  intention  of  examining  on  their  return  what  legislative 
or  other  measures  might  be  necessary  in  order  to  give  effect  to  it  as  oppor- 
tunity  offered.  ||  On  behalf  of  the  War  Office  the  Conference  was  informed 
that,  with  a  view  to  securing  uniformity  in  the  arms  and  ammunition  used  by 
the  military  forces  throughout  the  Empire,  the  Secretary  of  State  for  War 
was  prepared  to  make  an  offer  for  the  exchange  (or  conversion)  of  the  Martini 
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Nr.  ii5i9.  Henry  rifles  at  present  in  use  for  rifles  of  the  smaller  calibre  now  exclusively 
britlnnienn  adopted  by  the  Navy  and  Army. 

Kolonien. 

13.Aug.1897.  T  .  ,       ,      . 

The  question  of  the  Treaty  with  Japan  was  brought  before  the  Conference, 
but,  with  the  exception  of  Queensland,  Newfoundland,  and  Natal,  the  Premiers 
declared  that  they  were  not  prepared  to  abandon  their  former  attitude  with 
regard  to  the  Treaty,  to  which  they  did  not  desire  to  adhere.  ||  They  also, 
with  the  exception  of  the  Premier  of  Newfoundland,  stated  that  they  did  not 
wish  the  Colonies  they  represented  to  become  parties  to  the  Convention  in 
regard  to  Trade  with  Tunis  now  beiog  negotiated  with  France.  ||  On  the 
question  of  the  legislative  measures  which  have  been  passed  by  various 
Colonies  for  the  exclusion  of  coloured  immigrants  a  füll  exchange  of  views 
took  place,  and  though  no  definite  agreement  was  reached  at  the  meeting,  as 
the  Premiers  desired  to  consult  their  colleagues  and  Parliaments  on  the  sub- 
jeet,  Her  Majesty's  Government  have  every  expeetation  that  the  natural  desire 
of  the  Colonies  to  protect  themselves  against  an  overwhelming  influx  of  Asiatics 
can  be  attained  without  placing  a  stigma  upon  any  of  Her  Majesty's  subjeets 
on  the  sole  ground  of  race  or  colour.  ||  With  regard  to  postal  Communications 
within  the  Empire,  it  appeared  that  in  the  present  financial  circumstances  of 
the  Colonies  an  Imperial  penny  post  was  impracticable,  although  the  Prime 
Ministers  of  the  Cape  Colony  and  Natal  declared  themselves  in  favour  of  such 
a  step,  and  expressed  their  belief  that  the  legislatures  of  their  Colonies  would 
be  prepared  to  give  effect  to  it.  ||  The  question  of  the  proposed  Pacific  Cable 
was  brought  up,  but  the  majority  of  the  Premiers  desired  that  the  subjeet 
should  be  deferred  until  they  had  had  time  to  consider  the  report  of  the 
Committee  appointed  to  consider  the  question  last  year.  It  was,  however, 
pointed  out  to  the  members  of  the  Conference  that  the  matter  was  not  one 
in  which  the  United  Kingdom  was  taking  the  initiative,  although  Her  Majesty's 
Government  were  ready  to  consider  any  proposal  for  working  with  and 
assisting  the  Colonies  if  they  attached  great  importance  to  the  projeet;  and 
that  they  would  now  await  definite  proposals  from  the  Colonies  interested 
before  proeeeding  further  in  the  matter.  ||  At  the  last  meeting  of  the  Con- 
ference a  resolution  was  passed  unanimously  by  those  of  the  Premiers  who 
were  still  present,  to  the  following  effect:  —  ||  Those  assembled  are  of  the 
opinion  that  the  time  has  arrived  when  all  restriction  which  prevents  invest- 
ments  of  trust  funds  in  Colonial  stock  should  be  removed. 

This  resolution  will  be  communicated  to  and  commended  to  the  con- 
sideration  of  the  proper  authorities.  ||  Amongst  minor  questions  discussed,  was 
that  of  the  representation  of  the  Colonies  at  the  Paris  Exhibition  of  1900. 
Her  Majesty's  Government  had  originally  desired  that  the  Empire  as  a  whole 
should  exhibit  in  one  building,  but  this  was  found  to  be  impracticable,  the 
French  Government  not  being  able  to  put  the  requisite  amount  of  space  at 
the  disposal  of  Her  Majesty's    Government.  ||  Under   the   changed   conditions, 
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only  the  Premiers  of  Canada,  New  South  Wales,  Queensland,  and  Cape  Colony,  Nr.  11519. 
declared  their  Intention  of  being  represented;  while  the  Pemiers  of  the  other  britannien  „. 
Colonies   reserved   their  decision,  with  the  exception  of  the  Premier  of  South    Kolonien. 

.  13.  Aug.  1897. 

Australia  wko  stated  that  bis  Colony  was  not  preparcd  to  take  part  in  the 
exhibition  linder  any  circumstances.  ||  A  discussion  arose  upon  the  alteration 
of  the  date  of  departure  from  Adelaide  of  the  mail  steamers  under  the  new 
contracts  with  the  Peninsular  and  Oriental  and  Orient  Companies.  There 
was  considerable  difference  of  opinion,  but  it  was  decided  to  accept  Thursday 
as  the  most  suitable  date  under  all  the  circumstances.  j|  The  question  of  Load 
Lines  was  discussed  privately  with  the  Premiers  of  the  Colonies  in  connexion 
with  recent  legislation  011  the  subject  as  to  which  difficulties  have  arisen.  | 
The  subject  of  the  future  Administration  of  British  New  Guinea,  the  Solomon 
Islands  and  the  New  Hebrides  was  introduced,  but  110  decision  was  arrived 
at  upon  it. 

At  the  concluding  meetiug  the  Premiers  unanimously  passed  the  following 
resolution:  — 

The  Premiers,  before  they  separate,  beg  to  put  011  record  their  apprecia- 
tion  of  the  many  courtesies  which  they  have  received  at  the  hands  of  Mr. 
Chamberlain  personally,  and  of  the  kind  treatment  which  has  been  extended 
to  them  by  the  Government  and  People  of  the  United  Kingdom. 

July  31,  1897. 

Nr.    11520.    VERTRAGSSTAATEN.  —  Weltpostvertrag. 

Washington,  15.  Juni  1897. 
Convention    Postale    Universelle 
conclue  entre 
l'Allemagne  et  les  Protectorats  Allemands,  la  Republique  Majeure  de  l'Ame'rique  Nr.  11520. 
Centrale,    les    Etats-Unis    d'Amerique,   la    Republique    Argentine,   l'Autriche-    ^^n' 
Hongrie   (avec  la  Bosnie-Herzögovine) ,  la  Belgique,  la  Bolivie,  lc  Bresil,  lais-Juniis»?. 
Bulgarie,  le  Chili,  l'Empire  de  Chine,  la  Republique  de  Colombie,  l'Etat  Inde- 
pendant  du   Congo,  le  Royaume  de  Coree,  la  Republique  de  Costa -Rica,  le 
Danemark    et   les    Colonies   Danoises,   la   Republique    Dominicaine,   l'Egypte, 
l'Equateur,    l'Espagne    et   les    Colonies    Espagnoles,   la   France,   les    Colonies 
Francaises,  la  Grande-Bretagne  et  diverses  Colonies  Britanniques,  lTnde  Bri- 
tannique,  les  Colonies  Britanniques  d'Australasie,  le  Canada,  les  Colonies  Bri- 
tanniques de  l'Afrique  du  Sud,  la  Grece,  le  Guatemala,  la  Republique  d'Haiti, 
la  Republique  d'Hawaü,  lTtalie,  le  Japon,  la  Republique  de  Liberia,  le  Luxem  - 
bourg,  le  Mexique,  le  Montenegro,  la  Norvege,  l'Etat  Libre  d'Orange,  le  Pa- 
raguay, les  Pays-Bas,  les  Colonies  Neerlandaises,  le  Perou,  la  Perse,  le  Portugal 
et  les  Colonies  Portugaises,  la  Roumanie,  la  Russie,  la  Serbie,   le  Royaume 
de  Siam,   la  Republique  Sud-Africaine,   la  Suede,    la  Suisse,    la  Regencc    de 
Tunis,  la  Turquie,  l'Uruguay  et  les  Etats-Unis  de  Venezuela. 
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Nr.  11520.  Les  soussign&s,  plenipotentiaires  des  Gouvernements  des  pays    ci-dessus 

Vertrags-   gnum£rgs    s'6tant  reunis  en   Congres  ä  Washington,  en  vertu  de  l'article  25 

stauten. 

i5.Junii8!»7.  de  la  Convention  postale  universelle  conclue  ä  Vienne  le  4  juillet  1891,  out 
d'un  commun  accord  et  sous  reserve  de  ratification ,  revise  ladite  Convention 
conformement  aux  dispositions  suivantes: 

Article  1. 
Les  pays  entre  lesquels  est  conclue  la   presente  Convention,   ainsi    que 
ceux   qui  y  adhei*eront  ulterieurement,  forment,  sous  la  denomination  cT  Union 
postale    universelle,  un    seul   territoire   postal    pour    l'ecliange    reeiproque    des 
correspondances  entre  leurs  bureaux  de  poste. 

Article  2. 
Les  dispositions  de  cette  Convention  s'etendent  aux  lettres,  aux  cartes 
postales  simples  et  avec  reponse  payee,  aux  imprimes  de  toute  nature,  aux 
papiers  d'affaires  et  aux  echantillons  de  marchandises  originaires  de  Tun  des 
pays  de  l'Union  et  ä  destination  d'un  autre  de  ces  pays.  Ellcs  s'appliquent 
egalement  ä  l'ecliange  postal  des  objets  ci-dessus  entre  les  pays  de  l'Union  et 
les  pays  etrangers  ä  l'Union,  toutes  les  fois  que  cet  echange  emprunte  les 
Services  de  deux  des  parties  contraetantes,  au  moins. 

Article  3. 

# 

1.  Les  Administrations  des  postes  des  pays  limitrophes  ou  aptes  ä  corre- 
spondre  directement  entre  eux  sans  emprunter  l'intermediaire  des  Services 
d'une  tierce  Administration,  determinent,  d'un  commun  accord,  les  conditions 
du  transport  de  leurs  depeches  reeiproques  ä  travers  la  frontiere  ou  d'une 
frontiere  ä  l'autre.  ||  2.  A  moins  d'arraugement  contraire,  on  considere  comme 
Services  tiers  les  transports  maritimes  effectues  directement  entre  deux  pays, 
au  moyen  de  paquebots  ou  bätiments  dependant  de  l'un  d'eux,  et  ces  trans- 
ports, de  meme  que  ceux  effectues  entre  deux  bureaux  d'un  meme  pays,  par 
l'intermediaire  de  Services  maritimes  ou  territoriaux  dependant  d'un  autre 
pays,  sont  regis  par  les  dispositions  de  l'article  suivant. 

Article  4. 
1.  La  liberte  du  transit  est  garantie  dans  le  territoire  entier  de  l'Union.) 
2.  En  consequence,  les  diverses  Administrations  postales  de  l'Union  peuvent 
s'expedier  reeiproquement,  par  l'intermediaire  d'une  ou  de  plusieurs  d'entre 
elles,  tant  des  depeches  closes  que  des  correspondances  ä  decouvert  suivant 
les  besoins  du  traue  et  les  convenances  du  service  postal.  ||  3.  Les  correspon- 
dances echangees,  soit  ä  decouvert,  soit  en  depeches  closes,  entre  deux  Ad- 
ministrations de  l'Union  au  moyen  des  Services  d'une  ou  de  plusieurs  autres 
Administrations  de  l'Union,  sont  soumises,  au  profit  de  chaeun  des  pays  tra- 
verses  ou  dont  les  Services  partieipent  au  transport,  aux  frais  de  transit  sui- 
vants,  savoir: 
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1°  pour  les  parcours  territoriaux,  ä  2  francs  par  kilogramme  de  lettres  Nr.  1152a 
et  de  cartes  postales  et  ä  25  Centimes  par  kilogramme  d'autres  objets;  ||  ^£**~ 
2°  pour  les  parcours  maritimes:  a)  aux  prix  du  transit  territorial,  si  le  trajet  lö.Jtmi  i89< 
n'excede  pas  300  milles  marins.  Toutefois,  le  transport  maritime  sur  un 
trajet  n'excedant  pas  300  milles  marins  est  gratuit  si  1'Administration  inter- 
essee  regoit  dejä,  du  cbef  des  depeches  ou  correspondances  transportees,  la 
remuneration  afferente  au  transit  territorial;  j|  b)  ä  5  francs  par  kilogramme 
de  lettres  et  de  cartes  postales  et  ä  50  Centimes  par  kilogramme  d'autres 
objets,  pour  les  echanges  effectues  sur  un  parcours  excedant  300  milles  marins, 
entre  pays  d'Europe,  entre  l'Europe  et  les  ports  d'Afrique  et  d'Asie  sur  la 
Mediterranee  et  la  mer  Noire  ou  de  Tun  ä  l'autre  de  ces  ports,  et  entre 
l'Europe  et  l'Amerique  du  Nord.  Les  meines  prix  sont  applicables  aux  trans- 
ports  assures  daus  tout  le  ressort  de  FUnion  entre  deux  ports  d'un  meine 
Etat,  ainsi  qu'entre  les  ports  de  deux  Etats  desservis  par  la  meme  ligne  de 
paquebots  lorsque  le  trajet  maritime  n'excede  pas  1500  milles  marins  ;|| 
c)  ä  15  francs  par  kilogramme  de  lettres  et  de  cartes  postales  et  ä  1  franc 
par  kilogramme  d'autres  objets,  pour  tous  les  transports  ne  rentrant  pas  dans 
les  categories  enoneees  aux  alineas  a  et  b  ci-dessus.  En  cas  de  transport 
maritime  effectue  par  deux  ou  plusieurs  Administrations,  les  frais  du  parcours 
total  ne  peuvent  pas  depasser  15  francs  par  kilogramme  de  lettres  et  de 
cartes  postales  et  1  franc  par  kilogramme  d'autre  objets;  ces  frais  sont,  le 
cas  echeant,  repartis  entre  les  Administrations  partieipant  au  transport,  au 
prorata  des  distances  parcourues,  sans  prejudice  des  arrangements  differents 
qui  peuvent  intervenir  entre  les  parties  interessees. 

4.  Les  prix  de  transit  speeifies  au  present  article  ne  s'appliquent,  ni  aux 
transports  au  moyen  de  Services  dependant  d'Administrations  etrangeres  ä 
l'Union,  ni  aux  transports  dans  1' Union  au  moyen  de  Services  extraordinaires 
specialement  crees  ou  entretenus  par  une  Administration,  soit  dans  l'interet 
soit  sur  la  demande  d'une  ou  de  plusieurs  autres  Administrations.  Les  con- 
ditions  de  cette  derniere  categorie  de  transports  sont  reglees  de  gre  ä  gre 
entre  les  Administrations  interessees.  ||  En  outre,  partout  oü  le  transit,  taut 
territorial  que  maritime,  est  actuellement  gratuit  ou  soumis  ä  des  conditions 
plus  avautageuses,  ce  regime  est  maintenu. 

5.  II  est  toutefois  entendu: 

1°  que  les  frais  de  transit  territorial  seront  reduits,  savoir:  ||  de  5  pour 
cent,  pendaut  les  deux  premieres  annees  d'application  de  la  presente  Conven- 
tion; ||  de  10  pour  cent,  pendant  les  deux  annees  suivantes;  ||  de  15  pour 
cent,  au  delä  de  quatre  ans;  ||  2°  que  les  pays  dont  les  recettes  et  les  depen- 
ses  en  matiöre  de  transit  territorial  ne  depassent  pas  ensemble  la  somme  de 
5000  francs  par  an  et  dont  les  depenses  excedent  les  recettes  pour  ce  transit, 
sont  exoneres  de  tout  payement  de  ce  chef;  ||  3°  que  le  prix  de  transit  mari- 
time de  15  francs  par  kilogramme  de  lettres  et  de  cartes  postales  prevu  ä 
la  lettre  c  du  paragraphe  3  precedent  sera  reduit,  savoir:  ||  a  14  francs,  pcii- 
st aatsarchiv  LXI.  3 
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Nr.  H520.  dant   les    deux   premieres   annees    d'application    de    la   präsente  Convention;  || 
^TaatT"   ^  *2   francs,  pendant  les  deux   annees  suivantes;  ||  ä  10  francs,  au  delä  de 
i5.Junii897.  quatre  ans. 

6.  Les  frais  de  transit  sont  ä  la  Charge  de  1' Administration  du  pays 
d'origine. 

7.  Le  dScompte  general  de  ces  frais  a  lieu  dans  les  conditions  ä  de- 
terminer  par  le  Reglement  d'exßcution  prevu  ä  l'article  20  ci- apres. 

8.  Sont  exempts  de  tous  frais  de  transit  territorial  ou  maritime,  la 
correspondance  officielle  mentiounee  au  paragraphe  2  de  l'article  11  ci-apres; 
les  cartes  postales-reponse  renvoyees  au  pay  d'origine;  les  objets  röexpedies 
ou  mal  diriges;  les  rebuts;  les  avis  de  reception;  les  mandats  de  poste  et 
tous  autres  documents  relatifs  au  service  postal. 

Article  5. 

1.  Les  taxes  pour  le  transport  des  envois  postaux  dans  toute  l'6tendue 
de  l'Union,  y  compris  leur  remise  au  domicile  des  destinataires  dans  les  pays 
de  l'Union  oü  le  service  de  distribution  est  ou  sera  organise  sont  fixees 
comme  suit: 

1°  pour  les  lettres,  ä  25  Centimes  en  cas  d'affranchissement,  et  au  double 
dans  le  cas  contraire,  par  chaque  lettre  et  par  chaque  poids  de  15  grammes 
ou  fraction  de  15  grammes;  |[  2°  pour  les  cartes  postales,  en  cas  d'affran- 
chissement, ä  10  Centimes  pour  la  carte  simple  ou  pour  chacune  des  deux 
parties  de  la  carte  avec  reponse  payee,  et  au  double  dans  le  cas  contraire  ;jj 
3°  pour  les  imprimes  de  toute  nature,  les  papiers  d'affaires  et  les  Echantillons 
de  marchandises,  ä  5  Centimes  par  chaque  objet  ou  paquet  portant  une  adresse 
particuliere  et  par  chaque  poids  de  50  grammes  ou  fraction  de  50  grammes, 
pourvu  que  cet  objet  ou  paquet  ne  contienne  aucune  lettre  ou  note  manu- 
scrite  ayant  le  caractere  de  correspondance  actuelle  et  persoimelle,  et  soit  con- 
ditionne  de  maniere  ä  pouvoir  etre  facilement  verifie. 

La  taxe  des  papiers  d'affaires  ne  peut  etre  inferieure  ä  25  Centimes  par 
envoi,  et  la  taxe  des  echantillons  ne  peut  etre  inferieure  ä  10  Centimes 
par  envoi. 

2.  II  peut  etre  percu,  en  sus  des  taxes  fixees  par  le  paragraphe  pre- 
cädent: 

1°  pour  tout  envoi  soumis  ä  des  frais  de  transit  maritime  de  15  francs 
par  kilogramme  de  lettres  ou  cartes  postales  et  de  1  franc  par  kilogramme 
d'autres  objets  et  dans  toutes  les  relations  auxquelles  ces  frais  de  transit 
sont  applicables,  une  surtaxe  uniforme  qui  ne  peut  pas  depasser  25  Centimes 
par  port  simple  pour  les  lettres,  5  Centimes  par  carte  postale  et  5  Centimes 
par  50  grammes  ou  fraction  de  50  grammes  pour  les  autres  objets;  ||  2°  pour 
tout  objet  transporte  par  des  Services  dependant  d'Administrations  etrangeres 
ä  l'Union,  ou  par  des  Services  extraordinaires  dans  l'Union  donnant  lieu  ä  des 
frais  speciaux,  une  surtaxe  en  rapport  avec  ces  frais. 
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Lorsque  le  tarif  d'affranchissement  de  la  carte  postale  simple  comprend  Nr.  11520. 
l'une  ou  l'autre  des  surtaxes  autorisßes  par  les  deux   alineas  precedents,  ce    ^aartae8ns.~ 
meme   tarif   est   applicable  ä  chacune  des  parties   de   la   carte   postale  aveci5.Junii897. 
reponse  payee. 

3.  En  cas  d'insuffisance  d'affranchissement,  les  objets  de  correspondance 
de  toute  nature  sont  passibles,  ä  la  Charge  des  destinataires,  d'une  taxe  double 
du  montant  de  l'insuffisance,  sans  que  cette  taxe  puisse  depasser  celle  qui  est 
pergue  dans  le  pays  de  destination  sur  les  correspondances  non  affrancbics 
de  memes  nature,  poids  et  origine. 

4.  Les  objets  autres  que  les  lettres  et  les  cartes  postales  doivent  etre 
affranchis  au  moins  partiellement. 

5.  Les  paquets  d'echantillons  de  marchandises  ne  peuvent  renfermer 
aucun  objet  ayant  une  valeur  marchande;  ils  ne  doivent  pas  depasser  lc  poids 
de  350  grammes,  ni  presenter  des  dimensions  superieures  ä  30  centimetres  en 
longueur,  20  centimetres  en  largeur  et  10  centimetres  en  epaisseur  ou,  s'ils 
ont  la  forme  de  rouleau,  ä  30  centimetres  de  longueur  et  15  centimetres  de 
diamctre. 

6.  Les  paquets  de  papiers  d'affaires  et  d'imprimes  ne  peuvent  pas  de- 
passer le  poids  de  2  kilogrammes,  ni  presenter,  sur  aucun  de  leurs  cötes,  une 
dimension  superieure  ä  45  centimetres.  On  .peut,  toutefois,  admettre  au 
transport  par  la  poste  les  paquets  en  forme  de  rouleau  dont  le  diametre  ne 
depasse  pas  10  centimetres  et  dont  la  longueur  n'exede  pas  75  centimetres. 

Article  6. 

1.  Les  objets  designes  dans  l'article  5  peuvent  etre  expedies  sous  re- 
commandation. 

2.  Tout  envoi  recommande  est  passible,  ä  la  Charge  de  l'envoyeur: 

1°  du  prix  d'affranchissement  ordinaire  de  l'envoi,  selon  sa  nature :  II 
2°  d'un  droit  fixe  de  recommandatiön  de  25  Centimes  au  maximum,  y  compris 
la  delivrance  d'un  bulletin  de  depöt  ä  l'expediteur. 

3.  L'expediteur  d'un  objet  recommande  peut  obtenir  un  avis  de  reception 
de  cet  objet,  en  payant,  au  moment  du  depöt,  un  droit  fixe  de  25  Centimes 
au  maximum.  Le  meme  droit  peut  etre  applique  aux  demandes  de  renseigne- 
ments  sur  le  sort  d'objets  recommandes  qui  se  produisent  posterieurement  au 
d6pöt,  si  l'expediteur  n'a  pas  dejä  acquitte  la  taxe  speciale  pour  obtenir  un 
avis  de  reception. 

Article  7. 

1.  Les  correspondances  recommandees  peuvent  etre  expediees  grevSes  de 
remboursement  dans  les  relations  entre  les  pays  dont  les  Administrations  con- 
viennent  d'assurer  ce  Service.  ||  Les  objets  contre  remboursement  sont  soumis 
aux  formalites  et  aux  taxes  des  envois  recommandes.  ||  Le  maximum  du  rem- 
boursement est  fixe,  par  envoi,  ä  1000  francs  ou  ä  l'equivalent  de  cette 
somme  en  la  monnaie  du  pays  de  destination.     Chaque  Administration  a  toute- 
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Nr.  11520.  fois  la  faculte  d'abaisser  ce  maximum  a  500  francs  par  envoi  ou  ä  l'equivalent 
staatwi8"  ^e  Ce^e  somme  dans  son  Systeme  monetaire.  ||  2.  A  moins  d'arrangement 
15. Juni  1607.  contraire  entre  les  Administrations  des  pays  interesses,  le  montant  encaisse  du 
destinataire  doit  etre  transmis  ä  l'envoyeur  au  moyen  d'un  mandat  de  poste, 
apres  deduction  de  la  taxe  des  mandats  ordinaires  et  d'un  droit  d'encaissement 
de  10  Centimes.  ||  Le  montant  d'un  mandat  de  remboursement  tombe  en  rebut 
reste  a  la  disposition  de  1' Administration  du  pays  d'origine  de  l'envoi  greve* 
de  remboursement.  ||  3.  La  perte  d'une  correspondance  recommandee  grevee 
de  remboursement  engage  la  responsabilite  du  service  postal  dans  les  conditions 
determinees  par  l'article  8  ci-apres  pour  les  envois  recommandes  non  suivis 
de  remboursement.  Apres  la  livraison  de  l'objet,  ^Administration  du  pays  de 
destination  est  responsable  du  montant  du  remboursement  et  doit,  en  cas  de 
reclamation,  justifier  de  l'envoi  ä  l'expediteur  de  la  somme  encaissee,  sauf  prc- 
levement  des  taxe  et  droit  prevus  au  §  2. 

Article  8. 
1.  En  cas  de  perte  d'un  envoi  recommande  et  sauf  le  cas  de  force  ma- 
jeure, l'expediteur  ou,  sur  sa  demande,  le  destinataire  a  droit  ä  une  indemnite 
de  50  francs.  ||  2.  Les  pays  disposes  ä  se  cbarger  de  risques  pouvant  deriver 
du  cas  de  force  majeure  sont  autorises  ä  percevoir  de  ce  chef  sur  l'expediteur 
une   surtaxe  de   25   Centimes   au  maximum    pour   chaque    envoi  recommande.  |j 

3.  L'obligation  de  payer  l'indemnite  incombe  ä  1' Administration  dont  releve 
le  bureau  expediteur.  Est  reserve  ä  cette  Administration  le  recours  contre 
l'Administration  responsable,  c'est-ä-dire  contre  l'Administration  sur  le  terri- 
toire  ou  dans  le  service  de  laquelle  la  perte  a  eu  lieu.  ||  En  cas  de  perte, 
dans  des  circonstances  de  force  majeure,  sur  le  territoire  ou  dans  le  service 
d'un  pays  se  cbargeant  des  risques  mentionnös  au  paragraphe  precedent,  d'un 
objet  recommande  provenaut  d'un  autre  pays,  le  pays  oü  la  perte  a  eu  lieu 
en  est  responsable  devant  l'Office  expediteur,  si  ce  dernier  se  Charge,  de  son 
cöte,    des   risques    en    cas    de  force  majeure   ä   l'egard    de    ses  expediteurs.  j 

4.  Jusqu'ä  preuve  du  contraire,  la  responsabilite  incombe  ä  l'Administration 
qui,  ayant  recu  l'objet  sans  faire  d'observation,  ne  peut  etablir,  ni  la  deliv- 
rance  au  destinataire,  ni,  s'il  y  a  lieu,  la  transmission  reguliere  ä  l'Admini- 
stration suivante.  Pour  les  envois  adresses  poste  restante,  la  responsabilite 
cesse  par  la  delivrance  ä  une  personne  qui  a  Justine,  suivant  les  regles  en 
vigueur  dans  le  pays  de  destination,  que  ses  nom  et  qualite  sont  conformes 
aux  indications  de  l'adresse.  ||  5.  Le  payement  de  l'indemnite  par  l'Office  ex- 
pediteur doit  avoir  lieu  le  plus  tot  possible  et,  au  plus  tard,  dans  le  delai 
d'un  an  a  partir  du  jour  de  la  reclamation.  L'Office  responsable  est  tenu  de 
rembourser  sans  retard,  ä  l'Office  expediteur,  le  montant  de  l'indemnite  payee 
par  celui-ci.  ||  L'Office  d'origine  est  autorise  ä  desinteresser  l'expediteur  pour 
le  compte  de  l'Office  intermediaire  ou  destinataire  qui,  regulierement  saisi,  a 
laisse  une  annee  s'ecouler  sans  donner  suite  ä  l'affaire.     En  outre,  dans  le  cas 
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oü  un  Office  dont  la  responsabilite  est  düment  etablie,  a  tout  d'abord  decline  Nr.  11520. 
le  payement  de  l'indcmnite,  il   doit  prendre  ä  sa  Charge,   en  plus  de  l'indem-    ^Llten' 
nite,  les  frais    accessoires    resultant  du   retard   non   justifie  apporte  au  paye-i5.Junii897. 
ment.  ||  6.    II  est  entendu  que  la  reclamation  n'est  admise    que  dans  le  delai 
d'un  an,  ä  partir  du  depöt  ä  la  poste  de  l'envoi  recommande;  passe  ce  terrae 
le  reclamant  n'a  droit  ä  aucune  indemnite.  ||    7.  Si  la  perte  a  eu  lieu  en  cours 
de   transport    saus   qu'il   soit  possible   d'etablir   sur    le    territoire    ou    dans   le 
service    de    quel   pays  le   fait  s'est   accompli,    les    Administrations    eu    cause 
supportent  le  dommage  par  parts  6gales.  [|  8.   Les  Administrations  cessent  d'etre 
responsables  des  envois  recommandes  dont  les    ayants  droit   ont  donne   recu 
et  pris  livraison. 

Article  9. 
1.  L'expediteur  d'un  objet  de  correspondance  peut  le  faire  retirer  du 
service  ou  en  faire  raodifier  l'adresse,  tant  que  cet  objet  n'a  pas  ete  livre  au 
destinataire.  |j  2.  La  demande  ä  formuler  ä  cet  effet  est  transmise  par  voie 
postale  ou  par  voie  telegraphique  aui  frais  de  l'expediteur,  qui  doit  payer, 
savoir:  |  1°  pour  toute  demande  par  voie  postale  la  taxe  applicable  ä  une 
lettre  simple  recommandee;  ||  2°  pour  toute  demande  par  voie  telegraphique, 
la  taxe  du  telegramme  d'apres  le  tarif  ordinaire.  |]  3.  Les  dispositions  du 
present  article  ne  sont  pas  obligatoires  pour  les  pays  dont  la  legislation  ne 
perraet  pas  ä  l'expediteur  de  disposer  d'un  envoi  en  cours  de  transport. 

Article  10. 
Ceux  des  pays  de  1' Union  qui  n'ont  pas  le  franc  pour  unite  monetaire 
fixent  leurs  taxes  ä  l'equivalent,  dans  leur  monnaie  respective,  des  taux  deter- 
mines  par  les  divers  articles  de  la  presente  Convention.  Ces  pays  ont  la 
faculte  d'arrondir  les  fractions  conformement  au  tableau  insere  au  Reglement 
d'execution  mentionne  ä  l'article  20  de  la  presente  Convention. 

Article  11. 
1.  L'affranchissement  de  tout  envoi  quelconque  ne  peut  etre  opere  qu'au 
moyen  de  tirabres-poste  valables  dans  le  pays  d'origine  pour  la  correspondance 
des  particuliers.  Toutefois,  il  n'est  pas  permis  de  faire  usage,  dans  le  service 
international,  de  tirabres-poste  crees  dans  un  but  special  et  particulier  au  pays 
d'emission,  tels  que  les  tirabres-poste  dits  commemoratifs  d'une  validite  transi- 
toire.  ||  Sont  consideres  comme  düment  affranchis  les  cartes-reponse  portant  des 
limbres-poste  du  pays  d'emission  de  ces  cartes  et  les  journaux  011  paquets  de 
journaux  non  munis  de  timbres-poste,  mais  dont  la  suscription  portela  mention 
„Abonnements-poste"  et  qui  sont  expedies  en  vertu  de  l'Arrangement  particulier 
sur  les  abonnements  aux  jouruaux,  prevu  ä  l'article  19  de  la  presente  Conven- 
tion. ||  2.  Les  correspoudances  officielles  relatives  au  service  postal,  echangees 
entre  les  Administrations  postales,  entre  ces  Administrations  et  le  Bureau  inter- 
national et  entre  les  bureaux  de  poste  des  pays  de  1' Union,  sont  exemptees  de 
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Nr.  11520.  l'affranchissement  en  timbres-poste  ordinaires  et  sont  seules  admises  ä  la  fran- 
vertrags-  cnjse>  |j  3    Les  correspondances  deposees  en  pleine  mer  ä  la  boite  d'un  paquebot 

i5.Junii897.  ou  entre  les  mains  des  commandants  de  navires  peuvent  etre  affranchies  au 
moyen  des  timbres-poste  et  d'apres  le  tarif  du  pays  auquel  appartient  ou  dont 
depend  ledit  paquebot.  Si  le  depöt  ä  bord  a  lieu  pendant  le  stationnement  aux 
deux  points  extremes  du  parcours  ou  dans  l'une  des  escales  intermediaires, 
l'affranchissement  n'est  valable  qu'autant  qu'il  est  effectue  au  moyen  de  timbres- 
poste  et  d'apres  le  tarif  du  pays  dans  les  eaux  duquel  se  trouve  le  paquebot. 

Article  12. 

1.  Chaque  Administration  garde  en  entier  les  sommes  qu'elle  a  percues 
en  execution  des  articles  5,  6,  7,  10  et  11  precedents,  sauf  la  bonification 
due  pour  les  mandats  prevus  au  paragraphe  2  de  l'article  7.  ||  2.  En  consß- 
quence,  il  n'y  a  pas  lieu,  de  ce  chef,  ä  un  decompte  entre  les  diverses  Ad- 
ministrations  de  l'Union,  sous  reserve  de  la  bonification  prevue  au  paragraphe  1 
du  präsent  article.  ||  3.  Les  lettres  et  autres  envois  postaux  ne  peuvent,  dans 
le  pays  d'origine,  comme  dans  celui  de  destination,  etre  frappes,  k  la  Charge 
des  expediteurs  ou  des  destinataires,  d'aucune  taxe  ni  d'aucun  droit  postal 
autres  que  ceux  prevus  par  les  articles  susmentionnes. 

Article  13. 

1.  Les  objets  de  correspondance  de  toute  nature  sont,  ä  la  demande  des 
expediteurs,  remis  ä  domicile  par  un  porteur  special  immediatement  apres 
l'arrivee,  dans  les  pays  de  l'Union  qui  consentent  ä  se  charger  de  ce  service 
dans  leurs  relations  reciproques.  ||  2.  Ces  envois,  qui  sont  qualifies  „expres", 
sont  soumis  ä  une  taxe  speciale  de  remise  ä  domicile;  cette  taxe  est  fixee 
ä  30  Centimes  et  doit  etre  acquittee  completement  et  ä  l'avance,  par  l'expedi- 
teur,  en  sus  du  port  ordinaire.  Elle  est  acquise  ä  1' Administration  du  pays 
d'origine.  j|  3.  Lorsque  l'objet  est  destine  ä  une  localite  oü  il  n'existe  pas  de 
bureau  de  poste,  TAdministration  des  postes  destinataire  peut  percevoir  une 
taxe  complementaire  jusqu'ä  concurrence  du  prix  fixe  pour  la  remise  par 
expres  dans  son  service  interne,  deduction  faite  de  la  taxe  fixe  pay6e  par 
l'expediteur,  ou  de  son  equivalent  dans  la  monnaie  du  pays  qui  percoit  ce 
complement.  ||  4.  Les  objets  expres  non  completement  affranchis  pour  le  mon- 
taut  total  des  taxes  payables  ä  l'avance  sont  distribues  par  les  moyens  ordi- 
naires. 

Article  14. 

1.  II  n'est  pergu  aucun  Supplement  de  taxe  pour  la  reexpedition  d'en- 
vois  postaux  dans  l'interieur  de  l'Union.  ||  2.  Les  correspondances  tombees 
en  rebut  ne  donnent  pas  lieu  ä  restitution  des  droits  de  transit  revenant  aux 
Administrations  intermediaires,  pour  le  transport  anterieur  desdites  correspon- 
dances. ||  3.  Les  lettres  et  les  cartes  postales  non  affranchies  et  les  correspon- 
dances de  toute  nature  insuffisamment  affranchies,    qui  fönt   retour  au  pays 
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d'origine  par  suite  de  reexpedition  ou  de  mise  en  rebut,  sont  passibles,  ä  la  Nr.  11520. 
Charge  des  destinataires  ou  des  expediteurs,  des  memes    taxes  que  les  objets   Y*£l***~ 
similaires   directement  adresses  du  pays  de  la  premiere  destination   au  pays  I5.junii897. 
d'origine. 

Article  15. 

1.  Des  depeches  closes  peuvent  etre  echangees  entre  les  bureaux  de  poste 
de  Tun  des  pays  contractants  et  les  commandants  de  divisions  navales  ou 
bätiments  de  guerre  de  ce  meme  pays  en  Station  ä  l'etranger,  par  l'inter- 
mediaire  des  Services  territoriaux  ou  maritimes  dependant  d'autres  pays.  j| 
2.  Les  correspondances  de  toute  nature  comprises  dans  ces  depeches  doivent 
etre  exclusivement  k  l'adresse  ou  en  provenance  des  etats-majors  et  des  equi- 
pages  des  bätiments  destinataires  ou  expediteurs  des  depeches;  les  tarifs  et 
conditions  d'envoi  qui  leur  sont  applicables  sont  determines,  d'apres  ses  regle- 
ments  interieurs,  par  l'Administration  des  postes  du  pays  auquel  appartiennent 
les  bätiments.  ||  3.  Sauf  arrangement  contraire  entre  les  Offices  interessös, 
l'Office  postal  expöditeur  ou  destinataire  des  depeches  dont  il  s'agit  est  rede- 
vable,  envers  les  Offices  intermediaires,  de  frais  de  transit  calcules  conforme- 
ment  aux  dispositions  de  l'article  4. 

Article  16. 

1.  II  n'est  pas  donne*  cours  aux  papiers  d'affaires,  6chantillons  et  impri- 
mes  qui  ne  remplissent  pas  les  conditions  requises,  pour  ces  categories  d'envois, 
par  l'article  5  de  la  presente  Convention  et  par  le  Reglement  d'execution 
prevu  ä  l'article  20.  ||  2.  Le  cas  echeant,  ces  objets  sont  renvoyes  au  timbre 
d'origine  et  remis,  s'il  est  possible,  ä  l'expediteur.  ||  3.  II  est  interdit: || 
1°  d'expedier  par  la  poste:  ||  a)  des  echantillons  et  autres  objets  qui,  par 
leur  nature,  peuvent  presenter  du  danger  pour  les  agents  postaux,  salir  ou 
deteriorer  les  correspondances;  ||  &)  des  matieres  explosibles,  inflammables 
ou  dangereuses;  des  animaux  et  insectes,  vivants  ou  morts,  sauf  les  exceptions 
prevues  au  Reglement  de  detail;  ||  2°  d'inserer  dans  les  correspondances 
ordinaires  ou  recommandees  consignees  ä  la  poste:  ||  a)  des  pieces  de  monnaie 
ayant  cours;  ||  b)  des  objets  passibles  de  droits  de  douane;  ||  c)  des  matieres 
d'or  ou  d'argent,  des  pierreries,  des  bijoux  et  autres  objets  pr^cieux,  mais 
seulement  dans  le  cas  oü  leur  insertion  ou  expedition  serait  defendue  d'apres 
la  legislation  des  pays  int^resses.  ||  4.  Les  envois  tombant  sous  les  prohi- 
bitions  du  paragraphe  3  qui  precede  et  qui  auraient  6te*  ä  tort  admis  h  l'ex- 
pedition  doivent  etre  renvoyes  au  timbre  d'origine,  sauf  le  cas  ou  l'Admini- 
stration du  pays  de  destination  serait  autoris^e,  par  sa  legislation  ou  par  ses 
reglements  interieurs,  ä  en  disposer  autrement.  ||  Toutefois,  les  matieres  ex- 
plosibles, inflammables  ou  dangereuses  ne  sont  pas  renvoyees  au  timbre  d'ori- 
gine; eile  sont  detruites  sur  place  par  les  soins  de  l'Administration  qui  en  con- 
state  la  presence.  ||  5.  Est  d'ailleurs  reserve  le  droit  du  Gouvernement  de 
tout  pays  de  l'Union  de  ne  pas  cffectuer,  sur  son  territoire,  le  transport  ou 
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Nr.  H520.  la  distribution ,  tant  des   objets  jouissant   de  la  moderation  de  taxe  ä  l'egard 

Vert;irags"    desquels  il  n'a  pas   ete  satisfait  aux  lois,  ordonnances   ou  decrets  qui  reglent 

i5..Tunii897.1es  conditions   de   leur  circulation   dans  ce  pays,   que   des   correspondances  de 

toute  nature  qui  portent  ostensiblement  des  inscriptions,  dessins  etc.,  interdits 

par  les  dispositions  legales  ou  reglementaires  en  vigueur  dans  le  meine  pays. 

Article  17. 

1.  Les  Offices  de  l'Union  qui  out  des  relations  avec  des  pays  situes  en 
dehors  de  l'Union  doivent  preter  leur  concours  a  tous  les  autres  Offices  de 
l'Union  pour  la  transmission  ä  decouvert,  par  leur  intermediaire,  de  corre- 
spondances ä  destination  ou  provenant  desdits  pays.  ||  2.  Ä  l'egard  des  frais 
de  transit  des  envois  de  toute  nature  et  de  la  responsabilite  en  matiere  d'ob- 
jets  recommandes,  les  correspondances  dont  il  s'agit  sont  traitees:  ||  pour  le 
transport  dans  le  ressort  de  l'Union,  d'apres  les  stipulation  de  la  presente 
Convention;  j|  pour  le  transport  en  dehors  des  limites  de  l'Union,  d'apres  les 
conditions  notifiees  par  l'Office  de  l'Union  qui  sert  d'intermediaire.  ||  Toutefois, 
les  frais  du  transport  maritime  total,  dans  l'Union  et  hors  l'Union,  ne  peuvent. 
pas  exceder  20  francs  par  kilogramme  de  lettres  et  de  cartes  postales  et 
1  franc  par  kilogramme  d'autres  objets;  le  cas  echöant,  ces  frais  sont  repartis, 
au  prorata  des  distancns,  entre  les  Offices  intervenant  dans  le  transport  mari- 
time. ||  Les  frais  de  transit,  territorial  ou  maritime,  en  dehors  des  limites  de 
l'Union  comme  dans  le  ressort  de  l'Union,  des  correspondances  auxquelles 
s'applique  le  present  article,  sont  constates  dans  la  meme  forme  que  les  frais 
de  transit  afferents  aux  correspondances  echangees  entre  pays  de  l'Union. 
3.  Les  frais  de  transit  des  correspondances  ä  destination  des  pays  en  dehors 
de  l'Union  postale  sont  ä  la  Charge  de  l'Office  du  pays  d'origine,  qui  fixe  les 
taxes  d'affranchissement  dans  son  service  desdites  correspondances,  sans  que 
ces  taxes  puissent  etre  inferieures  au  tarif  normal  de  l'Union.  ||  4.  Les  frais 
de  transit  des  correspondances  originaires  des  pays  en  dehors  de  l'Union  ne 
sont  pas  ä  la  Charge  de  l'Office  du  pays  de  destination.  Cet  Office  distribue 
sans  taxe  les  correspondances  qui  lui  sont  livrees  comme  completement  affran- 
chies;  il  taxe  les  correspondances  non  affranchies  au  double  du  tarif  d'affran- 
chissement applicable  dans  son  propre  service  aux  envois  similaires  a  desti- 
nation du  pays  d'oü  proviennent  lesdites  correspondances,  et  les  correspon- 
dances insuffisamment  affranchies  au  double  de  l'insuffisance,  sans  que  la  taxe 
puisse  depasser  celle  qui  est  pergue  sur  les  correspondances  non  affranclnes 
de  memes  nature,  poids  et  origine.  |]  5.  Les  correspondances  expediees  d'un 
pays  de  l'Union  dans  un  pays  en  dehors  de  l'Union  et  vice  versa,  par  l'inter- 
mediaire  d'un  Office  de  l'Union,  peuvent  etre  transmises,  de  part  et  d'autre, 
en  depeches  closes,  si  ce  mode  de  transmission  est  admis  d'un  commun  accord 
par  les  Offices  d'origine  et  de  destination  des  depeches,  .avec  l'agrement  de 
l'Office  intermediaire. 
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Article  18.  Nr.  11520. 

Les  hautes  parties  contractantes  s'engagent  ä  prendre,  ou  ä  proposer  ^tm~ 
ä  leurs  legislatures  respectives  les  mesures  necessaires  pour  punir  l'emploi  i5.Juni  i89" 
frauduleux,  pour  l'affranchissement  de  correspondances,  de  timbres-poste  con- 
trefaits  ou  ayant  deja  servi.  Elles  s'engagent  egalenient  ä  prendre,  ou  ä 
proposer  ä  leurs  legislatures  respectives,  les  raesures  necessaires  pour  interdire 
et  reprimer  les  Operations  frauduleuses  de  fabrication,  vente,  colportage  ou 
distribution  de  vignettes  et  timbres  en  usage  dans  le  service  des  postes  con- 
trefaits  ou  imites  de  teile  maniere  qu'ils  pourraient  etre  confondus  avec  les 
vignettes  et  timbres  6mis  par  l'Administration  d'un  des  pays  adherents. 

Article  19. 
Le  service  des  lettres  et  boites  avec  valeur  d^claree,  et  ceux  des  man- 
dats  de  poste,  des  colis  postaux,  des  valeurs  ä  recouvrer,   des  livrets  d'identite, 
des  abonnements   aux  journaux,   etc.,  fönt  l'objet  d'arrangements  particuliers 
entre  les  divers  pays  ou  groupes  de  pays  de  l'Union. 

Article  20. 

1.    Les  Administration    postales  des    divers   pays  qui  composent  l'Union 

sont  competentes  pour  arreter  d'un  commun  accord,  dans  un  Reglement  d'exe- 

cution,  toutes   les   mesures  d'ordre  et  de  detail  qui  sont  jugees  necessaires.  || 

2.    Les   differentes  Administrations  peuveüt,  en  outre,  prendre  entre  elles  les 

arrangements   necessaires   au  sujet  des   questions   qui    ne   concernent  pas  l'en- 

semble  de  l'Union,  pourvu  que  ces  arrangements  ne  derogent  pas  ä  la  presente 

Convention.  ||  3.    II    est    toutefois    permis    aux   Administrations   interessees  de 

s'entendre   mutuellement  pour  l'adoption   de   taxes   reduites   dans  un  rayon  de 

30  kilometres. 

Article  21. 

1.  La  presente  Convention  ne  porte  point  alteration  ä  la  legislation  de 
cbaque  pays  dans  tout  ce  qui  n'est  pas  prevu  par  les  stipulation  contenues 
dans  cette  Convention.  ||  2.  Elle  ne  restreint  pas  le  droit  des  parties  contrac- 
tantes de  maintenir  et  de  conclure  des  traites,  ainsi  que  de  maintenir  et 
d'etablir  des  unions  plus  restreintes,  en  vue  de  la  reduction  des  taxes  ou  de 
toute  autre  amelioration  des  relations  postales. 

Article  22. 
1.  Est  maintenue  l'institution,  sous  le  nom  de  Bureau  international  de 
l'Union  postale  universelle,  d'un  Office  central  qui  fonctionne  sous  la  haute 
surveillance  de  l'Administration  des  postes  suisses,  et  dont  les  frais  sont  Sup- 
portes par  toutes  les  Administrations  de  l'Union.  ||  2.  Co  burcau  demeure 
Charge  de  reunir,  de  coordonner,  de  publier  et  de  distribucr  les  renseignements 
de  toute  nature  qui  Interessent  le  service  international  des  postes;  d'emcttre 
ä  la  demande  des  parties  en  cause,  un  avis  sur  les  questions  litigieuses;  d'in- 
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Nr.  11520.  struire   les  demandes  en  modification  des  Actes  du   Congres;    de   notifier  les 
lul^rT  changements  adoptes,  et,   en  general,  de  proceder  aux  6tudes  et  aux  travaux 
i5.jnnii897.  dont  il  serait  saisi  dans  l'interet  de  l'Union  postale. 

Article  23. 
1.  En  cas  de  dissentiment  entre  deux  ou  plusieurs  membres  de  l'Union 
relativement  ä  Interpretation  de  la  presente  Convention  ou  ä  la  responsable" 
d'une  Administration  en  cas  de  perte  d'un  envoi  recommande,  la  question  en 
litige  est  reglee  par  jugement  arbitral.  A  cet  effet,  chacune  des  Administrations 
en  cause  choisit  un  autre  membre  de  l'Union  qui  n'est  pas  directement  Interesse 
dans  l'affaire.  ||  2.  La  decision  des  arbitres  est  donnee  ä  la  majorite  absolue 
des  voix.  ||  3.  En  cas  de  partage  des  voix,  les  arbitres  choisissent,  pour  tran- 
cher  le  differend,  une  autre  Administration  egalement  desinterisse  dans  le 
litige.  ||  4.  Les  dispositions  du  present  article  s'appliquent  egalement  ä  tous 
les  Arrangements  conclus  en  vertu  de  l'article  19  prec£dent. 

Article  24. 
1.  Les  pays  qui  n'ont  point  pris  part  a  la  presente  Convention  sont  admis 
ä  y  adherer  sur  leur  demande.  ||  2.  Cette  adhesion  est  notifiee  par  la  voie 
diplomatique,  au  Gouvernement  de  la  Confederation  suisse  et,  par  ce  Gouverne- 
ment, ä  tous  les  pays  de  l'Union.  ||  3.  Elle  empörte,  de  plein  droit,  accession 
ä  toutes  les  clauses  et  admission  ä  tous  les  avantages  stipules  par  la  presente 
Convention.  ||  4.  II  appartient  au  Gouvernement  de  la  Confederation  suisse  de 
determiner,  d'un  commun  accord  avec  le  Gouvernement  du  pays  inte>esse,  la 
part  contributive  de  l'Administration  de  ce  dernier  pays  dans  les  frais  du 
Bureau  international,  et,  s'il  y  a  lieu,  les  taxes  ä  percevoir  par  cette  Admini- 
stration en  conformite  de  l'article  10  precedent. 

Article  25. 
1.  Des  Congres  de  plenipotentiaires  des  pays  contractants  ou  de  simples 
Conferences  administratives,  selon  l'importance  des  questions  ä  resoudre,  sont 
rdunis  lorsque  la  demande  en  est  faite  ou  approuvee  par  les  deux  tiers,  au 
moins,  des  Gouvernements  ou  Administrations,  suivant  le  cas.  ||  2.  Toutefois, 
un  Congres  doit  avoir  lieu  au  moins  tous  les  cinq  ans.  ||  3.  Chaque  pays  peut 
se  faire  representer,  soit  par  un  ou  plusieurs  delegues,  soit  par  la  delegation 
d'un  autre  pays.  Mais  il  est  entendu  que  le  delegue  ou  les  delegues  d'un  pays 
ne  peuvent  etre  charges  que  de  la  representation  de  deux  pays,  y  compris 
celui  qu'ils  representent.  ||  4.  Dans  les  deliberations,  chaque  pays  dispose  d'une 
seule  voix.  ||  5.  Chaque  Congres  fixe  le  lieu  de  la  reunion  du  prochain  Con- 
gres. ||  6.  Pour  les  Conferences,  les  Administrations  fixent  les  lieux  de  reunion 
sur  la  proposition  du  Bureau  international. 

Article  26. 
1.  Dans  l'intervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions,   toute  Administration 
des  postes  d'un  pays  de  l'Union  a  le  droit  d'adresser  aux  autres  Administra- 
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tions  participantes,  par  l'intermediaire  du  Bureau  international,  des  propositions  Nr.  11520. 
concernant  le  regime  de  l'Union.  ||  Pour  etre  mise  en  d61ibe>ation,  chaque  sLlten. 
proposition  doit  etre  appuyee  par  au  moins  2  Administrations,  sans  compter  i5.Jnnii897. 
celle  dont  la  proposition  emane.  Lorsque  le  Bureau  internationale  ne  recoit 
pas,  en  meme  temps  que  la  proposition,  le  nombre  n£cessaire  de  d6clarations 
d'appui,  la  proposition  reste  sans  aucune  suite.  ||  2.  Toute  proposition  est 
soumise  au  procede  suivant:  ||  Un  delai  de  six  mois  est  laisse"  aux  Administrations 
de  l'Union  pour  examiner  les  propositions  et  pour  faire  parvenir  au  Bureau 
international,  le  cas  Scheant,  leurs  observations.  Les  amendements  ne  sont 
pas  admis.  Les  reponses  sont  reunies  par  les  soins  du  Bureau  international 
et  communiquees  aux  Administrations  avec  l'invitation  de  se  prononcer  pour 
ou  contre.  Celles  qui  n'ont  point  fait  parvenir  leur  vote  dans  un  delai  de 
six  mois,  ä  compter  de  la  date  de  la  seconde  circulaire  du  Bureau  international 
leur  notifiant  les  observations  apportees,  sont  considerees  comme  s'abstenant. 
3.  Pour  devenir  executoires,  les  propositions  doivent  reunir,  savoir:  ||  1°  l'una- 
nimite  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition  de  nouvelles  dispositions  ou  de  la 
modification  des  dispositions  du  present  article  et  des  articles  2,  3,  4,  5,  6, 
7,  8,  9,  12,  13,  15,  18,  27,  28  et  29;  ||  2°  les  deux  tiers  des  suffrages,  s'il 
s'agit  de  la  modification  des  dispositions  de  la  Convention  autres  que  Celles 
des  articles  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9,  12,  13,  15,  18,  26,  27,  28  et  29;  ||  3°  la 
simple  majorite  absolue,  s'il  s'agit  de  l'interpretation  des  dispositions  de  la 
Convention,  hors  le  gas  de  litige  prevu  a  l'article  23  precßdent.  ||  4.  Les  reso- 
lutions  valables  sont  consacrees,  dans  les  deux  premiers  cas,  par  une  declaration 
diplomatique,  que  le  Gouvernement  de  la  Conföderation  suisse  est  Charge 
d'etablir  et  de  transmettre  ä  tous  les  Gouvernements  des  pays  contractants 
et,  dans  le  troisieme  cas,  par  une  simple  notification  du  Bureau  international 
ä  toutes  les  Administrations  de  l'Union.  ||  5.  Toute  modification  ou  resolution 
adopted  n'est  executoire  que  trois  mois,  au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  27. 
Sont  consideres  comme  formant,  pour  l'application  des  articles  22,  25  et 
26  precedents,  un  seul  pays  ou  une  seule  Administration,  suivant  le  cas:  || 
1°  L'ensemble  des  colonies  allemandes;  ||  2°  L'Empire  de  linde  britannique;  j| 
3°  Le  Dominion  du  Canada;  ||  4°  L'ensemble  des  colonies  britanniques  de 
l'Australasie;  ||  5°  L'ensemble  de  toutes  les  autres  colonies  britanniques;  || 
6°  L'ensemble  des  colonies  danoises;  ||  7°  L'ensemble  des  colonies  espagnoles;  | 
8°  Les  colonies  et  protectorats  francais  de  l'Indo-Chine;  ||  9°  L'ensemble  des 
autres  colonies  francaises;  ||  10°  L'ensemble  des  colonies  neerlandaises;  || 
11°  L'ensemble  des  colonies  portugaises. 

Article  28. 
La   presente    Convention    sera   mise  ä  execution   le   1er  janvier  1899    et 
demereura  en  vigueur  pendant  un  temps  indeterminö;  mais  chaque  partie  con- 
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Nr.  11520.  tractante  a  le  droit  de  se   retirer   de    l'Union,   moyennant   un    avertissement 
Staaten"    donne"    une    anr>ee  ä  l'avance  par  son  Gouvernement  au  Gouvernement  de  la 
15.  Juni  1897.  Confede>ation  suisse. 

Article  29. 

1.  Sont  abrogees,  ä  partir  du  jour  de  la  mise  ä  execution  de  la  presente 
Convention,  toutes  les  dispositions  des  Traitös,  Conventions,  Arrangements  ou 
autres  Actes  conclus  anterieurement  entre  les  divers  pays  ou  Administrations, 
pour  autant  que  ces  dispositions  ne  seraient  pas  conciliables  avec  les  termes 
de  la  presente  Convention,  et  sans  prejudice  des  droits  reserves  par  l'article  21 
ci-dessus.  ||  2.  La  presente  Convention  sera  ratifiee  aussitot  que  faire  se  pourra. 
Les  actes  de  ratification  seront  echanges  ä  Washington.  ||  3.  En  foi  de  quoi, 
les  plenipotentiaires  des  pays  ci-dessus  enumeres  ont  signe  la  presente  Con- 
vention ä  Washington,  le  quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept. 

(Unterschriften.) 


Nr.    11521.     VERTRAGSSTAATEN.  —   Schlufsprotokoll  zum  Welt- 
postvertrag. 

Washington,  15.  Juni  1897. 

Nr.  11521.  Au   moment  de   proceder  ä  la  signature  des  Conventions  arretees  par  le 

sVaatwT   ^onSres   postal   universel   de  Washington,   les  plenipotentiaires  soussignes  sont 
15. Juni  1897.  convenus  de  ce  qui  suit: 

I. 

II  est  pris  acte  de  la  declaration  faite  par  la  delegation  hritannique  au 
nom  de  son  Gouvernement  et  portant  qu'il  a  cede  aux  colonies  et  protectorats 
britanniques  de  l'Afrique  du  Sud  la  voix  que  l'article  27,  5°,  de  la  Convention 
attribue  ä  „l'ensemble  de  toutes  les  autres  colonies  britanniques". 

II. 

En  derogation  ä  la  disposition  de  l'article  6  de  la  Convention,  qui  fixe 
ä  25  Centimes  au  maximum  le  droit  de  recommandation,  il  est  convenu  que 
les  Etats  hors  d'Europe  sont  autorises  a  maintenir  ce  maximum  ä  50  Centimes, 
y  compris  la  delivrance  d'un  bulletin  de  depöt  ä  l'expediteur. 

III. 

En  derogation  aux  dispositions  de  l'article  8  de  la  Convention,  il  est 
convenu  que,  par  mesure  de  transition,  les  Administrations  des  pays  hors 
d'Europe  dont  la  legislation  est  actuellement  contraire  au  principe  de  la 
rcsponsabilite,  conservent  la  faculte  d'ajourner  i'application  de  ce  principe 
jusqu'au  jour  oü  elles  auront  pu  obtenir  du  pouvoir  legislatif  l'autorisation  de 
l'introduirc.  Jusqu'ä  ce  moment,  les  autres  Administrations  de  l'Union  ne  sont 
pas  astreintes  ä  payer  une  indemnite  pour  la  perte,  dans  leurs  Services  respec- 
tifs,  d'envois  recommandes  ä  destination  ou  provenant  desdits  pays. 
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IV.  Nr.  11521. 

La  Republiquc  Dominicaine,  qui  fait  partic  de  l'Uniou  postale,  11c  s'etant  t  '^" 
pas  fait  representer  au  Congres,  le  protocole  lui  reste  ouvert  pour  adherer  i5.juniis97. 
aux  Conventions  qui  y  ont  ete  conclues,  ou  seulement  ä  l'unc  ou  ä  lautre 
d'entre  elles.  ||  Le  protocole  reste  egalement  ouvert  en  faveur  de  l'Empire  de 
Chine,  dont  les  delegues  au  Congres  ont  declare  l'intention  de  ce  pays  d'entrer 
dans  l'Uniou  postale  universelle  ä  partir  d'une  date  ä  fixer  ulterieurement.  \ 
II  demeure  aussi  ouvert  ä  l'Etat  libre  d'Orange,  dont  le  representant  a  mani- 
feste l'intention  de  ce  pays  d'adherer  ä  l'Union  postale  universelle. 

V. 

Le  protocole  demeure  ouvert  en  faveur  des  pays  dont  les  representants 
n'ont  signe  aujourd'hui  que  la  Convention  principale,  ou  un  certain  noinbre 
seulement  des  Conventions  arretees  par  le  Congres,  ä  l'effet  de  leur  permettre 
d'adherer  aux  autres  Conventions  signees  ce  jour,  ou  ä  l'une  ou  l'autre 
d'entre  elles. 

VI. 

Les  adhesions  prevues  ä  l'article  IV  ci-dessus  devront  etre  notifiees  au 
Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Amerique,  par  les  Gouvernements  respectifs, 
en  la  forme  diplomatique.  Le  delai  qui  leur  est  aecorde  pour  cette  notificatiou 
expirera  le  lor  octobre  1898. 

vn. 

Dans  le  cas  oü  une  ou  plusieurs  des  parties  contraetantes  aux  Conventions 
postales  signees  aujourd'hui  ä  Washington  ne  ratifieraient  pas  l'une  ou  l'autre 
de  ces  Conventions,  cette  Convention  n'en  sera  pas  moins  valable  pour  les 
Etats  qui  l'auront  ratifiee.  jj  En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  ci-dessous 
ont  dresse  le  present  Protocole  final,  qui  aura  la  meme  force  et  la  meine 
valeur  que  si  ses  dispositions  etaient  inserees  dans  le  texte  meme  des  Con- 
ventions auxquelles  il  se  rapporte,  et  ils  l'ont  signe  en  un  exemplaire  qui 
restera  depose  aux  Archives  du  Gouvernement  des  Etats-Unis  d'Amerique  et 
dont  une  copie  sera  remise  ä  chaque  partie. 

Fait  ä  Washington,  le  quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept. 

(Unterschriften.) 

Nr.  11522.  VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkommen,  betreffend 
den  Austausch  von  Briefen  und  Kästchen  mit  Wert- 
angabe. 

Washington,  15.  Juni  1897. 
Arrangement 
concernant 
rechange  des  lettres  et  des  boites  avec  valeur  declaree 

conclu  entre  Nr.  115^. 

l'Allemagne   et   les  Protectorats  Allemands,    la  Republiquc  Majeure   de  l'Ame-  Vertraes- 

BwftftvOBa 

rique  Centrale,    la  Republipue  Argentine,    l'Autriche-Hongric  (avec  la  Bosnie-  is.Juni  1897. 
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Nr.  H522.  Herzegovine),  la  Belgiqae,  le  Bresil,  la  Bulgarie,  le  Chili,  le  Dänemark  et  les 
Vertrags-  c0ionjes  Danoiscs,  la  Republique  Dominicaine,  l'Egypte,  l'Espagne,   la  France, 

BtfläbBD* 

lö.jnni  1897. les  Colonies  Frangaises,  l'Italie,  le  Luxembourg,  la  Norvege,  les  Pays-Bas,  le 
Portugal  et  les  Colonies  Portugaises,   la  Roumanie,   la  Russie,   la  Serbie,   la 
Suede,  la  Suisse,  la  R6gence  de  Tunis  et  la  Turquie. 


Les  soussignes,  plenipotentiaires  des  Gouvernements  des  pays  ci-dessus 
enumeres,  vu  l'article  19  de  la  Convention  principale,  ont,  d'un  commun  accord 
et  sous  reserve  de  ratification,  arrete  l'Arrangement  suivant: 

Article  1. 
1.  II  peut  etre  expediö,  de  Tun  des  pays  mentionnes  ci-dessus  pour  un 
autre  de  ces  pays,  des  lettres  contenant  des  valeurs-papier  declarees  et  des 
boites  contenant  des  bijoux  et  objets  precieux  declares  avec  assurance  du 
montant  de  la  declaration.  ||  La  participation  au  Service  des  boites  avec  valeur 
declaree  est  limitee  aux  echanges  entre  ceux  des  pays  adherents  dont  les 
Administrations  sont  convenues  d'etablir  ce  service  dans  leurs  relations  reci- 
proques.  |j  2.  Le  poids  maximum  des  boites  est  fixe  ä  un  kilogramme  par 
envoi.  ||  3.  Les  divers  Offices,  pour  leurs  rapports  respectifs,  ont  la  faculte  de 
detcrminer  un  maximum  de  declaration  de  valeur  qui,  dans  aucun  cas,  ne 
peut  etre  inferieur  ä  lOOOO  francs  par  envoi,  et  il  est  entendu  que  les  diverses: 
Administrations  intervenant  dans  le  transport  ne  sont  engagees  que  jusqu'ä 
concurrence  du  maximum  qu'elles  ont  respectivement  adopte. 

Article  2. 
1.  Les  lettres  et  boites  avec  valeur  declaree  peuvent  etre  grevees  de 
remboursement,  aux  conditions  admises  par  les  §§  1  et  2  de  l'article  7  de 
la  Convention  principale.  Ces  objets  sont  soumis  aux  formalites  et  aux  taxes 
des  envois  de  valeur  declaree  de  la  categorie  ä  laquelle  ils  appartiennent.  || 
2.  La  perte,  l'avarie  ou  la  spoliation  d'un  envoi  de  valeur  declaree,  greve  de 
remboursement,  engage  la  responsabilite  du  service  postal,  dans  les  conditions 
determinees  par  l'article  12  du  present  Arrangement.  Apres  la  livraison  de 
l'objet,  l'Administration  du  pays  de  destination  est  responsable  du  montant  du 
remboursement  et  doit  pouvoir  justifier  de  l'envoi  ä  l'expediteur  de  la  somme 
encaissee,  sauf  prelevement  des  droit  et  taxe  autorises. 

Article  3. 
1.  La  liberte  du  transit  est  garantie  sur  le  territoire  de  chacun  des 
pays  adherents,  et  la  responsabilite  des  Offices  qui  participent  ä  ce  transport 
est  engagee  dans  les  limites  determinees  par  l'article  12  ci-apres.  j|  II  en  est 
de  meme  ä  l'egard  du  transport  maritime  effectue  ou  assure  par  les  Offices 
des  pays  adherents,  pourvu  toutefois  que  ces  Offices  soient  en  mesure  d'ac- 
cepter  la  responsabilite  des  valeurs  ä  bord  des  baquebots  ou  bätiments  dont 
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ils  fönt  emploi.  ||  2.  A  moins  d'arrangement   contraire    entre  los   Offices  d'ori-  Nr.  11522. 
gine  et  de  destination,   la  transraission  des  valeurs   declarees  echangees  entre  Yge^*(fns" 
pays   non   limitrophes    s'opere    ä   decouvert   et   par   les    voies    utilisöes   pouris.Juniimt«. 
racherainement  des  correspondances  ordiDaires.  ||  3.  L'echange  de  lettres  et  de 
boites    contenant    des   valeurs    döclarßes    entre   deux   pays  qui  correspondent, 
pour  les  relations  ordinaires,    par  l'intermediaire  d'un  ou  de  plusieurs  pays 
non  participant  au  present  Arrangement,    ou   au  moyen  de  Services  maritimes 
degages  de  responsabilite,  est  subordonne  ä  l'adoption   de  mesures  speciales  ä 
concerter  entre  les  Administrations  des  pays  d'origine  et  de  destination,  telles 
que  l'emploi  d'une  voie  detournee,  l'expedition  en  depeches  closes,  etc. 

Article  4. 
1.  Les  frais  de  transit  prevus  par  1'article  4  de  la  Convention  principale 
sont  payables  par  l'Office  d'origine  aux  Offices  qui  participent  au  transport 
intermediaire',  ä  decouvert  ou  en  depeches  closes,  des  lettres  contenant  des 
valeurs  declarees.  ||  2.  Un  port  de  50  Centimes  par  envoi  est  payable  par 
l'Office  d'orgine  des  boites  de  valeur  declar^e  ä  iAdministration  du  pays  de 
destination  et,  s'il  y  a  lieu,  ä  chacune  des  Administrations  participant  au 
transport  territorial  intermediaire.  L'Office  d'origine- doit  payer,  en  outre,  le 
cas  6cheant,  un  port  de  un  franc  ä  chacune  des  Administrations  participant 
au  transport  maritime  intermediaire.  ||  3.  Independamment  de  ces  frais  et  ports, 
l'Administration  du  pays  d'origine  est  redevable,  a  titre  de  droit  d'assurance 
envers  T Administration  du  pays  de  destination  et,  s'il  y  a  lieu,  envers  cha- 
cune des  Administrations  participant  au  transit  territorial  avec  garantie  de 
responsabilite,  d'un  droit  proportionnel  de  5  Centimes  par  chaque  somme  de 
300  francs  ou  fraction  de  300  francs  declar^e.  ||  4.  En  outre,  s'il  y  a  trans- 
port par  mer  avec  la  meme  garantie,  l'Administration  d'origine  est  redevable, 
envers  chacun  des  Offices  participant  ä  ce  transport,  d'un  droit  d'assurance 
maritime  de  10  Centimes  par  chaque  somme  de  300  francs  ou  fraction  de 
300  francs  declaree. 

Article  5. 

1.  La  taxe  des  lettres  et  des  boites  contenant  des  valeurs  declarees  doit 
etre  acquitt^e  ä  l'avance  et  se  compose:  ||  1°  pour  les  lettres,  du  port  et  du 
droit  fixe  applicables  ä  une  lettre  recommandee  du  meme  poids  et  pour  la 
meme  destination,  —  port  et  droit  acquis  en  entier  ä  l'Office  expediteur;  — 
pour  les  boites,  d'un  port  de  50  Centimes  par  pays  participant  au  transport 
territorial  et,  le  cas  echeant,  d'un  port  de  un  franc  par  pays  participant  au 
transport  maritime;  ||  2°  pour  les  lettres  et  les  boites,  d'un  droit  proportionnel 
d'assurance  calcule,  par  300  francs  ou  fraction  de  300  francs  declares,  ä 
raison  de  10  Centimes  pour  les  pays  limitrophes  ou  relies  entre  eux  par  un 
service  maritime  direct,  et  ä  raison  de  25  Centimes  pour  les  autres  pays,  avec 
addition,  s'il  y  a  lieu,  dans  Tun  et  l'autre  cas,  du  droit  d'assurance  maritime 
prevu  au  dernier  alinea  de  1'article  4  precedent.  ||  Toutefois,    comme  mesure 
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Vertrags- 
staaten. 

15.Junil8! 


Nr.  11522.  de  transition,  est  reservee  ä  chacune  des  parties  contractantes,  pour  tenir 
compte  de  ses  convenances  monetaires  ou  autres,  la  faculte  de  percevoir  un 
•  droit  autre  que  celui  indique  ci-dessus,  moyennant  que  ce  droit  ne  depasse 
pas  Y2  pour  cent  de  la  somme  declaree.  ||  2.  L'expediteur  d'un  envoi  contenant 
des  valeurs  declarees  recoit,  sans  frais,  au  moment  du  depot,  un  recepisse 
sommaire  de  son  envoi.  |j  3.  II  est  formellement  convenu  que,  sauf  dans  le  cas 
de  reexpedition  prevu  au  paragraphe  2  de  l'article  10  ci-apres,  les  lettres  et 
les  boites  renfermant  des  valeurs  declarees  ne  peuvent  etre  frappees,  ä  la 
charge  des  destinataires,  d'aucun  droit  postal  autre  que  celui  de  remise  ä 
domicile,  s'il  y  a  lieu.  ||  4.  Ceux  des  pays  adherents  qui  n'ont  pas  le  franc 
pour  unite  monetaire  fixent  leurs  taxes  ä  l'equivalent,  dans  leur  monnaie 
respective,  des  taux  determines  par  le  paragraphe  1  qui  precede.  Ces  pays 
ont  la  faculte  d'arfondir  les  fractions  conformement  au  tableau  insere  au 
Reglement  d'execution  de  la  Convention  principale. 


Article  6. 
Les   lettres    de    valeur   declaree   echangees   soit  par  les  Adrainistrations 
postales  entre  elles,  soit  entre  ces  Adrainistrations  et  le  Bureau  international, 
sont    admises  ä  la    franchise    de    port  et  de   droit   d'assurance  dans  les  con- 
ditions determinees  par  l'article  11,  §  2,  de  la  Convention  principale. 

Article  7. 
1.  L'expediteur  d'un  envoi  contenant  des  valeurs  declarees  peut,  aux  con- 
ditions  determinees  par  le  §  3  de  l'article  6  de  la  Convention  principale  en 
ce  qui  concerne  les  objets  recommandes,  obtenir  qu'il  lui  soit  donne  avis  de 
la  remise  de  cet  objet  au  destinataire  ou  demander  des  renseignements  sur  le 
sort  de  son  envoi,  posterieurement  au  depot.  ||  2.  Le  produit  du  droit  appli- 
cable  aux  avis  de  reception  est  acquis  en  entier  ä  l'Office  du  pays  d'origine. 

Article  8. 
1.  L'expediteur  d'un  envoi  avec  valeur  declaree  peut  le  retirer  du  Ser- 
vice ou  en  faire  modifier  l'adresse  pour  reexpedier  cet  envoi,  soit  ä  l'iuterieur 
du  pays  de  destination  primitif,  soit  sur  Fun  quelconque  des  pays  contractants, 
aussi  longtemps  qu'il  n'a  pas  ete  livre  au  destinataire,  aux  conditions  et  sous 
les  reserves  determinees,  pour  les  correspondances  ordinaires  et  recommandees, 
par  l'article  9  de  la  Convention  principale.  Ce  droit  est  limite,  en  ce  qui 
concerne  la  modification  des  adresses,  aux  envois  dont  la  declaration  ne  de- 
passe pas  10  000  francs.  ||  2.  11  peut  de  meme  demander  la  remise  ä  domicile 
par  porteur  special,  aussitöt  apres  l'arriv6e,  aux  conditions  et  sous  les  reserves 
lixees  par  l'article  13  de  ladite  Convention.  ||  Est  toutefois  reservee  ä  l'Office 
du  lieu  de  destination  la  faculte  de  faire  remettre  par  expres  un  avis  d'arrivee 
de  l'envoi  au  lieu  de  l'envoi  lui-meme,  lorsque  ses  reglements  interieurs  le 
comportent. 
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Article  9.  Nr.  11522. 

1.  Toute  declaration  frauduleuse  de  valeur  superieure  ä  la  valeur  reelle-   Vertra8s- 

ment   inseree    dans    une   lettre   ou  dans  une  boite  est  intcrdite.  ||  En  cas  de  i5.junii897 

declaration  frauduleuse  de  cette  nature,  l'expediteur  perd  tout  droit  ä  l'indera- 

nite,  sans  prejudice  des  poursuites  judiciaires  que  peut  comporter  la  legislation 

du    pays    d'origine.  ||  2.    II   est  interdit  d'inserer  dans  les  lettres  de  valeur: 

a)  des  especes  monnayees;  ||  b)  des  objets  passibles  de  droits  de  douane,  ä  l'ex- 

ception  des  valeurs-papier;  ||  c)   des  matieres  d'or  et  d'argent,  des  pierreries, 

des  bijoux  et  autres  objets  precieux.  ||  II  est  egalement  interdit  d'inserer  dans 

les    boites    avec    valeur    declaree    des  lettres   ou  notes  pouvant  tenir  lieu  de 

correspondance,    des  monnaies  ayant  cours,    des  billets  de  banque  ou  valeurs 

quelconques  au  porteur,  des  titres  et  des  objets  rentrant  dans  la  categorie  des 

papiers  d'affaires.  ||  II  n'est  pas  donne  cours  aux  objets  tombant  sous  le  coup 

de  cette  interdiction. 

Article  10. 

1.  Une  lettre  ou  boite  de  valeur  declaree  reexpediöe,  par  suite  du  cbange- 

ment  de  residence  du  destinataire,  ä  l'interieur  du  pays  de  destination,   n'est 

passible  d'aucune  taxe  supplementaire.  ||  2.  En  cas  de  rßexpedition  sur  un  des 

pays  contraetants  autre  que  le  pays  de  destination,  les  droits  d'assurance  fixes 

par  les  paragrapbes  3  et  4  de  l'article  4  du  present  Arrangement  sont  percus 

sur  le  destinataire,  du  chef  de  la  reexpedition,  au  profit  de  ebaeun  des  Offices 

intervenant  dans  le  nouveau  transport.    Quand  il  s'agit  d'une  boite  avec  valeur 

declaree,   il  est  pergu,   en  outre,   le  port  fixe  au  §  2  de  l'article  4  susvise.] 

3.    La   reexpedition    par    suite  de  fausse   direction  ou    de    mise    en  rebut  ne 

donne    lieu   ä    aueune    pereeption    postale    supplementaire    ä    la    cbarge    du 

public. 

Article  11. 

1.  Les  boites  avec  valeur  declaree  sont  soumises  ä  la  legislation  du  pays 
d'origine  ou  de  destination,  en  ce  qui  concerne,  ä  l'exportation,  la  restitution 
des  droits  de  garantie,  et,  ä  l'importation,  l'exercice  du  contröle  de  la  garantie 
et  de  la  douane.  j|  2.  Les  droits  tiscaux  et  frais  d'essayage  exigibles  ä  l'im- 
portation, sont  percus  sur  les  destinataires  lors  de  la  distribution.  Si,  par 
suite  de  cbangement  de  residence  du  destinataire,  de  refus  ou  pour  toute  autre 
cause,  une  boite  de  valeur  declaree  vient  ä  etre  reexpediee  sur  un  autre  pays 
partieipant  ä  l'eehange  ou  renvoyee  au  pays  d'origine,  ceux  des  frais  dont  il 
s'agit  qui  ne  sont  pas  remboursables  ä  la  reexportation  sont  repetes  d'Oitice 
ä  Office  pour  etre  recouvres  sur  le  destinataire  ou  sur  l'expediteur. 

Article  12. 

1.  Sauf  le  cas  de  force  majeure,  lorsqu'une  lettre  ou  une  boite  contenant 

des  valeurs  declarees  a  ete  perdue,   spoliee   ou  avariec,   l'expediteur  ou,    sur 

sa  demaude,  le  destinataire,  a  droit  ä  une  indemnite  correspondant  au  montant 

reel   de  la  perte,    de  la  spoliation  ou  de  Tavarie,   ä  moins  que  le  dommage 

Staatsarchiv  LXI.  4 
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Nr.  11522.  n'ait  ete  cause  p'ar  la  faute  ou  la  negligence  de  l'expediteur,  ou  ne  provienne 
Vertrags-    ^e  ja  uature  de  l'objet,  et  sans  que  l'indemnite  puisse  depasser  en  aucun  cas 
i5.junii807.  la  somme  declaree.  ||  En   cas   de  perte,   l'expediteur  a,    en  outre,    droit  ä  la 
restitution  des  frais  d'expedition.     Toutefois,   le  droit  d'assurance  reste  acquis 
aux  Administrations  postales.  ||  2.  Les  pays  disposös  ä  se  charger  des  risques 
pouvaut   deriver  du    cas  de  force  majeure,    sont  autorises  ä  percevoir  de  ce 
chef  une    surtaxe   dans   les   limites  tracees  par  lc  dernier  alinea  du  §  1  de 
l'article  5  du  present  Arrangement.  ||  3.  L'obligation  de  payer  l'indemnite  in- 
combe  ä  1'Administration    dont   releve  le  bureau   expediteur.      Est   reserve  ä 
cette  Administration  le  recours  contre  l'Administration  responsable,  c'est-ä-dire 
contre  1'Administration  sur  le  territoire  ou  dans  le  servicc  de  laquelle  la  perte 
ou  la  spoliation  a  eu  Heu.  ||  En  cas  de  perte,  de  spoliation  ou  d'avarie  dans 
des  circonstances  de  force  majeure,    sur  le  territoire  ou  dans  le  service  d'un 
pays  se  chargeant  des  risques  mentionnes  au  §  2   ci-dessus,    d'une  lettre  ou 
d'une  boite  de  valeur  declaree,    le  pays  oü  la  perte,   la  spoliation  ou  l'avarie 
a  eu  lieu  en  est  responsable  devant  l'Office  expediteur,  si  ce  dernier  se  Charge, 
de  son  cote,  des  risques  en  cas  de  force  majeure  ä  l'egard  de  ses  expediteurs, 
quant    aux    envois    de    valeur    declaree.  ||  4.    Jusqu'ä    preuve  du  contraire,   la 
responsabilite    inconibe  a  l'Administration    qui,    ayunt   recu    l'objet    sans   faire 
d'observation,  ne  peut  etablir,  ni  la  delivrance  au  destinataire  ni,  s'il  y  a  lieu, 
la    transmissiou    reguliere   ä  l'Administration    suivante.  ||   5.    Lc    payement    de 
l'indemnite  par  l'Office  expediteur  doit  avoir  lieu  le  plus  tot  possible  et,    au 
plus  tard,  dans  le  delai  d'un  an  ä  partir  du  jour  de  la  reclamation.    L'Office 
responsable  est  tenu  de  rembourser,  sans  retard  et  au  moyen  d'une  traite  ou 
d'un  mandat  de  poste,  ä  l'Office  expediteur,   le  montant  de  l'indemnite  pay6e 
par  celui-ci.  ||  L'Office  d'origine  est  autoris6  ä  desinteresser  l'expediteur  pour 
le  compte  de  l'Office  intermediaire  ou  destinataire  qui,   regulierement  saisi,  a 
laisse   une   annöe   s'6couler  sans  donner  suite  ä  l'affaire.     En  outre,    dans  le 
cas  oü  un  Office  dont  la  responsabilite  est  düment  etablie  a  tout  d'abord  de- 
cline    le    payement    de   l'indemnite,    il   doit  prendre  ä  sa  Charge,    en  plus  de 
l'indemnite,   les    frais  accessoires  resultant  du  retard  non  justifie  apporte  au 
payement.  ||  6.  11  est  entendu  que  la  reclamation  n'est  admise  que  dans  le  delai 
d'un  an  ä  partir  du  depöt  ä  la  poste  de  la  lettre   portant  declaration;   passe 
ce  terme,  le  reclamant  n'a  droit  ä  aueune  indemnite.  ||  7.  L'Administration  pour 
le    compte    de    laquelle    est   opere  le  remboursement  du  montant  des  valeurs 
declarees  non  parvenues  ä  destination,    est  subrogee  dans  tous  les  droits  du 
proprietaire.  ||  8.    Si  la  perte,  la  spoliation  ou  l'avarie  a  eu  lieu  en  cours  de 
transport    entre    les    bureaux   d'echange   de   deux  pays   limitrophes,    sans  qu'il 
soit   possible    d'etablir  sur  lequel  des  deux  territoires  le   fait  s'est  accompli, 
les  deux  Administrations  en  cause  supportent  le  dommagc  par  moitie.  ||  II  en 
est  de  meme  en  cas  d'echange  en  depeches  closes,  "si  la  perte,   la  spoliation 
ou  l'avarie  a  eu  lieu  sur  le  territoire  ou  dans  le  service   d'un    Office    inter- 
mediaire non  responsable.  ||  9.  Les  Administrations  cessent  d'etre  responsables 
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des    valeurs    deelarecs    contenues    dans    les    envois    dont  les  ayants   droit  011t  Nr.  11522. 
doune  recu  et  pris  livraison.  vertrags- 

.  0  staaton. 

Article  13.  i5.Jnniia» 

1.  Est  reserve  le  droit  de  chaque  pays  d'appliquer,  aux  envois  eontenant 
des  valeurs  deelarecs  ä  destination  ou  provenant  d'autres  pays,  ses  lois  ou 
reglements  inte>ieurs,  en  tant  qu'il  n'y  est  pas  deroge  par  le  present  Arrange- 
ment. ||  2.  Les  stipulation  du  present  Arrangement  ne  portent  pas  restriction 
au  droit  des  parties  contraetantes  de  maintenir  et  de  conclure  des  arrange- 
ments  speciaux,  ainsi  que  de  maintenir  et  d'etablir  des  unions  plus  restreintes 
cn  vue  de  l'amelioration  du  service  des  lettres  et  des  boites  eontenant  des 
valeurs  declarees.  ||  3.  Dans  les  relations  entre  Offices  qui  se  sont  mis  d'aecord 
ä  cet  egard,  les  expediteurs  de  boites  avec  valeur  declaree  peuvent  prendre 
ä  leur  Charge  les  droits  non  postaux  dont  l'envoi  serait  passible  dans  le  pays 
de  destination,  moyennant  declaration  prealable  au  bureau  de  depöt  et  Obli- 
gation de  payer,  sur  la  demande  du  bureau  de  destination,  les  sommes  indi- 
qußes  par  ce  dernier. 

Article  14. 

Chacune  des  Administrations  des  pays  contraetants  peut,  dans  des  cir- 
constances  extraordinaires  de  nature  ä  justifier  la  mesure,  suspendre  tempo- 
rairement  le  service  des  valeurs  declarees,  tant  ä  l'expedition  qu'ä  la  reeeption 
et  d'une  maniere  generale  ou  partielle,  sous  la  condition  d'en  donner  imme- 
diatement  avis,  au  besoin  par  le  telegraphe,  ä  TAdministration  ou  aux  Ad- 
ministrations interessees. 

Article  15. 

Les  pays  de  l'Union  qui  n'ont  point  pris  part  au  present  Arrangement 
sont  admis  ä  y  adherer  sur  leur  demande  et  dans  la  forme  prescrite  par 
l'article  24  de  la  Convention  principale,  en  ce  qui  concerne  les  adhesions  ä 
l'Union  postale  universelle. 

Article  16. 

Les  Administrations  des  postes  des  pays  contraetants  reglent  la  forme  et 
le  mode  de  transmission  des  lettres  et  des  boites  eontenant  des  valeurs  de- 
clarees et  arretent  toutes  les  autres  mesures  de  detail  ou  d'ordre  necessaires 
pour  assurer  l'execution  du  präsent  Arrangement. 

Article  17. 
1.  Dans  l'intervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions  prevues  ä  l'article  25 
de  la  Convention  principale,  toute  Administration  des  postes  d'un  des  pays 
contraetants  a  le  droit  d'adresser  aux  autres  Administrations  partieipantes, 
par  rintermediaire  du  Bureau  international,  des  propositions  concernant  le 
service  des  lettres  et  des  boites  avec  valeur  declareö.  ||  Pour  etre  mise  en 
deliberation,  chaque  proposition  doit  etre  appuyee  par  au  moins  deux  Admi- 
nistrations, sans  compter  celle  dont  la  proposition  emane.  Lorsque  le  Bureau 
international   ne    regoit  pas,    en  meme  temps   que   la  proposition,    le  nombre 
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Nr.  11522.  necessaire  de  declarations  d'appui,  la  proposition  reste  sans  aucune  suite.  || 
V"tr,ags"  2.  Toute  proposition  est  soumise  au  procede  determine  par  le  §  2  de  l'article  26 
i5.Juniis97.de  la  Convention  principale.  ||  3.  Pour  devenir  executoires,  les  propositions 
doivent  reuuir,  savoir:  ||  1°  l'unaniinite  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition 
de  nouvelles  dispositions  ou  de  la  modification  des  dispositions  du  present 
article  et  des  articles  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,  12  et  18;  ||  2°  les  deux  tiers 
des  suffrages,  s'il  s'agit  de  la  modification  des  dispositions  du  present  Arrange- 
ment autres  que  Celles  des  articles  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8,  12,  17  et  18;  || 
3°  la  simple  majorite  absolue,  s'il  s'agit  de  l'interprctation  des  dispositions 
du  present  Arrangement,  sauf  le  cas  de  litige  prevu  ä  l'article  23  de  la  Con- 
vention principale.  ||  4.  Les  resolutions  valables  sont  consacrees,  dans  les  deux 
Premiers  cas,  par  une  declaration  diplomatique  et,  dans  le  troisieme  cas,  par 
une  notification  administrative,  selon  la  forme  indiquee  ä  l'article  26  de  la 
Convention  principale.  ||  5.  Toute  modification  ou  resolution  adoptee  n'est  exe- 
cutoire  que  trois  mois,  au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  18. 
1.  Le  present  Arrangement  entrera  en  vigueur  le  1er  janvier  1899  et  il 
aura  la  meme  duree  que  la  Convention  principale,  sans  prejudice  du  droit 
reserve  ä  cliaque  pays,  de  se  retirer  de  cet  Arrangement  moyennant  un  avis 
donne,  un  an  ä  l'avance,  par  son  Gouvernement  au  Gouvernement  de  la  Con- 
federation  suisse.  ||  2.  Sont  abrogees,  ä  partir  du  jour  de  la  mise  ä  execution 
du  present  Arrangement,  toutes  les  dispositions  convenues  anterieurement  entre 
les  divers  pays  contractants  ou  entre  leurs  Administrations,  pour  autant  qu'elles 
ne  sont  pas  conciliables  avec  les  termes  du  present  Arrangement,  et  sans  pre- 
judice des  dispositions  de  l'article  13  precedent.  ||  3.  Le  present  Arrangement 
sera  ratifie  aussitot  que  faire  se  pourra.  Les  actes  de  ratification  seront 
echanges  ä  Washington.  ||  En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  des  pays  ci- 
dessus  enumeres  ont  signe  le  present  Arrangement  ä  Washington,  le  quinze 
juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept.  (Unterschriften.) 


Schlufsprotokoll. 
Au    moment    de    proceder    ä    la    signature    de    l'Arrangement    concernant 
l'echange  des  lettres  et  des  boites  avec  valeur  declaree,   les  plenipotentiaires 
soussignes  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

Article  unique. 
En  'derogation  k  la  disposition  du  paragraphe  3  de  l'article  premier  de 
l'Arrangement,  qui  fixe  ä  10  000  francs  la  limite  au-dessous  de  laquelle  le 
maximum  de  declaration  de  valeur  ne  peut  en  aucun  cas  etre  fixe,  il  est  con- 
venu  que  si  un  pays  a  adopte  dans  son  service  interieur  un  maximum  inferieur 
ä  10  000  francs,  il  a  la  faculte  de  le  fixer  egalement  pour  ses  echanges  inter- 
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nationaux    de   lettres   et  de  boites  avec  valeur  declaree.  ||  En  foi  de  quoi  les  n.-.  11522. 
plänipotentiaires  ci-dessous  ont  dresse"  le  present  Protocole  final,    qni   aura  la     8taate^ 
merae    force   et   la  merae  valeur   que   si  ses  dispositions  etaient  inserees  dans15-Jnni1^ 
le  texte  merae  de  l'Arrangement  auquel  il   se   rapporte,    et  ils   l'ont  signe   en 
un    exeraplaire   qui   restera  depose   aux  Archives  du  Gouvernement  des  Etats- 
Unis  d'Amerique  et  dont  une  copie  sera  remise  ä  chaque  partie. 

Fait  ä  Washington,  le  quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept. 

(Unterschriften.) 


Nr.    11523.    VERTRAGSSTAATEN.  —   Übereinkommen,  betreffend 
den  Postanweisungsdienst. 

Washington,  15.  Juni  1897. 

Arrangement 

concernant 

le  service  des  mandats  de  poste 

conclu  entre 

l'AUemagne  et  les  Protectorats  Allemands,  la  Republique  Majeure  de  PAmerique   Nr.  11523. 

n         •     tt         '        Vertrags- 

Centrale,  la  Republique  Argentine,  rAutnche-Hongrie  (avec  la  Bosnie-Herze-  staaten 
govine),  la  Belgique,  le  Bresil,  la  Bulgarie,  le  Chili,  le  Danemark  et  des  Colo-  is.Jnniisgi 
nies  Danoises,  la  Republique  Dominicaine,  l'Egypte,  la  France,  la  Grece,  le 
Guatemala,  l'ltalie,  le  Japon,  la  Republique  de  Liberia,  le  Luxembourg,  la 
Norvege,  les  Pays-Bas,  les  Colonies  Neerlandaises,  le  Portugal  et  les  Colonies 
Portugaises,  la  Roumanie,  la  Serbie,  le  Royaume  de  Siam,  la  Suede,  la  Suiss^ 
la  Regence  de  Tunis,  la  Turquie  et  l'Uruguay. 


Les  soussignes,  pl^nipotentiaires  des  Gouvernements  des  pays  ci-dessus 
denommes,  vu  l'article  19  de  la  Convention  prinzipale,  ont,  d'un  commun  accord 
et  sous  reserve  de  ratification,  arrete  l'Arrangement  suivant: 

Article  premier. 
L'echange  des  envois  de  fonds  par  la  voie  de  la  poste  et  au  moyen  de 
mandats,  entre  ceux  des  pays  contractants  dont  les  Administration  conviennent 
d'etablir  ce  service,  est  r6gi  par  les  dispositions  du  present  Arrangement. 

Article  2. 
1.  En  principe,  le  montant  des  mandats  doit  etre  verse  par  les  deposants 
et  paye  aux  b6neficiaires  en  numeraire;  mais  chaque  Administration  a  la  faculte 
de  recevoir  et  d'employer  elle-meme,  a  cet  effet,  tout  papier-monnaie  ayant 
cours  legal  dans  son  pays,  sous  reserve  de  tenir  compte,  le  cas  echeant,  de 
la  difference  de  cours.  ||  2.  Aucun  mandat  ne  peut  exceder  la  sorame  de 
1000  francs  effectifs  011  une  somme  approximative  dans  la  monnaie  respective 
de    chaque    pays.  ||  Toutefois,    les    Administrations    qui    ne    peuvent    admettre 
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Nr.  H523.  actnellement  1000  francs  comme  maximum  ont  la  faculte  de  fixer  celui-ci  ä 
Staaten     ^®®  francs,  ou  ä  une  somrae  approximative  dans  la  monnaie  de  chaque  pays.  |j 

15. Juni  1897.  3.  Sauf  arrangement  contraire  entre  les  Adrainistrations  interessees,  le  montant 
de  chaque  mandat  est  exprime  dans  la  monnaie  metallique  du  pays  oü  le 
payement  doit  avoir  lieu.  Ä  cet  effet,  l'Administration  du  pays  d'origine  de- 
termine  elle-meme,  s'il  y  a  lieu,  le  taux  de  conversion  de  sa  monnaie  en 
monnaie  metallique  du  pays  de  destination.  ||  L'Administration  du  pays  d'origine 
determine  egalement,  s'il  y  a  lieu,  le  cours  ä  payer  par  l'expediteur,  lorsque 
ce  pays  et  le  pays  de  destination  possedent  le  meme  Systeme  monetaire.  || 
4.  Est  reserve  ä  chacun  des  pays  contractants  le  droit  de  declarer  trans- 
missible par  voie  d'endossement,  sur  son  territoire,  la  propriete  des  mandats 
de  poste  provenant  d'un  autre  de  ces  pays. 

Article  3. 
1.  La  taxe  generale  ä  payer  par  l'expediteur  pour  chaque  envoi  de  fonds 
effectue  en  vertu  de  l'article  precedent  est  fixee,  valeur  metallique,  pour  les 
cent  premiers  francs,  ä  25  Centimes  par  25  francs  ou  fraction  de  25  francs 
et,  au  delä  des  cent  premiers  francs,  k  25  Centimes  par  50  francs  ou  fraction 
de  50  francs,  ou  ä  l'equivalent  dans  la  monnaie  respective  des  pays  contrac- 
tants, avec  faculte  d'arrondir,  le  cas  echeant,  les  fractions.  ||  Sont  exempts  de 
toute  taxe  les  mandats  d'office  relatifs  au  Service  des  postes  et  echangßs 
entre  les  Administrations  postales  ou  entre  les  bureaux  relevant  de  ces  Ad- 
ministrations.  ||  2.  L'Administration  qui  a  delivre  des  mandats  tient  compte,  ä 
l'Administration  qui  les  a  acquittes,  d'un  droit  de  a/2  pour  cent  sur  les  pre- 
miers cent  francs  et  de  a/4  pour  cent  sur  les  sommes  en  sus, ,  abstraction  faite 
des  mandats  officiels.  ||  3.  Les  mandats  echanges,  par  l'interm£diaire  d'un  des 
pays  participant  ä  l'Arrangement,  entre  un  autre  de  ces  pays  et  un  pays  non 
participant,  peuvent  etre  soumis,  au  profit  de  l'Office  intermediaire,  ä  un  droit 
supplementaire,  preleve  sur  le  montant  du  titre  et  representant  la  quote-part 
du  pays  non  participant.  ||  4.  Les  mandats  de  poste  et  les  acquits  donnes  sur 
ces  mandats,  de  m§me  que  les  recepisses  delivr£s  aux  deposants,  ne  peuvent 
etre  soumis,  ä  la  Charge  des  expediteurs  ou  des  destinataires  des  fonds,  ä  un 
droit  ou  ä  une  taxe  quelconque  en  sus  de  la  taxe  percue  en  vertu  de  para- 
graphe  1  du  present  article,  sauf,  toutefois,  le  droit  de  factage  pour  le  paye- 
ment ä  domicile,  s'il  y  a  lieu,  et  le  droit  supplementaire  prevu  par  le  §  3 
ci-dessus.  ||  5.  L'expediteur  d'un  mandat  peut  obtenir  un  avis  de  payement  de 
ce  mandat,  en  acquittant  d'avance,  au  profit  exclusif  de  l'Administration  du 
pays  d'origine,  un  droit  fixe  egal  ä  celui  qui  est  percu  dans  ce  pays  pour 
les  avis  de  reeeption  des  correspondances  recommandees.  ||  6.  L'expediteur  d'un 
mandat  de  poste  peut  le  faire  retirer  du  service  ou  en  faire  modifier  l'adresse 
aux  conditions  et  sous  les  reserves  determinees  pour  les  correspondances  or- 
dinaires  par  l'article  9  de  la  Convention  principale,  tant  que  le  beneficiaire 
n'a  pas  pris  livraison,    soit  du  titre  lui-meme,    soit  du  montant  de  ce  titre.  || 
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7.  L'expediteur  peut  egalement  demander  la  remise  des  fonds  ä  domicile,  par  Nr.  11523. 
porteur  special,   aussitöt  apres  l'arrivöe  du  mandat,    aux  conditions  fixees  par    sLlten' 
l'article  13  de  ladite  Convention.  ||  8.  Est  toutefois  r£serv6e  ä  l'Office  du  pays  tf.Juni  1897. 
de  destination  la  faculte  de  faire  remettre  par  expres,    au  Heu  des  fonds  un 
avis  d'arrivee  du  mandat  ou  le  titre  lui-meme,  lorsque  ses  reglements  interieurs 
le  comportent. 

Article  4. 

1.  Les  mandats  de  poste  peuvent  etre  transmis  par  le  telegraphe,  dans 
les  relations  entre  les  Offices  dont  les  pays  sont  relies  par  un  telegraphe 
d'Etat  ou  qui  consentent  ä  employer  ä  cet  effet  la  telegraphie  privee;  ils  sont 
qualifies,  en  ce  cas,  de  mandats  telegraphiques.  ||  2.  Les  mandats  telegraphiques 
peuvent,  comme  les  tölegrammes  ordinaires  et  aux  memes  conditions  que  ces 
derniers,  etre  soumis  aux  formalites  de  l'urgence,  de  la  reponse  payee,  du 
collationnement,  et  de  l'accuse  de  reception,  ainsi  qu'aux  formalites  de  la 
transmission  par  la  poste  ou  de  la  remise  par  expres,  s'ils  sont  ä  destination 
d'une  localite  non  desservie  par  les  telegraphes  internationaux.  Ils  peuvent, 
en  outre,  donner  lieu  ä  des  demandes  d'avis  de  payement  ä  delivrer  et  ä  ex- 
pedier par  la  poste.  ||  Les  expediteurs  des  mandats  telegraphiques  peuvent 
ajouter  ä  la  formule  reglementaire  du  mandat  des  Communications  pour  le 
destinataire,  pourvu  qu'ils  en  payent  le  montant  d'apres  le  tarif.  ||  3.  L'expe- 
diteur d'un  mandat  telegraphique  doit  payer:  ||  a)  la  taxe  ordinaire  des  mandats 
de  poste  et,  si  un  avis  de  payement  est  demande,  le  droit  fixe  de  cet  avis;  || 
b)  la  taxe  du  telegramme.  ||  4.  Les  mandats  telegraphiques  ne  nont  greves 
d'aucuns  frais  autres  que  ceux  pre>us  au  present  article,  ou  que  ceux  qui 
peuvent  etre  percus  en  conformite  des  reglements  telegraphiques  inter- 
nationaux. 

Article  5. 

1.  Par  suite  du  changement  de  residence  du  be'neficiaire,  les  mandats 
ordinaires  peuvent  etre  reexpödies  d'un  des  pays  participiant  ä  l'Arrangement 
sur  un  autre  de  ces  pays.  Lorsque  le  pays  de  la  nouvelle  destination  a  un 
autre  Systeme  monetaire  que  le  pays  de  la  destination  primitive,  la  conversion 
du  montant  du  mandat  en  monnaie  du  premier  de  ces  pays  est  operee  par  le 
bureau  reexpediteur,  d'apres  le  taux  convenu  pour  les  mandats  a  destination 
de  ce  pays  et  emanant  du  pays  de  la  destination  primitive.  II  n'est  percu 
aucun  Supplement  de  taxe  pour  la  reexpedition,  mais  le  pays  de  la  nouvelle 
destination  touche  en  tout  cas  ä  son  profit  la  quote-part  de  taxe  qui  lui  serait 
devolue  si  le  mandat  lui  avait  ete  primitivement  adresse,  meine  dans  le  cas 
oü,  par  suite  d'un  arrangement  special  conclu  entre  le  pays  d'origiue  et  le 
pays  de  la  destination  primitive,  la  taxe  effectivement  percue  serait  inferieure 
ä  la  taxe  prevue  par  l'article  3  du  present  Arrangement.  ||  2.  Les  mandats 
telegraphiques  peuvent  etre  reexpedies  sur  une  nouvelle  destination  aux  memes 
conditions    que   les  mandats   ordinaires.     Sauf  entente  contraire  entre  les  Ad- 
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Nr.  ii523.  ministrations  interessees,  la  reexpedition  des  mandats  telegraphiques  est  toujours 

Vertrags-     efyecj-ueg    par    Ja    yoje    p0Stale. 
Staaten.  *  l 

15-Jnnil89T-  Article  6. 

1.  Les  Administrations  des  postes  des  pays  contractants  dressent,  aux 
epoques  fixees  par  le  Reglement  ci- apres,  les  comptes  sur  lesquels  sont  re- 
capitulees  toutes  les  somrnes  payees  par  leurs  burcaux  respectifs;  et  ces  comptes, 
apres  avoir  ete  debattus  et  arret^s  contradictoirement,  sont  sold£s,  sauf  arrange- 
ment  contraire,  en  monnaie  d'or  du  pays  creancier  par  l'Administration  qui 
est  reconnue  redevable  envers  une  autre,  dans  le  delai  fixe  par  le  meine  Regle- 
ment. ||  2.  Ä  cet  effet,  et  sauf  autre  arrangement,  lorsque  les  mandats  ont  6te 
payös  dans  des  monnaies  differentes,  la  creance  la  plus  faible  est  convertie  en 
meme  monnaie  que  la  creance  la  plus  forte,  au  pair  des  monnaies  d'or  des 
deux  pays.  ||  3.  En  cas  de  non-payement  du  solde  d'un  compte  dans  les  delais 
fixes,  le  montant  de  ce  solde  est  productif  d'interets,  a  dater  du  jour  de  l'ex- 
piration  desdits  delais,  jusqu'au  jour  oü  le  payement  a  lieu.  Ces  interets  sont 
calcules  ä  raison  de  5  pour  cent  l'an  et  sont  portes  au  debit  de  l'Administra- 
tion retardataire  sur  le  compte  suivant. 

Article  7. 

1.  Les  sommes  converties  en  mandats  de  poste  sont  garanties  aux  depo- 
sants,  jusqu'au  moment  oü  elles  ont  6t6  regulierement  payees  aux  destinataires 
ou  aux  mandataires  de  ceux-ci.  ||  2.  Les  sommes  encaissees  par  chaque  Ad- 
ministration, en  echange  de  mandats  de  poste  dont  le  montant  n'a  pas  6t6 
reclame  par  les  ayants  droit  dans  les  delais  fixes  par  les  lois  ou  reglements 
du  pays  d'origine,  sont  definitivement  acquises  ä  l'Administration  qui  a  delivrß 
ces  mandats.  ||  3.  II  est  toutefois  entendu  que  la  reclamation  concernant  le 
payement  d'un  mandat  ä  une  personne  non  autorisee  n'est  admise  que  dans  le 
delai  d'un  an  ä  partir  du  jour  de  l'expiration  de  la  validite  normale  du  man- 
dat; passe  ce  terme,  les  Administrations  cessent  d'etre  responsables  des  paye- 
ments  sur  faux  acquit. 

Article  8. 

Les  stipulation s  du  present  Arrangement  ne  portent  pas  restriction  au 
droit  des  parties  contractantes  de  maintenir  et  de  conclure  des  arraugements 
spöciaux,  ainsi  que  de  maintenir  et  d'etablir  des  unions  plus  restreiutes  en 
vue  de  l'amelioration  du  service  des  mandats  de  poste  internationaux. 

Article  9. 

Chaque  Administration  peut,  dans  des  circonstances  extraordinaires  qui 
sont  de  nature  ä  justifier  la  mesure,  suspendre  temporairement  le  service  des 
mandats  internationaux,  d'une  mauiere  generale  ou  partielle,  sous  la  condition 
d'en  donner  immediatement  avis,  au  besoin  par  la  telegraphe,  ä  l'Administration 
ou  aux  Administrations  interessees. 
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Article  10.  fc.  11523. 

,  Veitrags- 

Les    pays    de  1  Union   qui   n'ont  point  pris  part  au  present  Arrangement    Staaten. 
sont    adrais  ä  y  adherer    sur    leur    demande,    et  dans  la  forme   prescrite  par  ,5-Jnni  189~- 
l'article    24    de    la  Convention   principale   en   ce  qui  conceme  les  adhesions  ä 
l'Union  postale  universelle. 

Article  11. 

Les  Administration  des  postes  des  pays  contractants  dösignent,  chacune 
pour  ce  qui  la  concerne,  les  bureaux  qui  doivent  delivrer  et  payer  les  mandats 
ä  emettre  en  vertu  des  articles  precedents.  Elles  reglent  la  forme  et  le  mode 
de  transmission  des  mandats,  la  forme  des  comptes  d^signes  ä  l'article  6  et 
toute  autre  mesure  de  detail  ou  d'ordre  necessaire  pour  assurer  l'execution 
du  present  Arrangement. 

Article  12. 

1.  Dans  1'intervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions  prevues  ä  l'article  25 
de  la  Convention  principale,  toute  Administration  des  postes  d'un  des  pays 
contractants  a  le  droit  d'adresser  aux  autres  Administrations  participantes, 
par  l'interm6diaire  du  Bureau  international,  des  propositions  concernant  le 
service  des  mandats  de  poste.  ||  Pour  etre  mise  en  deliberation ,  chaque  pro- 
position  doit  etre  appuyee  par  au  moins  deux  Administrations,  sans  compter 
celle  dont  la  proposition  emane.  Lorsque  le  Bureau  international  ne  regoit 
pas,  en  meme  temps  que  la  proposition,  le  nombre  necessaire  de  declarations 
d'appui,  la  proposition  reste  sans  aucune  suite.  ||  2.  Toute  proposition  est  sou- 
mise  au  procede  determine  par  le  .§  2  de  l'article  26  de  la  Convention  prin- 
cipale. ||  3.  Pour  devenir  executoires,  les  propositions  doivent  reunir,  savoir:  || 
1°  l'unanimite  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition  de  nouvelles  dispositious 
ou  de  la  modification  des  dispositious  du  present  article  et  des  articles  1,  2, 
3,  4,  6  et  13;  ||  2°  les  deux  tiers  des  souffrages,  s'il  s'agit  de  la  modification 
des  dispositious  autres  que  celles  des  articles  precites;  ||  3°  la  simple  majorite 
absolue,  s'il  s'agit  de  l'interpretation  des  dispositions  du  präsent  Arrangement 
sauf  le  cas  de  litige  prevu  par  l'article  23  de  la  Convention  principale.  ||  4.  Les 
resolutions  valables  sont  consacrees,  dans  les  deux  premiers  cas,  par  une  d6- 
claration  diplomatique,  et,  dans  le  troisieme  cas,  par  une  notification  adminis- 
trative, selon  la  forme  indiquee  a  l'article  26  de  la  Convention  principale.  || 
5.  Toute  modification  ou  resolution  adoptee  n'est  executoire  que  trois  mois, 
au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  13. 
1.  Le  present  Arrangement  entrera  en  vigueur  le  1er  janvier  1899.  ||  2.  II 
aura  la  meme  duree  que  la  Convention  principale,  sans  prejudice  du  droit 
reserve"  ä  cliaquc  pays  de  se  retirer  de  cet  Arrangement  moyennant  un  avis 
donne,  un  an  a  l'avance  par  son  Gouvernement  au  Gouvernement  de  la  Con- 
federation  suisse.  ||  3.  Sont  abrogees,  a  partir  du  jour  de  la  mise  ä  executiou 
du  präsent  Arrangement,  toutes  les  dispositions  convenues  auterieurement  entre 
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Nr.  11523.  les  divers  Gouvernements  ou  Administrations  des  parties  contractantes,    pour 

Vertrags-  ,   .. 

Staaten.  autant  qu  elles  ne  seraient  pas  conciliables  avec  les  termes  du  present  Arrange- 
i5.junii897.  ment,  le  tout  sans  prejudice  des  droits  reserves  par  l'article  8.  ||  4.  Le  present 
Arrangement  sera  ratifie  aussitöt  que  faire  se  pourra.  Les  actes  de  ratification 
seront  echang£s  ä  Washington.  ||  En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  des  pays 
ci-dessus  enumöres  ont  signe  le  present  Arrangement  ä  Washington  le  quinze 
juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept.  (Unterschriften.) 


JSTr.    11524.    VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkunft,  betreffend  den 
Austausch  von  Postpacketen. 

Washington,  15.  Juni  1897. 
Convention 
concernant 
l'echange  des  colis  postaux 
conclue  entre 
Nr.  H524.  l'Allemagne  et  les  Protectorats  Allemands,  la  Republique  Majeure  de  FAmörique 
Vertrags-   Centrale,    la  Republique  Argentinc,    l'Autriche-Hongrie  (avec  la  Bosnie-Herze- 
15  Juni  1897. govine),    la  Belgique,    le  Bresil,    la  Bulgarie,    le  Chili,    la  Republique  de  Co- 
lombie,    le    Danemark    et   les    Colonies   Danoises,    la  Republique  Dominicaine, 
l'Egypte,  l'Espagne,  la  France,  les  Colonies  Francaises,  la  Grece,  le  Guatemala, 
Finde  Britannique,  l'Ialie,  la  Republique  de  Liberia,  le  Luxembourg,   le  Mon- 
tenegro, la  Norvege,  les  Pays-Bas,  les  Colonies  NSerlandaises,  le  Portugal  et 
les  Colonies  Portugaises,    la  Roumanie,    la  Russie,    la  Serbie,    le  Royaume  de 
Siam,  la  Suede,  la  Suisse,  la  Regence  de  Tunis,  la  Turquie,  l'Uruguay  et  les 

Etats-Unis  de  Venezuela. 


Les  soussignes,  plenipotentiaires  des  Gouvernements  des  pays  ci-dessus 
enumeres,  vu  l'article  19  de  la  Convention  principale,  ont,  d'un  commun  aecord 
et  sous  reserve  de  ratification,  arrete*  la  Convention  suivante: 

i  Article  premier. 

1.  II  peut  etre  expedie,  sous  la  denomination  de  colis  postaux,  de  Tun 
des  pays  mentionnes  ci-dessus  pour  un  autre  de  ces  pays,  des  colis  avec  ou 
sans  valeur  declaree  jusqu'ä  coneurrence  de  5  kilogrammes.  Ces  colis  peuvent 
etre  grev6s  de  remboursement  dans  les  relations  entre  les  pays  dont  les  Ad- 
ministrations conviennent  d'introduire  ce  service.  ||  Par  exception,  il  est  loisible 
ä  chaque  pays  de  ne  pas  se  charger  des  colis  avec  declaration  de  valeur,  ni 
des  colis  encombrants.  ||  Chaque  pays  fixe,  en  ce  qui  le  concerne,  la  limite 
supe>ieure  de  la  declaration  de  valeur  et  du  remboursement,  laquelle  ne  peut, 
en  aueun  cas,  descendre  au-dessous  de  500  francs.  ||  Dans  les  relations  entre 
deux  ou  plusieurs  pays  qui  ont  adopte  des  maxima  differents,    c'est  la  limite 
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la    plus    basse    qui    doit  etre   reciproquement  observee.     Toutefois,   en  ce  qui  Nr.  11524, 
concerne  lcs  reraboursements,    cette  Obligation  est  limitee  aux  pays  de  depart    ^J^" 
et  d'arrivee.  ||  2.  Les  Administrations  des  postes  des  pays  correspondants  peu-i5.Junii897. 
vcnt    convenir   d'admettre   les   colis   d'un  poids  de  plus  de  5  kilogrammes  sur 
la  base  des  dispositions  de  la  Convention,  sauf  augmentation  de  la  faxe  et  de 
la  responsabilite  en  cas  de  pertc,  de  spoliation  ou  d'avarie.  ||  3.  Le  Reglement 
d'execution  determine  les  autres  conditions  auxquelles  les  colis  sont  admis  au 

transport. 

Article  2. 

1.  La  liberte  du  transit  est  garantie  sur  le  territoire  de  chacun  des  pays 
adherents,  et  la  responsabilite  des  Offices  qui  participent  au  transport  est 
engagee  dans  les  liraites  determinees  par  l'article  13  ci- apres.  ||  2.  Ä  moins 
d'arrangement  contraire  entre  les  Offices  interesses,  la  transmission  des  colis 
postaux  echanges  entre  pays  non  limitropbes  s'opere  ä  dßcouvert. 

Article  3. 
1.  L'Administration  du  pays  d'origine  est  redevable,  envers  chacune  des 
Administrations  participant  au  transit  territorial,  d'un  droit  de  50  Centimes 
par  colis.  ||  2.  En  outre,  s'il  y  a  un  ou  plusieurs  transports  maritimes,  l'Adrai- 
nistration  du  pays  d'origine  doit  ä  cbacun  des  Offices  dont  les  Services  parti- 
cipent au  transport  maritime  un  droit  dont  le  taux  est  fixe,  par  colis,  savoir: 
ä  25  Centimes,  pour  tout  parcours  n'excödant  pas  500  milles  marins;  ||  ä 
50  Centimes,  pour  tout  parcours  superieur  ä  500  milles  marins,  mais  n'exce- 
dant  pas  1000  milles  marins;  ||  ä  1  franc,  pour  tout  parcours  superieur  ä 
1000  milles  marins,  mais  n'excedant  pas  3000  milles  marins;  ||  ä  2  francs, 
pour  tout  parcours  superieur  ä  3000  milles  marins,  mais  n'excedant  pas 
6000  milles  marins:  ||  ä  3  francs,  pour  tout  parcours  superieur  ä  6000  milles 
marins.  ||  Ces  parcours  sont  calcules,  le  cas  echeant,  d'apres  la  distance  moyenne 
entre  les  ports  respectifs  des  deux  pays  correspondants.  ||  3.  Pour  les  colis 
encombrants,  les  bonifications  fixees  par  les  paragraphes  1  et  2  precedents 
sont  augmentees  de  50  pour  cent.  ||  4.  Independamment  de  ces  frais  de  transit 
1'Administration  du  pays  d'origine  est  redevable,  ä  titre  de  droit  d'assurance 
pour  les  colis  avec  valeur  declaree,  envers  chacune  des  Administrations  par- 
ticipant au  transport  avec  responsabilite,  d'une  quotepart  de  droit  d'assurance 
lixL'e,  par  300  francs  ou  fraction  de  300  francs,  ä  5  Centimes  pour  transit 
territorial  et  ä  10  Centimes  pour  transit  maritime. 

Article  4. 
L'afirancliissement  des  colis  postaux  est  obligatoire. 

Article  5. 
1.    La   taxe    des    colis  postaux  se  compose   d'un  droit  comprenant,  pour 
iliaque    colis,    autant    de    fois    50   Centimes,    ou   l'equivalent   dans  la  monnaie 
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Nr.  ii524.  respective    de  chaque  pays,  qu'il  y  a  d'Offices  participant  au  transport  terri- 
Italtef"   torial>    avec   addition,    s'il  y  a  lieu,    du   droit  maritime   prevu  par  le  §  2  de 
lö.Juniiso:.  l'article   3    precödent  et  des   taxes   et  droits  mentionnes  dans  les  paragraphes 
ci-apres.     Les   Äquivalents   sont  fixes   par  le  Reglement  d'execution.  ||  2.    Les 
colis  encombrants  sont  soumis  ä  une  taxe  additionnelle  de  50  pour  cent,    qui 
est  arrondie,  s'il  y  a  lieu,  par  5  Centimes.  ||  3.  Pour  les  colis  avec  valeur  de- 
claree,   il  est  ajoute*  un  droit  d'assurance  egal  ä  celui  qui  est  percu  pour  les 
lettres  avec  valeur  declaree.  ||  4.  II  est  percu,  sur  l'expediteur  d'un  colis  greve' 
de    remboursement,    une    taxe   speciale   qui  ne  peut  pas  depasser  20  Centimes 
par  fraction  indivisible  de  20  francs  du  montant  du  remborsement.  ||  Cette  taxe 
est    partagee   entre  1'Administration   du   pays   d'origine   et  l'Administration  du 
pays  de  destination.     Ä  cet  effet,  l'Administration  de  ce  dernier  pays  se  cre- 
dite  dans  le  compte  recapitulatif  mensuel  d'un   */2  pour  cent  du  montant  total 
des  remboursements.  ||  Toutefois,   deux  Administrations  peuvent,   d'un  commun 
accord,  appliquer,  dans  leurs  relations  reciproques,  un  autre  mode  de  percep- 
tion  et  de  repartition  des  taxes  speciales  de  remboursement.  ||  5.  Comme  mesure 
de  transition,  chacun  des  pays  contractants  a  la  faculte  d'appliquer  aux  colis 
postaux   provenant  ou  ä  destination  de  ses  bureaux  une  surtaxe  de  25  Cen- 
times par  colis.  ||  Exceptionnellement,  cette  surtaxe  peut  etre  ölevee  ä  75  Cen- 
times   au   maximum   pour   la  Republique   Majeure   de  l'Amerique  Centrale,    la 
Republique  Argentine,  le  Bresil,  le  Chili,  la  Columbie,  les  colonies  neerlandaises, 
la  Russie,    Siam,   la  Suede,    la  Turquie    d'Asie,    l'Uruguay  et  le  Venezuela.  |l- 
6.  Le  transport  entre  la  France  continentale,  d'une  part,  l'Algerie  et  la  Corse, 
de  l'autre,  donne  lieu  ä  une  surtaxe  de  25  Centimes  par  colis.  ||  II  est  loisible 
ä  l'Administration  espagnole  de  percevoir  une  surtaxe  de  25  Centimes  pour  le 
transport  entre  l'Espagne  continentale  et  les  iles  Baleares  et   de  50  Centimes 
pour  le  transport  entre  l'Espagne  continentale  et  les  iles  Canaries.  ||  7.  L'envoyeur 
d'un  colis  postal  peut  obtenir  un  avis   de   reception   de   cet   objet,    en   payant 
d'avance  un  droit  fixe  de  25  Centimes  au  maximum.    Le  meme  droit  peut  etre 
applique"  aux  demandes  de  renseignements  sur  le  sort  de  colis  qui  se  produisent 
posterieurement  au  depöt,  si  l'expediteur  n'a  pas  dejä  acquitte  la  taxe  speciale 
pour  obtenir  un  avis  de  reception.  Ce  droit  est  acquis  en  entier  ä  l'Administration 

du  pays  d'origine. 

Article  6. 

L'Office  expöditeur  bonifie  pour  chaque  colis:  ||  a)  ä  l'Office  destinataire, 
50  Centimes,  avec  addition,  s'il  y  a  lieu,  des  surtaxes  pre>ues  aux  paragraphes  2, 
5  et  6  de  l'article  5  precedent,  d'un  droit  de  5  Centimes  pour  chaque  somme 
de  300  francs  ou  fraction  de  300  francs  de  valeur  declaree  et  du  droit  de 
remise  ä  domicile  par  expres  prevu  ä  l'article  8;  ||  b)  eventuellement,  ä  chaque 
Office  intermßdiaire,  les  droits  fixes  par  l'article  3. 

Article  7. 

II  est  loisible  au  pays  de  destination  de  percevoir,  pour  le  factage  et 
pour    l'accomplissement    des    formalites  en  douane,    un   droit  dont  le  montant 
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total  ne  peut  pas  exceder  25  Centimes  par  colis.  Sauf  arrangement  contraire  Nr.  11524. 
entre  les  Offices  interesses,  cette  taxe  est  percue  du  destinataire  au  moment  ^^H^' 
de  la  livraison  du  colis.  lö.juniiso;. 

Article  8. 

1.  Les  colis  sont,  ä  la  demande  des  expediteurs,  remis  ä  domicile  par 
un  porteur  special  immediatement  apres  leur  arrivee,  dans  les  pays  de  l'Union 
dont  les  Administrations  conviennent  de  se  charger  de  ce  service  dans  leurs 
relations  reciproques.  ||  Ces  envois,  qui  sont  qualifiös  „expres",  sont  soumis  ä 
une  taxe  speciale;  cette  taxe  est  fixee  ä  50  Centimes  et  doit  etre  entierement 
acquittee  d'avance  par  l'expediteur,  en  sus  du  port  ordinaire,  que  le  colis 
puisse,  ou  non,  etre  remis  au  destinataire  ou  seulement  Signale  par  expres 
dans  le  pays  de  destination.  Elle  fait  partie  des  bonifications  devolues  ä  ce 
pays.  ||  2.  Lorsque  le  colis  est  destine  ä  une  localite  depourvue  de  bureau  de 
poste,  l'Office  destinataire  peut  percevoir,  pour  la  remise  du  colis  ou  pour 
l'avis  invitant  le  destinataire  ä  venir  le  retirer,  une  taxe  supplementaire  pou- 
vant  s'elever  jusqu'ä  concurrence  du  prix  fixe  pour  la  remise  par  expres  dans 
son  service  interieur,  deduction  faite  de  la  taxe  fixe  payee  par  l'expediteur  ou 
de  son  equivalent  dans  la  monnaie  du  pays  qui  percoit  cette  taxe  supplemen- 
taire. ||  3.  La  remise  ou  l'envoi  d'un  avis  d'invitation  au  destinataire  n'est  essaye 
qu'une  seule  fois.  Apres  un  essai  infructueux,  le  colis  cesse  d'etre  considere- 
comme  expres  et  sa  remise  s'effectue  dans  les  conditions  rcquises  pour  les 
colis  ordinaires.  ||  4.  Si  un  colis  de  l'espece  est,  par  suite  de  changement  de 
domicile  du  destinataire,  reexpedie  ä  un  autre  pays  sans  que  la  remise  par 
expres  ait  ete  tentee,  la  taxe  fixe  payee  par  l'expediteur  est  bonifiee  au  nou- 
veau  pays  de  destination,  si  celui-ci  a  consenti  a  sc  charger  de  la  remise  par 
expres;  dans  le  cas  contraire,  cette  taxe  reste  acquise  ä  l'Office  du  pays  de 
la  premiere  destination,  de  meme  qu'en  ce  qui  concerne  les  colis  tombes  en 
rebut. 

Article  9. 

1.  Les  colis  auxquels  s'applique  la  presente  Convention  ne  peuvent  etre 
frappes  d'aucun  droit  postal  autre  que  ceux  prevus  par  les  divers  articles  de 
ladite  Convention.  ||  2.  Les  droits  de  douane  ou  autres  droits  non  postaux 
doivent  etre  acquittes  par  les  destinataires  des  colis.  Toutefois,  dans  les 
relations  entre  Offices  qui  se  sont  mis  d'accord  ä  cet  egard,  les  expediteurs 
peuvent  prendre  ä  leur  charge  les  droits  dont  il  s'agit,  moyennant  declaration 
prealable  au  bureau  de  depart.  Dans  ce  cas,  ils  doivent  payer,  sur  la  de- 
mande du  bureau  de  destination,  les  sommes  indiquees  par  ce  bureau. 

Article  10. 

1.    L'expediteur   d'un  colis  postal  peut  le  faire  retirer  du  service  ou  en 

faire    modifier  l'adresse  aux  conditions  et  sous  les  reserves  dßterminees  pour 

les    correspondances   par  l'article  9    de  la  Convention  principale,   avec  cette 

addition  que,   si  l'expediteur  demande  le  renvoi  ou  la  reexp£dition  d'un  colis, 
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Nr.  ii524.  il  est  tenu  ä  garantir  d'avance  le  payement  du  port  du  pour  la  nouvelle  trans- 
ItaltenS    n>ission.  ||  2.    Chaque    Administration    est  autorisee  ä  restreindre  le   droit    de 
i5.Jnnii897.  modification  d'adresse  aux  colis  dont  la  declaration  de  valeur  ne  depasse  pas 
500  francs. 

Article  11. 

1.  La  r6exp6dition  d'un  pays  sur  un  autre  de  colis  postaux,  par  suite 
de  changement  de  residence  des  destinataires,  ainsi  que  le  renvoi  des  colis 
postaux  tombes  en  rebut,  ou  refoules  par  la  douane,  donne  lieu  ä  la  perception 
supplementaire  des  taxes  fixees  par  les  §§  1,  2,  3,  5  et  6  de  l'article  5  ä  la 
charge  des  destinataires  ou,  le  cas  echeant,  des  expediteurs,  sans  prejudice 
du  remboursement  des  droits  de  douane  ou  autres  frais  speciaux  (frais  de 
inagasinage,  frais  de  forrnalites  en  douane,  etc.).  ||  2.  En  cas  de  reexpedition 
d'un  colis  greve  de  remboursement,  1'Office  de  la  destination  döfinitive  se 
credite  de  la  quote-part  du  droit  de  remboursement  conformement  au  §  4  de 
l'article  5. 

Article  12. 

1.  II  est  interdit  d'expedier  par  la  voie  de  la  poste  des  colis  contenant, 
soit  des  lettres  ou  des  notes  ayant  le  caractere  de  correspondance,  soit  des 
objets  dont  l'admission  n'est  pas  autorisee  par  les  lois  ou  reglements  de 
douane  ou  autres.  II  est  egalement  interdit  d'expedier  des  especes  monnayes, 
des  matieres  d'or  et  d'argent  et  d'autres  objets  precieux,  dans  les  colis  sans 
valeur  declaree  ä  destination  des  pays  qui  admettent  la  declaration  de  valeur. 
Toutefois,  il  est  permis  d'inserer  dans  l'envoi  la  facture  ouverte  reduite  aux 
enonciations  constitutives  de  la  facture,  de  meme  qu'une  simple  copie  de 
l'adresse  du  colis  avec  mention  de  celle  de  l'expediteur.  ||  2.  Dans  le  cas  oü 
un  colis  tombant  sous  l'une  de  ces  prohibitions  est  livre  par  l'une  des  Ad- 
ministrations  de  l'Union  ä  une  autre  Administration  de  l'Union,  celle-ci  pro- 
cede  de  la  maniere  et  dans  les  formes  prevues  par  sa  legislation  et  par  ses 
reglements  interieurs. 

Article  13. 

1.  Sauf  le  cas  de  force  majeure,  lorsqu'un  colis  postal  a  ete  perdu,  spolie 
ou  avarie,  l'expediteur  et,  ä  defaut  ou  sur  la  demande  de  celui-ci,  le  destina- 
taire  a  droit  ä  une  indemnite  correspondant  au  montant  reel  de  la  perte,  de 
la  spoliation  ou  de  l'avarie,  ä  moins  que  le  dommage  n'ait  ete  cause  par  la 
faute  ou  la  negligence  de  l'expediteur  ou  ne  provienne  de  la  nature  de  l'objet 
et  sans  que  cette  indemnite  puisse  depasser,  pour  les  colis  ordinaires, 
25  francs,  et,  pour  les  colis  avec  valeur  declaröe,  le  montant  de  cette  valeur.|| 
Les  dispositions  de  l'alinea  precedent  sont  applicables  aux  colis  greves  de 
remboursement  tant  qu'ils  n'ont  pas  ete  livrcs  aux  destinataires;  mais,  apres 
livraison,  les  Administrations  demeurent  uniquement  responsables  du  montant 
integral  des  sommes  dues  ä  l'expediteur.  ||  L'expediteur  d'un  colis  perdu  a, 
en  outre,    droit  ä  la  restitution    des    frais    d'expedition ,   ainsi  que    des  frais 
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postaux  de  reclamation,  lorsque  la  reclamation  a  ete  motivee  par  une  faute  de  Nr.  11524. 
la  postc.  II  Touteibis,  le  droit  d'assurance  reste  acquis  aux  Administrations  Vertrags" 
postales.  ||  2.  Les  pays  disposes  ä  se  charger  des  risques  pouvant  deriver  du  i5.Jnuii8»# 
cas  de  force  majeure  sont  autorises  ä  prelever  de  ce  chef,  sur  les  colis  avec 
valeur  declaree,  une  surtaxe  dans  les  conditions  determinees  par  l'article  12, 
§  2,  de  l'Arraugement  conccrnant  l'echange  des  lettres  et  boites  de  valeur 
declaree.  ||  3.  L'obligation  de  payer  l'indemnite  incombe  ä  l'Administration 
dont  releve  le  bureau  expediteur.  Est  reserve  a  cette  Administration  le 
recours  contre  l'Administration  responsable,  c'est-ä-dire  contre  1'Adrainistration 
sur  le  territoire  ou  dans  le  service  de  laquelle  la  perte,  spoliation  ou  avarie 
a  eu  lieu.  ||  En  cas  de  perte,  de  spoliation  ou  d'avarie,  dans  des  circonstances 
de  force  majeure,  sur  le  territoire  ou  dans  le  service  d'un  pays  se  chargeant 
des  risques  mentionnes  au  §  2  ci-dessus,  d'un  colis  avec  valeur  declaree,  le 
pays  oü  la  perte,  la  spoliation  ou  l'avarie  a  eu  lieu  en  est  responsable  devant 
l'Office  expediteur,  si  ce  dernier  se  Charge,  de  son  cöte,  des  risques  en  cas 
de  force  majeure  ä  l'egard  de  ses  expediteurs,  quant  aux  envois  de  valeur 
declaree.  ||  4.  Jusqu'ä  preuve  du  contraire,  la  responsabilite"  incombe  ä  l'Ad- 
ministration qui,  ayant  recu  le  colis  sans  faire  d'observation ,  ne  peut  etablir 
ni  la  delivrance  au  destinataire  ni,  s'il  y  a  lieu,  la  transmission  reguliere  ä 
l'Administration  suivante.  ||  5.  Le  payement  de  l'indemnite  par  l'Office  expedi- 
teur doit  avoir  lieu  le  plus  tot  possible  et,  au  plus  tard,  dans  le  delai  d'un 
an  ä  partir  du  jour  de  la  reclamation.  L'Office  responsable  est  tenu  de  rem- 
bourser sans  retard  ä  l'Office  expediteur,  le  montant  de  l'indemnite  payee  par 
celui-ci.  ||  L'Office  d'origine  est  autorise  ä  desinteresser  l'expediteur  pour  le 
compte  de  l'Office  intermediairc  et  destinataire  qui,  regulierement  saisi,  a  laisse 
une  annee  s'ecouler  sans  donner  suite  ä  l'affaire.  En  outre,  dans  le  cas  oü 
un  Office,  dont  la  responsabilite  est  düment  etablie,  ä  tout  d'abord  decline  le 
payement  de  l'indemnite,  il  doit  prendre  ä  sa  Charge,  en  plus  de  l'indemnite, 
les  frais  accessoires  resultant  du  retard  non  justifie  apporte  au  payement.  || 
6.  II  est  entendu  que  la  reclamation  n'est  admise  que  dans  le  delai  d'un  an 
ä  partir  du  depöt  du  colis  ä  la  poste;  passe  ce  terme,  le  reclamant  n'a  droit 
ä  aucune  indemnite.  ||  7.  Si  la  perte  ou  l'avarie  a  eu  lieu  en  cours  de  trans- 
port  entre  les  bureaux  d'echauge  de  deux  pays  limitrophes,  sans  qu'il  soit 
possible  d'ctablir  sur  lequel  des  deux  territoires  le  fait  s'est  accompli,  les 
deux  Administrations  en  cause  supportent  le  dommage  par  moitie.  ||  8.  Les 
Administrations  cessent  d'etre  responsables  des  colis  postaux  dont  les  ayants 
droit  ont  pris  livraison. 

Article  14. 

Toute  declaration  frauduleuse  de  valeur  superieure  ä  la  valeur  reelle  du 
contenu  d'un  colis  est  interdite.  En  cas  de  declaration  frauduleuse  de  cette 
nature,  l'expediteur  perd  tout  droit  ä  une  indemnite,  sans  prejudice  des  pour- 
suites  judiciaires  que  peut  comporter  la  legislation  du  pays  d'origine. 
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Nr.  11524.  Article  15. 

Veratrtagns"  Chaque  Administration    peut,   dans  des  circonstances   extraordinaires  qui 

i5.Jnnii897.  sont  de  nature  ä  justifier  la  mesure,  suspendre  temporairement  le  service  des 

colis  postaux  d'une  maniöre  generale  ou  partielle,  ä  la  condition  d'en  donner 

immediatement   avis,   au   besoin  par  le  telegraphe,    ä  l'Administration  ou  aux 

Administrations  interessees. 

Article  16. 

La  legislation  interieure  de  chacun  des  pays  contractants  demeure  appli- 
cable en  tout  ce  qui  n'est  pas   prevu  par  les   stipulations   contenues  dans  la 

presente  Convention. 

Article  17. 

1.  Les  stipulations  de  la  presente  Convention   ne  portent  pas  restriction 

au  droit  des  parties  contractautes  de  maintenir  et  de  conclure  des  Conventions 

speciales,   ainsi  que  de  maintenir  et  d'etablir  des  unions  plus  restreintes,    en 

vue  de  l'amelioration  du  service  des  colis  postaux.  ||  2.  Toutefois,  les  Offices 

des  pays  participant  ä  la  presente  Convention,   qui  entretiennent   un   echange 

de  colis  postaux  avec  des  pays  non    contractants,   admcttent  tous  les   autres 

Offices  participants  ä  profiter  de  ces  relations  pour  l'echange  des  colis  postaux 

avec  ces  derniers  pays. 

Article  18. 

1.  Les  pays  de  l'Union  postale  universelle  qui  n'ont  point  pris  part  ä  la 
presente  Convention  sont  admis  ä  y  adherer  sur  leur  demande  et  dans  la 
forme  prescrite  par  l'article  24  de  la  Convention  principale,  en  ce  qui  con- 
cerne  les  adhesions  ä  l'Union  postale  universelle.  ||  2.  Toutefois,  si  le  pays  qui 
desire  adherer  ä  la  presente  Convention  reclame  la  faculte  de  percevoir  une 
surtaxe  superieure  ä  25  Centimes  par  colis,  le  Gouvernement  de  la  Confede- 
ration  suisse  souraet  la  demande  d'adhesion  ä  tous  les  pays  contractants. 
Cette  demande  est  consideree  comme  admise  si,  dans  un  delai  de  six  mois, 
aucune  objection  n'a  ete  presentee. 

Article  19. 
Les  Administrations  des  postes  des  pays  contractants  designent  les  bureaux 
ou  localites  qu'elles  admettent  ä  l'echange  international  des  colis  postaux; 
elles  reglent  le  mode  de  transmission  de  ces  colis  et  arretent  toutes  les  autres 
mesures  de  detail  et  d'ordre  necessaires  pour  assurer  l'execution  de  la  pre- 
sente Convention. 

Article  20. 

La  presente  Convention  est  soumise  aux  conditions  de  revision  deter- 
minees  par  l'article  25  de  la  Convention  principale. 

Article  21. 
1.  Dans  l'intervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions  prevues  a  l'article  25 
de  la  Convention    principale,   toute  Administration    des   postes  d'un  des  pays 
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contractants  a  le  droit  d'adrcsser  aux  autres  Adrainistrations  participantes,  Nr.  1 1 5 ji . 
par  l'intermediaire  du  Bureau  international,  des  propositions  concernaut  le  ^.^ 
Service  des  colis  postaux.  ||  Pour  etre  mise  en  deliböration,  chaque  proposition  i5.Jauii897i 
doit  etre  appuyee  par  au  moins  deux  Administrations,  saus  corapter  cellc  dont 
la  proposition  emanc.  Lorsque  le  Bureau  international  ne  regoit  pas,  en  meine 
temps  que  la  proposition,  le  nombre  necessaire  de  declarations  d'appui,  la 
proposition  reste  sans  aueune  suite.  ||  2.  Toute  proposition  est  souraisc  au 
procede  deterraine  au  §  2  de  l'articlß  26  de  la  Convention  principale.  || 
3.  Pour  devenir  executoires,  ces  propositions  doivent  reunir,  savoir:  ||  a)  l'un- 
animite  des  souffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition  de  nouvelles  dispositions  ou  de 
la  niodification  des  dispositions  du  present  article  et  des  articles  1,  2,  3,  4, 
5,  6,  7,  8,  9,  10,  12,  13,  14,  15,  20  et  22  de  la  presente  Convention;  || 
b)  les  deux  tiers  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  la  modification  des  dispositions 
de  la  presente  Convention  autres  que  Celles  des  articles  precites;  ||  c)  la 
simple  majorite  absolue,  s'il  s'agit  de  l'interpretation  des  dispositions  de  la 
presente  Convention,  sauf  le  cas  de  litige  prevu  ä  l'article  23  de  la  Conven- 
tion principale.  ||  4.  Les  resolutions  valables  sont  consacrees,  dans  les  deux 
Premiers  cas,  par  une  declaration  diplomatique,  et  dans  le  troisieme  cas,  par 
une  notification  administrative,  selon  la  forme  indiquec,  ä  l'article  26  de  la 
Convention  principale.  ||  5.  Toute  modification  ou  resolution  n'est  executoire 
que  trois  mois,  au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  22. 
1.  La  presente  Convention  sera  mise  ä  execution  le  1er  jauvier  1899.  || 
2.  Elle  aura  la  meme  duree  que  la  Convention  principale,  sans  prejudice  du 
droit  laisse  ä  cbaque  partie  contraetante  de  se  retirer  de  cette  Convention 
moyeunant  un  avis  donne,  un  an  ä  l'avance,  par  son  Gouvernement  au  Gou- 
vernement de  la  Confederation  suisse.  ||  3.  Sont  abrogees,  a  partir  du  jour  de 
la  mise  ä  execution  de  la  presente  Convention,  toutes  les  dispositions  con- 
venues  anterieurement  entre  les  divers  pays  contractants  ou  entre  leurs  Ad- 
ministrations, pour  autant  qu'elles  ne  scraient  pas  conciliables  avec  les  termes 
de  la  presente  Convention,  et  sans  prejudice  des  droits  reserves  par  les 
articles  16  et  17  precedents.  ||  4.  La  presente  Convention  sera  ratifiec  aussitöt 
que  faire  se  pourra.  Les  actes  de  ratification  seront  eebanges  h  Washington. 
En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  des  pays  ci-dessus  enumeres  ont  signe  la 
presente  Convention  ä  Washington,  le  quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt- 
dix-sept.  (Unterschriften.) 


Schlafs  protokoll. 

Au  moment  de  proceder  ä  la  signature  de  la  Convention  conclue  ä  la 
date  de  ce  jour,  relativcment  ä  l'öehange  des  colis  postaux,  les  plenipoten- 
tiaires soussigues  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

Staatsarchiv  LXI.  0 
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Nr.  11524.  I. 

Vertrags-  rp^  Q^  ja  p0stß  ne  ge  ci^ge  pas  actuellement  du   transport  des 

i5.Junii897.colis  postaux  et  qui  adherc  ä  la  Convention  susmentionnee,  aura  la  faculte 
d'en  faire  executer  les  clauses  par  les  entreprises  de  chemins  de  fer  et  de 
navigation.  II  pourra  en  meme  teraps  limiter  ce  service  aux  colis  provenant 
ou  a  destination  de  localites  desservies  par  ces  entreprises.  ||  L' Administration 
postale  de  ce  pays  devra  s'entendre  avec  les  entreprises  de  chemins  de  fer 
et  de  navigation  pour  assurer  la  complete  execution,  par  ces  dernieres,  de 
toutes  les  clauses  de  la  Convention,  specialement  pour  organiser  le  service 
d'echange  ä  la  frontiere.  |j  Elle  leur  servira  d'intermediaire  pour  toutes  leurs 
relations  avec  les  Administrations  postales  des  autres  pays  eontractants  et 
avec  le  Bureau  international. 

II. 

Par  exception  aux  dispositions  du  paragraphe  1  de  l'article  premier  et 
respectivement  du  paragraplie  1  de  l'article  13  de  la  Convention,  la  Bulgarie, 
l'Espagne,  la  Grece,  la  Turquie  et  les  Etats-Unis  de  Venezuela  ont  la  faculte 
de  limiter  provisoirement  ä  3  kilogrammes  le  poids  des  colis  ä  admettre  dans 
leur  service  et  ä  15  francs  le  maximum  de  l'indemnite  ä  payer  en  cas  de 
perte,  spoliation  ou  avarie  d'un  colis  postal  sans  valeur  declaree  ne  depassant 
pas  ce  poids. 

III. 

Par  exception  aux  dispositions  du  paragraphe  1  de  l'article  3,  et  respec- 
tivement des  paragraphes  1  et  5  de  l'article  5  de  la  Convention,  l'Inde  bri- 
tannique  a  la  faculte:  ||  a)  de  porter  ä  1  franc  le  droit  du  transit  territorial; || 
b)  d'appliquer  aux  colis  postaux  provenant  ou  ä  destination  de  ses  bureaux 
une  surtaxe  qui  ne  depasse  pas  1  franc  25  Centimes  par  colis;  ||  c)  d'appliquer 
aux  colis  postaux  originaires  de  l'Inde  britannique  ä  destination  des  autres 
pays  correspondants  un  tarif  gradue  correspondant  ä  difförentes  categories  de 
poids,  ä  la  condition  que  la  moyennc  des  taxes  revenant  ä  l'Inde  britannique 
ne  depasse  pas  la  taxe  normale  de  1  franc  75  Centimes.  ||  En  foi  de  quoi,  les 
plönipotentiaires  ci-dessous  ont  dresse  le  present  Protocole  final,  qui  aura  la 
meme  force  et  la  meme  valeur  que  si  les  dispositions  qu'il  contient  etaient 
inseröes  dans  la  Convention,  et  ils  l'ont  signe  sur  un  exemplaire  qui  restera 
depose  aux  Archives  du  Gouvernement  des  Etats- Unis  d'Amerique  et  dont  une 
copie  sera  remise  ä  chaque  partie. 

Washington,  le  quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept. 

(Unterschriften.) 
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Nr.    11525.     VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkommen,   betreffend 
den  Postauftragsdienst. 

Washington,  15.  Juni  1897. 
Arrangement 
concernant 
le  service  des  recouvrements 
conclu  entre 
l'Allemagne  et  les  Protectorats-Allemands,    la  Republique  Majeure   de  l'Ame-  n..  11525. 
rique  Centrale,  l'Autriche-Hongrie,  la  Belgique,  le  Bresil,  le  Chili,  la  Republique  '  !l1!?g8" 
Dominicainc,  l'figypte,  la  France,  lltalie,  le  Luxerabourg,  la  Norvege,  les  Pays- 15. Juni_i897 
Bas,  les  Indes  Neerlandaises,  le  Portugal  et  les  Colonies  Portugaises,  la  Rou- 
manie,  la  Suede,  la  Suisse,  la  Regence  de  Tunis  et  la  Turquie. 


Les  soussignes,  plenipotentiaires  des  Gouvernements  des  pays  ci-dessus 
denommes,  vu  l'article  19  de  la  Convention  principale,  ont,  d'un  commun 
aecord  et  sous  reserve  de  ratification,  arrete  l'Arrangement  suivant: 

Article  premier. 

L'echange  des  valeurs  ä  recouvrer  par  la  poste  entre  ceux  des  pays 
contraetants  dont  les  Administrations  postales  conviennent  de  se  charger 
reeiproquement  de  ce  service,  est  r6gi  par  les  dispositions  du  present  Ar- 
rangement. 

Article  2. 

1.  Sout  admis  ä  l'encaissement  les  quittances,  factures,  billets  ä  ordre, 
traites,  coupons  d'interets  et  de  dividendes,  titres  amortis,  et  generalement 
toutes  les  valeurs  commerciales  ou  autres,  payables  sans  frais,  et  dont  le 
montant  n'excede  pas,  par  envoi,  1000  francs  effectifs  ou  une  somme  equi- 
valente  dans  la  monnaie  de  chaque  pays.  Les  Administrations  des  postes  de 
deux  pays  correspondants  peuvent,  d'un  commun  aecord,  adopter  un  maximum 
plus  eleve.  ||  Toutefois,  les  Administrations  qui  ne  pourraient  se  charger  de 
l'encaissement  des  coupons  d'interets  ou  de  dividendes  et  de  titres  amortis  le 
notifieront  aux  autres  Administrations  interessees  par  l'intermediaire  du  Bureau 
international.  ||  2.  Les  Administrations  des  postes  des  pays  contraetants  peuvent 
egalement  se  charger  de  faire  protester  les  effets  de  commerce,  de  faire 
exercer  des  poursuites  juridiques  au  sujet  de  crßauces  et  de  prendre,  d'un 
commun  aecord,  les  dispositions  necessaires  au  sujet  de  ce  service. 

Article  3. 
Le   montant  des  valeurs  ä  recouvrer  par  la  poste  doit  etre  exprime  en 
monnaie  du  pays  Charge  du  recouvrement. 

Article  4. 
1.    L'envoi  des  valeurs  ä  recouvrer  est  fait  sous   forme   de  pli   recom- 
mande  adresse   directement  par  le   deposant  au  buieau  de  poste  qui  doit  en- 
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Nr.  11525.  caisser   les   fonds.  ||  2.    Le  ineme  envoi  peut  contenir   plusieurs  valeurs   re- 
^Taatfp8"   couvraWes  Par  un    meme   bureau    de   poste   sur   des    debiteurs    differents,    au 
i5.Junii8'j7.  profit  d'une  meme  personne.     Cependant,  le  meine  envoi  ne  peut  contenir  des 
valeurs  recouvrables  sur  plus  de  cinq  debiteurs  differents. 

Articlc  5. 

1.  La  taxe  d'un  envoi  fait  en  conformite  de  l'article  4  precedent  ne  doit 

pas  depasser    celle    d'uue  lettre   recommandee   du   poids  de  cet  envoi.     Cette 

taxe  appartient  en  entier  ä  l'Administration    des   postes   du   pays   d'origine.  || 

2.    Un    recepisse    de   1' envoi   est   remis   gratuitement   ä  l'interesse   au  moment 

du  depot. 

Article  6. 

II  n'est  pas  admis  de  payement  partiel.     Cliaque   valeur   doit  etre  payee 

integralement  et  en  une  seule  fois,  sinon  eile  est  tenue  coinme  refusee. 

Article  7. 
1.  L'Administration  chargee  de  Tencaissement  preleve,  sur  le  montant  de 
chaque   valeur   encaissee,    une   retribution   de   10  Centimes  ou  equivalent  dans 
la  monnaie  du  pays  de   destinatioD.  ||   2.    Le   produit   de   cette   retribution   ne 
donne  lieu  ä  aucun  decompte  entre  les  Administrations  interessees. 

Article  8. 

1.  La  somme  recouvree,  apres  deduction:  ||  a)  de  la  retribution  fix6e  ä 

l'article  7,  ||  b)  de  la  taxe  ordinaire   des  mandats  de  poste  et,  ||  c)  s'il  y  a 

lieu,  des  droits  .fiscaux  apppliques  aux  valeurs,  ||  est  convertie,  par  le  bureau 

qui  a  fait  le  recouvrement,    en  un  mandat  de  poste  au  profit  du  deposant. 

Ce  mandat  lui  est  envoye  sans  frais.  ||  2.    Les  valeurs  qui  n'ont  pu  etre  re- 

couvrees  sont  renvoyees  au  bureau  de  depot  en  franchise  de  port  et  sans  etre 

grevees  d'un  droit  quelconque.    L'Administration  chargee  du  recouvrement  n'est 

tenue  k  aucune    mesure    conservatoire   ou  constatation  de  nature   quelconque 

du  non- payement. 

Article  9. 

1.  Les  dispositions  de  l'Arrangement  concernant  l'echange  des  mandats 
de  poste  sont  applicables,  en  tout  ce  qui  n'est  pas  contraire  au  present  Ar- 
rangement, aux  mandats  de  poste  delivres  en  vertu  de  l'article  8  precedent, 
pour  la  liquidation  des  valeurs  recouvrees  par  la  poste.  ||  Toutefois,  les  man- 
dats de  recouvrement  qui  n'ont  pas  ete  payes  aux  beneficiaires  pour  un  motif 
quelconque,  ne  sont  pas  rembourses  et  le  montant  en  revient,  apres  l'expiration 
du  delai  legal  de  prescription,  ä  1' Administration  du  pays  expediteur  des 
valeurs  ä  recouvrer.  ||  2.  Ces  mandats  sont  admis  jusqu'au  maximum  fixe  en 
vertu  du  premier  paragraphe  de  l'article  2. 

Article  10. 
1.  Sauf  le  cas  de  force  majeure,  la  perte  d'un  pli  recommande  contenant 
des  valeurs  ä  recouvrer  donne  lieu  au  profit  du  deposant  ä  une  indemnite  de 
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50  francs    dans    les  conditions  determinees  par  la  Convention    principale    et  Nr.  11525. 
sans  que  la  rßserve  contenue  dans  le  Protocole  final  de  cette  Convention  soit    gtrJteii~ 
applicable  aux  onvois  de  recouvrements.  ||  2.  Les  cas  oü  im  pli  contenant  desi5-Jnnii897 
valeurs    non   encaissees   est   perdu  au  retour  tombent  sous  les  dispositions  du 
§  1  ci-dessus.  ||  3.  En  cas  de  perte  de  sommes  encaissees,  l'Administration  au 
service  de  laquelle  la  perte  est  attribuable  est  tenue  au  remboursement  inte- 
gral des  sommes  perdues. 

Article  11. 
Les   Administrations    ne   sont  tenues  ä  aueune  responsabilite  du  cbef  de 
retards  dans  la  transmission,  soit  des  plis  recommandes  contenant  les  valeurs 
ä  recouvrer,  soit  de  ces  valeurs  elles-memes  ou  des  mandats  de  payement. 

Article  12. 
Les  Stipulation s  du  present  Arrangement    ne    portent    pas  restriction   au 
droit  des  parties  contraetantes  de  maintenir   et  de  conclure  des  arrangements 
speciaux,    ainsi    que  de  maintenir  et  d'etablir  des  unions  plus  restreintes,    en 
vue  d'ameliorer  le  service  des  recouvrements  internationaux. 

Article  13. 
En  outre,    le  present  Arrangement  ne  porte  pas  atteinte  ä  la  legislation 
interieure    des    pays    contraetants ,    dans   tout   ce   qui   n'est  pas  prevu  par  cet 
Arrangement. 

Article  14. 

1.  II  est  entendu  qu'ä  defaut  de  dispositions  formelles  du  present  Arrange- 
ment, cbaque  Administration  a  la  faculte  d'appliquer  les  dispositions  regissant 
la  mauere  dans  son  service  interieur.  [|  2.  II  est  toutefois  formellement  inter- 
dit  de  percevoir,  soit  dans  le  pays  de  destination,  une  faxe  ou  retribution 
quelconque  autre  que  celles  qui  sont  prevues  par  le  präsent  Arrangement. 

Article  15. 
Chaque  Administration  peut,  dans  des  circonstances  extraordinaires  de 
nature  ä  justifier  la  mesure,  suspendre  temporairement  le  service  des  re- 
couvrements, d'une  maniere  generale  ou  partielle,  sous  la  condition  d'en  donner 
immediatement  avis,  au  besoin  par  voie  telegrapbique,  a  l'Adrainistration  ou 
aux  Administrations  interessees. 

Article  16. 
1.  Les  Administrations  des  postes  des  pays  contraetants  admettent  au 
service  des  recouvrements  tous  les  bureaux  charges  du  service  des  mandats  de 
poste  internationaux.  ||  2.  Elles  reglent,  d'un  commun  aecord,  le  mode  du  depöt 
et  de  l'envoi  des  valeurs  a  recouvrer,  ainsi  que  toutes  les  autres  mesures 
de  detail  ou  d'ordre  necessaires  pour  assurer  Texecution  du  present  Ar- 
rangement. 
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Nr.  11525.  Article  17. 

stauten'  ^es  ^tats  de  l'Union    qui   n'ont  point  pris  part  au  present  Arrangement 

ls.Juni  1897.  sont  admis  ä  y  adh£rer  sur  leur  demande,  et  dans  la  forme  prescrite  par  la 
Convention  principale  en  ce  qui  concerne  les  adhesions  ä  l'Union  postale 
universelle. 

Article  18. 

1.  Dans  l'intervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions  prevues  par  la  Con- 
vention principale,  toute  Administration  des  postes  d'un  des  pays  contractants 
a  le  droit  d'adresser  aux  autres  Administrations  participantes,  par  l'inter- 
mediaire  du  Bureau  international,  des  propositions  concernant  le  Service  des 
recouvrements.  ||  Pour  etre  mise  en  deliberation,  chaque  proposition  doit  etre 
appuyee  par  au  moins  deux  Administrations,  sans  compter  celle  dont  la  pro- 
l»osition  emane.  Lorsque  le  Bureau  international  ne  regoit  pas,  en  meme 
temps  que  la  proposition,  le  nombre  necessaire  de  declarations  d'appui,  la 
proposition  reste  sans  aucune  suite.  ||  2.  Toute  proposition  est  soumise  au 
procede"  determine  par  le  §  2  de  l'article  26  de  la  Convention  principale.  || 
3.  Pour  devenir  executoires,  les  propositions  doivent  reunir,  savoir:  ||  1°  l'un- 
animite  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition  de  nouvelles  dispositions  ou  de 
la  modification  des  dispositions  du  present  article  et  des  articles  1,  2,  3,  4, 
5,  6,  7,  8,  9,  10,  11,  12,  13,  14,  15,  17  et  19  du  present  Arrangement.  || 
2°  les  deux  tiers  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  la  modification  des  dispositions 
de  l'article  16;  ||  3°  la  simple  majorite  absolue,  s'il  sagit  de  l'interpretation  des 
dispositions  du  present  Arrangement,  sauf  le  cas  de  litige  prevu  a  l'article  23 
de  la  Convention  principale.  ||  4.  Les  resolutions  valables  sont  consacre'es,  dans 
les  deux  premiers  cas,  par  une  declaration  diplomatique,  et  dans  le  troisieme 
cas,  par  une  notification  administrative,  selon  la  forme  prevue  par  la  Conven- 
tion principale.  ||  5.  Toute  modification  ou  resolution  adoptee  n'est  executoire 
que  trois  raois,  au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  19. 
1.  Le  present  Arrangement  entrera  en  vigueur  le  1er  janvier  1899.  || 
2.  II  aura  la  meme  duree  que  la  Convention  principale,  sans  prejudice  du 
droit  reserve  ä  chaque  pays  de  se  retirer  de  cet  Arrangement  moyennant  un 
avis  donne,  un  an  ä  l'avance,  par  son  Gouvernement  au  Gouvernement  de  la 
Confederation  suisse.  Pendant  cette  derniere  annee,  l'Arrangement  continuera 
d'avoir  son  execution  pleine  et  entiere,  sans  prejudice  de  la  liquidation  et  du 
solde  des  comptes  apres  l'expiration  dudit  terme.  ||  3.  Sont  abrogees,  ä  partir 
du  jour  de  la  mise  ä  execution  du  present  Arrangement,  toutes  les  dispositions 
convenues  anterieurement  entre  les  divers  Gouvernements  ou  Administrations 
des  parties  contractantes ,  pour  autant  qu'elles  ne  seraient  pas  conciliables 
avec  les  termes  du  present  Arrangement,  le  tout  sans  prejudice  des  droits 
reserves  par  l'article  12.  ||  4.  Le  present  Arrangement  sera  ratifie-  aussitot 
que  faire  se  pourra.    Les  actes  de  ratification  seront  eclianges  ä  Washington. 
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En  foi  de  quoi,   les    plenipotentiaires  des  pays  ci-dessus  denommes  ont  Nr.  11525. 
signe    le    präsent  Arrangement    ä  Washington,    le    quinze    juin   mil   huit   cent     staaten> 
quatre  vingt-dix-sept.  (Unterschriften.)      lsjuniiaw. 


Nr.    11526.     VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkommen,  betreffend 
den  Postbezug  von  Zeitungen  und  Zeitschriften. 

Washington,  15.  Juni  1897. 
Arrangement 
concernant 
l'intervention  de  la  poste  dans  les  abonnements  aux  journaux 
et  publications  periodiques 
conclu  entre 
l'Allemagne  et  les  Protectorats  Allemands,  la  Republique  Majeure  de  l'Amerique 
Centrale,    l'Autriche-Hongrie,    la  Belgique,    le  Bresil,   la  Bulgarie,  le  Chili,  la 
Republique  de  Colombie,    le  Danemark,    la  Republique  Dominicaine,    l'Egypte, 
la  Grece,  l'Italie,  le  Luxembourg,  la  Norvege,  les  Pays-Bas,  la  Perse,  le  Por- 
tugal et  les  Colonies  Portugaises,  la  Roumanie,  la  Serbie,  la  Suede,  la  Suisse, 

la  Turquie  et  l'Uruguay. 


Les   soussignes,    plenipotentiaires   des  Gouvernements   des  pays  ci-dessus  Nr.  11526. 

enumeres,  vu  l'article  19  de  la  Convention  principale,  ont,  d'un  commun  accord   Vertrags- 
staaten. 
et  sous  reserve  de  ratification,  arrete  l'Arrangement  suivant:  i5.Junü897. 

Article  1. 

Le  service  postal  des  abonnements  aux  journaux  et  publications  perio- 
diques entre  ceux  des  pays  contractants  dont  les  Administrations  postales 
s'entendent  pour  etablir  reciproquement  ce  service,  est  regi  par  les  dispositions 
du  present  Arrangement. 

Article  2. 

Les  bureaux  de  poste  de  chaque  pays  recoivent  les  souscriptions  du 
public  aux  journaux  et  ouvrages  periodiques  publies  dans  les  divers  pays  con- 
tractants. ||  Ce  service  s'etend  egalement  ä  des  publications  de  tous  autres  pays, 
que  certaines  Administrations  seraient  en  mesure  de  fournir,  sous  reserve  de 
l'application  des  dispositions  de  l'article  16  de  la  Convention  principale. 

Article  3. 

1.  Le  prix  de  l'abonnement  est  exigible  au  moment  de  la  souscription  et 
pour  toute  la  periode  d'abonnement.  ||  Les  modifications  de  prix  ne  sont  appli- 
cables flu'aux  nouveaux  abonnements.  Elles  n'ont  pas  d'effet  retroactif.  || 
2.  Les  abonnements  ne  peuvent  etre  demandes  que  pour  les  periodes  fixees 
aux  listes  officielles. 
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Nr-  "526.  Article  4. 

Staate*!  ^es  Administratious  des  postes,  en  se  chargeant  des  abonnements  a  titre 

i5.Jnniis97.  d'intermediaircs,    n'assument  aucune  responsabilite  quant  aux  charges  et  obli- 

gations  qui  incombent  aux  editeurs.  ||  Elles  ne  sont  tenues  ä  aucun  rembourse- 

ment  en  cas  de  cessation  ou  d'interruption  d'une  publication  en  cours  d'abon- 

nement. 

Article  5. 

Le    service   international   des    abonnements    s'effectue  par  l'entremise  de 
bureaux  d'ecbange  a  designer  respectivement  par  chaque  Administration. 

Article  6. 
1.  Chaque  Administration  fixe  les  prix  auxquels  eile  fournit  aux  autres 
Administratious  ses  publications  nationales  et,  s'il  y  a  lieu,  les  publications 
de  toute  autre  origine.  ||  Toutefois,  ces  prix  ne  peuvent,  dans  aucun  cas,  etre 
superieurs  ä  ceux  qui  sont  imposes  aux  abonnes  ä  1'interieur,  sauf  addition, 
pour  ce  qui  concerne  les  relations  entre  des  pays  non  limitrophes,  des  droits 
de  transit  dus  aux  Offices  intermediaires  (article  4  de  la  Convention  princi- 
pale).  |j  2.  Les  droits  de  transit  sont  etablis  d'avance  a  forfait,  en  prenant 
pour  base  le  degre  de  periodicite  combine  avec  le  poids  moyen  des  journaux. 

Article  7. 
1.  L'Administration  des  postes  du  pays  destinataire  fixe  le  prix  ä  payer 
par  l'abonne  en  ajoutant,  au  prix  de  revient  etabli  en  vertu  de  l'article  G 
precedent,  teile  taxe,  droit  de  commission  ou  de  factage  qu'elle  juge  utile 
d'adopter,  mais  sans  que  ces  redevances  puissent  depasser  Celles  qui  sont 
percues  pour  ses  abonnements  ä  1'interieur.  Elle  y  ajoute,  le  cas  echeant,  le 
droit  de  timbre  fixe  par  la  legislation  de  son  pays.  ||  2.  Lorsque  deux  pays 
cn  relation  n'ont  pas  le  meme  Systeme  monetaire,  le  prix  de  revient  est  con- 
verti  par  TOffice  du  pays  de  destination  en  monnaie  de  ce  pays.  Si  les  Ad- 
ministrations  ont  adhere  a  l'Arrangement  concernant  les  mandats,  la  conversion 
se  fait  d'apres  le  taux  applicable  aux  mandats  de  poste,  ä  moins  qu'elles  ne 
conviennent  d'un  taux  moyen  de  conversion. 

Article  8. 
Les    taxes  ou  droits   etablis  en  vertu  des  articles  6  et  7  precedents  ne 
v  donncnt  lieu  ä  aucun  decompte  special  entre  les  Offices  correspondants. 

Article  9. 
Les  Administrations  postales  sont  tenues  de  donner  suite,  sans  frais  pour 
les  abonnes,  ä  toute  reclamation  fondee  concernant  des  retards  ou  des  irregu- 
larite\s  quelconques  dans  le  service  des  abonnements. 

Article  10. 
1.    Les    comptes  des   abonnements   fournis   et  demandes  sont  dresses  tri- 
mestriellement.     Apres    avoir   ete   debattus   et  arretes  contradictoirement,    ces 
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comptes  sont  sobh'-s  en  monnaie  metalliquc  du  pays  creancier.  |j  2.  A  cet  effet  Nr.  11526. 
et  sauf  entente  contraire  entre  los  Offices  interesses,  la  difference  est  liqnidee,    sU.apk,,. 
le   plus  tot   possiblc,    par  mandat   de  poste.  |j  Lorsque  deux  pays  en  relationiG.  Juni  1 897 
n'ont  pas  le  meme  Systeme  monetaire,  la  creance  la  plus  faible  est,  sauf  autre 
arrangement,    convertie   en   la  monnaie  de  la  creance  la  plus  forte,  conforme- 
ment  ä  l'article  6  de  l'Arrangement  concernant  les  mandats.  ||  3.  Les  mandats 
de  poste  emis  ä  cette  fin  ne  sont  soumis  ä  aueun  droit  et  ils  peuvent  exc6der 
le  maximum  determine  par  cet  Arrangement.  ||  4.  Les  soldes  en  retard  portent 
interet  a  5  pour  cent  l'an,  au  profit  de  PAdministration  creditrice. 

Article  11. 

Les    stipulation    du    present  Arrangement  ne  portent  pas  restriction  au 

droit  des  parties  contraetantes  de  maintenir  ou  de  conclure  des  arrangements 

speciaux  en  vue  d'ameliorer,  de  faciliter  ou  de  simplifier  le  service  des  abonne- 

ments  internationaux. 

Article  12. 

Les  pays  de  l'Union  qui  n'ont  pas  pris  part  au  present  Arrangement  sont 

admis  ä  y  adberer  sur  leur  demande  et  dans  la  forme  prescrite  par  l'article  24 

de  la  Convention  principale  en  ce  qui  concerne  les  adbesions  ä  l'Union  postale 

universelle. 

Article  13. 

Les  Administrations  des  postes  des  pays  contraetants  arretent  la  forme 
des  comptes  designes  ä  l'article  10  precedent,  fixent  les  epoques  auxquelles 
ils  doivent  etre  dresses  et  reglent  toutes  les  autres  mesures  d'ordre  et  de 
detail  necessaires  pour  assurer  l'execution  du  present  Arrangement. 

Article  14. 
II  est  entendu  qu'ä  defaut  de  dispositions  formelles   du  present  Arrange- 
ment, cbaque  Administration  a  la  faculte  d'appliquer  les  dispositions  regissant 
la  matiere  dans  son  Service  interieur. 

Article  15. 
1.  Dans  fintervalle  qui  s'ecoule  entre  les  reunions  prevues  par  la  Con- 
vention principale,  toute  Administration  des  postes  d'un  des  pays  contraetants 
a  le  droit  d'adresser  aux  autres  Administrations  partieipantes,  par  l'inter- 
mediaire  du  Bureau  international,  des  propositions  concernant  le  service  des 
abonnements  aux  journaux.  ||  Pour  ctre  mise  en  deliberation,  cbaque  proposition 
doit  etre  appuyee  par  au  moins  deux  Administrations,  sans  compter  celle  dont 
la  proposition  6mane.  Lorsque  le  Bureau  international  ne  reemt  pas,  en  meine 
temps  que  la  proposition,  le  nombre  necessaire  de  declarations  d'appui,  la  pro- 
position reste  sans  aueune  suitc.  ||  2.  Toute  proposition  est  soumise  au  procede 
determine  par  le  §  2  de  larticlc  26  de  la  Convention  principale.  ||  3.  Pour 
devenir  executoires,    les   propositions   doivent  reunir,  savoir:  ||   1°    runammite 
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Nr.  11526.  des  suffrages,  s'il  s'agit  de  l'addition  de  nouvelles  dispositions  ou  de  la  modi- 
staaten!"    ncati°n  des  disi>ositions  du  present  article  et  des  articles  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7, 

15.J-UDÜ897. 8,  9,  10,  11,  12,  14,  16  et  17  du  present  Arrangement;  ||  2°  les  deux  tiers 
des  suffrages,  s'il  s'agit  de  la  modification  de  l'article  13;  ||  3°  la  simple  majorite" 
absolue,  s'il  s'agit  de  l'interpretation  des  dispositions  du  present  Arrangement, 
sauf  le  cas  de  litige  prevu  par  l'article  23  de  la  Convention  principale.  |l 
4°  Les  resolutions  valables  sont  consacrees,  dans  les  deux  premiers  cas,  par 
une  declaration  diplomatique,  et  dans  le  troisieme  cas,  par  une  notification 
administrative  selon  la  forme  indiquee  ä  l'article  26  de  la  Convention  princi- 
pale. ||  5°  Toute  modification  ou  resolution  adoptee  n'est  executoire  que  trois 
mois,  au  moins,  apres  sa  notification. 

Article  16. 

1.  Le  präsent  Arrangement  entrera  en  vigueur  le  1er  janvier  1899.  || 
2.  II  aura  la  meme  duree  que  la  Convention  principale,  sans  prejudice  du  droit 
reserve,  ä  cliaque  pays,  de  se  retirer  de  cet  Arrangement  moyennant  un  avis 
donn£,  un  an  ä  l'avance,  par  son  Gouvernement  au  Gouvernement  de  la  Con- 
federation  suisse.  ||  3.  Le  cas  echeant,  les  abonnements  courants  devront  etre 
servis  dans  les  conditions  prevues  par  le  present  Arrangement,  jusqu'ä  l'ex- 
piration  du  terme  pour  lequel  ils  ont  6te  demand^s. 

Article  17. 

1.  Sont  abrogees,  ä  partir  du  jour  de  la  mise  ä  execution  du  present 
Arrangement,  toutes  les  dispositions  sur  la  matiere  convenues  anterieurement 
entre  les  Gouvernements  ou  Administrations  des  parties  contractantes,  pour 
autant  qu'elles  ne  seraient  pas  conciliables  avec  les  termes  de  cet  Arrange- 
ment, le  tout  sans  prejudice  des  droits  reserves  par  l'article  11.  ||  2.  Le  present 
Arrangement  sera  ratifie  aussitot  que  faire  se  pourra.  Les  actes  de  ratification 
seront  echanges  ä  Wasbington.  ||  3.  En  foi  de  quoi,  les  i^lenipotentiaires  des 
pays  ci-dessus  enumeres  ont  signe  le  präsent  Arrangement  ä  Washington,  le 
quinze  juin  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept.  (Unterschriften.) 


Nr.    11527.    DEUTSCHES     REICH.     —     Denkschrift     zu     den     am 

15.  Juni  1897  zu  Washington  unterzeichneten  neuen 

Verträgen    des    Weltpostvereins.      Dem    Deutschen 

Reichstage  mit  jenen  Verträgen  vorgelegt. 

Nr  11527.  Nach  den  Festsetzungen  des  Weltpostvertrages  soll  mindestens  alle  fünf 

nentsches   Jahre,   —   vom   Tage   des  Inkrafttretens   der  Verträge   ab   gerechnet  — ,  zum 

I5- Ju4 ,897, Zweck  der  Beratung  wichtiger  Fragen  auf  dem  Gebiet  des  Postwesens  ein  Post- 

kongrefs    zusammentreten  und  auf  jedem  Kongrefs  über  den  Ort  des  nächsten 

Kongresses  Bestimmung  getroffen  werden.     Auf  dem   Weltpostkongrefs,  der  im 
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Jahre  1891  in  Wien  stattfand,  war  der  Beschlufs  gefafst  worden,  den  nächsten  Nr.  1152;. 

o  ■  -nir    •     Deutsches 

Kongrefs  nach  Washington  zusammenzuherufen.    Infolge  dessen  sind  am  5.  Mai     Uoiclu 
1897    Bevollmächtigte    der  Vereinsländer   in   der  Bundeshauptstadt    der  Ver- «. Juni  1897 
einigten  Staaten  zusammengetreten   und   haben   als  Ergebnis   ihrer  Beratungen 
am  15.  Juni  den  vorstehend  abgedruckten  Weltpostvertrag  mit  Schlnfsprotokoll 
sowie    die    Nebenabkommen,    betreffend   den   Austausch    von   Wertbriefen    und 
Wertkästchen,  von  Postanweisungen,  von  Postpacketen ,  von  Postaufträgen  und 
den  Bezug  von  Zeitungen  und  Zeitschriften,  unterzeichnet.    Sämtliche  Abkommen 
sollen    am   1.  Januar    1899   in    Kraft  treten.  ||  Es  haben   mehrere  Umstände 
zusammengewirkt,  dem  Washingtoner  Postkongrefs    eine  besondere  Bedeutung 
zu  verleihen.    Äufserlich  unterschied  er  sich  von  seinen  Vorgängern  schon  da- 
durch,  dafs  die    Vertreter    des    Weltpostvereins    zum   ersten    Mal    aufserhalb 
Europas  sich  vereinigten.    Es  geschah  dies  auf  den  ausdrücklichen  Wunsch  der 
amerikanischen  Postverwaltung  und  entsprach  auch  dem  universellen  Charakter 
des  Vereins.     Seine  innere  Bedeutung  erhielt  er  durch  zwei  wichtige  Aufgaben, 
die  ihm  zufielen:   die  Anbahnung  des  Anschlusses  der  letzten  noch  ausserhalb 
stehenden  Kulturgebiete   (China,  Korea  und  Oranje-Freistaat)   an  den  Verein 
und  die  Umgestaltung  des  bisherigen  Systems  der  Transitzahlungen  für  die  über 
Land-  oder  Seepostlinien  anderer  Vereinsländer  im  Durchgang  beförderten  losen 
Briefschaften  oder  geschlossenen  Briefposten  in  einem  dem  heutigen  Zustande 
des  Weltpostverkehrs    entsprechenden  Sinne.  ||  In  beider   Hinsicht    können   die 
Ergebnisse    des    Kongresses    als    durchaus    befriedigende    bezeichnet    werden.  || 
Korea  ist  dem  Verein  auf  dem  Kongrefs  beigetreten  und  hat  den  neuen  Welt- 
postvertrag  mit  unterzeichnet;   der  Oranje-Freistaat  hat  telegraphisch  erklärt, 
dal's  er  gleichfalls  sich  dem  Verein    anschliefse,   und   hat  diesen  Beitritt  that- 
sächlich  bereits  zum  1.  Januar  d.  J.  ausgeführt.     Auch  China,  welches   bisher 
nur  durch  die  Postanstalten   anderer  Länder   an   seinen  dem  fremden  Verkehr 
erschlossenen  Handelsplätzen  mit  dem  Weltpostverein  in  Verbindung  stand,  hat 
durch  seine,  zum  ersten  Mal  auf  einem  Postkongrefs  erschienenen  Delegierten 
den  demnächstigen  Beitritt  zum  Weltpostverein  angemeldet  und  sich  lediglich 
im  Hinblick  auf  die  Entwickelung  des  innern  Postdienstes  die  Bestimmung  des 
Zeitpunktes  vorbehalten;  es  ist  deshalb  für  China  das  Protokoll  offen  geblieben. 
Was    die   anderweite  Regelung   der  Briefpost -Transitentschädigungen   betrifft, 
so  ist  mit  dem   bisherigen   System  der  statistischen  Ermittelung  des  Gewichts 
der  beförderten  Transitkorrespondenzen  und  der  Einzelausrechnung  der  Transit- 
Zahlungen    auf  Grund    derselben    grundsätzlich    gebrochen    werden.     Die    Not- 
wendigkeit einer  Änderung  hatte  sich  schon  seit  länger  fühlbar  gemacht.  ||  In- 
folge der  Ausdehnung  des  Vereins  über  alle  Verkehrsländer  der  Erde,  der  fast 
unübersehbaren  Vervielfältigung  der  internationalen  Land-  und  Seeverbindungen, 
des  gewaltigen  Anwachsens  der  Korrespondenzmassen  waren  die  Schwierigkeiten 
einer  richtigen  Ermittelung  der  Transitzahlungen  auf  Grund  des  bisherigen  um- 
ständlichen Verfahrens  bis  aufs  Äufserste   gewachsen  und  erheischten  dringend 
Abhülfe.    Andererseits  hatte  auch  die  Entwickelung  der  Verhältnisse  im  Laute 
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Nr.  nr.27.  der  Jahre   zu   Ergebnissen   geführt,   die   sich  mit  der  ursprünglichen   Absicht 
Reich.      ^er  Gewährung  von  Transitgebühren,  nämlich  die  Hauptländer  vor  unbilligen 

lö.juni  1897.  Opfern  zu  bewahren  und  ihnen  einen  Ausgleich  für  wirkliche  besondere 
Leistungen  im  Transitdienste  zu  bieten ,  nicht  mehr  deckten.  ||  Die  Transit- 
vergütungen hatten  allmählich  vielfach  den  Charakter  eines  einträglichen  Transit- 
zolles angenommen;  dies  entsprach  nicht  dem  Grundsatz  der  Einheit  des  Welt- 
postgebietes und  dem  Geiste  des  Vereins.  In  Anerkennung  dieses  unhaltbaren 
Verhältnisses  wurde  zwar  eine  Reform  auf  diesem  Gebiete  fast  allseitig  für 
wünschenswert  erachtet;  über  die  Ausführung,  namentlich  bezüglich  der  ihr  zu 
gebenden  Ausdehnung,  bestanden  indes  weit  auseinandergehende,  vielfach  von 
finanziellen  Interessen  beeinflufste  Auffassungen.  ||  Es  waren  dem  "Washingtoner 
Postkongresse  zwei  Reform-Entwürfe  unterbreitet  worden:  der  eine  von  Deutsch- 
land, der  andere  von  Österreich-Ungarn.  Deutschland  hatte  bereits  in  seinem 
dem  konstituierenden  Postkongrefs  von  Bern  im  Jahre  1874  vorgelegten  Ent- 
wurf zu  einem  allgemeinen  Postvertrage  die  Unentgeltlichkeit  des  Landtransits, 
als  aus  dem  leitenden  Grundsatz  der  Einheit  des  Postgebietes  sich  ergebend, 
vorgesehen.  Die  Verwirklichung  war  indes  damals  und  auch  auf  den  nach- 
folgenden Kongressen  zu  Paris,  Lissabon  und  Wien  wegen  der  von  einigen 
hervorragenden  Transitländern  erhobenen  Schwierigkeiten  und  wegen  der  drin- 
genden Notwendigkeit  der  sonstigen  Ausgestaltung  des  Vereins  nicht  erreichbar 
gewesen.  Die  Verhandlungen  hierüber,  namentlich  auf  dem  Postkongresse  in 
Wien,  hatten. vielmehr  erkennen  lassen,  dafs  der  Weg  der  einfachen  Beseitigung 
der  Landtransitgebühren  ohne  Übergangsstadium  nicht  gangbar  war.  Der 
deutsche  Vorschlag  für  den  Washingtoner  Kongrefs  hatte  deshalb  zunächst 
nur  die  Beseitigung  der  für  den  Betrieb  so  erschwerenden  Transitstatistik  und 
die  Zahlung  von  Bauschsummen  an  Stelle  der  Einzelvergütung  für  Transit- 
leistungen, unter  gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Gebührensätze  und  gänzlichem 
Wegfall  der  Zahlungen  für  geringe  Transitleistungen,  zum  Ziele  genommen.  Der 
andere,  von  Österreich-Ungarn  eingebrachte,  weniger  durchgreifende  und  die 
vorhandenen  Übelstände  nur  teilweis  beseitigende  Vorschlag  wollte  den  Unter- 
schied im  Transitgebührensatz  zwischen  Briefen  und  Drucksachen  u.  s.  w.  auf- 
heben und  die  lose  beförderten  Sendungen  (den  offenen  Transit)  gebührenfrei 
lassen.  ||  Nach  schwierigen  Verhandlungen  und  nach  Überwindung  hartnäckigen 
Widerstandes  der  von  finanzieller  Einbufse  bedrohten  Transitländer  ist  auf  der 
Basis  des  deutschen  Entwurfs  eine  Einigung  dahin  zu  Stande  gekommen,  dafs 
eine  allgemeine  Transitstatistik  bis  auf  weiteres  nicht  mehr  stattfinden  soll; 
auf  Grund  der  Gewichtsstatistiken  für  1896,  deren  Ergebnis  noch  nicht  fest- 
steht, werden  sowohl  für  den  Land-  wie  für  den  Seetransit  Bauschalvergütungen 
gezahlt  werden,  die  einer  allmählichen  stufenweisen  Herabminderung  unterliegen. 
Dieselbe  beträgt  beim  Landtransit  für  die  Jahre  1899  und  1900  5  Prozent, 
1901  und  1902  10  Prozent  und  von  1903  ab  15  Prozent.  Länder,  deren 
Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  Landtransit  nach  der  Statistik  von  1896 
zusammen   den  Betrag  von   5000  Franken   nicht  übersteigen,  bleiben   von  der 
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Transitzahlung  überhaupt  befreit.  Für  deu  Seetransit  sind,  soweit  bisher  Nr.  1152?. 
15  Frauken  für  das  Kilogramm  Briefe  und  Postkarten  zu  zahlen  waren,  für  die  DR6^ies 
Jahre  1899  und  1900  14  Franken,  für  die  Jahre  1901  und  1902  12  Franken  l&.Juni  m; 
und  vom  Jahre  1903  ab  nur  10  Franken  zu  vergüten.  Außerdem  soll  der 
ermäßigte  Seetransitsatz  von  5  Franken  für  Briefe  und  Postkarten,  50  Centimen 
für  andere  Gegenstände,  welcher  bisher  nur  für  den  Verkehr  Europas  mit  Nord- 
amerika und  mit  den  Mittelmeerländern  galt,  Anwendung  finden  auf  alle  See- 
beförderungen von  mehr  als  300  Seemeilen  zwischen  zwei  Häfen  eines  Landes 
oder  zwischen  den  Häfen  verschiedener  Länder,  welche  auf  eine  Entfernung  von 
mehr  als  300  bis  zu  1500  Seemeilen  mittels  derselben  Dampferlinien  statt- 
finden. In  Betreff  des  Vergütungssatzes  für  die  Seebeförderung  auf  einer  Strecke 
bis  zu  300  Seemeilen  tritt  eine  Änderung  nicht  ein.  ||  Abgesehen  von  diesen 
beiden  wichtigsten  Ergebnissen  für  den  Hauptvertrag  hat  der  Washingtoner 
Postkongreis  auch  in  Hinsicht  auf  die  Nebenabkommen  durch  Ausdehnung  der 
engeren  Verbände  erfreuliche  Erfolge  erzielt.  Zu  erwähnen  ist  besonders  der 
Beitritt  Rufslands,  Britisch-Indiens  und  Guatemalas  zu  der  Postpacket-Über- 
einkimft,  Guatemalas  zum  Postanweisungs-Übereinkommen  und  Griechenlands 
zum  Zeitungs-Übereinkommen.  Ferner  hat  Grolsbritannien  seine  Beteiligung 
am  Wertbriefdienst,  Britisch-Indien  die  Annahme  der  Vereinsbcstimraungen  fin- 
den Postanweisungsaustausch  in  nahe  Aussicht  gestellt.  ||  Für  die  deutschen 
Interessen  von  Wichtigkeit  ist,  dafs  der  Postkongreis  den  deutschen  Schutz- 
gebieten eine  besondere  Stimme  verliehen  hat.  ||  Die  weitereu  wesentlicheren 
Änderungen  der  Einzelverträge  sind  folgende: 

I.  Weltpostvertrag. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  5,  welche  die  bis  zum  1.  Juli  1892  über- 
haupt nicht  zur  Beförderung  zugelassenen  unfrankierten  Postkarten  zwar  nicht 
mehr  von  der  Beförderung  ausschlofs,  aber  mit  der  Taxe  für  unfrankierte  Briefe 
belegte,  ist  dahin  gemildert  worden,  dafs  solche  künftig  nur  noch  dem  Doppelten 
des  Portos  für  frankierte  Postkarten  unterliegen  sollen.  ||  Bei  demselben  Ver- 
tragsartikel ist  das  zulässige  Meistgewicht  der  Sendungen  mit  Waarenproben 
von  250  auf  350  Gramm  erhöht  worden.  Hiermit  ist  einem  in  Handelskreisen 
bestehenden  dringenden  Wunsche  Rechnung  getragen  worden.  ||  Der  Artikel  7, 
welcher  auf  dem  Wiener  Postkongrefs  (1891)  als  neue  Einrichtung  des  Vereins- 
dienstes die  Zulassung  von  Briefsendungen  mit  Nachnahme  bis  500  Franken 
brachte,  dehnt  den  Höchstbetrag  der  Nachnahme  auf  Einschreibsendungen  von 
500  auf  1000  Franken  aus,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dafs  einzelne  Länder, 
wenn  besondere  Verhältnisse  es  rechtfertigen,  für  ihr  Gebiet  die  Anwendung 
der  erweiterten  Bestimmung  noch  ausschliefsen  können.  |J  Zu  dem  die  Ersatz- 
leistung für  in  Verlust  geratene  Einschreibsendungen  behandelnden  Artikel  8 
ist  die  ergänzende  Bestimmung  getroffen  worden,  dals,  wenn  eine  Verwaltung 
eine  ordnungsmäfsige  Reklamation  wegen  eines  verlorenen  Einschreibbriefes  ein 
Jahr  lang   unerledigt  läfst,  die   Verwaltung  des  Aufgabegebiets  den  Absender 
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Nr.  H527.  für  Rechnung  der  säumigen  Verwaltung  entschädigen  darf.*)  j|  Um  den  Un- 
Reith  6S  zuträglichkeiten  entgegenzuwirken,  welche  mit  der  häufigen  Ausgabe  sogenannter 

is.juniisov.  Gelegenheitsfreimarken  von  vorübergehender  Gültigkeit  verknüpft  sind,  ist  in 
den  Artikel  11  auf  Vorschlag  Deutschlands  die  Bestimmung  aufgenommen 
worden,  dafs  solche  Marken  zur  Frankierung  der  internationalen  Korrespon- 
denzen nicht  verwendet  werden  dürfen.  j|  Mit  Rücksicht  auf  die  fortgeschrittene 
Entwickelung  und  Ausbildung  des  Vereins  und  um  die  Beschlufsfassung  über 
wichtigere  Änderungen  möglichst  den  Kongressen  und  Konferenzen  vorzubehalten, 
ist  die  Einbringung  von  Vorschlägen  zur  schriftlichen  Verhandlung  in  der  Zeit 
zwischen  den  Kongressen  oder  Konferenzen  des  Vereins  von  gewissen  Voraus- 
setzungen abhängig  gemacht.  Nach  einer  neuen  Bestimmung  im  Artikel  26 
wird  solchen  Vorschlägen  nur  Folge  gegeben,  wenn  sie  durch  zwei  andere  Ver- 
waltungen als  die  antragstellende  Verwaltung  unterstützt  sind.*)  Amendements 
zu  den  eingebrachten  Vorschlägen  sind  nicht  statthaft. 

II.     Das  Übereinkommen,  betreffend  den  Austausch  von  Briefen  und 
Kästchen  mit  Wertangabe. 

In  Artikel  2  ist  die  Zulässigkeit  von  Nachnahme  auf  Briefen  und  Kästchen 
mit  Wertangabe  bis  zum  Höchstbetrage  von  1000  Franken  statt,  wie  bisher,  von 
500  Franken  unter  dem  hinsichtlich  der  Einschreibsendungen  gedachten  Vorbehalt 
ausgesprochen  worden.  ||  Der  Artikel  8  gestattet  künftig  die  Abänderung  der  Adresse 
durch  den  Absender,  die  bisher  nur  für  Sendungen  bis  500  Franken  zugelassen  war, 
für  Wertsendungen  bis  zum  Betrage  von  10000  Franken.  ||  Durch  Artikel  13 
ist  die  für  Postpackete  bestehende  Bestimmung,  dafs  an  Stelle  der  Empfänger 
auch  die  Absender  die  Tragung  von  Zoll-  und  anderen  nicht  postmäfsigen 
Gebühren  übernehmen  können,    auf   die  Wertkästchen    ausgedehnt  worden. 

III.     Das  Übereinkommen,  betreffend  den  Postanweisungsdienst. 

Artikel  2  dehnt  den  durch  den  Postkongrefs  von  Paris  im  Jahre  1878 
auf  500  Frauken  =  400  Mark  festgesetzten  Meistbetrag  einer  Postanweisung 
auf  1000  Franken  =  800  Mark  aus,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  dafs  die- 
jenigen Länder,  welche  wegen  der  Verhältnisse  ihres  inneren  Verkehrs  diesen 
erhöhten  Betrag  noch  nicht  annehmen  können,  befugt  sein  sollen,  die  Be- 
schränkung auf  500  Franken  noch  beizubehalten.  |  Durch  Artikel  3  ist  die 
Taxe  der  Postanweisungen  in  der  Weise  ermäfsigt  worden,  dafs  —  unter  Bei- 
behaltung der  bisherigen  Gebühr,  25  Centimen  für  je  25  Franken,  oder  einen 
Teil  dieser  Summe,  für  Beträge  bis  100  Franken  —  für  den  100  Franken  über- 
steigenden Betrag  einer  Postanweisung  nur  die  Hälfte,  25  Centimen  für  je 
50  Franken,  erhoben  wird;  eine  Postanweisung  von  200  Franken  kostet  hier- 
nach   in   Zukunft   1  Frank   50   Centimen    statt    2  Franken,    eine    solche    von 


*)  Der  gleiche  Grundsatz  ist  künftig  auch  für  die  Nebenabkommen  maisgebend. 
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500  Fianken    3  Franken   statt    5   Franken.  j|  Auf  den   internationalen    Post-  Nr.  h.j; 
anweisungsaustausch  wird  diese  Tarifermäfsigung  jedenfalls  belebend  einwirken.     ^L^ 
Der   durch  Postanweisungen  vermittelte  Barverkehr  Deutschlands  mit  dem  Aus-iSJuniiso; 
land  beläuft  sich  gegenwärtig  jährlich  auf  rund  154  Millionen  Mark,  und  zwar 
gehen  von   anderen  Ländern  in  Deutschland  ein  92  Millionen  Mark,    während 
aus  Deutschland  nach  anderen  Ländern  abgesandt  werden  62  Millionen  Mark.   |i 
Im  Artikel  5   ist  die   Nachsendung  von   telegraphischen   Postanweisungen   von 
einem   Vercinsland  nach   einem   andern   unter   denselben  Bedingungen   wie   für 
gewöhnliche   Postanweisungen    für    zulässig    erklärt    worden;   die   Nachsendung 
erfolgt  auf  dem  gewöhnlichen  Postwege,   wenn  nicht  zwischen  den  beteiligten 
Verwaltungen  etwas  Anderes  verabredet  ist. 

IV.    Die  Übereinkunft,   betreffend  den  Austausch  von  Postpacketen. 

Abgesehen  von  dem  Briefpostdienst,  an  welchem  alle  dem  Verein  an- 
gehörenden Länder  teilnehmen  müssen,  hat  sich  von  allen  Zweigen  der  posta- 
lischen Thätigkeit,  die  der  Verein  nach  und  nach  in  seinen  Wirkungskreis 
aufgenommen  hat,  der  Postpacketdienst  am  raschesten  entwickelt;  aus  kleinen 
Anfängen  hat  er  sich  im  Verlaufe  von  l1^  Jahrzehnt  über  den  ganzen  Erd- 
ball ausgebreitet.  Der  internationale  Postpacketverkehr  Deutschlands  umfafst 
zur  Zeit  über  11  Millionen  Stück,  nämlich: 

Einfuhr 4     Millionen  Stück 

Ausfuhr 67i       „  » 

Durchfuhr 3/4        „  „ 

Was  die  innere  Ausgestaltung  der  Einrichtungen  des  Postpacketdienstes 
betrifft,  so  sind  durch  den  Washingtoner  Kongrefs  mehrere  Erleichterungen 
beschlossen  worden.  ||  Im  Artikel  1  ist  durch  Beseitigung  der  Klausel,  welche 
jedem  Lande  freistellte,  das  Meistgewicht  der  Postpackete  in  seinem  Verkehr, 
statt  auf  5  Kilogramm  auf  3  Kilogramm  zu  beschränken,  die  Annahme  des 
Meistgewichts  von  5  Kilogramm  grundsätzlich  allgemein  verbindlich  gemacht. 
Ausnahmsweise  und  vorübergehend  ist  zwar  im  Schlufsprotokoll  Bulgarien, 
Griechenland,  Spanien,  der  Türkei  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela 
—  Länder,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Entwickelung  ihres  inneren  Verkehrs 
nicht  sofort  auf  5  Kilogramm  hinaufgehen  können  —  die .  Gewichtsgrenze  von 
3  Kilogramm  für  ihren  Verkehr  gestattet  worden.  Durch  die  Verweisung  der 
Ausnahmebestimmung  in  das  Schlufsprotokoll  hat  der  Postkongrefs  aber  deut- 
lich zum  Ausdruck  gebracht,  dafs  das  Ausnahmeverhältnis  in  den  allgemeinen 
Vertragsgrundsätzen  nicht  länger  Berechtigung  habe,  und  dafs  die  Gewichts- 
grenze von  5  Kilogramm  die  Norm  des  Vereinspacketdienstcs  bilde.  ||  Um  der 
Einführung  von  Postpacketen  im  Gewicht  von  mehr  als  5  Kilogramm  in  den 
Vereinsverkehr  für  die  geeigneten  Fälle  den  Weg  zu  ebnen,  ist  auf  Antrag- 
Deutschlands  in  denselben  Vertragsartikel  eine  Bestimmung  aufgenommen 
worden,  wonach    die  einzelnen  Vereinsverwaltungen  sich  über  einen  Austausch 
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Nr.  H527.  schwerer  Packete  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  des  Vereinsvertrages  ver- 
i"eici]'eS  ständigen  können,  vorbehaltlich  einer  Erhöhung  der  Taxe  und  des  Ersatz- 
i6.jiuiii897.  betrages.  ||  Artikel  13  setzt  den  Höchstbetrag  des  Schadenersatzes  für  Post- 
packete  bis  5  Kilogramm  allgemein  auf  25  Franken  fest;  nur  für  die  wenigen 
Länder,  welche,  von  der  im  Schlufsprotokoll  ausgesprochenen  Befugnis  Ge- 
brauch machend,  die  Gewichtsgrenze  auf  3  Kilogramm  einschränken,  bleibt  als 
Höchstentschädigung  der  Betrag  von  15  Franken  bestehen. 

V.    Das  Übereinkommen,  betreffend  den  Postauftragsdienst. 

Als  im  Jahre  1885  der  Postauftragsdienst  auf  den  Verkehr  mit  dem  Aus- 
land ausgedehnt  wurde,  musste  wegen  der  Verschiedenheit  der  Tarife  für  den 
inneren  und  für  den  internationalen  Verkehr  der  einzelnen  Länder  als  Über 
gangsmafsregel  die  Erhebung  anderer  Sätze  als  der  in  dem  Vereins-Überein- 
kommen  vereinbarten  zugelassen  werden.  Dieses  Ausnahmeverhältnis  ist  jetzt 
beseitigt  und  dadurch  für  den  ganzen  Vereinsverkehr  die  Einheit  der  Taxe 
hergestellt  worden.  j|  Nach  Artikel  2  werden  künftig  Zins-  und  Dividenden- 
scheine, sowie  abgelaufene  Wertpapiere,  sofern  nicht  einzelne  Verwaltungen 
die  Zulassung  ausdrücklich  ablehnen,  allgemein  in  Postaufträgen  versandt 
werden  können,  während  es  bisher  für  die  Zulassung  der  besonderen  Ver- 
einbarung zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  bedurfte.  ||  Durch  vielfache 
Mifsbräuche,  welche  aus  der  für  den  Vereinsverkehr  zugelassenen  unbeschränkten 
Zahl  von  Anlagen  zu  einer  Postauftragssendung  sich  ergeben  haben,  ist  die 
Notwendigkeit  dargelegt  worden,  jene  Zahl  zu  beschränken.  Im  Artikel  4  ist 
daher  bestimmt  worden,  dafs  eine  und  dieselbe  Sendung  Wertpapiere  für 
höchstens  5  verschiedene  Zahlungspflichtige  enthalten  darf. 

VI.    Das  Übereinkommen  betreffend  den  Postzeitungsdienst. 

Der    Washingtoner  Postkon  greis   hat  im    wesentlichen   die  Bestimmungen 
des  Wiener  Übereinkommens  aufrecht  erhalten. 


Verhandlungen  zwischen  Grofsbritannien  und 
Frankreich  über  Madagaskar.  1892—97.*) 

Nr.  11528.  GROSSBRITANNIEN.— Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  französischen  Botschafter  in  London.  Be- 
dingungen, unter  denen  England  der  neuen  Gerichts- 
barkeit Frankreichs  in  Madagaskar  zustimmen  kann. 

Foreigu  Office,  May  16,  1892. 
M.  PAmbassadeur,  ||  I  understand,  from  the  verbal  Communications  which  Nr.  11528. 
your  Excellency   has  made  to   rae,    that  your  Government  contemplate  layiug  britä^-0I1- 
proposals  at  an  early  date  before  the  French  Legislature  for  the  establishmentie.Mai  1892 
in  Madagascar  of  a  properly  qualified  Judiciary,  such  as  has  been  introduced 
in  Tunis,  to  deal  with  all  suits  ansing  between  Europeans  or  Americans.   Your 
Government  are  desirous  of  reeeiving  an  assurance  that  Her  Majesty's  Govern- 
ment will  be  prepared  to  aeeept  for  British   subjeets  the  Jurisdiction  of  such 
a  Judiciary,  and  to  forego  in  its  favour  the  exterritorial  Privileges  which,  under 
their  Treaties  with  Madagascar,  they  are  at  present  entitled  to  claim  for  such 
subjeets.     On  reeeiving  such  a  declaration  your  Government  are   prepared  to 
forego  in  the  same  manner  the  exterritorial  Privileges  which  they  are  entitled 
to  claim  for  French  Citizens  in  Zanzibar.  |j  I  have  the  honour   to   inform  you 
that  Her  Majesty's  Government  are  willing  to  give  this  assurance,  and  to  con- 
sent, as  far  as  British  subjeets  are  concerned,  to  the  establishment  in  Mada- 
gascar of  a  jurisprudence   similar  to  that  which   was  introduced  in  Tunis  in 
1883.  ||  The  course  pursued  on  that  occasion  was  as  follows: — 

A  Law  was  passed  by  the  French  Legislature  providing  for  the  establish- 
ment of  a  French  Tribunal  and  a  certain  number  of  Magistrates'  Courts  in 
Tunis,  which  were  empowered  to  deal  with  all  civil  and  commercial  questions 
between  French  Citizens  and  French-protected  persons,  and  to  take  cognizance 
of  all  proeeedings  instituted  against  French  Citizens  and  French-protected 
persons  for  infractions  of  the  law,  misdemeanours,  or  crirnes.  In  criminal 
matters  these  Courts  were  to  be  assisted  by  Assessors,  with  a  deliberative 
vote,  selected  by  lot  from  a  list  to  be  drawn  up  every  year,  under  conditions 


*)  Die  folgenden  Aktenstücke  sind  entnommen  dem  englischen  Blaubuch  Afrika  8. 
1897.    [C.  «700].    Red. 
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Nr.  11528.  which  were  laid  down  in  a  special  Regulation.  ||  This  Law  was  promulgated  in 

brrt"*!      the  Regency  by  a  Decree  of  the  Bey,  and  a  further  Decree  of  the  Bey  enacted 

16.  Mai  1892.  that  the  subjects  of  the  friendly  Powers   whose  Consular  Tribunals  should  be 

suppressed  should  become  amenable  to  the  Jurisdiction  of  the  French  Tribunals, 

under  the  same  conditions  as  the  French  themselves.  ||  Under  this  Decree  Her 

Majesty's  Government  consented  to  waive  the  rights   of  Great  Britain    under 

the  Capitulations  and  Treaties  to  the  extent  which   might  be  required  to  give 

füll  scope  to  the  exercise  of  civil  and  criminal  Jurisdiction  over  British  subjects 

by  the  new  French  Tribunals.     They  maintained,  however,  for  their  Consular 

officers  the  enjoyment  of  those  Privileges  and  immunities  which  are  sanctioned 

by  the  custom  prevalent  in  the  East,   and   which   partake  of  the  character  of 

those  accorded  to  Diplomatie  Agents   in  Europe.  ||  They  made  also  the  follo- 

wing  reservations : — 

1.  The  right  of  British  subjects  to  challenge  Assessors  in  the  new  Courts. 

2.  The  admission  of  duly  qualified  British  advocates  to  practise    before  the 

Courts,   without   limitation    of   this    privilege   to  those  already  established  in 

Tunis.  ||  3.  The  extension   to   Great  Britain  of  all  Privileges  reserved  to  any 

other  Power  in  connection  with  the  new  System  of  Jurisdiction  in  Tunis.  ||  Mo- 

difications    of   detail  may  be   required  by  the  different  circumstauces   of  the 

present  case,  but  in  all  matters   of  principle  Her  Majesty's  Government  will 

be  prepared  to  follow  this  precedent,  and  to  pursue  a  course  similar  to  that 

which,  in  concert  with  the  French  Government,  they  pursued  in  the  year  1883. 

The  arrangements  which  were  made  at  that  time  for  Tunis  have,  on  the  whole, 

been  of  a  successful  character,  and  have  given  little  cause  for  complaint;  and 

there  is  every  reason  to  hope  that  by  working   on  the  lines  then  laid  down 

an  equally  satisfactory  result  will  be  aecomplished  in  Madagascar.     It  will  be 

gratifying  to  Her  Majesty's  Government  if  they  are  able  to  co-operate  with 

the  Government  of  the  Republic  in  establishing  a  state  of  things  which,  while 

safeguarding  completely  the  rights  which  British  subjects  possess  in  the  Island 

of  Madagascar,  shall  correspond  with  the  position  which,  by  the  events  of  the 

last  ten  years,  tbe  French  Republic  has  acquired  in  that  country. 

Salisbury. 

Nr.    11529.     FRANKREICH.  —  Der  Botschafter  in  London  an  den 

englischen    Minister    des   Auswärtigen.     Frankreich 

ist  überrascht  durch  die  englischen  Bedingungen. 

Londres,  le  10  Juin,  1892.    (June  10.)  *) 

M.  le  Marquis,  ||  Je  suis  Charge  par  mon  Gouvernement  de  vous  entre- 

Nr  ii5°9    teüir  Qe  nouveau  des  propositions  relatives  ä  la  reconnaissance  des  Tribunaux 

Frankreich.  Francais  ä  Madagascar,  qui   out  ete  formulees   dans   votre   lettre   en   date  du 

o.  nmi892.^g  ^.  ^  ^.  ^  ^^  ^  j^j^  ^  notre   conversation   du  20  Mai.  ||  Ainsi 

que  j'ai  eu  l'honneur  de  vous  le  dire,  les  propositions  de  votre  Seigneurie  ont 
*)  Die  eingeklammerten  Daten  geben  das  Datum  der  Ankunft  in  London  an.   Red. 
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cause  ä  mon   Gouvernement  unc  vive  surprise,    que  l'etude  attentive  de  leur  Nr.  11529. 

Frankreich. 
10.  Juni  1892. 


nortee  n'a  point  determince;  il  estime  que  les  conditions  de  procedure  aux-  Fl 


quelles  vous  subordonnez  pour  la  premiere  fois  la  reconnaissance  de  nos 
Tribunaux  equivalent  ä  uu  ajournement  indefini  de  cette  reconnaissance.  En 
effet,  la  Convention  du  5  Aout,  1890,  porte  que  l'Angleterre  reconnait  le 
Protectorat  de  la  France  sur  Madagascar  „avec  ses  consequences."  Or,  dans 
les  pourparlers  qui  ont  eu  lieu  entre  votre  Seigneurie  et  moi  ä  cette  epoque, 
il  a  ete  dit  explicitement  que  ces  consequences  seraient  les  memes  qu'ä  Tunis, 
mais  il  n'a  jamais  ete"  fait  allusion  ä  la  procedure  ä  suivre,  et  c'est  dans  votre 
lettre  du  16  Mai  que  cette  question  est  soulevee  pour  la  premiere  fois.  Ainsi, 
aecord  sur  la  nature  des  consequences,  silence  sur  le  mode  de  procedure  ä 
employer;  tel  etait  le  resultat  de  nos  pourparlers.  Votre  Seigneurie  recon- 
naitra  qu'il  ne  pouvait  en  etre  autrement,  etant  donnee  la  difference  radicale 
qui  existe  entre  le  Protectorat  d'un  pays  d'ancienne  civilisation  comme  la 
Tunisie  et  celui  d'un  Etat  moins  completement  organise  comme  Madagascar. 
Mais  il  importe  peu.  En  reconnaissant  notre  Protectorat,  l'Angleterre  a 
reconnu  notre  droit  superieur  ä  Madagascar;  eile  a  reconnu  que  l'institution 
des  Tribunaux  Francis  etait  devenue  une  necessite  pour  les  Anglais  comme 
pour  les  Francais  et  que  cette  creation  est  au  premier  rang  des  devoirs  que 
nous  impose  le  Protectorat.  ||  En  ce  qui  touche  l'organisation  meme  des  Tribu- 
naux vous  ne  m'avez  jamais  fait  qu'une  seule ,  objeetion,  c'est  qu'il  y  aurait  de 
grands  inconvenients  pour  les  ressortissants  ä  la  juridiction  Franchise  d'avoir 
ä  porter  les  appels  devant  la  Cour  de  la  Reunion.  Sur  ce  point,  le  Gouvernement 
de  la  Repuplique  a  reconnu  le  bien  fonde  de  vos  observations  et  a  deeide  de 
placer  la  Cour  d'Appel  ä  Tamatave. 

Mais  votre  Seigneurie  m'a  objeete  ä  plusieurs  reprises  qu'elle  ne  croyait 
pas  que  nous  eussions  les  moyens  de  faire  executer  les  Jugements  de  nos 
Tribunaux  ä  Madagascar.  Je  vous  ai  fait  observer  que  cette  question  relevait 
exclusivement  du  Gouvernement  Francis,  et  pour  vous  rassurer  sur  ce  point 
j'ai  ete  autorise  ä  vous  declarer  que  le  Gouvernement  de  la  Republique  s'en- 
gage  ä  faire  executer  les  sentences  de  ses  Tribunaux  sous  sa  propre  respon- 
sabilite  et  qu'il  en  a  les  moyens.  Mon  Gouvernement  ne  prevoit  d'ailleurs 
aueune  difficulte  ä  ce  sujet,  du  jour  oü  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste 
Britannique  aura  formellement  reconnu  l'autorite  de  nos  Tribunaux  sur  ses 
nationaux.  Au  fond,  c'est  une  simple  affaire  entre  Europeens  et  ne  presentc 
qu'un  mince  interet  pour  le  Gouvernement  Hova.  ||  Permettez-moi  maintenant 
d'appeler  toute  votre  attention  sur  un  autre  ordre  de  faits,  dont  je  vous  ai 
souvent  entretenu  et  qui  domine  toute  la  Situation.  II  est  evident  que  le 
Gouvernement  Hova  est  encore  convaineu  que  l'Angleterre  ne  compte  pas  exe- 
cuter la  Convention  du  5  Aoüt  d'une  facon  complete  et  definitive;  les  docu- 
raents  qui  vous  sont  parvenus,  aussi  bien  que  nos  propres  informations,  ne 
laisscnt  subsister  aueun  doute  sur  ce  point.  Assurement,  les  Instructions  en- 
voyees  par  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  ä  ses  Agents  ä  Mada- 
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Nr.  H520.  gascar  etaient  precises  et  categoriques ;  mais  leur  execution  a  laisse  beaucoup 
wjunii's^  ^  desirer,  et  a  produit  sur  le  Gouvernement  Hova  l'impression  que  l'Angleterre 
n'avait  pas  encore  dit  son  dernier  mot.  Cette  impression  a  ete  confirmee  par 
le  langage  de  certains  membres  de  la  colonie  Anglaise  et  par  les  articles  du 
Journal  Anglais  de  Tananarive.  Enfin  il  est  evident  que,  tant  que  le  Gou- 
vernement de  Sa  Majeste  n'aura  pas  annonce  sa  resolution  formelle  de  recon- 
naitre  les  Tribunaux  Francais  des  qu'ils  fonctionneront,  cette  impression  per- 
sistera  chez  les  Hovas  et  les  encouragera  ä  la  resistance.  ||  Quoiqu'il  en  soit,  je 
prends  acte  au  nom  de  mon  Gouvernement,  de  la  declaration  contenue  dansla  lettre 
de  votre  Seigneurie,  ä  savoir  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique 
accepte,  en  ce  qui  touche  ses  nationaux,  l'etablissement  ä  Madagascar  d'une 
jurisprudence  et  de  Tribunaux  Frangais  analogues  ä  ceux  qui  ont  ete  institues 
en  Tunisie  en  1883,  et  qu'il  reconnaitra  ces  Tribunaux,  aussitot  qu'ils  fonc- 
tionneront et  que  nous  nous  serons  mis  en  regle  avec  le  Gouvernement  Malgache.  II 
Votre  Seigneurie  termine  sa  lettre  par  l'assurance  que  le  Gouvernement  de  Sa 
Majeste  Britannique  sera  heureux  de  pouvoir  cooperer  avec  le  Gouvernement 
de  la  Republique  ä  l'etablissement  d'un  etat  de  choses  qui,  tout  en  sauvegar- 
dant  les  droits  que  les  sujets  Britanniques  possüdent  ä  Madagascar,  sera  con- 
forme  ä  la  Situation  que,  par  suite  des  evenements  des  dix  dernieres  aunees, 
la  France  s'est  acquise  dans  la  Grande  Ile.  En  prenant  acte  de  ces  paroles 
je  n'ai  pas  besoin  d'ajouter  que  le  Gouvernement  de  la  Republique  est  prct 
ä  agir  de  meme  ä  Zanzibar.  Waddington. 


Nr.  11530.  FRANKREICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Geschäftsträger  in  Madagaskar.  Bemerkungen 
zu  dem  Vertragsentwurf  zwischen  Frankreich  und 
Madagaskar.     (S.  Anlage).*) 

Paris,  le  9  Avril  1895. 
Nr.  11530.  Monsieur,  ||  Vous  connaissez  le  texte  du  projet  d'Arrangement  qui  a  ete 

j, Aprii i8'j5 . approuve  par  le  Gouvernement  et  que  le  Commandant  du  Corps  Expedition- 
naire  est  Charge  de  soumettre  ä  l'adhesion  du  Gouvernement  Malgache.  ||  Les 
dispositions  de  ce  projet,  qui  sont  relatives  ä  la  reconnaissance  de  notre 
Protectorat,  aux  attributions  du  Resident  General,  au  maintien  des  forces 
militaires  necessaires  ä  l'exercice  du  Protectorat,  &c,  ne  me  paraissent  pas 
exiger  des  explications  particulieres.  ||  Je  crois  utile,  au  contraire,  de  preciser 
les  vues  dont  s'est  inspire  le  Gouvernement  en  adoptaut  les  stipulations  con- 
tenues  ä  l'Article  V,  §  2,  du  projet  d'Arrangement  et  au  Protocole  Annexe.  || 
Aux  termes  de  l'Article  V,  §  2,  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  "s'engage 
ä  proceder  aux  reformes  qui  seront  reconnues  necessaires  au  developpement 


*)  Der    englische  Minister  des  Auswärtigen   erhielt  am   17.  Januar  189G    hiervon 
Kenntnis.    Red. 
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economique  de  l'ile  et  au  progres  de  la  civilisatiou."  ||  Dans  la  pensee  du  Nr-  1153°- 
Gouvernement,  les  premieres  reformes  qu'il  conviendra  de  realiser  concernent9 . April  1895. 
l'amelioration  du  regime  de  la  corvee,  la  suppression  progressive  de  l'esclavage, 
et  l'organisation  de  l'administration  judiciaire.  ||  Comme  vous  le  savez,  ä  Mada- 
gascar, la  corvee  consiste  dans  l'obligation  imposee  ä  tout  homme  libre,  par 
le  Gouvernement  ou  par  ses  Representants,  de  faire  gratuitement  un  travail 
ou  d'accomplir  une  prestation,  dans  un  but  d'utilite  publique.  ||  La  corvee, 
ainsi  comprise,  correspond,  dans  l'etat  actuel  du  developpement  social  du 
peuple  Malgache,  ä  des  besoins  reels.  II  est  cependant  certain  que  la  pre- 
station de  cette  sorte  d'impöt  personnel  a  donne  lieu  ä  de  graves  abus. 
Detourn6e  de  son  but  d'origine,  la  corvee  n'a  pas  ete  employee  uniquement, 
comme  eile  devait  l'etre,  ä  satisfaire  un  interet  general;  eile  a  6te  raise  au 
Service  d'exigences  purement  privees.  ||  Par  sa  repartition  inegale  et  arbitraire, 
eile  est  devenue,  en  maintes  circonstances,  un  fardeau  insupportable  pour  les 
liabitants.  Ainsi  pratiquee,  eile  a  fini  par  mettre  obstacle  ä  tout  travail 
regulier  et  remunerateur  et  par  empecher  un  emploi  normalement  assure  de 
la  main-d'oeuvre  libre.  ||  Nous  ne  saurions,  toutefois,  nous  dissimuler  les  incon- 
venients  qu'il  y  aurait  ä  tenter  de  supprimer  ou  de  modifier  radicalement 
des  le  d6but  de  notre  Protectorat  une  Institution  qui,  malgre  ses  defectuosites, 
est  si  profondement  entree  dans  les  moeurs  et  les  habitudes  du  pays.  II 
suffira,  pour  le  moment,  d'en  empecher  les  abus,  d'en  ramener  l'emploi  au 
but  d'utilite  generale  qui  a  ete  son  principe  et  d'en  repartir  öquitablement  la 
Charge  entre  les  contribuables.  Sous  certains  aspects,  eile  est  une  sorte 
d'impöt  dont  nous  ne  pouvons  recommander  l'abolition  avant  que  le  Gouver- 
nement Hova  soit  en  mesure  d'y  suppleer  d'une  autre  maniere. 

La  question  de  l'esclavage,  qui  est  avec  la  corvee  une  des  bases  de 
l'organisation  sociale  de  Madagascar,  s'impose  encore  plus  imperieusement  aux 
preoccupations  du  Gouvernement.  ||  Des  nombreuses  observations  qui  ont  ete 
recueillies,  il  resulte  que  l'esclavage  revet  ä  Madagascar  un  caractere  parti- 
culier  qui  le  differencie  sensiblement  de  l'esclavage  Africain:  il  a  cesse,  en 
fait  et  en  droit,  de  s'alimenter  par  la  Traite,  et,  en  regle  generale,  il  ne  se 
perp£tue  que  par  les  naissances  d'enfants  issus  de  femmes  esclaves.  Dans  la 
pratique,  il  parait  etre  devenu  une  sorte  de  servage  domestique;  on  s'accorde 
aussi  a  reconnaitre  que  les  Hovas  sont  doux  et  humains  envers  leurs  esclaves 
et  que  la  condition  de  ces  derniers  n'est  point  materiellement  malheureuse.  || 
Ces  considerations  de  fait  ne  sauraient,  malgrß  tout,  nous  faire  oublier  l'im- 
moralite  de  cette  Institution  et  les  inconvenients  qu'elle  pourrait  avoir  pour 
le  developpement  ulterieur  de  la  colonisation  Frangaise  dans  la  Grande  Ile. 
Les  principes  de  notre  civilisation  et  nos  traditions  nationales  exigent  que 
l'esclavage  disparaisse  d'une  terre  soumisse  ä  l'influence  Frangaise.  La  France 
ne  va  pas  seulement  ä  Madagascar  pour  y  faire  respecter  ses  droits,  mais 
aussi  pour  y  faire  acte  de  Puissance  civilisatrice.  Nous  ne  saurions  non  plus 
admettre  que,  sur  le  domaine  du  Protectorat,  le  travail  servile  restät  normale- 
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Nr.  H630.  ment  organise'  pour  faire  une  concurrence  indefinie  au  travail  libre  des  Colons 
0 .ApriU8P5 .  Europeens.  ||  II  est  evident  cependant  qu'ä  l'heure  präsente,  en  raison  meme 
des  obscurites  de  Ja  Situation  actuelle,  nous  ne  pouvons  que  poser  en  principe 
l'abolition  de  l'esclavage,  en  nous  reservant  le  cboix  du  moraent  et  des  voies 
et  moyens.  Rien  ne  s'oppose  d'ailleurs  ä  ce  que  nous  mettions  des  mainte- 
nant  ä  l'6tude  l'adoption  de  certaines  mesures  propres  ä  amener  la  suppres- 
sion  graduelle  de  l'esclavage,  telles  que  l'interdiction  de  la  vente  des  esclaves, 
la  faculte  pour  les  esclaves  de  se  racheter,  la  proclamation  de  la  liberte  en 
faveur  des  enfants  qui  naitront  ä  l'avenir  des  femmes  esclaves,  &c.  ||  La 
question  du  droit  de  propriete  fonciere  a  donne  lieu  entre  le  Gouvernement 
Francais  et  le  Gouvernement  Hova  ä  des  malentendus  qui  ont  ete  entretenus 
en  partie  par  la  conception  particuliere  que  les  Hovas  se  sont  faite  du  droit 
de  propriete  du  sol.  ||  Au  point  de  vue  Malgache,  la  Reine  seule  est  proprie- 
taire  du  sol;  ses  sujets  ne  peuvent  aequerir  d'autre  droit  que  celui  d'une 
sorte  d'usufruit,  d'une  duree  illimitee,  transmissible  ind6finiment,  soit  par  vente, 
donation,  testament,  droit  d'heritage  ou  autrement:  mais  ce  droit  est  revocable 
au  gre  de  la  Reine.  ||  II  semble  donc  que  les  Hovas,  par  une  fiction  commune 
d'ailleurs  ä  d'autres  nations,  ont  ete  amenes  ä  etablir  une  certaine  confusion 
entre  le  droit  de  propriete  du  sol  et  l'idee  de  la  souverainete  representee  par 
la  Reine.  ||  Pour  tourner  la  difficulte,  on  a  eu  recours  ä  la  conclusion  de  baux 
ä  long  terrae,  dont  la  duree  ne  pouvait  depasser  quatre-vingt-dix-neuf  ans. 
En  fait,  un  bail  pour  une  periode  aussi  longue  equivalait  ä  un  veritable  droit 
de  propriete.  Toutefois  cette  conception  de  droit  est  tellement  contraire  aux 
principes  generalement  admis,  qu'il  y  a  un  interet  evident  ä  constituer  pour 
la  propriete  du  sol  par  les  particuliers  un  regime  plus  conforme  aux  regles 
en  usage  dans  tous  les  pays  civilises. 

C'est  en  vue  de  cette  reforme  necessaire,  qui  fera  egalement  l'objet 
d'une  etude  speciale  et  approfondie,  que  le  Gouvernement  a  introduit  dans  le 
Protocole  Annexe  une  disposition  ainsi  concue:  "L'Article  IV  du  Traite  du 
8  Aoüt,  1868,  et  l'Article  VI  du  Traite  du  17  Decembre,  1885,  feront  l'objet 
d'une  revision  ulteneure,  destinee  ä  assurer  aux  nationaux  Francais  le  droit 
d'acquerir  des  proprietes  dans  l'Ile  de  Madagascar."  ||  La  reconnaissance  de 
notre  Protectorat  par  les  Hovas  et  son  application  doivent  avoir  pour  corol- 
laire  indispensable  l'extension  de  la  juridiction  des  Tribunaux  FranQais  aux 
etrangers  etablis  dans  la  Grande  He.  Aussi  le  Protocole  Annexe  dispose, 
dans  son  Article  2,  que  "les  nationaux  des  Puissances  etrangeres  dont  les 
Tribunaux  Consulaires  .seront  supprimes  denendront  justiciables  des  Tribunaux 
Francais  dans  les  memes  cas  et  les  memes  conditions  que  les  Frangais  eux- 
memes."  ||  Nous  ne  pouvons  nous  borner  ä  assurer  aux  Francais  et  aux 
etrangers  les  bienfaits  d'une  administration  de  la  justice  entouree  de  toutes  les 
garanties  que  la  science  juridique,  la  dignite  et  la  haute  integrite  de  la 
Magistrature  Franchise  peuvent  offrir  ä  ses  justiciables;  nous  avons  egalement 
des  devoirs  de  meme   ordre    ä  remplir   vis-a-vis    des  indigenes.  ||  II   existe   ä 
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Madagascar,  mais  ä  l'6tat  rudimeataire,  une  Organisation  judiciaire  indigene.  ||  Nr.  11530. 
Des  plaintes  Sans  nombre  ont  malheureusement  demontre  que  les  Magistrats  9™prin8&5. 
Hovas  ne  possedaient  ni  l'ind^pendance  ni  l'integrite  qui  devraient  etre  inhä- 
rentes ä  leurs  fonctions.  ||  Soumis  ä  Tananarive  ä  l'influence  du  Premier 
Ministre,  de  son  entourage  et  des  "grands",  subordonnes  dans  les  provinces 
ä  la  toute-puissances  des  Gouverneurs,  ils  ne  rendent  d'autres  sentences  que 
Celles  qu'ils  savent  etre  agr£ables  aux  autorites  supe>ieures.  |f  Le  besoin 
d'une  Magistrature  integre  et  eclairee  est  un  de  ceux  qui  sont  le  plus 
vivement  ressentis  et  manifestes  par  le  peuple  Malgache.  Aussi  sommes-nous 
en  droit  d'esperer  que  c'est  en  donnant  satisfaction  ä  ces  legitimes  aspirations 
que  nous  parviendrons  ä  faire  accepter  et  apprecier  plus  rapidement  par  le 
peuple  les  bienfaits  de  notre  Protectorat.  ||  Nous  aurons  donc  ä  rechercher, 
par  un  contröle  prudemment  exercö,  les  moyens  de  moraliser  l'administration 
de  la  justice  indigene,  ä  laquelle  nous  devons  assurer  l'independance  et 
imposer  l'integrite.  ||  II  est  evident  cependant  que,  dans  l'etat  encore  incomplet 
de  nos  connaissances  des  lois  et  coutumes  du  pays,  nous  ne  saurions  sans 
danger  provoquer  des  r6formes  precipitees  ou  incompletement  6tudiees,  qui  ne 
toucheraient  que  les  relations  entre  indigenes.  ||  II  devra  en  etre  autrement 
dans  les  causes  mixtes.  Dans  ces  especes,  il  nous  appartiendra  d'intervenir 
plus  directement,  d'autant  plus  que  le  principe  de  la  Constitution  de  Tribu- 
naux  Mixtes  nous  a  dejä  6te  garantie  par  l'Article  IV  du  Traite  du  17  De- 
cembre,  1885.  Nous  aurons  donc  ä  prevoir  les  mesures  destinees  ä  mettre 
en  pratique  les  stipulation  anterieures  dans  un  sens  conforme  ä  l'esprit  qui 
a  presidö  ä  la  conception  generale  du  nouveau  Traite. 

G.  Hanotaux. 


Anlage. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Franchise  et  le  Gouvernement  de  Sa 
Majeste  la  Reine  de  Madagascar,  en  vue  de  mettre  fin  aux  difficultes  qui  se 
sont  produites  entre  eux,  ont  nomme 

Lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs,  qui  ont  6te 
reconnus  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  de  ce  qui  suit:  — 

Article  I. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  reconnatt  et 
accepte  le  Protectorat  de  la  France  avec  toutes  ses  consequences. 

Article  II. 

Le  Gouvernement  de  la  R6publique  Frangaise  sera  represente  aupres  de 
Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  par  un  Resident  General. 
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Frankreich. 

o.  April  1895.  Le  Gouvernement    de    la  Republique  Franchise    representera  Madagascar 

dans  toutes  ses  relations  exterieures. 

Le  Resident  General  sera  charge  des  rapports  avec  les  Agents  des 
Puissances  etrangeres;  les  questions  interessant  les  etrangers  ä  Madagascar 
seront  traitees  par  son  entremise. 

Les  Agents  Diplomatiques  et  Consulaires  de  la  France  en  pays  oranger 
seront  charges  de  la  protection  des  sujets  et  des  interets  Malgaches. 

Article  IV. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Francaise  se  reserve  de  maintenir  ä 
Madagascar  les  forces  militaires  necessaires  ä  l'exercice  de  son  Protectorat. 

II  prend  l'engagement  de  preter  un  constant  appui  ä  Sa  Majeste  la 
Reine  de  Madagascar  contre  tout  danger  qui  la  menacerait  ou  qui  compro- 
mettrait  la  tranquillite  de  ses  Etats. 

Article  V. 

Le  Resident  General  contrölera  l'administration  interieure  de  l'Ile. 

Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  s'engage  ä  proceder  aux  reformes 
que  le  Gouvernement  Frangais  jugera  utiles  ä  Texercice  de  son  Protectorat, 
ainsi  qu'au  developpement  economique  de  l'ile  et  au  progres  de  la  civilisation. 

Article  VI. 

L'ensemble  des  depenses  des  Services  publics  ä  Madagascar  et  le  service 
de  la  dette  seront  assures  par  les  revenus  de  l'ile. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  s'interdit  de 
contracter  aucun  emprunt  sans  l'autorisation  du  Gouvernement  de  la  Repu- 
blique Francaise. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Franchise  n'assume  aucune  responsa- 
bilite  ä  raison  des  engagements,  dettes,  ou  Concessions  que  le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  a  pu  souscrire  avant  la  signature  du 
present  Traite\ 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Francaise  pretera  son  concours  au 
Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  pour  lui  faciliter  la 
conversion  de  l'Emprunt  du  4  Decembre,  1886. 

Article  VII. 
II  sera  procede  dans    le    plus    bref   delai    possible  ä  la  delimitation  des 
territoires  de  Diego -Suarez.     La  ligne  de  demarcation  suivra,    autant  que  le 
permettra  la  configuration  du  terrain,  le  12°  45'  de  latitude  sud. 


Protocole  Annexe. 
Article   1er.     L'Article  IV   du  Traite   du  8  Aoüt,    1868,    et  l'Article  VI 
du  Traite    du    17  Decembre,    1885,    feront  l'objet    d'une    revision    ulterieure 
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destinee  ä  assurer  aux  nationaux   Frangais    le   droit  d'acquerir  des   proprietes  Nr.  11530. 

i  it-ri        1       t.t     i  Frankreich. 

dans  Hie  de  Madagascar.  9.Aprii  1895. 

Art,  2.  Les  nationaux  des  Puissances  6trangeres  dont  les  Tribunaux 
Cousulaires  seront  suppriraes,  deviendront  justiciables  des  Tribunaux  Frangais 
dans  les  memes  conditions  que  les  Francais  eux-memes. 


Nr.  11531.  FRANKREICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
die  Botschafter  in  London,  Berlin,  Wien,  St.  Peters- 
burg, Rom,  Madrid,  Washington  und  an  die  Minister 
in  Kopenhagen,  Stockholm,  Lissabon. 

Paris,  le  11  fevrier  1896. 
(Telegramme.)  ||  Je    vous    prie    d'adresser    par    ecrit,    au    Gouvernement 
aupres  duquel  vous  etes  aecredite,  la  notification  suivante: 

M.  Berthelot. 


Notification. 
A  la  suite  de  difficultes  survenues  ä  Madagascar,  dans  l'exercice  de  son  Nr.  11531. 

_  .       ,  ,.  , ,  ,       ,  ,.     ,      ,,.    ,  .  ...     Frankreich. 

protectorat,  le  Gouvernement  de  la  Republique  a  ete  oblige  dintervenir  mili-  11#Peb#1g96 
tairement   pour    faire    respecter    ses    droits    et    s'assurer    des    garanties    pour 
l'avenir.  j|  II  a  ete  ainsi    amene  ä   faire  oecuper  File  par  ses  troupes  et  ä  en 
•prendre  possession  definitive.  ||  J'ai  Vordre  de  mon  Gouvernement  d'en  donner 
notification  au  Gouvernement  de  ...  . 

(Par  lettres.) 
Les   memes   Instructions    ont    ete  adressees  ä  nos   Representants  ä  Con- 
stantinople,  Berne,  Bruxelles,  La  Haye,  Athenes,  etc. 


Nr.  11532.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  französischen  Botschafter  in  London.  Ant- 
wort auf  die  Notifikation. 

Foreign  Office,  February  20,  189G. 
Your  Excellency,  ||  I  have    the    honour   to    acknowledge    receipt  of  your  Nr.  11532. 
Excellency's  note  of  the  llth  instant,  in  which  you  state  that  in  consequence  brit^^en_ 
of  difficulties  which  arose  in  Madagascar  in  the  exercise  of  the  French  Pro-20.Fab.i896. 
tectorate  the  Government  of  the  Republic  was  obliged  to  take  military  action 
in  order  to  enforce  respect  for  its  rights,    and    to    secure   guarantees  for  the 
future.  ||  Your  Excellency  adds  that  the  Government  of  the  Republic  was  thus 
led  to  oecupy  the  island  by  its  troops,  and  to  take  definitive  possession  of  it, 
and  that  you  are  instrueted  to  notify  the  same  to  Her  Majesty's  Governmental 
In  thanking   your  Excellency  for    this    comraunication  I  have    the   honour  to 
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Nr.  ii532.  state  that  I  raust  reserve  all  existing  rights  of  Her  Majesty's  Government  in 
britannlen  Madagascar,   pending    communication    of  the    terms    of   the  Treaty   which    is 
20.Fek:i896.understood  to  have  been  concluded  between  the  Government  of  the  Republic 
and  that  of  Madagascar.  I  have,  &c. 

(Signed)  Salisbury. 

Nr.  11533.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  die  am 
18.  Januar  zwischen  Frankreich  und  Madagaskar 
geschlossene  Übereinkunft. 

Paris,  March  4,  1896.    (March  5.) 
Nr.  11533.  My  Lord,  ||  I  have  the  honour  to  transmit  herewith  to  your  Lordship  the 

britannien.  text    of   the    Treaty    signed    by   the   Queen    of   Madagascar    on    the    18th    of 

4.MärzlS96.January    ]ast  j    have>    &(, 

(Signed)  Dufferin  and  Ava. 


Anlage. 
Deklaration  de  la  Reine  de  Madagascar. 

Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar,  apres  avoir  pris  connaissance  de  la 
Deklaration  de  prise  de  possession  de  l'lle  de  Madagascar  par  le  Gouverne- 
ment Francais,  declare  accepter  les  conditions  ci-apres:  — 

Article  I. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise  sera  represente  aupres  de 
Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  par  un  R6sident-G6ne>al. 

Article  II. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise  representera  Madagascar 
dans  toutes  ses  relations  exterieures.  ||  Le  Resident -General  sera  Charge  des 
rapports  avec  les  Agents  des  Puissances  etrangeres;  les  questions  interessant 
les  etrangers  ä  Madagascar  seront  traitees  par  son  entremise.  ||  Les  Agents 
Diplomatiques  et  Consulaires  de  la  France  en  pays  etranger  seront  charg^s 
de  la  protection  des  sujets  et  des  interets  Malgaches. 

Article  III. 

Le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise  se  reserve  de  maintenir  ä 
Madagascar  les  forces  militaires  necessaires  ä  l'exercice  de  son  autorite. 

Article  IV. 

Le  Resident- General  controlera  1'administration  interieure  de  l'lle.  ||  Sa 
Majeste  la  Reine  de  Madagascar   s'engage   ä   proceder   aux  reformes  que  le 
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Gouvernement  Francais  jugera  utiles  au  developpement  economique  de  l'Ile  et  Nr.  11533. 

au  progres  de  la  civilisation.  britannien. 

Article  V.  4.Marzis9G. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  la  Reine  de  Madagascar  s'interdit  de 
contracter  aucun  eraprunt  sans  l'autorisation  du  Gouvernement  de  la  Repu- 
blique  Francaise.  (Signe)         Ranavalomanjaka, 

Le  18  Janvier,  1896.  Mpanjakany  Madagascar. 


Nr.    11534.     FRANKREICH.  —  Der  Geschäftsträger  in  London  an 
den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.     Antwort 
auf  Nr.  11532.  Teilt  ihm  die  Neuordnung  der  Gerichts- 
barkeit und  des  Zollsystems  in  Madagaskar  mit. 
Ambassade  de  France,  Londres,  le  10  Avril,  1896.    (April  11.) 
M.  le  Marquis,  II  Le  20  Fevrier  dernier,   votre  Seigneurie  a  bien  voulu  Nr-  ll58*- 

»        *    11  _     l  rankroicli . 

faire  connaitre  au  Baron  de  Courcel,  en  response  ä  la  communication  qu'il  io.ajw.isoc. 
lui  avait  adressee  au  sujet  de  la  prise  de  possession  de  Madagascar  par  le 
Gouvernement  Francais,  que  le  Gouvernement  de  la  Reine  reservait  tous  les 
droits  dans  l'Ile  en  attendant  la  communication  du  Traite  que  votre  Seigneurie 
pensait  avoir  ete"  conclu  entre  la  France  et  Madagascar.  ||  Mon  Gouvernement 
me  Charge  aujourd'hui  d'appeler  l'attention  du  Gouvernement  de  la  Reine  sur 
le  fait  qu'aucun  Traite  n'est  intervenu  entre  le  Gouvernement  de  la  Repu- 
blique  et  celui  de  Madagascar.  A  la  suite  des  evenements  militaires  auxquels 
a  donne  lieu  la  resistance  des  autorites  Malgaches  ä  l'exercice  du  Protectorat 
Francais,  le  Gouvernement  de  la  Republique  a  pris  purement  et  simplement 
possession  de  la  grande  ile  Africaine.  La  Reine  de  Madagascar,  ä  qui  cette 
prise  de  possession  a  ete  signifiee,  s'est  soumise  ä  cette  decision  et  a  souscrit 
aux  conditions  qu'on  a  juge  nöcessaire  d'imposer  pour  assurer  la  bonne 
administration  du  pays.  ||  Dans  cette  Situation,  le  Gouvernement  Francais  se 
propose  d'assumer  ä  Madagascar  la  juridiction  sur  les  etrangers  et,  ä  cet 
effet,  il  a,  par  un  Decret  du  28  Decembre,  1895,  organise  les  Tribunaux 
Francais  dans  le  pays  dont  il  s'agit.  Votre  Seigneurie  trouvera,  sous  ce  pli, 
le  texte  de  ce  Decret.  Dejä  en  1890,  le  Gouvernement  de  la  Republique 
avait  projete  d'executer  cette  reforme  et  ce  projet  n'avait  souleve  aucune 
objection  de  la  part  du  Gouvernement  de  la  Reine.  Je  me  permets  du  roste 
de  rappeler  ä  votre  Seigneurie  qu'il  est  dans  les  traditions  constantcs  de 
l'administration  Britannique  de  supprimer  les  juridictions  Consulaires  dans  les 
pays  pourvus  d'une  juridiction  reguliere  teile  qu'elle  existe  dans  les  pays  de 
Chretiente.  Dans  un  entretien  qu'il  a  eu,  le  10  Mars  dernier,  avec  le  Baron 
de  Courcel,  Sir  Thomas  Sanderson  avait  donne  ä  penser  ä  l'Ambassadeur  de 
France  que  le  Gouvernement  Anglais  n'avait  pas  modifie  sa  maniere  de  voir 
ä  ce  sujet.  ||  Dans  cet  etat  de  choses,  le  Gouvernement  de  la  Republique  se 
plait  ä  croire  que  lc  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  ne  fera  pas 
difficulte    ä    envoyer    aux   autorites  Consulaires  Auglaises    ä    Madagascar    des 
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Nr.  11534.  instruetions  prescrivant  a  ces  agents    de   fermer   leurs  Tribunaux  Consulaires, 

Frankreich. 
10.  Apr.  1896. 


'  lorsque  le  Resident- General  leur  aura   notine   que  l'installation  des  Tribunaux 


Francais,  institues  par  le  Decret  du  28  Decembre,  1895,  est  un  fait 
aecorapli.  j|  Mon  Gouvernement  me  Charge  en  outre  de  signaler  ä  votre 
Seigneurie  que  la  prise  de  possession  de  Madagascar  a  pour  effet  la  Substitu- 
tion du  regime  douanier  Francais  ä  celui  qui  est  actuellement  en  vigueur 
dans  l'ile.  Le  Ministre  Frangais  des  Colonies,  se  conformant  aux  dispositions 
du  §  3  de  l'Article  3  de  la  Loi  du  11  Janvier,  1892,  a  döpose  le  17  Mars 
dernier,  sur  le  Bureau  de  la  Chambre  des  Deputes,  un  Projet  de  Loi  tendant 
ä  l'application  simultanee  de  ce  regime  ä  Madagascar  et  dans  ses  dependances. 
En  effet,  Diego -Suarez  ainsi  que  Nossi-be  et  Sainte-Marie  ont  ete,  jusqu'ici, 
en  vertu  de  la  Loi  precitee,  laisses  en  dehors  de  l'application  de  cette  Loi. 
Des  le  vote  par  le  Parlement  du  projet  dejä  soumis  ä  la  Chambre  des 
Deputes,  les  produits  Francais  seront  admis  en  franchise  ä  Madagascar,  mais 
jusqu'ä  l'expiration  du  delai  pr6vu  par  la  Loi  de  1892  pour  la  mise  en 
vigueur  dans  les  possessions  Frangaises  du  regime  qu'elle  etablit,  les  droits 
et  reglements  de  douane  actuels  continueront  ä  etre  appliques  aux  produits 
etrangers.  Geoffray. 

Anlage. 

Dekret  über  die  Einrichtung  der  französischen  Gerichtshöfe  in  Madagaskar. 

Rapport  au  President  de  la  Republique  Franchise. 

Paris,  le  28  Decembre,  1895. 
M.  le  President,  ||  Les  recents  evenements  qui  ont  confirme  l'autorite  de 
la  France  ä  Madagascar  obligent  les  pouvoirs  publics  ä  etablir  dans  cette 
possession  Franchise  une  justice  regulierement  organisee.  ||  Sans  toucher  aux 
juridictions  indigenes  j'ai  prepare  le  projet  ci -Joint,  organisant  ä  Madagascar 
des  Tribunaux  de  Premiere  Instance,  des  Justices  de  Paix  ä  competence 
etendue  ou  ordinaires,  une  Cour  d'Appel  et  des  Cours  d'Assises.  ||  D'accord 
avec  M.  le  Garde  des  Sceaux,  j'ai  l'honneur  de  soumettre  ä  votre  haute 
approbation  ce  projet,  qui  aura  pour  resultat  d'assurer  dans  l'ile  une  equitable 
repartition  de  la  justice.  Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  Guieysse. 

Le  President  de  la  Republique  Franchise,  ||  Vu  l'Article  18  du  Senatus- 
Consulte  du  3  Mai,  1854;  ||  Vu  la  Loi  du  2  Avril,  1891,  qui  a  institue  des 
Tribunaux  Francis  ä  Madagascar;  ||  Vu  le  Decret  du  24  Aoüt,  1892,  portant 
Organisation  des  Tribunaux  Franyais  ä  Madagascar;  ||  Vu  le  Decret  du 
28  Mars,  1894,  sur  l'organisation  de  la  justice  ä  Diego  -  Suarez ;  ||  Vu  le 
Decret  du  11  Decembre,  1895,  portant  rattachement  de  l'Administration  de 
Madagascar  au  Ministere  des  Colonies;  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre  des 
Colonies  et  du  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de  la  Justice, 
De  er  ete: 

Article  1er.     Les   juridictions   Frangaises   de   Madagascar  et  dependances 
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comprennent:  ||   1.  Des    Tribunaux    de    Paix;  ||  2.  Des   Tribunaux    de    Paix  ä  Nr- 11534- 
competence  etendue;  ||  3.  Des  Tribunaux  de  Premiere  Instance;  ||  4.  Une  Cour  io.Apr.i896. 
d'Appel;  ||  5.  Des  Cours  d'Assises;  ||  Ils  connaissent  en  matiere  civiles,    com- 
merciale,  et  en  matiere  repressive  de  toutes  les  affaires  autres  que  Celles  dans 
lesquelles  il  n'y  a  que  des  indigenes  en  cause. 

Art.  2.  En  toute  matiere,  les  Tribunaux  Frangais  de  Madagascar  appli- 
queut  les  Lois  Frangaises  qui  sont  et  demeurent  promulguees  dans  File  et 
ses  dependances  ainsi  que  les  Lois  locales  visees  pour  execution  par  le 
Resident-General.  ||  La  publication  des  Lois  resultera  de  l'Arrete  du  Resident- 
General  ordonnant  leur  depöt  au  greife  du  Tribunal  de  Premiere  Instance 
pour  etre  tenu  ä  la  disposition  des  justiciables.  ||  Toutefois,  une  disposition 
speciale  et  motivee  du  jugement  ou  de  l'arret  peut  constater,  en  fait,  que  la 
loi  Fraucaise  est  actuellement  inapplicable. 

Art.  3.  Les  audiences  sont  publiques  au  civil  comme  au  criminel, 
excepte  dans  les  affaires  oü  la  publicite  sera  jugee  dangereuse  pour  l'ordre 
public  ou  pour  les  moeurs.  Dans  tous  les  cas,  les  jugements  sont  prononces 
publiquement  et  doivent  etre  motives. 

Art.  4.  Les  Tribunaux  de  Paix  connaissent  en  matiere  civile  et  com- 
merciale  de  toutes  les  actions  personnelles  ou  mobileres ,  en  dernier  ressort 
jusqu'ä  la  valeur  de  500  fr.  et  en  premier  ressort  seulement  jusqu'ä  la  valeur 
de  1  000  fr.  En  matiere  penale,  ä  l'exception  de  ceux  qui  siegent  dans  une 
ville  oü  il  y  a  un  Tribunal  de  Premiere  Instance  et  qui  n'exerceront  que  la 
competence  ordinaire,  ils  connaissent  de  toutes  les  contraventions  de  la  com- 
petence des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  qui  sont  commises  et  constatees 
dans  leur  ressort  et  de  tous  les  delits  n'emportant  pas  une  peine  superieure 
ä  six  mois  d'emprisonnement  et  500  fr.  d'amende. 

Art.  5.  Les  Tribunaux  de  Premiere  Instance  connaissent  en  dernier 
ressort  des  actions  personnelles  ou  mobilieres  jusqu'ä  la  valeur  de  3  000  fr. 
en  principal  et  des  actions  immobilieres  jusqu'ä  150  fr.  de  revenus  determines 
soit  en  rente,  soit  par  prix  de  bail.  En  premier  ressort,  leur  competence  est 
illimitee.  ||  En  matiere  correctionnelle,  ils  statuent  en  premier  ressort  sur  tous 
les  delits  et  contraventions  dont  la  connaissance  n'est  pas  attribuee  au  Jugc 
de  Paix  sur  l'Article  precedent.  ||  En  matiere  correctionnelle,  le  Procureur  de  la 
Republique  procede  ä  tous  actes  de  l'instruction  criminelle.  ||  Ils  sont  composes 
d'un  Juge-President,  d'un  Procureur  de  la  Republique,  et  d'un  Greffier.  ||  Un 
Lieutenant  de  Juge  est,  en  outre,  attache  au  Tribunal  de  Tananarive;  il  est 
Charge  de  l'instruction. 

Art.  6.  Devant  les  Tribunaux  de  Premiere  Instance  de  Madagascar,  les 
jugements  sont  rendus  par  le  Juge-Prösident  seul. 

Art.  7.  La  Cour  d'Appel  connait  de  l'appel  des  jugements  rendus  en 
premier  ressort  par  les  Tribunaux  de  Madagascar  et  dependances.  ||  Elle  se 
compose  d'un  President,  de  trois  Conseillers,  d'un  Procureur -General,  d'un 
Substitut  de  Procureur-General,  et  d'un  Greflier-en-chef. 
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Frankreich.  ,  .       T 

io.APriii896.  rendus  par  trois  Juges. 

Art.  9.  En  cas  d'empechement,  un  membre  de  la  Cour  sera  remplace 
de  plein  droit  par  le  President  du  Tribunal,  ä  son  defaut  par  le  Lieutenant 
de  Juge.  Le  Resident- General  pourvoira  aux  autres  necessites  du  servicc  en 
designant  par  arrete  le  fonctionnaire  qui  devra  provisoirement  exercer  les 
fonctions  d'un  Magistrat,  empeche. 

Art.  10.  La  Cbambre  des  Misis  en  Accusation  se  compose  de:  un  Con- 
seiller  ä  la  Cour  d'Appel  designe  semestriellement  par  le  President  de  la 
Cour,  President;  du  Juge  President  du  Tribunal  de  Premiere  Instance  et  du 
Juge  de  Paix  de  Tananarive.  Elle  statue  dans  les  formes  prevues  par  le 
Code  d'lnstruction  Criminelle. 

Art.  11.  Les  Cours  d'Assises  connaissent  des  faits  qualifies  crimes. 
Elles  se  composent:  —  ||  1.  Au  chef-lieu  de  la  Cour  d'Appel,  du  President 
de  la  Cour,  President,  de  deux  Conseillers  ä  la  Cour,  et  de  quatre  Assesseurs; || 
2.  Dans  les  autres  circonstances,  d'un  Conseiller  ä  la  Cour,  President,  du 
Juge-President  du  Tribunal  de  Premiere  Instance,  du  Juge  de  Paix,  et  de 
quatre  Assesseurs. 

Art.  12.  Dans  les  affaires  qui  doivent  etre  portees  devant  les  Cours 
d'Assises,  Instruction  est  faite  par  le  Juge-President,  qui  pourra,  neanmoins, 
faire  partie  de  la  Cour  d'Assises. 

Art.  13.  Les  Assesseurs  ont  voix  deliberative  sur  la  question  de  culpa- 
bilite  seulement.  Ils  sont  tires  au  sort  sur  une  liste  de  trente  Notables  au 
plus,  dressee  au  chef-lieu  du  ressort  par  une  Commission  composee  du 
President,  du  President  du  Tribunal  de  Premiere  Instance,  du  Juge  de  Paix, 
et  de  deux  Notables  designes  par  le  Resident  -  General.  ||  Une  majorite  de 
4  voix  est  necessaire  pour  entrainer  condamnation  devant  les  Cours  d'Assises. 

Art.  14.  Les  arrets  de  la  Cour  d'Appel  et  ceux  de  la  Cour  d'Assises 
peuvent  etre  attaques  par  la  voie  de  la  Cassation,  conformement  aux  disposi- 
tions  du  Code  de  Procedure  Civile  et  du  Code  d'lnstruction  Criminelle. 

De  la  Procedure. 

Art.  15.  La  forme  de  proceder  en  matiere  civile  et  commerciale  devant 
les  Tribunaux  de  Premiere  Instance  de  Madagascar  et  dependances  est  celle 
qui  est  suivie  en  France  devant  les  Tribunaux  de  Commerce.  ||  Neanmoins,  les 
instances  civiles  sont  soumises  au  preliminaire  de  conciliation  dans  les  condi- 
tions  fixees  par  le  Code  de  Procedure  Civile. 

Art.  16.  Le  delai  pour  interjeter  appel  des  jugements  contradictoires  en 
matiere  civile  et  commerciale  est  de  deux  mois  ä  partir  de  la  signification  ä 
personne  ou  au  domicile  reel  ou  d'election.||Ce  delai  est  augmente  ä  raison  des  distan- 
ces,  dans  les  conditions  qui  seront  determin^es  par  un  Arrete  du  Resident:  General. 
A  l'egard  des  incapables,  ce  delai  ne  courra  qu'ä  partir  de  la  signification  ä 
personne  ou  domicile  de  ceux  qui  sont  charg^s  de  l'exercice  de  leurs  droits,  i 
Dans  aueun  cas,  Pappel  ne  sera  recu  contre  les  jugements  par  defaut  qui  ne 
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seront  pas  devenus  definitifs.    II  n'y  aura  Heu  ä  appel  des  jugements  interlocu-   Nr.  11534. 

Frankreich. 
10.Apr.'189G. 


toires  qu'apres  le  jugement  definitif  et  conjointement  avec  l'appel  de  ce  juge   J 


raent.  ||  La  forme  de  proceder  en  matiere  criminelle,  correctionnelle,  et  de 
simple  police  est  reglee  conformement  aux  dispositions  du  Code  d'Instruction 
Criminelle,  sauf  les  exceptions  prevues  au  present  Decret. 

Art.  17.  II  pourra  etre  institue,  par  Arrete  du  Resident-General,  aapres 
des  Tribunaux  de  Madagascar  et  dependances,  des  avocats  defenseurs  charges 
de  plaider  et  de  conclure,  de  faire  et  signer  tous  actes  nöcessaires  ä  Instruc- 
tion des  causes  civiles  et  commerciales  et  ä  l'execution  des  jugements  et 
arrets  et  de  defendre  les  aecuses  et  prevenus  devant  les  Tribunaux  Criminels 
ou  Correctionnels.  ||  L'intervention  des  avocats  defenseurs  ne  sera  jamais  obli- 
gatoire,  et  les  parties  pourront  agir  et  se  defendre  elles-memes.  Dans  ce  cas, 
la  forme  ä  suivre  pour  les  significations  consistera  dans  le  depot  des  actes 
par  les  parties,  dans  les  delais  legaux,  au  greffe  du  Tribunal.  ||  Le  Greffier 
donnera  un  reeepisse  des  dits  actes  enongant  la  date  du  depot  et  devra,  sous 
sa  responsabilite,  les  signifier  ä  la  partie  adverse  dans  les  vingt-quatre  heures.|| 
En  matiere  de  grand  criminel,  lorsque  l'accuse  n'aura  pas  fait  eboix  d'un 
avocat  defenseur,  il  lui  en  sera  nomme  un  d'office.  Cet  avocat  defenseur  sera 
designe  par  le  President  parmi  les  avocats  defenseurs  mentionnes  ci-dessus, 
les  officiers  ou  les  simples  citoyens  qu'il  jugera  capables  d'assister  l'accuse 
dans  sa  defense. 

Art.  18.  La  solde  des  Magistrats  de  la  Cour  d Appel  et  des  Tribunaux 
de  Madagasgar  et  la  parite  d'office  pour  servier  de  base  ä  la  liquidation  de 
leur  pension  de  retraite  sont  fixes  conformement  au  Tableau  ci-apres : — 


Designation  des  Offices. 


Traite- 

ini'iit. 
Colonial. 


Designation  des  Offices  de  la 
Magistrature  metropolitaine  auxqaols 

sont  assimile's  les  £mplois 

de  la  Magistratare  de  Tlndo-cbine 

ponr  servir  de  base  ä  la 

Liquidation  d;s  Tensions  do  Ketraite. 


Quotite 

du 
Traite- 
rnont. 


Procureur-General  ä  Tananarive  . 

President  de  la  Cour  d'Appel  .  . 
C'onseillers  ä  la  Cour  d'Appel  et 

Substitut   du   Procureur    de   la 

Republique 

Juges-Presidents  et  Procureurs  de 

la  Republique 

Lieutenant  de  Juge 

Juges  de  Paix  de  lre  classe .... 
.Tnges  de  Paix  de  2e  classe  .... 
Juges  de  Paix  de  3e  classe  .... 
Greffier-en-chef  de  la  Cour  d'Appel 
Greffiers  des  Tribunaux  de  Premiere 

Instance   

Greffiers  de  Justice  de  Paix   .  .  . 


Fr. 

20  000 
20  000 


14  000 

14  000 

8  000 
10  000 

9  000 
8  000 
7  000 

6  000 
4  000 


Procureur-General 

Premier    President    de    la    Cour 
d'Appel 

Conseillers  de  France 

President  et  Procureur  d'un  Tri- 
bunal de  3e  classe 

Juge  d'un  Tribunal  de  26  classe  . 
President  d'un  Tribunal  de  3°  classe 
Juge  d'un  Tribunal  de  2e  classe  . 
Juge  d'un  Tribunal  de  2°  classe  . 
Greffier  d'un  Tribunal  de  lre  classe 

Greffier  d'un  Tribunal  de  1™  classe 
Greffier  d'un  Tribunal  de  2»  classe 


Fr. 

18  000 
18  000 


7  000 

5  000 

4  000 

5  000 
4  000 
4  000 
2  400 

2  400 
1500 
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Nr.  11534.  La  solde  d'Europe  est  fixee  ä  la  inoitie  de  la  solde  coloniale.  ||  Des  in- 

Frankreich.  deran^g    (je   residence   pourront   en   outre   etre  allouees  par  des  Arretes   du 

10.  Apr.  1896.  x 

Resident-General. 

Art.  19.  Des  interpretes  sont  attaches  aux  Tribunaux.  Ils  sont  norames 
par  le  Resident-General,  apres  un  examen.  Ils  doivent  justifier  de  la  jouis- 
sance  de  leurs  droits  civils  et  politiques. 

Art.  20.  Les  huissiers  sont  nommes  par  le  Resident-General,  sur  la  pre- 
sentation  du  Procureur-General,  qui  s'assurera  de  leur  capacite  et  de  leur  mo- 
ralite.  ||  La  discipline  est  exercee  ä  leur  egard  par  le  Parquet.  Le  Procureur- 
General  peut  proposer  leur  revocation  au  Resident-General. 

Art.  21.  Jusqu'ä  ce  que  le  notariat  ait  6te  organise  ä  Madagascar,  les 
fonctions  de  notaire  y  seront  exercees  par  le  Resident  ou  son  delegue. 

Attributions  Speciales. 

Art.  22.  La  Cour  d'Appel  recoit  le  serment  de  ses  membres  et  de  tous 
les  Magistrats  de  l'ile.  ||  Les  membres  des  Tribunaux  n'ayant  pas  leur  siege 
ä  Tananarive  pourront  preter  serment  par  ecrit. 

Art.  23.  Le  Procureur-General,  comme  representant  l'action  publique, 
veille  sur  tout  le  territoire  de  Madagascar  et  de  ses  dependances  ä  l'execu- 
tion  des  Lois,  Ordonnances,  et  Reglements  en  vigueur,  fait  toutes  requisitions 
necessaires,  poursuit  d'office  les  executions  des  jugements  et  arrets  dans  les 
dispositions  qui  Interessent  l'ordre  public,  Signale  au  Resident-General  les 
arrets  et  jugements  en  dernier  ressort,  passes  en  force  de  chose  jugee,  qui  lui 
paraissent  susceptibles  d'etre  attaques  par  voie  de  Cassation,  dans*  l'interet  de 
la  loi,  surveille  les  officiers  de  police  judiciaire  et  les  officiers  Ministerieis, 
requiert  la  force  publique  dans  les  cas  et  suivant  les  formes  determines  par 
les  Lois  et  Decrets.  j|  Comme  chef  du  service  judiciaire,  il  veille  au  maintien 
de  la  discipline  des  Tribunaux  Frangais,  et  provoque  les  decisions  du  Resident- 
General  sur  les  actes  qui  y  seraient  contraires.  ||  II  examine  les  plaintes  qui 
peuvent  s'elever  de  la  part  des  detenus,  et  en  rend  compte  au  Resident- Ge- 
neral. ||  II  fait  dresser  et  verifier  les  etats  semestriels  et  les  documents  statis- 
tiques  de  1'administration  de  la  justice  qui  doivent  etre  transmis  au  Ministre 
des  Colonies.  ||  II  inspecte  les  registres  du  greffe,  ainsi  que  ceux  de  Fetat 
civil.  ||  II  reunit  pour  etre  envoyes  au  Ministre  des  Colonies  les  doubles  re- 
gistres et  documents  divers  destines  au  depöt  des  archives  coloniales. 

Dispositions  Diverses. 

Art.  24.  Les  conditions  d'äge  et  d'aptitude  pour  les  Magistrats  titulaires 
et  les  Greffiers  sont  les  memes  qu'en  France. 

Art.  25.  Tout  ce  qui  concerne  la  fixation  des  jours  et  des  heures  des 
audiences,  leur  police,  les  tarifs,  les  droits  de  greffe,  la  discipline  sur  les 
i'onctionnaires  attaches  au  service  de  la  justice,  sera  regle  par  des  Arretes, 
provisoirement  executoires,  rendus  par  le  Resident-General,  et  soumis  ä  l'appro- 
bation  du  Ministre  des  Colonies. 
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Art.  26.    Le   costume  d'audience  des   Magistrats   et  Greffiers  de  la  Cour  Nr.  11534. 

Frankreich. 
lO.Apr.  1896. 


d'Appel   de  Tananarive   est   regle   ainsi   qu'il  suit: —  j|  1.  Aux  audiences  ordi    i 


naires  les  raembres  de  la  Cour  d'Appel  porteront  la  toge  et  la  siraarre  en 
etoffe  de  soie  noire,  la  chausse  de  licencie  sur  l'epaule  gauche,  la  ceinture 
nioiree  en  soie  noire,  avec  franges  et  une  rosette  sur  le  cöte  gauche,  la  cra- 
vate  en  batiste  tombaiite  et  plissee,  la  toque  en  velours  noir.  ||  Le  President 
et  le  Procureur-General  auront  autour  de  leur  toque  deux  galons  d'or  en  haut 
et  deux  galons  d'or  en  bas.  Les  Conseillers  en  auront  deux  en  bas.  ||  2.  Aux 
audiences  solennelles  et  aux  ceremonies  publiques,  les  raembres  de  la  Cour 
d'Appel  porteront  la  toge  et  la  chausse  en  etoffe  de  laine  rouge.  ||  3.  La  toge 
du  President  et  celle  du  Procureur-General  seront  bordees  sur  le  devant  d'une 
fourrure  d'hermine  de  10  centim.  de  large.  ||  4.  Le  Substitut  du  Procureur- 
General  portera  le  meme  costume  que  les  Conseillers.  ||  5.  Le  Greffier  de  la 
Cour  portera,  soit  aux  audiences  ordinaires,  soit  aux  audiences  solennelles  ou 
criminelles,  soit  dans  les  ceremonies  publiques,  le  meme  costume  que  celui  des 
Conseillers,  ä  l'exception  des  galons  d'or  ä  la  toque,  qui  seront  remplaces  par 
deux  galons  de  soie  noire. 

Art.  27.  Les  raembres  des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  auront,  aux 
audiences  ordinaires,  le  costume  fixe"  par  l'Article  2,  ä  l'exception  de  la  toge, 
qui  sera  en  etamine  noire,  et  des  galons  de  la  toque,  qui  seront  en  argent. 
Le  nombre  de  ces  galons  sera  le  meme  pour  le  Juge-President  et  le  Procu- 
reur  de  la  Röpublique  que  pour  le  President  de  la  Cour  et  le  Procureur- 
General.  ||  Le  Lieutenant  de  Juge  portera  ä  la  toque  le  meme  nombre  de  ga- 
lons que  les  Conseillers  ä  la  Cour  d'Appel.  ||  Dans  les  ceremonies  publiques 
les  membres  des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  porteront  la  toge  de  soie 
noire. 

Art.  28.  Les  Greffiers  des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  porteront  le 
meme  costume  que  le  Lieutenant  de  Juge,  ä  l'exception  des  galons  d'argent, 
qui  seront  remplaces  par  des  galons  de  soie  noire. 

Art.  29.  Les  Juges  de  Paix  de  lre  classe  porteront  aux  audiences  et  dans 
les  ceremonies  publiques  le  meme  costume  que  les  Juges-Presidents  des  Tri- 
bunaux de  Premiere  Instance. 

Art.  30.  Les  Juges  de  Paix  de  2e  et  3e  classe  porteront  le  meme  costume 
que  les  membres  des  Tribunaux  de  Premiere  Instance,  ä  l'exception  de  la  toge, 
oü  il  n'y  aura  en  bas  qu'un  galon  d'argent. 

Art.  31.  Les  Greffiers  de  Justice  de  Paix  seront  vßtus  de  noir  dans 
l'exercice  de  leurs  fonctions. 

Art.  32.  Les  defenseurs  installes  pres  les  Tribunaux  de  Madagascar  et 
dependances  porteront  aux  audiences  la  robe  d'etamine  noire  fermee  ä  manches 
larges,  la  toque  en  laine  bordee  d'un  ruban  de  velours  et  la  cravate  pareille 
ä  celle  de  Juges.  Lorsqu'ils  seront  licencies,  ils  auront  le  droit  de  porter  la 
chausse. 

Stautsarcliir  LXI.  7 
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Nr.  11534.  Art.  33.     En   cas   de   creation  de  districts   miniers,    le   Resident-Ge'neral 

Frankreich. 
lO.Apr.  1896. 


'  pourvoira  provisoirement  ä   l'organisation   de  juridiction,    connaissant   de  cer- 


taines  contraventions  et  de  certains  delits  speciaux  ä  la  police  des  raines.  Ces 
juridictions  pourront  etre  composees  des  Commissaires  des  Mines  charges  de 
les  administrer. 

Art.  34.  Le  D6cret  du  24  Aoüt,  1892,  et  toutes  les  dispositions  con- 
traires  au  present  Decret  sont  abroges. 

Art.  35.  Le  Ministre  des,  Colonies,  et  le  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de 
la  Justice,  sont  charges,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  de  l'execution  du 
present  Decret,  qui  sera  insere  au  „Journal  Officiel"  de  la  Republique  Fran- 
chise, au  „Bulletin  des  Lois,"  et  au  ,.Bulletin  Officiel"  du  Ministere  des 
Colonies. 

Fait  ä  Paris,  le  28  Decembre,  1895. 

(Signe)  Felix  Faure. 

Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Sign6)  Guieyesse. 

Le  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de  la  Justice, 
(Sign6)  L.  Ricard. 


Le  President  de  la  Republique  Francaise,  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre 
des  Colonies  et  du  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de  la  Justice;  ||  Vu  le  Decret 
en  date  de  ce  jour  portant  Organisation  de  la  justice  Francaise  de  Mada- 
gascar, 

Decrete: 

Article  1er.  La  Cour  d'Appel  institu^e  pour  Madagascar  et  dependances 
a  son  siege  ä  Tananarive.  ||  Des  Cours  d'Assises  siegent  ä  Tananarive,  Tama- 
tave,  et  Majunga. 

Art.  2.  Des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  sont  institues  ä  Tananarive, 
Tamatave,  et  Majunga. 

Art.  3.  Une  justice  de  Paix  ä  comp^tence  etendue  est  etablie  ä  Diego- 
Suarez  en  remplacement  du  Tribunal  de  Premiere  Instance,  qui  est  supprime. 
La  Justice  de  Paix  ä  competence  Etendue  de  Nossi-Be  est  maintenue.  L'appel 
des  jugements  rendus  par  ces  Tribunaux  est  porte  devant  la  Cour  d'Appel  de 
Tananarive. 

Art.  4.  Des  Justices  de  Paix  sont  etablies  ä  Tananarive,  Tamatave,  et 
Majunga. 

Art.  5.  Le  Resident-General  designera  par  des  Arretes  les  localites  oü 
les  Residents  ou  Vice-Residents  seront  investis  de  fonctions  judiciaires.  Ces 
Arretes  seront  soumis  ä  l'approbation  du  Ministre  des  Colonies.  ||  II  fixe  ega- 
lement  le  ressort  des  Cours  d'Assises  et  des  Tribunaux  de  Paix  de  Premiere 
Instance.  ||  Ces  Arretes  provisoirement  ex^cutoires  sont  soumis  ä  l'approbation 
du  Ministre  des  Colonies. 
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,  Frankreich, 

au  present  Decret,  sont  abroges.  io.Apr.i89G, 

Art.  7.  Le  Ministre  des  Colonies  et  le  Garde  des  Sccaux,  Ministre  de 
la  Justice,  sunt  charges,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  de  l'execution  du  pre- 
sent Decret,  qui  sera  insere  au  „Bulletin  des  Lois,"  au  „Journal  Officiel"  de 
la  Republique  Francaise,  et  au  „Bulletin  Officiel"  de  TAdministration  des 
Colonies. 

Fait  ä  Paris,  le  28  Döcembre,  1895. 

(Signe)  Felix  Faure. 

Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  Guieysse. 

Le  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de  la  Justice, 
(Signe)  L.  Ricard. 


Le  President  de  la  Republique  Francaise.  ||  Vu  l'Article  18  du  Senatus- 
Consulte  du  3  Mai,  1854;  ||  Vu  le  Decret  du  11  Decembre,  1895,  rattachant 
radrainistration  de  Madagascar  au  Ministere  des  Colonies;  ||  Vu  le  Decret  de 
raeme  date  determinant  les  pouvoirs  du  Resident-General  ä  Madagascar;  jj  Sur 
le  rapport  du  Ministre  des  Colonies, 
Decrete: 

Article  1er.  II  est  institue  dans  l'Ile  de  Madagascar  un  corps  de  R6si- 
dents,  qui  exercent  leurs  fonctions  sous  Pautorite  du  Resident-General. 

Art.  2.  Le  corps  des  R6sidents  comprend  des  Residents  de  lre,  de  2e, 
et  de  3e  classe,  des  Vice-Residents  de  lre  et  de  2e  classe,  et  des  Chanceliers 
de  lre  et  de  2e  classe.  ||  L'organisation  du  personnel  secondaire  des  R6sidences 
sera  ulterieurement  determinee  par  Dekret,  sur  la  proposition  du  Resident- 
General. 

Art.  3.  Le  siege  des  Residences  et  Vice-R6sidences,  et  les  limites  de 
leurs  circonscriptions,  seront  d6termines  par  des  Arretes  du  Resident-General, 
provisoireraent  ex^cutoires,  mais  soumis  ä  l'approbation  du  Ministre  des 
Colonies. 

Art,  4.  Le  nombre  et  le  grade  des  fonetionnaires  appartenant  au  corps 
des  Residents  affectes  ä  chaque  Rösidence  ou  Vice-Residence  seront  fixes  par 
des  Arretes  du  Resident- General,  provisoirement  executoires,  mais  soumis  ä 
l'approbation  du  Ministre  des  Colonies.  ||  L'attribution  des  postes  aux  fonetion- 
naires du  corps  des  Residents  sera  faite  par  le  Resident-General. 

Art.  5.  Les  Residents  et  Vice-Residents  sont  nommös  par  Döcret  du  Pre- 
sident de  la  Republique,  sur  le  rapport  du  Ministre  des  Colonies,  apres  Präsen- 
tation du  Resident-General.  ||  Les  Chanceliers  de  RSsidence  sont  nommes  par 
Arreste"  du  Resident-General,  conformement  aux  dispositions  du  Decret  du  11  De- 
cembre, 1895.     Les  Chanceliers  de  26  classe  sont  astreints  ä  un  stage  de  deux 
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Nr.  ii53i.  annees  ä  l'expiration  duquel  ils  pcuvent  etre  licencies,  si  leurs  Services  ne  sont 

Frankreich. 
lO.Apr.  1886 


h'  pas  juges  satisfaisants. 


Art.  6.  Les  Residents  sont  charges  de  Vexecution  des  Instructions  du 
Resident-General.  Ils  controlent  les  Administration  locales,  et  prennent  toutes 
les  mesures  necessaires  pour  assurer  Vordre  et  la  securite  dans  leur  circon- 
scription.  ||  Ils  exercent  les  fonctions  d'ofticier  de  Vetat  civil  et  de  notaire. 
Ils  peuvent  etre  investis,  par  Decret  special,  des  fonctions  de  Juge  de  Paix.  ! 
Ils  peuvent  remplir  les  fonctions  de  Commissaires  des  Mines  dans  les  districts 
ra  iniers. 

Art,  7.  Les  Residents  ont  sous  leur  autorite  immediate  les  corps  de  police 
et  les  milices  de  leur  circonscription.  Ils  ont  le  droit  de  requerir  les  troupes 
qui  leurs  paraissent  necessaires  pour  le  maintien  ou  le  retablissement  de  Vordre 
public. 

Art.  8.  Le  Resident  occupe  la  premiere  place  parrai  les  autorites  de  la 
circonscription.  II  a  droit  aux  honneurs  rendus  aux  Colonels  de  Varraee  de 
terre.     Le  Vice-Resident  a  droit  aux  honneurs  rendus  aux  chefs  de  bataillon. 

Art.  9.    Les  soldes  du  corps  des  Residents  de   Madagascar  sont  deter- 

minees  ainsi  qu'il  suit: — 

Fr. 

Resident  de  lr6  classe 18,000 

Resident  de  26  classe 15,000 

Resident  de  3e  classe 12,000 

Vice-Resident  de  lre  classe 10,000 

Vice-Resident  de  2e  classe 8,000 

Chancelier  de  lre  classe 7,000 

Chancelier  de  2e  classe 5,000 

La  solde  d'Europe  est  fixee  ä  la  moitie  des  soldes  determinees  ci-dessus.  ]| 
Les  Residents,  Vice-Residents,  et  Chanceliers  recevront,  au  moment  de  leur 
nomination,  jusqu'ä  ce  qu'il  en  ait  ete  autrement  decide,  une  indemnite  d'entree 
en  campagne  egale  au  quart  de  leur  solde  coloniale  degagee  de  tous  accessoi- 
res.  ||  Cette  indemnite  leur  sera  definitivement  acquise  apres  deux  annees  de 
service. 

Art,  10.  Sont  applicables  au  personnel  des  Residences  de  Madagascar, 
les  dispositions  du  Decret  du  28  Janvier,  1890,  sur  la  solde  et  les  conges, 
et  celles  du  Decret  du  12  Decembre,  1889,  concernant  les  passages,  les  frais 
de  route,  et  indemnite  de  sejour.  ||  Les  Residents  et  Vice-Residents  de  toutes 
classes,  et  les  Chanceliers  de  Residence  sont  classes,  conformement  au  Tableau 
annexe  au  Decret  du  12  Decembre,  1889,  dans  les  categories  ci-apres  desig- 
nees,  savoir :—  ||  Residents  et  Vice-Residents,  lre  categorie  B.  ||  Chanceliers  de 
Residence,  2e  categorie. 

Art.  11.  Les  Residents,  Vice-Residents,  et  Chanceliers  de  Residence  sont 
loges  et  meubles.  Ils  recoivent  si  les  besoins  du  service  Vexigent,  des  indeui- 
nites  fixees  par  Arretes  du  Resident- General. 
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Art.  12.    Les  peines  disciplinaires  applicables  au  corps  des  Residents  sont  Nr.  11534. 

Frankreich 
10. Apr.  1896. 


les  suivautes:—  ||  1.  La  reprimande.  ||  2.  La  Suspension.  ||  3.  La  retrogradation  " 


4.Larevocation.||  Les  deux  premieres  peines  sont  prononcees  parle  Resident-General. 
Toutefois,  en  ce  qui  concerne  les  Residents,  et  Vice-R6sidents,  la  Suspension 
de  fonctions  ne  peut  etre  prononcee  que  provisoirement  par  le  Resident-Gene- 
ral, qui  doit  en  rendre  compte  immediatement  au  Ministre.  Le  Ministre  fixe 
la  duree  definitive  de  cette  peine,  dans  les  conditions  determinees  par  l'Article 
106  du  Decret  du  28  Janvier,  1890.  ||  La  retrogradation  et  la  revocation  des 
Residents  et  Vice-Residents  sont  prononcees  par  Decret,  sur  le  rapport  du 
Ministre  des  Colonies  et  la  proposition  du  Resident- General,  apres  avis  d'un 
Conseil  d'Enquete,  compose  du  Resident-General,  ou,  ä  defaut,  du  Secretaire- 
General  de  la  Residence  Generale,  President,  d'un  Resident  de  lre  classe,  et 
d'un  fonctionaire  de  meme  grade  que  le  fonctionnaire  traduit  devant  le  Conseil.  || 
Les  Chanceliers  de  Residence  sont  revoques  par  Arrete  du  Resident-General, 
apres  avis  d'un  Conseil  d'Enquete,  compose  corarae  il  est  dit  ci-dessus. 

Art.  13.  Un  Arrete  du  Resident-General,  approuve  par  le  Ministre  des 
Colonies,  determinera  l'uniforme  et  les  insignes  des  fonctionnaires  du  corps 
des  Residents  ä  Madagascar. 

Art.  14.  Un  Decret  ulterieur  fixera  les  conditions  de  recruteraent  et 
d'avancement  des  fonctionnaires  du  corps  des  Residents,  et  determinera  le 
regime  des  pensions  qui  leur  sera  applicable. 

Fait  ä  Paris,  le  28  Decembre,  1895. 

(Signe)  Felix  Faure. 

Par  le  President  de  la  Republique : 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  P.  Guieysse. 


Nr.  11535.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Rückblick  auf  das 
Verhältnis  Englands  zu  Madagaskar.  Er  will  die 
früheren  Verträge  zwischen  England  und  Mada- 
gaskar aufrecht  erhalten  und  die  französische  Zoll- 
ordnung nicht  anerkennen. 

Foreign  Office,  April  25,  1896. 
My  Lord,  I  inclose  a  note  received  from  M.  Geoffray,  the  French  Charge  Nr.  11535. 
d'Affaires,  dated  the   lOth   instant,   notifying   certaiu   points    in  whicb,   in   the  britan„jen# 
opinion   of  the   French   Government,    British   interests   will  be  affected  by  the  as.Apr.  1896. 
present  position  of  France  in  Madagascar.  ||  After  careful  consideration  I  find 
it  impossible   to   understand,   without  further  explanation,   the   attitude   of  the 
French  Government  in   the   matter.  ||  Great  Britain   has   a  Treaty  with  Mada- 
gascar,  dated   the   27th  June,  1865.     Its  provisions   confer  upon  British  sub- 
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Nr.  11535.  jects  trading  rights  in  the  whole  island,   with  the  exception   of  three  places 
Grofe"     which    were   at  that  time  venerated  as  sacred    towns.     They  concede    most- 

britannien. 

25.Apr.i896.  favoured-nation  treatment  in  regard  to  commerce  and  all  other  matters,  free- 
dom  as  regards  religious  worship  and  the  teachiug  of  religion,  and  most-fa- 
voured-nation  treatment  in  regard  to  tbe  purchase  and  leasing  of  land  and 
other  property.  They  stipulate  for  perfect  freedom  of  trade  between  Great 
Britain  and  Madagascar,  subject  to  the  imposition  of  import  and  export  duties 
limited  to  a  maximum  of  10  per  cent.  ||  This  was  the  Treaty  in  force  when, 
on  the  27tb  December,  1885,  the  French  Government  authorized  its  Repre- 
sentative  in  London  to  give  to  Her  Majesty's  Government  the  following  ex- 
plicit  assurance  regarding  the  treaty  between  France  and  Madagascar  of  the 
17th  of  that  month:  „Ce  traite  ne  change  rien  aux  traites  actuellement  exi- 
stants  entre  le  Gouvernement  Hova  et  les  autres  Etats.  Au  surplus,  il  n'est 
jamais  entre  dans  notre  pensee  de  raettre  obstacle  par  ces  arrangements  au 
libre  developpement  des  interets  prives  qui  pourraient  se  fonder  ä  Madagascar, 
de  quelque  nationalite  qu'ils  relevent."  ||  This  explicit  assurance  was  further 
confirmed  by  the  declaration  exchanged  between  the  British  and  French  Go- 
.vernments  on  the  5th  August,  1890,  in  which  the  former  agreed  to  recognize  the 
Protectorate  of  France  over  Madagascar  with  its  consequences,  and  the  latter 
engaged  that  the  establishment  of  the  Protectorate  should  not  affect  any  rights 
or  immunities  enjoyed  by  British  subjects  in  the  island.  ||  In  1894  the  French 
Government  found  it  necessary  to  undertake  a  military  expedition  in  conse- 
quence  of  difficulties  with  the  Hova  Government.  ||  On  the  12th  November  of 
that  year  M.  Hanotaux,  then  Minister  for  Foreign  Affairs,  made  a  speech  in 
the  Chamber  of  Deputies,  in  which,  referring  to  the  acknowledgment  by  Great 
Britain,  in  the  declaration  of  1890,  of  the  French  Protectorate  with  its  consequences, 
he  stated  that  the  declaration  established  a  parallelism  in  form  as  well  as  in 
substance  between  Zanzibar  and  Madagascar.  j|  On  the  6th  of  the  following 
month,  in  the  discussion  in  the  Senate  respecting  the  grant  of  the  necessary 
credit  for  the  expenses  of  the  expedition,  M.  Hanotaux  stated  that  France  was  going  to 
Madagascar  to  establish  there  definitively  the  system  of  Protectorates,  and  to 
consecrate  there  in  a  decisive  manuer  the  authority  of  France.  He  added 
that  it  was  necessary  that  the  Protected  should  recognize  the  authority  of  the 
Protecting  State,  that  in  order  to  make  that  authority  effective  it  had  become 
essential  to  make  the  Protected  State  feel  it  by  force,  and  that  for  that  pur- 
pose  it  would  be  necessary  to  occupy  the  capital,  and  to  place  troops  there 
sufficient  to  overcome  resistance.  ||  On  the  9th  April,  1895,  M.  Hanotaux 
addressed  a  despatch  to  M.  Ranchot,  Adjoint  to  the  Resident-General,  publi- 
shed  in  the  Yellow  Book,  in  which,  while  communicating  the  draft  of  the 
arrangement  which  the  ofiicer  in  command  was  authorized  to  conclude  with 
the  Hova  Government,  he  explained  that  its  provisions  related  to  the  recogni- 
tion  of  the  Protectorate,  to  the  powers  of  the  Resident-General,  and  to  the 
maintenance  of  the  military  forces  necessary  for  the  exercise  of  the  Protecto- 
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rate.     The  explanation  was  completely  in  accord  with  the  terms  of  the  draft.||  Nr.  11535. 
On  the  Ist  of  jthe  following  October,  after  the  occupation  of  the  capital,  the  brit™nTen 
projected  arrangement  was  concluded,  and  a  treaty,  in  the  terms  of  the  draft,  25.Apr.  1896. 
was  signed,  and  ratified  by  the  Queen. 

Shortly  afterwards  there  was  a  change  of  Government.  On  the  27th 
November  M.  Berthelot,  who  had  succeeded  M.  Hanotaux  as  Minister  for 
Foreign  Affairs,  made  a  declaration  in  the  Chamber  of  Deputies  to  the  follo- 
wing effect: — 

"L'Ile  de  Madagascar  est  aujourd'hui  une  possession  Francaise.  jj  L'ex- 
pedition  a  amene  des  sacrifices  douloureux,  superieurs  ä  toutes  pr6visions,  et 
qui  nous  ont  donne  le  droit  d'exiger  des  compensations  etendues  et  des  garan- 
ties  definitives.  ||  Le  Gouvernement  doit  faire  connaitre  aux  Chambres  et  au 
pays  les  decisions  que  cette  Situation  a  paru  lui  rendre  necessaires.  ||  II  ne 
peut  en  resulter  aucune  difficulte  exterieure ;  nous  n'avons  pas  besoin  de  declarer 
que  nous  respecterons  les  engagements  que  nous  avons  contractes  vis-ä-vis  de 
certaines  Puissances  etrangeres:  la  France  a  toujours  ete  fidele  ä  sa  parole.|| 
Quant  aux  obligations  que  les  Hovas  eux-memes  ont  pu  contracter  au  dehors, 
sans  avoir  ä  les  garantir  pour  notre  propre  compte  nous  saurons  observer,  avec 
une  entiere  loyaute,  les  regles  que  le  droit  international  determine  au  cas  oü 
la  souverainete"  d'un  territoire  est,  par  le  fait  des  armes,  remise  en  de  nouvelles 
mains.  ||  Sous  cette  double  reserve,  nous  sommes  resolus  ä  exercer,  notamment 
au  point  de  vue  economique,  tous  les  droits  qui  resultent  pour  nous  de  l'occu- 
pation  definitive  de  Madagascar." 

The  assurance  thus  given  as  to  the  respect  for  engagements  with  foreign 
Powers,  covering,  as  far  as  Great  Britain  is  concerned,  those  of  M.  de  Frey- 
cinet's  notification  of  the  27th  December,  1885,  and  of  the  declaration  of  the 
5th  August,  1890,  was  sufficiently  explicit.  It  was,  however,  noticed  that  the 
term  "Sovereignty"  was  substituted  for  "Protectorate."  The  employment  of 
this  phrase  gave  rise  to  doubt  whether  it  was  intended  to  deprive  the  Queen 
of  her  sovereignty,  and  to  abandon  the  policy  of  protection  for  that  of  anne- 
xation.  It  consequently  caused  some  anxiety  to  Her  Majesty's  Government, 
who,  up  to  that  date,  having  accepted  the  successive  engagements  and  assurances 
already  cited,  and  having  carefully  abstained  from  interference  with  the  course 
of  events,  had  every  reason  to  believe  that  the  sole  intention  of  the  French 
Government  was  to  compel  recognition  of  the  Protectorate,  and  that  existing 
British  interests  would  not  be  endangered  by  any  consequences  that  might 
ensue.  ||  Any  doubt  that  may  have  been  cntertained  as  to  the  intentions  of 
the  French  Government  was,  however,  dispelled  by  the  further  statement  made 
by  M.  Berthelot  ou  the  19th  March  last.  He  then  informed  the  Chamber  that 
another  arrangement  had  been  substituted  for  that  of  the  Ist  October.  He 
said  that  this  new  deed,  which  was  signed  by  the  Queen  of  Madagascar,  was 
unilateral,  whereas  the  former  had  been  bilateral.  He  stated  distinctly  that 
the   deed  signed  by  the  Queen  did  not  signify  annexation  of  the  island  by 
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Nr.  H535.  France;  that  the  external  sovereignty  was  reserved  to  France,  who  would 
britlnnien.  henceforward  undertake  the  relations  between  Madagascar  and  foreign  Powers, 
25.ÄPr.  is'.6.  but  that  the  internal  sovereignty  was  reserved  to  the  Queen,  who  would  main- 
tain  her  titles  and  honours.  He  referred  as  a  precedent  for  the  Status  of  the 
island  under  the  deed  to  the  position,  as  regards  the  British  Government,  of 
certain  States  in  India.  ||  Examination  of  the  deed,  which  was  signed  on  the 
18th  January,  two»  months  after  the  original  statement  of  M.  Berthelot,  shows 
that  it  is  in  the  main  identical  with  that  originally  signed  by  General  Duchesne, 
the  Commander  of  the  expedition:  differing  only  in  so  far  that  it  makes  no 
direct  mention  of  Protectorate,  and  that  a  stipulation  is  omitted  which  provided 
that  the  French  Government  would  accept  no  responsibility  for  antecedent 
engagements,  debts,  and  concessions  of  the  Hova  Government.  On  the  other 
band,  there  is  no  imposition  of  sovereignty,  and  the  position  of  the  Queen 
remains  in  every  respect  the  same  as  it  was  under  the  October  treaty,  in 
which  it  was  expressly  recorded  that  the  Status  of  her  kingdom  was  that  of 
a  Protectorate. 

The  contention  of  M.  Hanotaux  as  to  the  parallelism  between  Zanzibar 
and  Madagascar  would  seem,  therefore,  to  have  been  exactly  observed.  In 
both  States  the  ruler  remains  in  undisturbed  possession  of  the  throne  and 
retains  the  attributes  of  internal  sovereignty,  while  the  Protecting  Power 
exercises  the  attributes  of  external  sovereignty.  In  both  the  position  of 
foreign  Powers  should  be  identical.  Your  Excellency  is  aware  that  the  French 
Government  has  hitherto  acted  consistently  upon  the  principle  that  in  Zanzibar 
the  treaty  rights  of  France  remain  intact,  and  have  in  no  way  been  detrimen- 
tally  affected  by  the  proclamation  of  the  British  Protectorate.  ||  M.  Berthelot 
laid  some  stress  on  the  fact  that  the  January  deed  was  unilateral.  It  would 
appear  from  his  remarks  that  such  a  deed,  not  requiring  ratification  by  the 
President  of  the  Republic,  was  held  by  the  French  Government  to  be  politi- 
cally  preferable.  This  is  a  point  on  which  Her  Majesty's  Government  have 
no  right  to  express  an  opinion,  but  it  is  difficult  to  comprehend  how  such 
an  alteration  of  form,  based  on  considerations  apparently  connected  with 
domestic  legislation,  could  legitimately  be  held  to  modify  the  treaty  rights  of 
foreign  Powers.  ||  It  is  admitted  that  France  has  not  annexed  Madagascar, 
and  has  not  incorporated  it  in  the  possessions  of  the  Republic.  The  Queen 
still  remains  the  Sovereign  of  the  island,  and  as  such  has  signed  an  engage- 
ment.  The  Situation  so  arising  is  one  that  is  familiär  to  international  law. 
The  following  opinion  of  Vattel  (Chitty,  1834,  p.  216)  deals  with  engagements 
of  the  nature  here  described:  —  ||  "Since  a  nation  or  a  State,  of  whatever 
kind,  cannot  make  any  treaty  contrary  to  those  by  which  she  is  actually 
bound,  she  cannot  put  herseif  under  the  protection  of  another  State  without 
reserving  all  her  alliances  and  all  her  existing  treaties.  For  the  Convention, 
by  which  a  State  places  herseif  under  the  protection  of  another  State,  is  a 
treaty;  if  she  does  it  of  her  own  aecord  she  ought  to  do  it  in  such  a  manner 
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that  the  new  treaty  may  involve  no  infringeraent  of  her  pre-existing  ones."  j|  Nr.  11535. 
This  opinion  appears  to  be  directly  applicable  to  the  case  of  the  uni-  br^roft" 
lateral  deed  executed  by  the  Sovereign  of  Madagascar.  ||  Since,  however,  ss.Apr. im. 
M.  Berthelot  in  his  arguraent  referred  as  a  precedent  for  the  Status  which 
it  is  contemplated  to  create  in  Madagascar  to  that  of  the  protected  States  of 
India,  I  will  explain  that  Status,  which,  however,  must  be  well  known  to  yonr 
Excellency.  ||  The  protected  States  of  India  are  not  annexed  to,  nor  incorpo- 
rated  in,  the  possessions  of  the  Crown.  The  rulers  have  the  right  of  internal 
administration  subject  to  the  control  of  the  Protecting  Power  for  the  main- 
tenance  of  peace  and  order  and  the  suppression  of  abuses.  The  latter  con- 
ducts  all  external  relations.  The  position  has  been  defined  as  that  of  subor- 
dinate  alliance.  It  has,  however,  never  been  contended  that  if  those  States 
has  had  pre-existing  treaties  with  foreign  Powers  the  assumption  of  Protec- 
torate  by  Great  Britain  would  have  abrogated  those  treaties.  It  could  not 
have  had,  and  in  no  case  has  had,  such  consequences.  ||  It  results  from  this 
explanation  that  an  appeal  to  the  precedent  of  the  Indian  States  gives  no 
authority  for  interference  with  treaties.  ||  Her  Majesty's  Government  entertain 
no  doubt,  on  a  review  of  these  considerations,  that  the  treaty  between  Great 
Britain  and  Madagascar  is  still  in  füll  and  undiminished  force.  They  cannot 
admit  that  a  war,  which  was  avowedly  undertaken  to  maintain  the  Protectorate 
uuder  which  British  rights  were  unassailable,  can  be  used  to  justify  an  arran- 
gement  by  which  those  rights  are  abrogated.  I  do  not,  indeed,  find  in 
M.  Geoffray's  note  of  the  lOth  instant  any  statement  that  British  rights  are 
held  by  the  French  Government  to  have  lapsed.  Nevertheless,  M.  Gcoffray 
intimates  that  in  two  important  respects  the  French  Government  considers 
itself  entitled  to  make  Claims  inconsistent  with  the  rights  which  the  treaty 
confers.  It  is  proposed  to  assume  Jurisdiction  over  foreigners,  and  to  Substitute 
for  the  existing  fiscal  system  that  of  the  French  Customs  regime,  under  which 
French  products  would  enjoy  preferential  treatment  over  those  of  the  Treaty 
Powers. 

I  have  to  observe  that  on  the  question  of  Jurisdiction  Her  Majesty's 
Government  will  be  prepared  to  waive  their  treaty  right.  It  was  agreed  by 
the  notes  exchanged  between  M.  Waddington  and  myself  on  the  16th  May 
and  lOth  June,  1892,  that  Her  Majesty's  Government  would  accept  French 
Jurisdiction  over  British  subjects  in  Madagascar,  and  would  forego  the  exterri- 
torial Privileges  secured  by  treaty,  in  return  for  the  reciprocal  surrender  by 
the  French  Government,  in  favour  of  Great  Britain,  of  the  exterritorial  Privi- 
leges claimed  for  French  Citizens  in  Zanzibar.  The  execution  of  this  engage- 
ment  has  been  hitherto  retarded,  in  consequence  of  the  attitude  of  the  Hova 
Government,  which  prevented  the  exercise  of  the  necessary  powers  by  the 
French  judiciary.  This  obstacle  having  now  been  removed,  it  will  naturally 
come  into  force,  and  Her  Majesty's  Government  will  be  ready  to  send  the  re- 
quisite  Information  to  Her  Majesty's  Consular  authorities  in  Madagascar,  on 
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Nr.  11535.  learning  that  the  French  Government  on  their  part  are  ready  similarly  to 
britannien.  instruct  their  Consul  in  Zanzibar.  ||  But  as  regards  the  commercial  position, 
25.APr.  1896.  Her  Majesty's  Government  feel,  in  view  of  the  considerations  above  stated, 
that  there  can  be  no  justification  for  arbitrarily  setting  aside  the  provisions 
of  the  British  treaty  of  1865.  They  rely  on  the  formal  and  unrevoked  de- 
claration  of  1890,  on  the  assurances  of  M.  de  Freycinet  and  M.  Hanotaux, 
on  the  explanations  of  M.  Berthelot,  on  the  terms  of  the  engagement  signed 
by  the  Queen  of  Madagascar,  and  on  the  generally  aceepted  principles  of 
international  law,  to  prove  that,  there  having  beeil  no  annexation  and  no 
transfer  of  sovereignty,  the  relation  of  a  Protectorate  in  Madagascar,  with  its 
consequence  of  guaranteed  security  for  British  interests,  still  subsists,  and 
that  preferential  treatment  of  French  commerce  would  be  inconsistent  with 
the  rights  which  Great  Britain  still  continues  by  treaty  to  enjoy.  ||  I  have  to 
request  your  Excellency  to  make  a  communication  in  this  sense  to  the  French 
Minister  for  Foreign  Affairs.*)  Salisbury. 


Nr.  11536.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Unterhaltung  mit  dem 
französischen  Botschafter  über  Englands  juristische 
und  kommerzielle  Rechte. 

Foreign  Office,  May  22,  1896. 
Nr.  H536.  My  Lord,  ||  Yesterdey    M.    de  Courcel    spoke  to  me  on  the  subject  of 

britannien.  Madagascar.  He  did  not  proffer  any  statement  on  behalf  of  his  Government, 
22.  Mai  1896.  but  rather  wished  to  know  the  bearing  of  the  note  which  your  Excellency 
had  addressed  to  the  French  Minister  for  Foreign  Affairs  on  the  subject.  I 
pointed  out  to  him  that  in  our  judgment  the  French  Government  had  not 
been  observant  of  the  Treaty  rights  to  which  we  had  an  unquestionable  claim. 
By  the  Convention  of  1890  the  French  had  assumed  the  Protectorate  of 
Madagascar  with  our  assent,  at  the  same  time  guaranteeing  to  us  all  the 
Treaty  rights  which  arose  out  of  our  Conventions  with  the  Government  of 
that  island.  ]|  In  1894  they  went  to  war,  allegedly  to  maintain  the  Protec- 
torate, and  consequently  with  it  the  rights  which  we  claim.  As  soon  as  the 
enemy  was  overthrown  they  announced  that  it  was  not  a  Protectorate,  but  an 
annexation,  which  they  intended  to  establish,  and  with  that  annexation  to 
override  our  Treaty  rights,  jj  M.  de  Courcel  replied  in  the  first  instance  by 
some  observations  with  respect  to  Consular  Jurisdiction.  He  said  that  I  had 
never  indicated  to  him  that  the  abolition  of  the  Consular  Jurisdiction  in  Zan- 
zibar  was  to  be  dependent  upon,  and  contemporaneous  with,  its  abolition  in 
Madagascar.  I  expressed  my  regret  if  there  had  been  any  misunderstanding 
on  that  point,    but   that  in  my  discussions  with  M.  Waddington  on  that  sub- 

*)  Anmerkung.    Lord  Dufferin  machte  diese  Mitteilung  am  30.  April.    Red. 
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ject  it  had  bcen  so  uniformly  assumed  that  the  stipulations  in  the  two  coun-  Nr.  11536. 
tries  for  exterritorial  Jurisdiction  were  analogous  and  complementary  that  I  ij^nnieii 
had  not  noticed  that  M.  de  Courcel  had  not  received  any  intimation  of  our22.Mai  1896. 
view  in  this  respect.  I  pointed  out  to  him,  however,  that  no  abandonment  of 
our  exterritorial  Jurisdiction  in  Madagascar  could  be  accepted  unless  it  was 
accompanied  by  the  abandonment  of  the  French  exterritorial  Jurisdiction  in 
Zanzibar.  At  the  sanie  time,  I  fully  admitted  that  I  thought  Jurisdiction  of 
that  kind  was  in  itself  an  evil,  and  that  the  sooner  it  could  give  way  to  the 
Institution  of  regulär  Tribunals  the  better.  ||  He  then  spoke  of  the  Tariff 
stipulations  contained  in  our  Treaty  with  Madagascar,  and  to  which  we  still 
claimed  our  right.  He  laid  down  the  doctrine  that  under  the  Protectorate 
the  most-favoured-nation  clause  could  never  be  interpreted  to  include  among 
the  most-favoured  nations  the  Protecting  Power,  and  that,  therefore,  though 
England  had  a  füll  right  to  as  favourable  treatment  as  any  other  nation  in 
the  ports  of  Madagascar,  it  could  not  have  the  right  to  the  same  treatment 
as  France.  I  said  that  the  material  questions  actually  in  issue  were  not  per- 
haps  very  large,  but  that  the  principle  raised  by  his  Statement  was  of  very 
great  importance.  I  had  never  heard  it  laid  down  authoritatively  before, 
and  it  was  impossible  for  me  to  admit  it,  but  I  should  prefer  that  the  argu- 
ment  upon  it  should  be  conducted  in  such  a  form  that  we  could  have  the 
advantage  of  the  advice  of  our  legal  authorities  in  discussing  it.  It  was  a 
broad  and  very  important  question  of  international  law.  Salisbury. 


Nr.  11537.  FRANKREICH.  —  Rede  des  Ministers  des  Auswär- 
tigen in  der  Deputiertenkammer  zur  Begründung  des 
Gesetzes,  das  Madagaskar  zur  französischen  Kolonie 

erklärt. 

30.  Mai  1896. 

„Messieurs,|jDepuis  huit  mois,  les  troupes  Francaises  sont  entrees  ä  Tanana-  Nr<  11537# 

rive,  et  le  regime  diplomatique  et  politique  de  la  Grande  Ile  n'est  pas  encore  Frankreich. 

defini.     II  est   inutile  d'insister  sur  les  inconvenients   d'un  tel  retard,  tant  en 

ce  qui  concerne  la  pacification  interieure  de  notre  nouvelle   possession,    qu'en 

ce  qui  touche   aux  problemes   internationaux  poses  par  la   conquete.  ||  Des  le 

debut  de  l'entreprise,  deux  systemes  se  sont  trouves  en  presence:  Tun  consistait 

ä  placer  Madagascar  sous  le  Protectorat  de  la  France;  l'autre,  ä  faire  de  l'ile 

une  Colonie  Franchise.     La  Chambre  sait  que  le  Cabinet  preside  par  M.  Ribot 

s'etait  prononce   pour  le  regime  du  Protectorat  avec  toutes  ses  consequences. 

C'est  ce  regime  qui  etait  institue,  soit  par  le  projet  de  Traite  remis  au  General 

Duchesne,  soit  par  l'Acte  Unilateral  telegraphie  le  18  Septembre  et  qui  devait 

etre  signe  exclusivement  par  la  Reine.  ||  Le  Cabinet  auquel  nous  succedons  n'a 

pas  cru  devoir  adopter  ce  Systeme.   Le  Traite  signe  par  le  General  Duchesne 

n'a  pas  ete  ratifiS,  et  la  Reine  a  du  signer  une  Acte  nouveau,  qui  ecartait  la 
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Nr.  11537.  formule  du  Protectorat  avec  ses  consequences.  ||  Dans  le  nonvel  Acte,  la  Reine 

Frankreich. 
30.  Mai  1896 


h'  'prenait  connaissance  de  la  declaration  de  prise  de  possession  de  l'Ile  de  Ma- 


dagascar  par  le  Gouvernement  Frangais.'  On  etablissait  ainsi  un  etat  de  fait 
qui  'n'entrainait pas  a  proprement  parierde  cession  ou  d'adjonctiondeterritoire.' 
II  s'operait  sculement  un  'demembrement  de  la  souverainete'  qui  laissait  ä  la 
Reine  une  partie  de  ses  pouvoirs,  ceux  qui  concernent  l'alministration  interieure 
de  llle.  [|  Teiles  etaient  les  declarations  portees  devant  la  Chambre.  ||  La  prise 
de  possession  de  l'ile  avait,  d'ailleurs,  dejä  ete  notifiee  aux  Puissances  par 
depeche  du  11  Fevrier,  1896.  Cette  notification  a  donne  lieu,  avec  les  prin- 
cipaux  Cabinets  interess6s,  ä  des  echanges  de  vue  qui  ont  motive,  de  la  part 
de  certaines  Puissances,  des  demandes  d'eclaircissements  sur  la  portee  d'une 
'prise  de  possession  de  fait,'  tant  au  point  de  vue  diplomatique  qu'au  point  de 
vue  judiciaire  et  l£gislatif.  ||  Celles  des  Puissances  qui  sont  liees  avec  Madagascar 
par  des  Traites  anterieurs  ne  nient  pas  que  la  disparition  de  la  souverainete 
indigene  et  la  Substitution  pleine  et  entiere  de  la  France  ä  celle  du  Gouver- 
nement Ilova  auraient  pour  effet  de  faire  disparaitre  ipso  facto  les  anciens 
Traites.  Mais  elles  ne  paraissent  pas  disposees  ä  tirer  les  memes  consequences 
d'un  simple  declaration  de  prise  de  possession.  ||  Cependant  si,  en  raison  des 
sacrifices  faits  par  la  France  pour  etablir  son  autorite  ä  Madagascar,  nous 
voulons  assurer  ä  nos  nationaux  et  ä  nos  produits  une  Situation  privilegiee  dans 
la  Grande  Ile,  il  est  necessaire  que  cette  question  des  Traites  antßrieurement 
existant  soit  tranchee  dans  le  plus  bref  delai.  ||  C'est  dans  ces  conditions  que 
le  Cabinet  actuel  a  du  reprendre  l'etude  de  la  question.  Pouvait-il  revenir  en 
arriere  et  s'efforcer  de  restaurer  le  Systeme  du  Protectorat,  detruit  en  quelque 
sorte  avant  meme  de  naitre  par  l'Acte  Unilateral  signe  par  la  Reine  le  18 
Janviers?  ||  Comme  le  disait  M.  Charmes  dans  la  seance  du  19  Mars,  1896, 
'La  Reine  ayant  signe  un  second  Traite,  pouvait-on  lui  en  faire  signer  un 
troisieme?'  (|  Les  e>enements  ontroarchö;  les  declarations  sont  faites  etnotifiees; 
des  decisions  ineluctables  ont  ete  arretees.  En  presence  de  faits  acquis  et 
consommßs,  le  Gouvernement,  considerant  les  grands  sacrifices  faits  par  la 
France  pour  la  conquete  de  l'ile,  tenant  compte  de  la  necessite  de  mettre 
fin  ä  une  incertitude  et  ä  un  etat  de  troubles  qui,  en  se  prolongeant,  mena- 
cent  tous  les  inter&ts  engages  dans  ce  pays,  vous  propose  de  declarer  par 
une  Loi  que  l'ile  de  Madagascar  et  les  ilots  qui  en  dependent  sont  desormais 
une  Colonie  Francaise.  ||  Dans  l'etat  actuel  des  choses,  cette  Solution  nous  a 
paru  la  plus  claire,  la  plus  simple,  la  plus  logique,  la  seule  propre  ä  dissiper 
les  obscurites  qui  enveloppent  encore  l'avenir  de  Madagascar.  ||  Cette  dispo- 
sition  de  principe  n'indique  d'ailleurs,  dans  notre  pensee,  aucune  modification 
en  ce  qui  concerne  la  methode  ä  appliquer  dans  le  gouvernement  et  admini- 
stration  interieure  de  l'ile.  Premuni  contre  les  inconvenients  et  les  perils  de 
toute  nature  qui  r^sulteraient  d'une  immixtion  trop  directe  dans  les  affaires 
du  pays  et  les  exces  du  fonctionnarisme,  le  Gouvernement  n'entend  nullement 
porter  atteinte  au  Statut  individuel  des  babitants  de  l'ile,  aux  lois,  aux  usages, 
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aux  institutions  locales.  ||  Deux  indications  vous  permcttront  d'ailleurs,  Messieurs,  Nr.  11537. 
de  determiner  et  de  limiter,  en  meme  temps,  ä  ce  point  de  vue,  la  portee  dc30 .i^nsoc. 
la  decision  que  nous  sollicitons  de  vous.  ||  Selon  le  regime  du  droit  commun 
en  matiere  coloniale,  les  Lois  Franc,  aises  s'etendront  desormais  ä  l'Ile  de 
Madagascar;  mais,  modifiees  ou  uon,  elles  n'y  entreront  en  application  qu'au 
für  et  ä  mesure  qu'elles  y  auront  fait  l'objet  d'une  Promulgation  speciale.  || 
II  est  egalement  conformo  aux  precedents  appliques  par  un  certain  nombre  de 
Puissances  coloniales  et  par  la  France  elle-meme  que,  dans  l'administration 
interieure  l'autorite  de  pouvoirs  indigenes  puisse  etre  utilisee.  ||  La  Reine 
Ranavalo  conservera  donc  avec  son  titre  les  avantages  et  les  honneurs  qu'ils 
lui  confcrent:  mais  ils  lui  sont  maintenus,  dans  les  conditions  de  l'Actc  Uni- 
lateral signe  par  eile,  sous  la  souverainete  de  la  France.  II  en  sera  de  mcme 
des  Chefs  indigenes,  avec  le  concuurs  dcsquels  nous  croirons  devuir  administrer 
les  populations  de  l'ile  qui  ne  sont  pas  placees  sous  la  domination  Hova.  || 
Tel  est,  Messieurs,  dans  ses  grandes  lignes,  le  Systeme  que  nous  vous  prions 
d'adopter  pour  mettre  fin  promptement  aux  incertitudes  qui  ont  dure  trop 
longtemps  sur  la  nature  et  le  principe  de  notre  etablisscment  dans  la  Grande 
Ile  Africaine.  ||  Des  que  les  questions  de  Vordre  diplomatique  auront  ete 
reglees,  en  vertu  de  l'Acte  que  nous  sollicitons  de  vous,  nous  vous  demande- 
rons  de  regier  promptement  le  regime  cconomique  de  Madagascar,  et  nous 
serons  prets  ä  vous  faire  connaitre,  au  besoin  dans  un  debat  special,  les  vues 
du  Gouvernement  sur  1'organisation  generale  de  notre  nouvelle  Colonie  de 
l'Ocean  Indien." 

"En  conse'quence,  le  Gouvernement  soumet  avec  confiance  ä  votre  appro- 
bation  le  Projet  de  Loi  dont  la  teneur  suit:"  — 

"Projet  de  Loi. 

"Article  l/nique.— Est    declaree    Colonie  Francaise   l'Ile   de   Madagascar 
avec  les  iles  qui  en  dependent." 


Nr.    11538.     GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Botschafter  in  Rom.     Unterhaltung  mit  dem 

italienischen    Botschafter    über    die    madagassische 

Frage. 

Foreign  Office,  July  15,  1896. 

Sir,  II  The  Italian  Ambassador  spoke  to  me  to-day  with  reference  to  the  Nr-  l,53a 

.  Grols- 

Treaties  existing  between  Great  Britain  and  Madagascar,  and  asked  me  in  britannien. 
what  position  they  stood.  I  informed  him  of  the  peculiar  character  of  the  15-Julils'J,; 
difficulty  that  had  arisen.  In  1890  we  had  recognized  the  French  Protecto- 
rate  of  Madagascar,  and  in  recording  that  recoguition  in  a  Convention,  France 
had  formally  bound  herseif  to  respect  the  Treaty  rights  of  Great  Britain  in 
that  island.  In  1895  France  had  made  an  expedition  against  Madagascar, 
alleging  at  the  time  that  110  projeet  of  annexation  was  in  view,    and  that  no- 
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Nr.  ii538.  thing  eise  was  intended  except  to  confirm  the  Protectorate  which  had  been 
britannien.  already  recogiiized.  The  French  Ministre  even  went  so  far  as  to  intimate,  in 
15.  Juli  1896.  making  that  Statement,  his  intention  of  respecting  the  Treaties  which  existed 
between  Madagascar  and  other  countries.  But  when  the  expedition  had  taken 
place,  and  the  enemy  had  been  overcome,  and  France  remained  mistress  of 
the  island,  then  she  changed  her  attitude,  and  announced  that  Madagascar 
would  be  a  Colony  of  France.  ||  I  said  that  our  interests  in  Madagascar  were 
not  in  themselves  very  large,  and  that,  therefore,  our  solicitude  was  mainly 
excited  by  the  fear  of  establishing  a  pernicious  principle,  rather  than  by  any 
immediate  prospect  of  material  loss.  The  Italian  Ambassador  entirely  accep- 
ted  this  view,  and  noted  that  if  such  a  form  of  procedure  was  successful  in 
drestroying  the  Treaties  existing  between  Madagascar  and  Great  Britain,  there 
seemed  no  reason  why  a  similar  mode  of  procedure  should  not  equally  dispose 
of  the  Treaties  existing  between  Tunis  and  other  Powers.  He  asked,  however, 
whether  we  had  given  any  undertaking  to  accept  modifications  of  our  Conven- 
tional  rights  in  Tunis.  I  replied  that  we  had  given  no  such  undertaking. 
The  Tunisian  Treaty  contained  a  clause  binding  us  to  discuss,  if  it  was  requi- 
red  on  the  other  side,  any  proposed  modification  in  the  Articles  of  the  Treaty. 
But  as  we  were  not  bound  to  accept  any  propositions  that  were  made,  the 
Obligation  under  which  we  lay  was  not  onerous  or  dangerous.  I  had  indicated 
to  the  French  Ambassador  the  probability  that  we  should  not  come  to  terms 
upon  the  modification  of  the  Tunis  Treaty;  but,  of  course,  I  could  not  refuse 
to  reconsider  it  under  the  Article  I  have  mentioned  if  he  desired  me  to  do  so. 

Salisbury. 

Nr.    11539.    FRANKREICH.    —    Dekrete    über    den    Bergbau    in 

Madagaskar. 

17.  Juli  1896. 

Ministere  des  Colonies. 
Rapport  au  President  de  la  Republique  Francaise. 

Nr.  11539.  M.  le  President,  ||  Le  regime  des  mines  d'or,  des  metaux  precieux,  et  des 

pierres  precieuses  ä  Madagascar  vient  de  faire  l'objet  d'un  Reglement  local 
dont  les  termes  ont  ete  arretes  par  mon  Departement  d'apres  les  propositions 
du  Resident  General.  ||  Certaines  dispositions  de  ce  Reglement  ont  pour  effet 
de  soumettre  les  contrevenants  ä  la  juridiction  des  Tribunaux  Francais  orga- 
nises  par  Decret  du  9  Juin,  1896;  d'autre  part,  elles  etendent  les  attributions 
du  personnel  des  Residents  charges  des  fonctions  de  Commissaire  des  Mines, 
personnel  dont  l'organisation  a  ete  egalement  fixee  par  un  Decret  en  date  du 
28  Döcembre,  1895.  II  m'a  paru  indispensable,  dans  ces  conditions,  de  sanc- 
tionner  la  reglementation  locale  des  mines  ä  Madagascar  par  un  nouveau  De- 
cret du  President  de  la  Republique  Franchise,  afin  de  lui  donner  toute  force 
ex6cutoire.  ||  Si  vous  voulez  bien  partager  ma  maniere  de  voir,   je  vous  serai 


Frankreich. 
17.  Juli  1896 
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tres  reconnaissant  de  revStir  de  votre  haute  approbation  le  projet  de  Dekret  Nr.  11539. 
que  j'ai  l'honneur  de  soumettre  ä  votre  signature.  ||  Cette  approbation  ne  pourra  Frankreich- 

1  y  pp  17. Juli  1896. 

dailleurs  quencourager   les   efforts   des   explorateurs    qui   ont  l'intention  de  se 
livrer  ä  la  recherche  et  ä  l'exploitatiou  des  mines  ä  Madagascar. 

Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  Andre  Lebon. 


Le  President  de  la  Republique  Francaise:  |j  Vu  le  Decret  du  11  Decem- 
bre,  1895,  determinant  les  pouvoirs  du  Resident  General  ä  Madagascar;  ||  Vu 
le  Decret  du  28  Decembre,  1895,  organisant  le  personnel  des  R^sidences  ä 
Madagascar;  ||  Vu  le  Decret  du  9  Juin,  1896,  portant  Organisation  de  la  justice 
Francaise  ä  Madagascar;  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre  des  Colonies  et  apres 
avis  du  Comite  Superieur  des  Trauvaux  Publics  des  Colonies, 
Dekrete: 

Article  1er.  Sont  rendues  executoires  les  dispositions  du  Reglement  local 
concernant  le  regime  des  mines  d'or,  des  mötaux  precieux,  et  des  pierres  pre- 
cieuses  ä  Madagascar. 

Art.  2.  Le  Ministre  des  Colonies  est  Charge  de  l'execution  du  present 
Decret,  qui  sera  insere  au  „Journal  Officiel"  de  la  Republique  Francaise  et  au 
„Bulletin  Officiel"  du  Ministere  des  Colonies,  ainsi  que  le  Reglement  en 
question. 

Fait  ä  Paris,  le  17  Juillet,  1896. 


(Signe)  Felix  Faure. 


Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  Andre  Lebon. 


Reglement  sur  V Exploitation  de  VOr,  des  Metaux  Precieux,  et  des  Pierres 
Precieuses  ä  Madagascar. 

Titre  I.  —  Dispositions  Generales. 

Article  1er.  La  presente  Loi  s'applique  aux  alluvions,  aux  amas,  aux 
couches,  et  aux  filons  renfermant  de  l'or,  d'autres  metaux  precieux  tels  que 
l'argent  et  le  platine,  des  pierres  precieuses.  ||  L'exploitation  des  autres  sub- 
stances  minerales  est  reglee  par  une  Loi  speciale.  ||  Si  des  gisements  complexes 
contenant,  avec  des  metaux  usuels,  des  mötaux  precieux  sont  decouverts,  le 
Chef  du  Service  des  Mines  decidera  apres  enquete  ä  laquelle  des  deux  Lois 
doit  etre  soumise  leur  exploitation. 

Art.  2.  Les  citoyens,  sujets  et  proteges  Francais,  ainsi  que  les  etrangers 
sont  admis  .a  la  recherche  et  ä  l'exploitation  des  mines;  les  indigenes  doivent 
etre  autorises  par  le  Gouverneur  de  leur  provinco,  sauf  approbation  du  Resi- 
dent. ||  II   est  interdit  aux  fonctionnaires   Frangais  et  indigenes  de  l'Admini- 
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17.  Juli  iso6.  a  "exploitation  des  mines. 

Art.  3.  L'exploitation  des  mines  ne  peut  etre  faite  que  dans  les  peri- 
metres rainiers  declares  ouverts  ä  l'exploitation  publique.  ||  Les  recherches  peu- 
vent  etre  faites  en  terrain  non  declare  ouvert  ä  l'exploitation  publique,  dans 
les  conditions  indiquees  au  titre  suivant. 

Titre  II. — De  la  Recherche  en  Terrain  non  declare  ouvert  ä  V Exploitation 

publique. 

Art.  4.  Toute  personne  qui  veut  entrependre  des  recherches  en  terrain 
non  declare  ouvert  ä  l'exploitation  publique  doit  demander  un  permis  de 
recherches,  soit  au  Service  des  Mines  ä  Tananarive,  soit  ä  un  Resident;  lc 
permis  est  delivre  contre  versement  d'une  somrae  de  25  fr.;  il  est  valable  pour 
un  an  et  indefiniment  renouvelable  dans  les  meines  formes;  il  donne  le  droit 
de  faire  des  recherches  en  dehors  des  perimetres  declares  et  d'6tablir  un 
signal  de  recherches. 

Art.  5.  Le  signal  est  un  poteau  de  2  metres  de  haut,  sur  lequel  est 
fixee  une  affiche  portant  en  langue  Frangaise  le  nom  de  l'explorateur,  le  lieu 
et  la  date  de  la  d&ivrance  du  permis,  la  date  de  la  pose  du  signal  et  l'indi- 
cation  que  les  recherches  ont  pour  objet  l'or,  les  metaux  precieux,  et  les 
pierres  precieuses.  ||  Un  signal  ne  peut  etre  place  ä  raoins  de  2l/2  kilom.  de 
tout  signal  dejä  etabli;  il  doit  etre  situe  en  dehors  de  tout  perimetre  minier 
dejä  declare  ouvert  ä  l'exploitation  publique;  les  signaux  etablis  par  un  meme 
explorateur  doivent  etre  eloignes  les  uns  des  autres  d'au  moins  25  kilom.  | 
Aussitöt  qu'un  signal  est  etabli,  l'explorateur  doit  en  aviser  par  lettre  le  Re- 
sident de  la  province  qui  en  informe  de  Service  des  Mines  ä  Tananarive; 
l'explorateur  doit  indiquer  avec  toute  la  precision  possible  le  point  oü  le  signal 
est  plante.  Faute  de  cette  indication,  l'avis  pourra  etre  tenu  pour  non  avenu.  |j 
L'avis  est  inscrit  sur  un  registre  special  avec  indication  de  la  date  et  de 
l'heure  ä  laquelle  il  a  ete"  recu  par  le  Resident. 

Art.  6.  L'explorateur  a  le  droit  exclusif  de  faire  des  fouilles  dans  un 
clercle  de  21/2  kilom.  de  rayon  autour  de  chacun  des  signaux  qu'il  a  etablis, 
ä  la  condition  de  se  tenir  ä  l'exterieur  des  cercles  dejä  occupes  par  d'autres 
explorateurs  et  des  perimetres  miniers  declares  ouverts  ä  l'exploitation  publi- 
que. ||  II  est  interdit  de  faire  des  fouilles:  (1)  dans  l'emplacement  des  travaux 
d'utilite  publique;  (2)  dans  les  routes  et  cherains  et  dans  leurs  dependances; 
(3)  dans  une  zone  de  50  metres  autour  des  travaux  d'art;  (4)  dans  les  lieux 
de  sepultures  et  dans  une  zone  de  10  metres  ä  l'entour;  (5)  dans  les  pro- 
prietes  encloses  de  murs  et  dans  une  zone  de  50  metres  autour  des  maisons 
et  des  puits  et  de  10  metres  autour  des  enclos,  sauf  autorisation  speciale  du 
proprietaire.  ||  En  propriete  non  close,  si  le  proprietaire  du  sol  s'oppose  aux 
fouilles,  celles-ci  ne  peuvent  etre  entreprises  qu'apres  autorisation  du  Resident 
de  la  province. 
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Frankreich. 
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manents  subis  par  les  proprietes  ou  cultures  du  fait  des  fouilles.     Tout  dom- 


raage  de  cette  nature  donne  lieu  a  une  indemnite  double  du  prejudice  cause.] 
Le  Juge  competent  sera  le  Juge  de  Paix  toutes  les  fois  que  la  constatation 
ne  sera  pas  elevee  uniqueraent  entre  indigenes. 

Titre  III. — De  VInstitution  des  Perimetres  Miniers  declares  ouverts 
ä  V Exploitation  publique. 

Art.  8.  Tout  explorateur  qui  a  decouvert  uu  gisement  en  dehors  d'un 
perimetre  minier  declare  et  qui  dösire  l'exploiter  doit  adresser  ä  ce  sujet  une 
declaration  au  Service  des  Mines  ä  Tananarive.  ||  La  declaration  est  inscrite 
sur  an  registre  special,  avec  indication  de  la  date  et  de  l'heure  ä  laquelle 
eile  a  ete  recue.  j|  Le  Service  des  Mines  procede  ä  une  enquete  ä  la  suite  de 
laquelle  il  decide  s'il  y  a  lieu  soit  de  declarer  ouverts  im  ou  plusieurs  peri- 
metres miniers,  soit  de  rattacher  les  gisements  decouverts  ä  des  perimetres 
miniers  dejä  declarös. 

Art.  9.  Si  un  011  plusieurs  perimetres  miniers  nouveaux  sont  declares, 
le  Service  des  Mines  decide  quelles  sont  les  personnes  qui  doivent  jouir,  dans 
chacun  de  ces  perimetres,  des  droits  d'inventeur  definis  ä  TArticle  11  ci- 
dessous.  ||  Le  Service  des  Mines  etablit  les  dimensions  et  les  prix  de  location 
des  lots  d'exploitation  pour  chaque  perimetre  conformement  aux  dispositions 
suivantes.  ||  On  distingue  trois  categories  de  lots: —  ||  Premiere  categorie,  en 
alluvions  ricbes,  le  lot  estun  carre  de  100  metres  de  cöte.  ||  Deuxicme  categorie,  en 
alluvions  moyennement  ricbes  et  pour  les  diamants  en  röche,  le  lot  est  un  rectangle  de 
200  metres  sur  250  metres.  ||  Troisieme  categorie,  en  alluvions  panores,  en  alluvions 
recouvertes,  et  en  roches,  le  lot  est  un  rectangle  de  250  metres  sur  1  kilom.|| 
Pour  chacune  de  ces  categories,  le  prix  de  location  par  mois  est  determine 
par  le  Service  des  Mines.  ||  Les  taxes  peuvent  etre  revisees  tous  les  deux  ans 
pour  tenir  compte  du  rapport  entre  la  teneur  en  or,  metal  precieux,  ou  pierres 
precieuses,  qui  a  servi  de  base  ä  la  taxation  precedente  et  la  teneur  reelle 
constatee  dans  les  six  derniers  mois. 

Art.  10.  Chaque  perimetre  minier  est  place  dans  les  attributions  d'un 
Coramissaire  des  Mines.  Ces  attributions  sont  definies  par  les  Articles  12, 
15,  16,  21,  25,  28  de  la  presente  Loi.  Les  Residents  peuvent,  par  decision 
du  Resident-General,  etre  charges  des  fonctions  de  Commissaire  des  Mines. 

Art.  11.  Dans  la  semaine  qui  suit  1'installation  du  Commissaire  des 
Mines  les  inventeurs  designes  conformement  ä  lArticle  9  ont  le  droit  de  se 
marquer  respectivement  autour  des  signaux  qu'ils  ont  etablis  et  qu'ils  ont  de- 
signes dans  leur  demande,  un  nombre  de  lots  contigus  qui  ne  peut  depasser 
quatre-vingts;  la  plus  petite  dimension  du  terrain  total  ne  doit  pas  etre  infe- 
rieure  ä  un  quart  de  la  plus  grande.  ||  Un  de  ce  lots,  que  rinventeur  doit 
däsigner,  est  dispense  de  la  taxe  pendant  dix  ans;  les  autres  en  sont  dispen- 
s6s  pendant  un  an. 
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n'juu  1896  d^signe  les  parties  du  perimetre  minier  qui  seront  reservees  aux  lots  des  diffe- 
rentes  categories.  ||  Le  trente  et  unieme  jour  apres  son  installation  il  declare 
que  le  perimetre  minier  est  reellement  ouvert  ä  l'exploitation  publique. 

Art.  13.  Toute  personne  autre  que  l'inventeur  qui  veut  obtenir  des  lots 
d'exploitation  demande  au  Commissaire  des  Mines  un  nombre  de  permis  corre- 
spondant  et  verse  la  premiere  mensualite  des  taxes  y  afferentes.  Le  nombre 
de  permis  qui  peut  etre  accorde  ä  la  merae  personne  ne  peut  depasser  dix.  || 
La  demande  est  inscrite  sur  un  registre  special,  avec  indication  de  la  date  et 
de  l'heure  ä  laquelle  eile  est  deposee.  Le  permis  est  accorde  dans  le  plus 
bref  delai  d'apres  le  rang  d'inscription;  il  porte  mention  de  la  date  et  de 
l'heure  de  la  delivrance.  Toutefois  les  explorateurs  qui  auraient  etabli  un 
signal  de  recherches  dans  le  perimetre  minier  anterieurement  a  la  date  de  la 
premiere  declaration  d'ouverture,  ont  droit  de  priorite  sur  les  autres  de- 
mandeurs. 

Art.  14.  Toute  personne  munie  d'un  certain  nombre  de  permis  de  l'une 
des  trois  categories  a  droit  de  se  marquer  un  nombre  egal  de  lots  contigus 
de  cette  categorie  dans  les  regions  pour  ce  designees  par  le  Commissaire  des 
Mines.  ||  Tout  lot  ou  groupe  de  lots  appartenant  ä  une  meme  personne  doit 
etre  delimite  par  des  piquets  d'un  diametre  de  5  centim.  au  moins  et  depas- 
sant  le  sol  de  1  metre  au  moins.  Leur  distance  doit  etre  de  25  metres  au 
plus  pour  les  lots  de  premiere  categorie  et  de  50  metres  au  plus  pour  les 
lots  de  deuxieme  et  de  troisieme  categorie.  ||  Les  piquets  d'angle,  d'une  hau- 
teur  des  2  metres,  doivent  porter  une  affiche  indiquant  en  langue  Francaise 
le  nombre  des  lots,  le  nom  de  l'occupant,  la  date  et  1'heurc  de  la  delivrance 
des  permis  correspondant,  la  date  de  la  prise  de  possession.  ||  Tout  lot  marque 
doit  etre  immediatement  declare  au  Commissaire  des  Mines,  et  recoit  un  nu- 
mero  d'ordre  qui  doit  etre  inscrit  sur  les  affiches  des  quatre  poteaux  d'angle. 

Art.  15.  Si  une  competition  se  produit  entre  mineurs  pour  la  demar- 
cation  d'un  lot,  le  conflit  est  porte  devant  le  Commissaire  des  Mines,  qui 
statue  en  tenant  compte  de  l'anciennete  de  date  des  titres  qu'il  a  delivres  et 
des  droits  de  priorite  qui  en  resultent.  ||  Les  parcelles  qui  demeurent  inoccu- 
pees  entre  les  lots  et  dont  les  dimensions  sont  inferieures  ä  Celles  d'un  lot 
peuvent  etre  attribuees  ä  Tun  des  occupants  des  lots  voisins,  ä  la  condition 
qu'il  prenne  un  titre  special  pour  chaque  parcelle.  ||  En  cas  de  competition 
pour  l'attribution  de  ces  parcelles,  le  Commissaire  des  Mines  procede  ä  une 
vente  aux  encheres  entre  les  detenteurs  de  lots  contigus;  cette  enchere  porte 
sur  la  somme  ä  verser  immediatement  en  sus  de  la  taxe. 
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Sectiou   1.  —  Droits   et  Obligations   des  Detenteurs   de  Lots  d' Exploitation 

ä  Vegard  de  VEtat. 

Art.  16.  Si  le  detenteur  d'un  lot  d'exploitation  n'a  pas  paye  d'avance  la 
taxe  mensuelle  correspondante,  un  delai  de  cinq  jours  lui  est  aceorde;  passe 
ce  delai,  le  Commissaire  des  Mines  fait  annoncer  Ja  vente  aux  encheres  pour 
le  vingt-cinquieme  jour  suivant;  jusqu'ä  cette  date,  le  mineur  a  le  droit  d'era- 
pecher  la  raise  en  ventc  de  son  lot,  en  payant  la  taxe  due  et  une  amende  de 
2  fr.  par  jour  de  retard;  faute  de  quoi  il  est  donne  suite  ä  l'adjudication  au 
profit  de  l'ßtat.  Dans  le  cas  oü  l'adjudication  n'a  donne  aueun  resultat,  ce 
lot  est  demarque  et  le  terrain  redevient  vacant. 

Art.  17.  Tout  mineur  peut  abandonner  son  lot  et  s'en  marquer  un  nou- 
veau,  ä  condition  d'en  faire  la  declaration  au  Commissaire  des  Mines.  Les 
lots  abandonnes  sont  mis  aux  encheres  comme  il  est  dit  ci-dessus. 

Art.  18.  Tout  lot  est  cessible:  le  nouveau  detenteur  doit  se  munir  d'un 
permis  correspondant.  Aucune  cession  n'est  valable  qu'ä  partir  de  la  date  de 
son  enregistrement  par  le  Commissaire  des  Mines. 

Art.  19.  II  est  du  pour  chaque  vente  un  droit  de  mutation  de  4  pour 
cent  du  prix  correspondant.  Les  titres  emis  par  les  Societes  Minieres  sont 
sourais  ä  un  droit  de  mutation  de  1  pour  cent  pour  les  titres  liominatifs  et 
ä  un  droit  annuel  d'abonnement  de  40  Centimes  pour  les  titres  au  porteur. 

Section  2.  —  De  T Enregistrement  des  Lots. 

Art.  20.  L'enregistrement  des  lots  confere  les  avantages  suivants:  — 1| 
1.  Le  lot  enregistre  est  un  immeuble.  ||  2.  Les  lots  enregistres  peuvent  etre 
bypotheques  comme  les  immeubles  ordinaires,  l'inscription  des  hypotheques 
doit  etre  faite  au  bureau  du  Commissaire  des  Mines;  le  droit  d'inscription  est 
de  10  fr.  par  lot.  ||  3.  Par  derogation  ä  l'Article  16,  le  delai  apres  lequel 
le  Commissaire  des  Mines  fait  sommation  de  payer  la  taxe  de  location  est 
porte  ä  six  mois;  si,  dans  un  delai  de  trois  mois,  les  taxes  dues  ne  sont  pas 
acquittees,  le  lot  est  vendu  aux  encheres,  mais  l'Etat  ne  preleve  sur  le  mon- 
tant  de  la  vente  que  les  taxes  dues  et  une  amende  de  50  fr.;  l'excedent  fait 
retour  ä  l'ancien  detenteur. 

Art.  21.  Tout  mineur  peut  faire  enregistrer  ses  lots.  La  demande,  qui 
donne  lieu  ä  la  pereeption  d'un  droit  de  5  fr.,  est  examin^e  dans  un  de"lai 
de  trois  mois  par  le  Commissaire  des  Mines.  Avant  la  fin  du  premier  mois, 
un  avis  ä  fin  d'enquete  est  publie  aux  frais  du  demandeur,  par  voie  d'affi- 
chage,  dans  le  perimötre  minier.  Un  plan  du  lot  ou  groupes  de  lots  doit 
etre  dresse  aux  frais  du  demandeur.  Des  oppositions  peuvent  etre  faites  sous 
la  condition  du  payement  d'un  droit  de  5  fr.  Le  delai  de  trois  mois  expire, 
s'il   n'y  a   pas  d'opposition,    le  lot  est  enregistre  sur    un    livre  special  et  un 
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devant   le  Tribunal  Francais    de  la  region.     Un  lot  ne   peut  etre  enregistre 

qu'autant  qu'il  n'est  du  sur  lui  aucune  taxe  ou  amende. 

Section  3.  —  Des  Concessions. 

Art.  22.  Des  Societes  instituees  pour  l'exploitation  des  mines  pourront 
reclamer  la  transformation  en  concession  de  chacun  des  groupes  de  lots  con- 
tigus  qu'elles  detiennent,  ä  la  condition  d'avoir  obtenu  au  prealable  l'appro- 
bation  de  leurs  Statuts  par  le  Resident  General.  Les  formalites  de  la  de- 
mande  et  de  l'enquete  sont  les  memes  que  Celles  qui  sont  prevues  ä  l'Article 
precedent  pour  renregistrement  des  lots,  sauf  que  la  deraande  est  examinee 
par  le  Chef  du  Service  des  Mines  et  que  la  publication  comporte,  en  outre 
de  l'afficliage  dans  le  perimetre  minier,  l'insertion  au  "Journal  Officiel"  de 
Madagascar.  Chaque  concession  ne  peut  avoir  une  surface  inferieure  ä  50  hec- 
tares,  ni  superieure  ä  2,000  hectares;  la  meme  Societe  ne  j^eut  obtenir  plus 
de  dix  concessions  dans  l'etendue  de  l'ile. 

Art.  23.  La  transformation  d'un  ensemble  de  lots  en  concession  confere:|| 
1.  Tous  les  avantages  attaches  ä  l'enregistrement  des  lots,  sous  la  reserve 
que  les  mutations  des  concessions  seront  soumises  ä  l'autorisation  du  Resident 
General.  ||  2.  Le  droit  d'opter  entre  la  taxe  ä  la  surface,  etablie  pour  les 
lots,  et  un  Systeme  fiscal  special  compose  d'une  taxe  annuelle  de  surface  egale 
au  dixieme  de  la  taxe  mensuelle  ötablie  pour  les  lots  par  hectare  et  par  au 
et  d'un  droit  ad  välorem  de  5  pour  cent  sur  les  matieres  extraites  jusqu'ä 
concurrence  d'une  contribution  totale  egale  ä  la  inoitie  de  la  taxe  pleine  ä  la 
surface.  Le  droit  fixe  ne  pourra  toutefois  descendre  au-dessous  de  5  fr.  par 
hectare  et  par  an. 

Art.  24.  La  taxe  de  surface  speciale  aux  concessions  est  payable  par 
annee  et  d'avance:  la  taxe  ad  ralorem  est  payable  per  annee,  trois  mois  au 
plus  apres  l'expiration  de  l'annee  sur  la  production  de  laquelle  eile  porte. 
Le  concessioniiaire  doit  tenir  les  livres  qui  lui  sont  prescrits  par  f  Adminis- 
tration en  vue  du  contröle  de  la  production.  Si  l;une  des  deux  taxes  n'est 
pas  payee  ä  l'echeance  fixee,  la  procedure  et  la  sanction  sont  les  memes  que 
celles  qui  sont  etablies  par  l'Article  20  pour  les  lots  enregistres.  Si  Tendiere 
n'a  pas  donne  de  resultats,  la  concession  est  annulee  et  le  terrain  peut  etre 
de  nouveau  divise  en  lots. 

Section  4.  —  Droits  et  Obligations  des  Exploitants  de  Mines  cnvers  les  Tiers. 
Art.  25.  La  propriete  des  mines  est  distincte  de  celle  de  la  surface.  || 
Dans  l'interieur  de  tout  pörimetre  minier,  les  exploitants  des  mines  ont  le 
droit  d'etablir  des  chemins  d'acces  et  d'user  de  ceux  qui  sont  6tablis,  d'etablir 
des  derivations  et  des  canalisations  d'eau,  d'abattre  les  bois,  d'occuper  des 
terrains  en  dedans  et  en  dehors  de  leurs  lots  d'exploitation  ou  de  leurs  con- 
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cessions.  ||  En  cas  de  reclamation  des  proprietaires   ou  des  autres  exploitants   Nr.  11539. 
l'execution  de  ces  Operations  est  subordonnee  a  l'autorisation  du  Commissaire  ^T^0,1™,' 

li.  Juli  189b. 

des  Mines;  011  devra  observer  pour  l'execution  des  fouilles  les  prescriptions 
de  l'Article  6.  Les  taxes  concemant  le  droit  de  passage,  le  droit  d'eau, 
l'abatage  des  bois  et  l'occupation  des  terrains  en  terrain  domanial  feront  l'ob- 
jet,  sur  la  proposition  du  Commissaire  des  Mines,  de  tarifs  homologues  par 
le  Resident  General  apres  avis  du  Directeur  des  Domaines. 

Art.  26.  Tout  mineur  est  responsable  des  dommages  temporaires  ou 
permanente  causes  par  son  exploitation  aux  proprietaires  du  sol  et  aux  autres 
mineurs.  Tout  dommage  temporaire  ou  permanent  subi  par  les  proprietes  ou 
cultures  du  fait  de  l'exploitation  donne  lieu  ä  une  indemnite  double  du  pre- 
judice  cause.  Le  Juge  competent  sera  le  Juge  Francais  toutes  les  fois  que 
la  contestation  ne  se  sera  pas  elevee  uniquement  entre  indigenes. 

Section  5.  —  Du    Commerce   de   VOr,   des   autres   Metaux    Precieux,   et   des 

Pierres  Precieuses. 
Art.  27.  Le  commerce  de  l'or,  des  autres  metaux  precieux,  des  pierres 
precieuses  ä  l'etat  brut,  ne  peut  etre  fait  que  moyennant  le  payement  d'un 
droit  de  patente  hors  classe  de  1,800  fr.  par  an.  |]  Ne  sont  pas  consideres 
comme  faisaut  commerce  les  exploitants  qui  vendent  des  produits  de  leurs 
exploitations.  ||  Tout  marcband  de  matieres  susvisees  doit  tenir  les  livres  qui 
lui  sont  prescrits  par  l'Administration  et  les  tenir  ä  la  disposition  des  agents 
pour  ces  designes,  qui  y  apposent  leur  visa. 


Titre  V.  —  Penalites. 

Art.  28.  Les  contraventions  aux  prescriptions  de  Ja  presente  loi  seront 
denoncees  et  constatees  comme  les  contraventions  en  matiere  de  police.  Les 
Commissaires  des  Mines  sont  officiers  de  police  judiciaire  dans  l'etendue  des 
perimetres  miniers. 

Art.  29.  Les  proces-verbaux  contre  les  contrevenants  seront  dresses  par 
les  officiers  de  police  judiciaire  ou  affirmes  entre  leurs  mains  par  les  agents 
de  la  force  publique  dans  le  delai  d'un  mois. 

Art.  30.  Les  proces-verbaux  seront,  suivant  la  Situation  des  lieux,  ad- 
resses  en  original  au  Procureur  de  la  Republique  pres  le  Tribunal  de  Pre- 
miere  Instance  ou  a  l'officier  du  Ministere  Public  pres  la  Justice  de  Paix  ä 
competence  etendue,  qui  sera  tenu  de  poursuivre  d'office  les  contrevenants  ä 
l'audience  correctionnelle  du  siege,  sans  prejudice  des  dommages  interets  des 
parties. 

Art.  31.  Des  amendes  de  5  fr.  ä  100  fr.  et  des  emprisonnements  d'un 
ä  cinq  jours  peuvent  etre  infliges  pour  infractions  aux  dispositions  de  la 
presente  Loi,  autres  que  Celles  definies  ci- apres. 

Art.  32.  Sont  punis  d'une  amende  de  100  fr.  ä  1,000  fr.  et  d'un 
emprisonnement  d'un   ä   cinq  jours:  —  ||   1.  Ceux   qui  se   livrent  sans  permis 
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Nr.  11539.   ä   des   rechei'ches.  ||   2.  Les   concessionnaires   et   les   marchands   de   substances 

Frankreich. 
IT. Juli  18%. 


'•  precieuses    qui    ne  tiennent  pas  leurs   livres  d'une  facon  reguliere  ou  refusent 


de  les  montrer  aux  agents  de  TAdministration.     Dans  ce  dernier  cas,  la  con- 
fiscation  des  substances  precieuses  saisies  sera  toujours  prononcee. 

Art.  33.  Sont  punis  d'une  amende  de  100  fr.  ä  1,000  fr.  et  d'un  em- 
prisonnement  de  quinze  jours  ä  deux  ans:  —  ||  1.  Ceux  qui  etablissent,  de- 
truisent  ou  deplacent  d'une  fagon  illicite  des  signaux  de  recberche;  ||  2.  Ceux 
qui  marquent  ou  demarquent  des  lots  d'une  facon  illicite;  ||  3.  Ceux  qui  falsi- 
fient  les  dates  inscrites  sur  leurs  permis. 

Art.  34.  Sont  punis  d'une  amende  de  1,000  fr.  ä  25,000  fr.  et  d'un 
emprisonnement  de  trois  mois  ä  trois  ans  ceux  qui  se  livrent  sans  permis  ä 
l'exploitation  des  matieres  precieuses  ou  sans  patente  au  commerce  de  ses 
substances.  ||  La  meme  peine  est  applicable  ä  ceux  qui  fönt  commerce  d'acheter 
des  metaux  precieux  ou  des  pierres  precieuses  ä  Tetat  brut  ä  une  personne 
non  munie  d'un  permis  d'exploitation  ou  d'une  licence  de  vente.  =  La  con- 
fiscation  des  matieres  saisies  sera  toujours  prononcee. 

Art.  35.  Les  delits  prevus  par  les  Articles  31,  32,  33,  et  34  sont 
deferes  ä  la  juridiction  Francaise;  la  juridiction  Malgache  ne  connait  que  des 
affaires  dans  lesquelles  aucun  Europeen  n'est  implique. 

Art.  36.  Dans  tous  les  cas  oü  la  peine  de  remprisonnement  et  celle  de 
Tarnende  sont  prevues  par  la  presente  Loi,  si  les  circonstances  paraissent 
attenuantes,  les  Tribunaux  sont  autorises  meme  en  cas  de  recidive,  ä  reduire 
l'emprisonnement  meme  au-dessous  de  six  jours  et  Tarnende  meme  au-dessous 
de  16  fr.;  ils  pourront  aus&i  prononcer  separement  Tune  ou  Tautre  de  ces 
peines,  sans  qu'en  aucun  cas  eile  puisse  etre  au-dessous  des  peines  de  simple 
police. 

Art.  37.  Les  amendes  aussi  bien  que  les  taxes  et  droits  sont  payables 
soit  en  numeraire  Fransais,  soit  en  or  brut,  au  titre  minimum  de  99  pour 
cent  evalue  ä  2*70  le  gramme. 


Nr.  11540.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Botschaft  in  Paris.  Über  die  Rechte  der 
englischen  Unterthanen  in  Madagaskar. 

Foreign  Office,  August  4,  1896. 

Nr.  usw.  Sir,  ||  in  my  despatch  of  the  25th  April  last  I  stated  that  I  found  it  im- 

Grofs-      j)ossible  to  understand,  without  further  explanation,  the  attitude  of  the  French 

Britannien.  «.       •  t»    ■   •  .        ,, 

4.Ang.  1896.  Government  in  regard  to  Madagascar  as  affectmg  British  interests.  ün  the 
21st  June  Lord  Dufferin  sent  home  the  text  of  a  Statement  made  in  the 
Chamber  of  Deputies  on  the  previous  day  by  the  French  Minister  for  Foreign 
Affairs,  in  explanation  of  the  reasons  which  compelled  the  French  Government 
to  decide  upon  the  annexation  of  Madagascar  as  a  French  Colony.     His  Ex- 
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cellency  intiniates,  not  obscurely,  that  one  result  of  this  measure  will  be  to  Nr.  nsio. 
deprive  Great  Britain  of  the  rights  which  she  has  hitherto  enjoyed  under  tbe  britarnnVen. 
Treaty  concluded  in  1865  between  Her  Majesty's  Government  and  the  Queen  ■*■  Aug.  1896. 
of  Madagascar.  In  that  Treaty  most-favoured-nation  treatment  in  regard  to 
commerce  is  conferred  upon  British  subjects,  and  the  import  or  export  duties 
leviable  upon  trade  between  the  two  countries  is  limited  to  a  maximum  of 
10  per  cent.  The  language  used  by  M.  Hanotaux  appears  to  indicate  that, 
in  bis  judgment,  France,  by  declaring  Madagascar  a  French  Colony,  has  acqui- 
red the  right  to  disregard  these  Treaties,  to  give  to  French  commerce  a 
preferential  position  in  respect  to  the  commerce  of  other  nations,  and  to 
impose  upon  goods  imported  from  Great  Britain  a  duty  in  excess  of  the  stipu- 
lated  10  per  cent.  This  claim  practically  assumes  the  right  of  exeluding  the 
trade  of  Great  Britain  from  the  markets  of  Madagascar.  ||  Under  the  peculiar 
conditions  under  which  the  relations  of  France  and  England  in  reference  to 
Madagascar  have  been  regulated,  and  under  the  circumstances  under  which 
that  island  has  been  annexed  to  the  French  Republic,  Her  Majesty's  Govern- 
ment are  unable  to  admit  the  reasoning  by  which  the  French  Foreign  Minister 
appears  to  have  been  guided.  The  policy  which  he  foreshadows  will,  in  the 
judgment  of  Her  Majesty's  Government,  constitute  a  material  departure  from 
the  engagements  which  have  been  made  by  France  in  respect  to  Madagascar, 
and  therefore  an  evident  violation  of  the  rights  which  Great  Britain  has  acqui- 
red. ||  In  1890  the  Government  of  Her  Britannic  Majesty  recognized  the  Pro- 
tectorate  of  France  over  the  Island  of  Madagascar,  with  its  consequences,  and 
to  this  stipulation  the  following  important  proviso  was  annexed:  "It  is  under- 
stood  that  the  establishment  of  this  Protectorate  will  not  affect  any  rights  or 
immunities  enjoyed  by  British  subjects  in  that  Island."  The  right  to  the  most 
favoured  treatment,  therefore,  and  to  a  limitation  of  the  Tariff  to  a  maximum 
of  10  per  cent,  were  not  to  be  affected  by  the  establishment  of  the  French 
Protectorate  over  Madagascar. 

In  the  winter  of  1894  it  was  announced  that  the  French  Government 
contemplated  a  military  expedition  to  Madagascar.  Madagascar  being  a  coun- 
try  with  which  Her  Majesty's  Government  had  relations,  and  in  which,  as 
already  mentioned,  they  enjoyed  rights  guaranteed  by  Treaty,  it  would  have 
been  natural  that  their  solicitude  should  have  been  awakened  by  the  announce- 
ment  of  this  expedition,  and  that  they  should  have  asked  from  the  French 
Government  explanations  as  to  the  effect  upon  their  rights  which  the  proposed 
invasioD  of  the  island  would  involve.  M.  Hanotaux,  who  was  then  Foreign 
Minister,  tranquillized  all  such  apprehensions  by  an  explicit  statement  of  the 
objeets  of  the  expedition,  in  which  he  spoke  of  "sending  into  the  island  the 
force  necessary  to  assure  the  exercise  of  a  Protectorate,  which,  in  conferring 
rights  upon  France,  imposes  obligations  also."  Great  Britain,  as  I  have  ex- 
plained  above,  had  been  assured  by  the  Declaration  of  1890  that  a  Protec- 
torate   would   not  affect   any  rights  or  immunities  enjoyed  by  British  subjects 


1 20  Verbandlungen  zwischen  Großbritannien  u.  Frankreich  über  Madagaskar.  1892-97. 

Nr.  H540.  in  Madagascar.  M.  Hanotaux  stated  that  this  Declaration  established  a 
britannien.  para^elism  which  existed  in  form  as  well  as  in  substance  between  Zanzibar 
-t.-Aug.  1896.  and  Madagascar;  and  added  that  the  Protectorate  of  France  over  Madagascar 
being  recognized  with  all  its  consequences,  the  diplomatic  position  of  France 
towards  the  Powers  as  thus  created  was  entirely  definite,  free  from  all  obs- 
curity,  and  protected  from  all  hindrances.  ||  The  British  Government,  there- 
fore,  saw  without  disquietude  the  preparations  made  by  the  French  Govern- 
ment to  enforce  and  affirm  their  Protectorate  in  the  island,  and  did  not  su- 
spect  that  any  danger  to  their  commercial  rights  would  arise  out  of  military 
Operations  of  which  the  maintenance  of  the  Protectorate  had  been  announced 
by  the  highest  authority  to  be  the  object.  ||  I  will  not  discuss  the  precise 
effect  upon  existing  Treaties  which  is  exercised  by  an  incorporation  of  Mada- 
gascar into  the  Republic  of  France,  under  conditions  so  exceptional  as  those 
which  have  prevailed  in  the  present  instance.  But  even  admitting  that  a 
French  annexation  will  have  generally  the  effect  of  sweeping  away  the  Treaties 
into  which  the  Queen  of  Madagascar  had  previously  entered,  it  can  have  no 
effect  upon  the  Claims  and  just  expectations  created  by  the  sanction  which 
those  Treaties,  and  the  rights  arising  under  them,  have  received  from  France 
herseif.  By  first  assuring  Her  Majesty's  Government  that  the  Protectorate 
would  not  affect  the  immunities  and  rights  of  British  subjects,  and  then  making 
a  public  announcement  that  the  expedition  had  no  aim  beyond  that  of  sustai- 
ning  the  Protectorate,  the  French  Government  have  precluded  themselves  from 
taking  advantage  of  the  military  results  of  the  expedition  in  Order  to  destroy 
the  British  rights  which  they  had  recognized.  Her  Majesty's  Government 
have  no  wish  to  embarrass  France  in  her  task  of  developing  the  resources  of 
Madagascar,  and  they  have  already  expressed  their  readiness  to  abandon  their 
judicial  rights  in  the  island  simultaneously  with  the  surrender  of  the  exterri- 
torial Privileges  claimed  for  French  Citizens  in  Zanzibar.  But  they  cannot 
but  feel  that  to  reserve  the  annulment  of  their  Treaty  rights  tili  the  expe- 
dition, undertaken  with  the  assurances  above  cited,  had  made  France  mistress 
of  the  country,  and  then  to  declare  those  rights  to  have  lapsed  in  conse- 
quence  of  a  declaration  of  annexation,  would  be  a  proceeding  for  which  no 
countenance  can  be  found  in  the  practice  of  international  law. 

You  will  read  this  despatch  to  M.  Hanotaux,  and  give  him  a  copy  of  it. 

Salisbury. 

Nr.  11541.  GROSSBRITANNIEN.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an  den 
französ.  Minister  des  Ausw.  England  hat  auf  seine 
Konsulargerichtsbarkeit  nicht  verzichtet. 

Paris,  August  6,  1896. 
Nr.  11541.  M.  le    Ministre.  ||  The    attention  of  Her  Majesty's  Government  has  been 

Grofs-      drawn  to  the  Regulations  published  in  the  "Journal  Officiel"  of  the  27th  July 

britannien. 

6.  Aug.  1896.  respecting  the  working  of  mines  containing  gold,  precious  metals,  and  precious 
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stones  in  Madagascar,    and  to  the  provision  placing  persons  guilty  of  any  in-  Nr.  11541 
fraction    of   them    under  the  Jurisdiction   of  the  French  Tribunals  established  .  Gfrofs- 

"  uritanmen. 

by    the  Decree    of   the  9th  June    last.  ||  I  have   therefore   been  instructed  by  6.  Aug.  18%. 
Her  Majesty's  Principal  Secretary  of  State  for  Foreign  Affairs  to  remind  your 
Excellency    that  Her  Majesty's  Government    have    not  yet  consented  to  waive 
the  Consular  Jurisdiction  in  the  island  secured  to  them  by  Treaty. 

Henry  Howard. 

Nr.  11542.  GROSSBRITANNIEN.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  wird  die 
englische  Note  der  Regierung  vorlegen. 

Paris,  August  14,  1896.    (15.  August.) 
My  Lord,  ||  I  have    the  honour  to  report  that  M.  Hanotaux  returned  to   Nr- ii5-*2. 
Paris  yesterday  and  that  this  afternoon  I  read  to  bis  Excellency  your  Lord-  britannien. 
ship's  despatch  of  the  4th  instant   on   the  subjeet  of  British  Treaty  rights  in  H.Ang.i896. 
Madagascar,  and  gave  him  a  copy  of  the  same.  ||  M.  Hanotaux  stated  that,  in 
the  first  instance,    he    would    submit  this  document  to  the  Legal  Advisers  of 
the  Government  for  their  opinion,  and  then  furnish  your  Lordship  with  a  reply 
to  the  same  either  through  Baron  de  Courcel  or  Her  Majesty's  Embassy  here.|| 
His  Excellency  added  that  it  had  been  his  desire  to  make  the  notification  to 
foreign  Powers   of  the  Decree,    declaring  Madagascar  a  Colony,    simultaneous 
with  the  issue  of  the  same.     It  had,  however,  through  some  misunderstanding 
on  his  part,   been  issued  at  an  earlier  date  than  he  had  antieipated,  but  the 
notification  in  question  would  now  be  made  as  soon  as  possible. 

I  have,  &c. 
(Signed)         Henry  Howard. 

Nr.  11543.  FRANKREICH.  —  Der  Botschafter  in  London  an 
den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.  Notifiziert 
die  Besitzergreifung  Madagaskars. 

Londres,  le  17  Aoüt,  1896.    (August  18.) 
M.  le  Marquis.  ||  Aux  termes   d'une  Loi  du  6  Aoüt,    1896,    publiee  au  Nr.  11513. 
"Journal  Officiel"    de    la  Republique  Francaise    le   8   du   meme  mois,    lTle  de  ^V.Tsoe. 
Madagascar,  avec  les  iles  qui  en  dependent,  a  ete  declaree  Colonie  Francaise.] | 
D'ordre    de    mon    Gouvernement,    j'ai    l'honneur   d'en   donner   notification    au 
Gouvernement  Britannique.  Alph.  de  Courcel. 

Nr.  11544.  FRANKREICH.  —  Derselbe  an  Denselben.  Teilt  die 
endgültige  Organisation  der  Justiz  in  Madagaskar  mit. 

Londres,  le  18  Aoüt,  1896.    (August  18.) 
M.    le   Marquis,  II  Me    referant  ä    ma  lettre  du  17  de  ce  mois,    portant  Nr-  u5ii- 

"  Frankreich. 

notification   qu'aux  termes  d'une  Loi  du  6  Aoüt,    1896,    l'Ile  de  Madagascar  is.Aug.i89o. 
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Nr.  H544.  avec  les  iles  qui  en  dependent  a  ete  declaree  Colonie  Franchise,  j'ai  l'honneur, 

Frankreich. 
18.Aug.1896. 


'  d'ordre  de  mon  Gouvernement,  d'adresser  ci-inclus  ä  votre  Seigneurie  le  texte 


d'un  Decret  du  9  Juni,  1896,  organisant  definitivement  le  service  de  la  justice 
ä  Madagascar  et  dependances.  ||  Les  Tribunaux  Francis  institues  par  ce 
Decret  connaissent  de  toutes  les  affaires  civiles  et  commerciales  entre  Euro- 
peens  et  assimiles,  entre  Europeens  ou  assimiles  et  indigenes.  Ils  connaissent 
egalement  de  tous  les  crimes,  delits,  et  contraventions  commis  dans  l'etendue 
du  ressort  de  leur  juridiction  ä  quelque  nation  qu'appartiennent  les  accuses 
ou  inculpes.  ||  Ces  Tribunaux  sont  aujourd'hui  installes,  et  sont  en  mesure  de 
fonctionner.  En  consequence  les  Instructions  necessaires  ont  ete  envoyees  pour 
que  desormais  ils  exercent  leur  juridiction  sur  l'ensemble  des  habitants  de 
l'Ile  de  Madagascar  et  de  ses  dependances,  conformement  aux  dispositions  du 
Decret  Organique  precite.  ||  J'ai  ete  Charge  d'en  informer  votre  Seigneurie  et 
de  la  prier  de  vouloir  bien  en  aviser  les  Consuls  Britanniques  ä  Madagascar. 

Agreez,  &q. 
(Signe)         Alph.  de  Courcel. 


Anlage. 
Decret  reorganisant  le  Service  de  la  Justice  ä  Madagascar.     9  Juin,   1896. 

Le  President  de  la  Republique  Francaise :  ||  Vu  le  Senatus-Consulte  du 
3  Mai,  1854;  ||  Vu  la  Loi  du  2  Avril,  1891,  qui  a  institue  des  Tribunaux 
Francais  a  Madagascar;  |j  Vu  le  Decret  du  24  Aout,  1892,  portant  Organisa- 
tion des  Tribunaux  Francais  ä  Madagascar;  ||  Vu  le  Decret  du  28  Mars,  1894, 
sur  l'organisation  de  la  justice  ä  Diego-Suarez  et  ä  Nossi-Be ;  ||  Vu  le  Decret 
du  11  Decembre,  1895,  portant  rattachement  de  radministration  de  Madagascar 
au  Ministere  des  Colonies;  ||  Vu  le  Decret  du  28  Decembre,  1895,  portant 
Organisation  de  la  justice  ä  Madagascar;  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre  des 
Colonies  et  du  Garde  des  Sceau,  Ministre  de  la  Justice,  ||  Decrete : 

Article  1er.  La  justice  est  rendue  ä  Madagascar  et  dependances  par  une 
Cour  d'Appel,  des  Cours  Criminelles,  des  Tribunaux  de  Premiere  Tnstance,  des 
Justices  de  Paix  ä  competence  etendue,  des  Justices  de  Paix,  et  par  des  Tri- 
bunaux Indigenes. 

Art.  2.  Les  audiences  des  Tribunaux  Francais  et  Indigenes  sont  publi- 
ques,  au  Civil  comme  au  Criminel,  excepte  dans  les  affaires  oü  la  publicite 
sera  jugee  dangereuse  pour  l'ordre  ou  les  moeurs.  Dans  tous  les  cas  les 
jugements   seront   prononccs   publiquement;    ils   devront   toujours  etre  motives. 

Titre  Premier. 

Section  lie. —  Des   Tribunaux  Francais. 

Art.  3.     La  Cour  d'Appel  a  son  siege  ä  Tananarive.     Les  Tribunaux  de 

Premiere  Instance  siegent  ä  Tananarive,  TamataVe,  et  Majunga.  |j  Les  Justices 

de  Paix  ä  competence  etendue  sont   ölablies   ä  Diego-Suarez  et  ä  Nossi-Be.  || 
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Les  Residents  peuvent  etre  charges,  par  arrete  local  soumis  ä  l'approbation  Nr.  11544. 
du  Ministre  des  Colonies,  des  fonctions  de  Juge  de  Paix  dans  les  localites  oü i^au^isqö 
il  n'existe  pas  de  Tribunal  de  Premiere  Instance. 

Art.  4.  Un  Procureur-General,  Chef  du  Service  Judiciaire,  exerce  l'action 
publique  dans  toute  l'etendue  de  l'ile  et  de  ses  dependances,  et  remplit  les 
fonctions  du  Ministere  Public  pres  la  Cour  d'Appel.  ||  II  lui  est  adjoint  un 
Substitut  charge  de  l'assister  dans  les  fonctions  du  Ministere  Public. 

Art.  5.  Les  Tribunaux  de  Premiere  Instance  sont  composes  d'un  Juge- 
President,  d'un  Procureur  de  la  RSpublique,  et  d'un  Greffier.  ||  En  matiere  ci- 
vile  et  commerciale  ils  connaissent  en  dernier  ressort  des  actions  personnelles 
ou  mobilieres  jusqu'ä  la  valeur  de  3,000  fr.  en  principal,  et  des  actions  im- 
mobilieres  jusqu'ä  150  fr.  de  revenus  determines  soit  en  reute,  soit  par  prix 
de  bail.  En  premier  ressort  leur  competence  est  illimitee.  ||  Comme  Tribunaux 
de  simple  police  et  de  police  correctionelle,  ils  connaissent  en  dernier  ressort 
de  toutes  les  contraventions  de  police,  et,  ä  Charge  d'appel,  de  toutes  les 
autres  contraventions,  et  de  tous  les  delits  correctionnels. 

Art.  6.  Les  Justices  de  Paix  ä  competence  etendue  de  Diego-Suarez  et 
de  Nossi-Be  jouissent,  en  matiere  civile,  commerciale,  et  repressive,  d'une  com- 
petence identique  ä  celle  des  Tribunaux  de  Premiere  Instance  institues  dans  l'ile. 

Art.  7.  Les  Residents  investis  des  fonctions  de  Juges  de  Paix,  et  assi- 
stes  de  leur  Secretaire  Greffier,  connaissent,  en  matiere  civile  et  repressive, 
de  toutes  les  affaires  qui  sont  de  la  competence  des  Juges  de  Paix  en  France, 
conformement  ä  la  legislation  Mtitropolitaine.  ||  Ils  connaissent,  en  outre,  de 
toutes  les  actions  personnelles  ou  mobilieres  dont  la  valeur  n'excede  pas 
1,500  fr.,  et  des  demandes  immobilieres  jusqu'ä  coneurrence  de  100  fr.  de 
revenu,  determine  soit  en  rente,  soit  par  prix  de  bail,  ä  charge  d'appel  devant 
la  Cour  d'Appel  de  Tananarive. 

Art.  8.  Les  Residents  investis  des  fonctions  judiciaires,  et  assistes  de 
leur  Secretaire  Greffier,  connaissent  egalement,  en  premier  ressort,  des  delits 
deferes  aux  Tribunaux  Correctionnels,  ä  la  condition  que  ces  delits  aient  ete 
commis  par  des  Europeens,  ou  assimiles  ou  par  des  indigenes  ou  assimiles 
contre  des  Europeens  ou  assimiles.  ||  Ils  suivent,  en  matiere  correctionnelle  et 
de  simple  police,  la  procedure  des  Tribunaux  de  simple  police  en  France.  ||  Ils 
se  saisiront  eux-memes  d'office  ou  seront  saisis  directement  par  la  citation 
donnee  au  prevenu  ä  la  requete  de  la  partie  civile. 

Art.  9.  La  Cour  d'Appel  se  compose  d'un  President,  de  deux  Conseillers, 
et  d'un  Greffier.  Elle  connait:  ||  1.  De  tous  les  appels  des  jugements  rendus 
par  les  Tribunaux  Francais  de  Premiere  Instance  et  les  Juges  de  Paix  ä  compe- 
tence etendue,  en  matiere  civile,  commerciale,  et  de  police  correctionnelle;  ||  2.  Des 
appels  des  jugements  en  matiere  civile  et  commerciale  et  de  police  correctionelle, 
rendus  par  les  Residents  charges  de  la  justice;  ||  3.  Des  demandes  formees  par 
les  parties  ou  par  le  Procureur-General  en  annulation  des  jugements  de  simple 
police  pour  incompetence,  exces  de  pouvoir  ou  violation  de  la  loi. 
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Nr.  11544.  Art.  10.     L'etendue   du   ressort  des   Tribunaux   de   Premiere   Instauce  et 

i8.ing.i896.  ^es  Justices  de  Paix  est  determinee  par  un  Arrete  du  Resident-General,  sou- 

mis  ä  l'approbation  du  Ministre  des  Colonies.  j|  Le  ressort  des  Justices  de  Paix 

ä  competence   etendue   de  Nossi-Be  et  de   Diego-Suarez   demeure  fixe  par  le 

Decret  du  28  Mars,  1894. 

Art.  11.  Des  interpretes  assermentes  sont  specialement  attaches  au  Ser- 
vice des  divers  Tribunaux  et  repartier  selon  les  besoins,  par  Arrete  du  Resi- 
dent-General. 

Section  2. — Des  Cours  Criminelles. 

Art.  12.  Des  Cours  Criminelles  sont  instituees  ä  Tauanarive,  Tamatave, 
Majunga,  et  Diego-Suarez.  ||  La  Cour  Criminelle  de  Tananarive  se  compose  du 
President  de  la  Cour  d'Appel,  President;  de  deux  Conseillers  ä  la  Cour,  et 
de  deux  Assesseurs.  ||  En  cas  d'absence  ou  d'empechement  de  Tun  des  Con- 
seillers ä  la  Cour,  il  pourra  etre  remplace  par  le  Juge-President  du  Tribunal 
ou,  ä  defaut,  par  un  fonctionnaire  designe  par  le  Resident-General.  ||  Les 
fonctions  du  Ministere  Public  devant  la  Cour  Criminelle  sont  remplies  par  le 
Procureur-Gen£ral,  et,  ä  son  defaut,  par  son  Substitut.  ||  A  Tamatave,  Majunga, 
et  Diego-Suarez,  la  Cour  Criminelle  se  compose  du  Juge-President  du  Tribu- 
nal ou  du  Juge  de  Paix  President,  de  deux  fonctionnaires  designes  par  Arrete 
local,  et  de  deux  Assesseurs.  ||  Les  fonctions  du  Ministere  Public  seront  rem- 
plies ä  Tamatave  et  Majunga  par  le  Procureur  de  la  Röpublique,  et  ä  Diego- 
Suarez  par  un  fonctionnaire  designe  par  le  Resident-General. 

Art.  13.  Les  Assesseurs  adjoints  aux  Cours  Criminelles  seront  designes 
par  le  sort  sur  une  liste  de  dix  Notables  Francais  domicilies  dans  le  ressort 
de  la  Cour  Criminelle  et  jouissant  de  tous  leurs  droits  civils  et  politiques, 
dressee  cbaque  annee  par  le  Resident-General.  Les  Assesseurs  ont  voix  deli- 
berative  sur  toutes  les  questions  soumises  ä  la  Cour.  ||  Les  Cours  Criminelles 
de  Tananarive,  Tamatave,  Majunga,  et  Diego-Suarez  connaissent  des  crimes 
commis  par  des  Europeens  ou  assimiles  dans  tout  le  territoire  de  Madagascar 
et  dependances.  Elles  connaissent,  en  outre,  des  crimes  commis  par  des  indi- 
genes ou  assimiles  contre  des  Europeens  ou  assimiles  dans  leur  ressort. 

Art.  14.  Dans  les  localites  autres  que  Tananarive,  Majunga,  Tamatave, 
et  Diego-Suarez,  le  Resident-General  pourra  instituer,  s'il  en  est  besoin,  des 
Cours  Criminelles  speciales  composees,  sous  la  presidence  du  Resident,  Juge  de 
Paix,  de  deux  fonctionnaires  designes  par  le  Resident- General.  ||  Ces  Cours 
Criminelles  speciales  connaitront  seulement  des  crimes  commis  par  des  indi- 
genes ou  assimiles  au  prejudice  d'Europeens  ou  assimiles.  Elles  appliqueront 
la  loi  Francaise. 

Art.  15.  Les  crimes  ou  delits  commis  par  les  indigenes  ou  assimiles  au 
prejudice  d'indigenes  ou  assimiles  sont  juges,  conformement  aux  lois  localcs, 
par  un  Tribunal  compose,  sous  la  presidence  du  Resident,  Juge  de  Paix,  de 
deux  Assesseurs  indigenes.  Dans  le  ressort  des  Tribunaux  de  Tananarive, 
Majunga,  Tamatave,  et  Diego-Suarez,  le  Tribunal,  compose  egalement  de  deux 
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■M»  ">stace-  sssz. 

Section  3. — Des  Tribunaux  Indigenes. 
Art.  16.  Les  Tribunaux  Indigenes  institues  par  la  legislation  locale  sont 
maintenus.  j|  Ils  connaissent,  conformement  aux  dispositions  de  la  legislation 
locale,  de  toutes  les  affaires  civiles.  |[  Les  indigenes  peuvent  se  soustraire 
entierement  ä  la  competence  des  Tribunaux  Indigenes  en  declarant,  dans  un 
acte,  qu'ils  entendent  contracter  sous  l'empire  de  la  loi  Frangaise. 

Titre  II. —  Competence  des  Tribunaux  Francais. 

Art.  17.  Les  Tribunaux  Francais  connaissent  de  toutes  les  affaires  civiles 
et  commerciales  entre  Europeens  et  assimiles,  entre  Europeens  ou  assimiles 
et  indigenes  et  entre  indigenes,  sauf  les  exceptions  prevues  ä  l'Article  16  ci- 
dessus. 

Art.  18.  Les  Tribunaux  Francais  connaissent  egalement  de  tous  les  crimes, 
delits,  et  contraventions  commis  dans  l'etendue  du  ressort  soumis  ä  leur  juri- 
diction,  ä  quelque  nation  qu'appartiennent  les  accuses  ou  inculpes. 

Art.  19.  En  matiere  civile  et  commerciale,  les  Tribunaux  Frangais  appli- 
quent  les  dispositions  du  Code  Civil  et  du  Code  de  Commerce  en  vigueur  en 
France.  j|  En  matiere  de  simple  police,  de  police  correctionnelle  et  en  matiere 
criminelle,  ils  ne  peuvent  prononcer  d'autres  peines  que  Celles  etablies  par  la 
loi  Fraucaise. 

Titre  III. — De  la  Procedure. 
Section  lre. — Procedure  devant  les  Tribunaux  Francais. 

Art.  20.  Toutes  les  instances  civiles  sont  dispensees  du  preliminaire  de 
conciliation;  neanmoins,  pour  toutes  les  affaires  qui,  en  France,  sont  sou- 
mises  ä  ce  preliminaire,  le  Juge  devra  inviter  les  parties  ä  comparaitre  en 
personne,  sur  simple  avertissement,  sans  frais. 

Art.  21.  La  forme  de  proceder  en  matiere  civile  et  commerciale  devant 
les  Tribunaux  Francis  est  celle  qui  est  suivie,  en  France,  devant  les  Tribu- 
naux de  Commerce. 

Art.  22.  Le  delai  pour  interjeter  appel  des  jugements  contradictoires  en 
matiere  civile  et  commerciale  est  de  deux  mois  ä  partir  de  la  signification  ä 
personne  ou  au  domicile  reel  ou  d'election.  jj  Ce  delai  est  augmente  ä  raison 
des  distances,  dans  les  conditions  qui  seront  determinees  par  un  Arrete  du 
Resident- General.  ||  A  l'egard  des  incapables,  ce  delai  ne  courra  qu'ä  partir  de 
la  signification  ä  personne  ou  au  domicile  de  ceux  qui  sont  charges  de  l'exer- 
cice  de  leurs  droits.  ||  Dans  aucun  cas,  l'appel  ne  sera  regu  contre  les  juge- 
ments par  defaut  qui  ne  seront  pas  devenus  definitifs.  II  n'y  aura  lieu  ä 
appel  des  jugements  interlocutoires  qu'apres  le  jugement  definitif  et  conjointe- 
ment  avec  l'appel  de  ce  jugement. 

Art.  23.  II  pourra  etre  institue,  j)ar  arrete"  du  Resident-General,  aupres 
des  Tribunaux  de  Madagascar  et  dependances,  des  avocats  defenseurs  charges 
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Nr.  11544.  de  plaider  et  de  conclure,  de  faire  et  signer  tous  actes  necessaires  ä  l'in- 
ls'lngSe.  struction  des  causes  civiles  et  commerciales  et  ä  l'execution  des  jugements  et 
arrets  et  de  defendre  les  accuses  et  prevenus  devant  les  Tribunaux  criminels 
ou  correctionnels.  ||  L'intervention  des  avocats  defenseurs  ne  sera  jamais  obliga- 
toire,  et  les  parties  pourront  agir  et  se  defendre  elles-memes.  Dans  ce  cas, 
la  forme  ä  suivre  pour  les  significations  consistera  dans  le  depöt  des  actes  par 
les  parties,  dans  les  delais  legaux,  au  greffe  du  Tribunal.  ||  Le  Greffier  donnera 
un  recepisse  des  dits  actes  enoncant  la  date  du  depöt  et  devra,  sous  sa  re- 
sponsabilite,  les  signifier  ä  la  partie  adverse  dans  les  vingt-quatre  heures. 
En  matiere  de  grand  criminel,  lorsque  l'accusö  n'aura  pas  fait  choix  d'un  de- 
fenseur,  il  lui  en  sera  nomine  un  d'office.  Cet  avocat  döfenseur  sera  designe 
par  le  President  parmi  les  avocats  defenseurs  mentionnes  ci-dessus,  les  officiers 
ou  les  simples  citoyens  qu'il  jugera  capables  d'assister  l'accuse  dans  sa  defense. 

Art.  24.  En  matiere  correctionnelle  ou  de  simple  police,  le  Tribunal  est 
saisi  par  le  Ministere  Public  ou  directement  par  la  citation  donnee  au  pre- 
venu,  ä  la  requete  de  la  partie  civile. 

Art.  25.  Dans  le  cas  de  crime,  aussitöt  que  l'information  est  terminee, 
le  Procureur-General,  s'il  est  d'avis  qu'il  y  a  lieu  de  traduire  l'accuse  devant 
la  Cour  Criminelle,  dresse  l'acte  d'accusation  et  demande  au  President  de  la 
Cour  Criminelle,  ä  Tananarive,  l'indication  d'un  jour  pour  l'ouverture  des  de- 
bats.  j|  Lorsque  l'affaire  est  du  ressort  des  autres  Cours  Criminelles,  le  dossier, 
avec  l'acte  d'accusation,  est  transmis  ä  l'officier  du  Parquet  Charge  du  Mini- 
stere Public  devant  la  Cour  Criminelle,  lequel  demande  au  President  de  cette 
Cour  l'indication  d'un  jour  pour  l'ouverture  des  debats.  |j  L'Ordonnance  du  Juge 
et  l'acte  d'accusation  sont  signifies  par  le  Greffier  ä  l'accuse,  auquel  toutes  les 
pieces  de  la  procedure  sont  communiquees  sur  sa  demande  oü  ä  son  avocat 
defenseur. 

Art.  26.  La  forme  de  proceder  en  matiere  criminelle  et  correctionnelle 
ainsi  que  les  formes  de  l'opposition  et  de  l'appel  sont  reglees  par  les  dispo- 
sitions  du  Code  d'Instruction  Criminelle  relatives  ä  la  procedure  devant  les 
Tribunaux  Correctionnels.  ||  Les  Presidents  des  Cours  Criminelles  sont,  en  outre, 
investis  des  pouvoirs  enumeres  par  les  Articles  268  et  269  du  Code  d'In- 
struction Criminelle.  ||  Le  mode  de  proceder  en  matiere  de  simple  police  est 
regle  par  les  sections  lre  et  3e  du  chapitre  1er,  titre  1er,  du  livre  II  du  Code 
d'Instruction  Criminelle. 

Art.  27.  Les  arrets  rendus  par  les  Tribunaux  Francais  ä  Madagascar 
ne  sont  pas  susceptibles  de  recours  en  Cassation,  si  ce  n'est  dans  l'interet 
de  la  loi  et  conformement  aux  Articles  441  et  442  du  Code  d'Instruction 
Criminelle. 

Art.  28.     Les  fonetions  d'Huissier   sont   remplies   par   les    agents   de    la 
force  publique  designes  par  le  Resident-General,  sur  la  proposition  du  Procu 
reur-Gene>al. 
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Section  2. — Proccdure  devant  les  Tribunaux  Indigenes.  Nr.  11544. 

[Frankreich. 

Art.  29.     Lcs  dispositions  des  lois  indigenes  et  les  usages  locaux  concer-  is.Aug.i896. 
nant  la  procedure  et  les  debats,  la  tenue  et  la  police  des  audiences  continuent 
ä  recevoir  leur  execution. 

Titre  IV. — Attributions  Speciales. 

Art.  30.  Le  Procureur- General,  comme  representant  l'action  publique, 
vcille,  dans  l'etendue  du  ressort  des  Tribunaux  Francais,  ä  l'execution  des 
lois,  ordonnances,  et  reglements  en  vigueur,  fait  toutes  requisitions  necessaires, 
poursuit  d'office  les  executions  des  jugements  et  arrets  dans  les  dispositions 
qui  Interessent  l'ordre  public,  signale  au  Resident-General  les  arrets  et  juge- 
ments en  dernier  ressort,  passes  en  force  de  chose  jugee,  qui  lui  paraissent 
susceptibles  d'etre  attaques  par  voie  de  Cassation,  dans  l'interet  de  la  loi; 
surveille  les  officiers  de  police  judiciaire  et  les  officiers  Ministerieis;  requiert 
la  force  publique  dans  les  cas  et  suivant  les  formes  determinees  par  les  lois 
et  decrets.  ||  Comme  chef  du  service  judiciaire,  il  veille  au  maintien  de  la  dis- 
cipline  des  Tribunaux  Francais  et  provoque  les  decisions  du  Resident-General 
sur  les  actes  qui  y  seraient  contiaires.  |j  II  examine  les  plaintes  qui  peuvent 
s'elever  de  la  part  des  detenus  et  en  rend  compte  au  Resident-General.  ||  II 
fait  dresser  et  verifier  les  etats  semestriels  et  les  documents  statistiques  de 
l'administration  de  la  justice,  qui  doivent  etre  transmis  au  Ministre  des  Co- 
lonies.  j|  II  inspecte  les  registres  du  greffe  ainsi  que  ceux  de  l'etat  civil.  ||  II 
reunit,  pour  etre  cnvoyes  au  Ministre  des  Colonies,  les  doubles  registres  et 
documents  divers  destines  au  depöt  des  archives  coloniales. 

Art.  31.  En  toute  maticre,  le  Procureur-General  peut  autoriser  la  mise 
en  liberte  provisoire,  avec  ou  saus  caution. 

Art,  32.  Independamment  des  attributions  qui  leur  sout  conferes  par  les 
Articles  5  et  6,  les  Juges-Presidents  de  Premiere  Instance  et  les  Juges  de 
Paix  ä  competence  ctendue  remplissent  les  fonctions  et  fönt  les  actes  tute- 
laires  attribues  aux  Juges  de  Paix  par  la  loi  Frangaise,  tels  que  les  appositions 
et  levees  de  scelles,  les  avis  de  parents,  les  actes  de  notoriete  et  autres  actes 
qui  sont  dans  Tinteret  des  familles. 

Art.  33.  Les  residents  charges  de  la  justice  dans  les  provinces  remplis- 
sent les  fonctions  de  Juge  d'Instruction  et  d'officier  de  police  judiciaire  pour 
les  crimes  commis  bors  du  ressort  des  Tribunaux  Francais  par  des  Europeens 
ou  assimiles  ou  par  des  indigenes  ou  assimiles,  de  complicite  avec  des  Euro- 
peens ou  au  prejudice  d'Europeens. 

Art.  34.  Les  Greffiers  institues  pres  la  Cour  d'Appel  et  pres  les  Tribu- 
naux de  Premiere  Instance,  remplissent,  en  outre,  les  fonctions  de  notaire  dans 
l'etendue  du  ressort  de  ces  memes  Tribunaux.  ||  Hors  de  ce  ressort,  les  fonc- 
tions de  notaire  sont  exercees  par  des  officiers  ou  des  fonctionnaires  designes 
par  le  Resident- General. 
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Nr.  H544.  Titre  V. — Dispositions  Diverses. 

i8.Ang7i896.  -^rt-  ^'    ^u  cas  d'empechement  de  Tun  des  Magistrats  designes  ci-dessus, 

il  sera  pourvu  ä  son  remplacement  par  le  Resident-General. 

Art.  36.  Les  conditions  d'äge  et  d'aptitude  pour  les  Magistrats  titulaires 
et  les  Greffiers  sont  les  memes  qu'en  France. 

Art.  37.  Totit  ce  qui  concerne  la  fixation  des  jours  et  des  heures  des 
audiences,  leur  police,  les  tarifs,  les  droits  de  greffe,  la  discipline  sur  les  no- 
taires  et  fonctionnaires  attaches  au  Service  de  la  justice,  sera  regle  par  des 
arretes,  provisoirement  executoires,  rendus  par  le  Resident- General  et  soumis 
ä  l'approbation  du  Ministre  des  Colonies. 

Art.  38.  Seront  promulguees,  selon  les  formes  prescrites,  les  dispositions 
des  lois  et  Codes  Frangais  qui  sont  rendues  applicables  ä  Madagascar  et  de- 
pendances. 

Art.  39.  Les  dispositions  du  Decret  du  28  Decembre,  1895,  relatives  au 
costume,  ä  la  solde  et  ä  la  parite  d'office  des  Magistrats  ä  Madagascar  et  de- 
pendances,  restent  en  vigueur. 

Art.  40.     Le  Ministre  des  Colonies  et  le  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de 
la  Justice,  sont  charges,  chacun  en  ce  qui  le  concerne,  de  l'execution  du  prä- 
sent Decret,  qui  sera  insere  au  „Journal  Officiel  de  la  Republique  Francaise," 
au  „Bulletin  des  Lois,"  et  au  „Bulletin  Officiel  des  Colonies." 
Fait  ä  Paris,  le  9.  Juin,  1896. 

(Signe)  Felix  Faure. 

Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)  Andre  Lebon. 

Le  Garde  des  Sceaux,  Ministre  de  la  Justice. 
(Signe)  Darlan. 


N~l*.  11545.  GROSSBRITANNIEN.—  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Unterredung  mit  dem 
französischen  Botschafter  über  dieKonsulargerichts- 
barkeit  in  Madagaskar  und  Sansibar. 

Foreign  Office,  September  14,  1896. 
Nr.  ii545.  My  Lord,  ||  Baron  de  Courcel  called  at  this  Office  on  the  9th  instant, 

.  Ürofs:     and,   in  the  course  of  a  conversation   which  he  had  with  Mr.  Barrington,  re- 

Dritannien. 

u.sept.1896.  ferred  to  my  note  of  the  24th  ultimo,  in  which  his  Excellency  was  informed 
that  Her  Majesty's  Government  agreed  to  accept  the  Jurisdiction  of  the  French 
Tribunals  which  had  been  established  in  Madagascar,  provided  that  the  French 
Government  would  abandon  tlieir  Consular  Jurisdiction  in  Zanzibar.  His  Ex- 
cellency said  that  his  Government  had  no  desire  to  make  difficulties  for  Her 
Majesty's  Government  in  Zanzibar,  that  they  were  quite  aware  of  the  objec- 
tions  to  Consular  Jurisdiction,  and  would  gladly  enter  into  communication  with 
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Her  Majesty's  Government  with  a  view  to  meeting  their  wishes  in  the  matter,  Nr.  11545. 
but  that  this  would  necessarily  takc  some  time  to  arrange,  as  the  French  brit™n^6D> 
Government  would  require  to  be  informed  of  the  details  connected  with  the  u.SePt.i896. 
Courts  which  were  to  be  established  in  Zanzibar,  whereas  those  in  Madagas- 
car  were  already  in  working  order.  Baron  de  Courcel  said  that  there  was 
no  connection  between  the  two  questions,  which  should  be  kept  quite  distinct. 
He  was  therefore  iustructed  to  express  the  earnest  hope  of  bis  Government 
that  Her  Majesty's  Government  would  not  insist  011  the  conditional  nature  of 
the  acceptance  by  Great  Britain  of  the  new  arrangements  in  Madagascar.  || 
His  Excellency  called  again  to-day,  in  order  to  receive  my  reply  to  this  com- 
munication,  and  in  my  absence  was  received  by  Mr.  Bertie,  who  informed  him 
that,  in  view  of  the  Declarations  exchanged  between  Her  Majesty's  Govern- 
ment and  that  of  France  on  the  5th  August,  1890,  I  was  unable  to  dissociate 
the  question  of  British  exterritorial  rights  in  Madagascar  from  the 
question  of  French  exterritorial  rights  in  Zanzibar,  but  that  I  was  prepared 
to  assent  to  the  renunciation  of  British  rights  in  Madagascar  011  receiving 
from  the  French  Government  a  note  undertaking  to  renounce  their  exterri- 
torial rights  in  Zanzibar,  as  soon  as  they  should  be  satisfied  that  adequate 
Provision  had  been  made  for  the  administration  of  justice  by  the  Tribunals, 
in  cases  where  French  subjects  were  concerned.  ||  Baron  de  Courcel  said  that 
he  feared  that  this  proposal  would  not  be  regarded  as  satisfactory  by  the 
French  Government,  but  that  he  would  endeavour  to  find  a  way  out  of  the 
difficulty.  He  said  that  the  principle  acted  upon  by  nie  in  the  case  of  Tunis, 
and  by  the  French  Government  in  the  cases  of  Bosnia,  Herzegovina,  and 
Cyprus,  was  that  when  a  European  system  for  the  administration  of  justice 
had  been  established,  the  reason  for  the  exterritorial  Jurisdiction  ceased. 
Proper  Courts  of  Justice  had  been  established  in  Madagascar,  and,  therefore, 
if  the  island  were  only  a  French  Protectorate  his  Government  might  reaso- 
nably  expect  that  Great  Britain  would  waive  her  exterritorial  rights.  His 
Excellency  maintained  that  in  this  matter  there  was  no  analogy  between 
Madagascar  and  Zanzibar,  for  Great  Britain  had  not  as  yet  established  Courts 
in  Zanzibar.  When  she  had  done  so  France  would  make  no  difficulty  äbout 
admitting  their  Jurisdiction  over  French  Citizens,  but  it  could  hardly  be  ex- 
pected  that  she  should  give  now  an  assurance  as  to  a  future  contingency  of 
which  there  was  at  present  no  prospect.  ||  Mr.  Bertie  pointed  out  to  M.  de 
Courcel  that  I  had  made  a  concession  to  the  French  Government  in  this 
matter.  In  the  note  which  had  been  addressed  to  them  by  Mr.  Howard  on 
the  14th  ultimo,  it  had  been  stated  that  Her  Majesty's  Government  would  be 
ready  to  abandon  their  judicial  rights  in  Madagascar  simultaneously  with  the 
surrender  of  the  exterritorial  Privileges  of  France  in  Zanzibar.  I  had  now 
offered  to  renounce  at  once  the  exterritorial  rights  of  Great  Britain  in  Mada- 
gascar on  receiving  from  the  French  Government  a  written  assurance  of  a 
similar  renunciation,  in  the  future,  of  French  rights  in  Zanzibar.     Mr.  Bertie 

Staatsarchiv   LXI.  " 
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Nr.  11545.  said  that  his  Excellency  had   admitted  that  France  would  not  object  to  sur- 
,  ürofs:      render  these  rights  whenever  she  sould  be  satisfied  as  to  the  establishment  of 

britannien.  ° 

u.sept.1896.  competent  Tribunals  at  Zanzibar.  What  difficulty  could  there  be  on  the  part 
of  the  French  Government  to  give  an  undertaking  on  the  subject?  ||  Baron  de 
Courcel  replied  that  he  feit  that  the  French  Government  would  not  be  dispo- 
sed  to  treat  the  matter  as  a  bargain  between  the  two  Governments.  He  said 
that  if  we  were  to  follow  the  precedent  of  1890  and  to  treat  questions  affec- 
ting  Madagascar  and  Zanzibar  as  dependent  on  each  other,  the  result  might 
be  to  introduce  a  third  party  to  the  negotiations.  ||  Baron  de  Courcel  said,  in 
conclusion,  that  he  had  been  instructed  to  point  out  that  French  Tribunals 
had  been  established  in  the  French  Colony  of  Madagascar,  and  to  urge  that 
the  necessary  steps  shonld  be  taken  by  Her  Majesty's  Government  in  view  of 
this  fact.  He  added,  however,  that  he  would  communicate  to  his  Government 
the  offer  which  I  had  made,  and  repeated  that  he  would  endeavour  to  find 
some  way  out  of  the  difficulty  which  had  arisen.  Salisbury. 


Nr.  11546.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Übersendet  eine  Denk- 
schrift über  die  Lage  der  britischen  Unterthanen 
in  Madagaskar. 

Foreign  Office,  March  9,  1897. 

Nr.  ii546.  Sir,  ||  I  transmit  to  yoür  Excellency  herewith  a  Memorandum  embodying 

Grofs;     the    Information    contained   in    recent    despatches    from    Her  Majesty's  Acting 

9.  März  1897.  Consul  at  Tamatave  relating  to  the  position  in  which  British  subjects  in  Ma- 
dagascar are  now  placed  by  the  enforcement  of  French  civil  and  military  law 
in  the  island.  ||  I  request  your  Excellency  to  call  the  attention  of  the  French 
Government  to  the  proceedings  of  their  authorities  in  regard  to  British  sub- 
jects as  therein  described.  ||  Your  Excellency  should  take  the  opportunity  of 
reminding  M.  Hanotaux  that  no  reply  has  yet  been  received  by  Her  Majesty's 
Government  to  the  note  which  was  handed  to  his  Excellency  by  Mr.  Howard 
on  the  14th  August  last,  in  regard  to  the  general  question  of  British  interests 
in  Madagascar.  Salisbury. 


Anlage. 
Memorandum. 


On  the  9th  January,  1897,  Mr.  Sauzier,  Acting  British  Consul  at  Tama- 
tave, received  a  formal  notice  to  appear  before  the  Tribunal  of  First  Instance 
at  that  place,  in  a  case  between  French  and  British  subjects.  ||  He  thereupon 
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addressed  a  note,  dated  the  12th  January,  to  the  Secretary-General  of  the  Nr.  11546. 
Residency-General,  declining  to  appear  until  the  questions  of  Jurisdiction  at  britanlTen 
issue  between  the  British  and  French  Governments  are  settled,  and  protesting9.Märzi897. 
against  the  service  of  such  sumnumses  on  British  subjeets.  ||  At  the  same  time, 
he  offered  to  give  any  verbal  Information  he  could  on  the  matter  in  question.|| 
On  the  28th,  a  letter  was  written  to  him  by  direction  of  the  Resident-Ge- 
neral, stating  tbat  bis  Excellency  could  not  adrait  bis  protest.  ||  A  similar  pro- 
test  was  addressed  on  the  15tli  January  by  the  Vice-Consul  at  Antananarivo, 
against  a  summons  served  on  a  British  subjeet  naraed  Talbot,  and  refused  by 
the  Resident-General  on  the  ground  of  Instructions  he  had  reeeived  from  the 
Minister  of  the  Colonies.  ||  It  appears  tbat  the  Province  of  Iraerina  has  been 
placed  under  martial  law,  and  the  following  instances  in  which  British  sub- 
jeets have  suffered  thereby  bave  been  reported  to  Her  Majesty's  Govern- 
ment:—  ||  1.  Trading  licences  are  being  cancelled.  Most  of  the  agents  of 
wholesale  Tamatave  firms  are  compelled  to  pay  under  the  „hors  classe,"  al- 
though  aecording  to  the  Law  of  the  3rd  November,  1896,  this  only  applies  to 
bankers,  insurance  and  financial  concerns.  The  Mayor  of  Antananarivo,  in 
rcply  to  a  protest  from  the  agent  of  Messrs.  Procter  Brothers,  informed  him 
tbat  there  was  an  Omission  in  the  Law,  as  the  Charge  of  1,000  fr.  should 
also  apply  to  importers  and  exporters,  and  that  the  firm  must  pay  the  füll 
charge  and  protest  afterwards.  ||  2.  Early  in  January  1897,  a  chief  captain  of 
a  firm  of  merchauts  in  Antananarivo,  whilst  looking  for  men  to  go  to  Vato- 
mandry,  was  arrested  and  imprisoned  on  the  Charge  of  trying  to  obtain  car- 
riers.  He  showed  the  authority  from  his  principals,  but  was  told  that  he  had 
no  business  to  try  to  induce  men  to  carry  for  foreigners.  ||  3.  Mr.  Edmonds, 
of  the  London  Missionary  Society,  returned  not  long  ago  to  his  mission-house 
at  Iriafahy,  with  his  family,  intending  to  continue  his  work  which  had  been 
interrupted  owing  to  the  rebellion.  He  was  compelled  to  return  to  the  ca- 
pital  as  the  Military  Commander  is  stated  to  have  forbidden  the  people  at 
Iriafahy  to  seil  him  anything  or  to  visit  him,  even  after  the  death  of  one  of 
his  children,  which  oecurred  a  few  days  after  his  arrival.  ||  4.  Mr.  Kingzest 
and  Miss  Pearse  were  at  Ankerima  Diniga  011  the  llth  January,  when  the 
Governor,  knowing  that  Miss  Pearse  had  some  knowledge  of  medicine,  came 
to  the  house  in  which  she  was  lodging  and  brought  one  of  his  children,  who 
was  sick,  to  ask  her  advice.  The  officer  in  Charge  of  the  post  heard  of  this, 
and  at  once  lield  a  meeting  stating  that  if  any  Malagasy  visited  the  English 
when  staying  there,  they  would  be  fined.  Mr.  Kingzest  went  to  the  officer  to 
explain  the  nature  of  the  visit,  but  he  would  not  listen,  and  told  him  that 
were  it  not  for  the  fact  that  he  had  a  lady  with  him,  he  would  be  ordered 
out  of  the  town  at  once. 
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Nr.  11547.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  französischen  Minister  des  Auswärtigen.  Er- 
innert ihn  an  die  Beantwortung  von  Nr.  11540. 

Paris,  March  15,  1897. 
Nr.  11547.  jyr   \Q  Ministre,  II  In  accordance   with  Instructions   which  I  have  received 

Groß-  '    M 

britannien.  from  the  Marquess  of  Salisbury  I  have  the  honour  to  mclose  a  Memorandum 
15Märzl897>  embodying  the  information  received  at  the  Foreign  Office  as  to  the  position 
in  which  British  subjects  in  Madagascar  are  now  placed  by  the  enforcement 
of  French  civil  and  military  law,  and  to  call  your  Excellency's  earnest  atten- 
tion to  the  proceedings  of  the  local  authorities  in  regard  to  British  subjects 
in  that  island.  ||  In  making  this  communication,  Lord  Salisbury  has  instructed 
me  to  remind  your  Excellency  that  no  reply  has  yet  been  received  by  Her 
Majesty's  Government  either  through  Her  Majesty's  Embassy  or  through  the 
French  Embassy  in  London  to  the  despatch  from  bis  Lordship  to  Mr.  Howard, 
then  Her  Majesty's  Minister  in  this  country,  of  the  4th  August,  1896,  a  copy 
of  which  was  handed  to  your  Excellency  by  Mr.  Howard  on  the  14th  of  that 
month,  in  regard  to  the  general  question  of  British  interests  and  Treaty  rights 
in  Madagascar.  Edmund  Monson. 


Nr.  11548.  GROSSBRITANNIEN.  —  Die  Botschaft  in  Paris  an  den 
französischen  Minister  des  Auswärtigen.  Frage  der 
Gerichtsbarkeit  in  Madagaskar  und  Sansibar. 

Paris,  March  29,  1897. 
Nr.  U548.  M.  le  Ministre.  ||  The  French  Ambassador  called  on  the  23rd  instant  at 

brftlnnlen.  tne  Foreign  Office,  and  spoke  on  the  subject  of  the  French  Jurisdiction  in 
29.Märzis97.  Madagascar.  ||  His  Excellency  stated  that  he  had  received  a  despatch  from 
your  Excellency  expressing  surprise  and  regret  that  Her  Majesty's  Consular 
officers  in  that  island  had  not  yet  received  Instructions  to  recognize  the  Juris- 
diction over  British  subjects  of  the  French  Tribunals  which  have  been  esta- 
blished  in  the  island.  ||  It  was  recalled  to  Baron  de  Courcel's  recollection  that 
so  long  ago  as  last  September  an  offer  had  been  made  by  the  Marquess  of 
Salisbury  to  renounce  at  once  the  extra  territorial  rights  of  Great  Britain  in 
Madagascar  on  receiving  from  the  Government  of  the  Republic  a  written 
assurance  of  a  similar  renunciation,  in  the  future,  of  French  rights  in  Zan- 
zibar.  ||  Baron  de  Courcel  replied  that  although  no  written  reply  had  been 
made  to  this  proposal,  and  although  his  Excellency  had  no  Instructions  on  the 
subject,  yet  he  thought  tbat  Her  Majesty's  Government  might  feel  assured  that, 
whenever  adequate  provisions  had  been  made  in  Zanzibar  for  the  administration 
of  justice  by  properly  constituted  British  Tribunals  in  cases  in  which  French 
Citizens  were  concerned,  the  French  Government  would  make  no  difficulty 
about  admitting  the  Jurisdiction  of  such  Tribunals   over  French  Citizens.  ||  I 
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have    110 w   the   honour,   in  accordauce  with  instructions  which  I  have  received  Nr.  11548. 
froni  Lord  Salisbury,'  to  State   that  if  the   assurance  thus  given  receives  vour  v  (!roCä" 

0  ^  britanmen. 

Excellency's    confirmation,    bis   Lordship    will    no    longer    hesitate    to   instruct  29.Märzi897. 
Her  Majesty's   Consular    officers    in  Madagascar,    by  telegraph,   in  the  sense 
desired  by  the  Government  of  the  Republic.         (For  the  Ambassador), 

(Signed)         Martin  Gosselin. 

Nr.    11549.     FRANKREICH.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
die  englische   Botschaft  in  Paris.     Dasselbe. 

Paris,  le  5  Avril,  1897. 
M.  le  Ministre.  ||  Conformement   au   voeu    que    vous  avez  ete  Charge  de  Nr.  11549. 
ra'exprimer,   j'ai    l'honneur   de    vous    faire  savoir  que   le  Gouvernement  de  la5  ^Vi^t 
Röpublique    est   dispose  ä  abandonner   l'exerciee   de  ses  droits  de  juridiction 
sur   les   ressortissants   ä  Zanzibar,    le  jour  oü  l'administration  de  la  justice  y 
serait  assuree   par   des   Tribunaux  Britanniques   rt'gulierement  constitues.  ||  Je 
vous  serais  tres  oblige  de  vouloir  bien  porter  cette  declaration  ä  la  connais- 
sance  du  Gouvernement  Britannique.  Agreez,  &c. 

(Signe)         G.  Hanotaux. 

Nl\    11550.    FRANKREICH.  —  Derselbe  an  Denselben.     Dasselbe. 

Paris,  le  5  Avril,  1897. 
M.  le  Ministre.  ||  Par  une   communication  en  date  du  29  Mars  dernier,  Nr.  11550. 

Frankreich. 
'5.  Apr.  1897. 


vous  avez  bien  voulu  me  faire  savoir  que   le  Gouvernement  de  la  Reine  etait, 


dispose  ä  prescrire  ä  ses  Agents  ä  Madagascar  de  reconnaitre  la  juridiction 
des  Tribunaux  Frangais  institues  dans  la  Grande  Ile  Af ricaine,  sur  les  sujets 
Anglais  qui  y  sont  etablis.  ||  Je  ne  puis  que  prendre  acte  de  ces  assurances 
et  je  serais  heureux  d'apprendre  que  le  Gouvernement  Britannique  a  adresse 
par  le  cäble  aux  fonctionnaires  precites  des  instructions  ä  cet  effet. 

G.  Hanotaux. 

Nr.  11551.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hat  Hanotaux  die  An- 
erkennung    der     französischen    Gerichtsbarkeit    in 

Madagaskar  mitgeteilt. 

Paris,  April  14,  1897.    (April  15.) 

My  Lord.  ||  I    waited    on  M.  Hanotaux   the  day  before  yesterday,    and  Nr.  11551. 
placed  in  bis  hands  a  note,  copy  inclosed  *)  in  which,  in  conformity  with  your     0rofs- 
Lordship's  instructions,    I  stated   that  Her  Majesty's  Government,    in   view  of  u.Apr.  is97. 
the  assurances  given  by  that  of  the  Republic,  had  sent  Orders  to  the  British 
Consular    officials  in  Madagascar  to  recognize  the  Jurisdiction  of  the  French 


*)  Anmerkung.    Hier  fortgelassen.    Red. 
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Kr.  H551.  Courts  over  British  subjects  in  the  island.  ||  M.  Hanotaux,  in  thanking  me  for 
u  .?rofs"      this  communication,  which  he  said  would  produce  an  excellent  effect,  referred 

britanmen.  '  x 

u.Apr.1897.  to  the  note  in  which  he  had  undertaken  to  make  an  equivalent  concession 
in  regard  to  Zanzibar,  as  constituting  the  consideration  in  virtue  of  which 
Her  Majesty's  Government  had  consented  to  raeet  the  wishes  of  the  French 
Government,  adding  that  he  hoped  that  this  transaction  might  be  the  first 
step  in  the  settlement  of  all  outstanding  questions.         Edmund  Monson. 


Nr.    11552.     FRANKREICH.    —    Gesetz    über    die  Zollordnung    in 
Madagaskar. 

Nr.  11552.  Le  Senat  et  la  Chambre  des  Deputes  ont  adopte,  ||  Le  President  de  la 

Bipublique  promulgue  la  Loi  dont  la  teneur  suit:  l|  Artide  Unique.  —  L'Ile 
de  Madagascar  et  ses  dependances  sont  placees  sous  le  regime  douanier  in- 
stitue  par  la  Loi  du  11  Janvier,  1892,  pour  les  Colonies  et  possessions  Fran- 
caises  non  comprises  dans  l'exception  prevue  par  le  paragraphe  2  de  l'Article  3 
de  la  dite  Loi. 

La   präsente  Loi,    deliberee   et  adoptee  par  le  Senat  et  par  la  Chambre 
des  D£putes,  sera  executee  comme  loi  de  TEtat. 

Fait  ä  Paris,  le  16  Avril,  1897.  (Signe)         Felix  Faure. 

Par  le  President  de  la  Republique: 
Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signe)         Andre  Lebon. 
Le  Ministre  des  Finances, 

(Signe)         Georges  Cochery. 
Le  Ministre  du  Commerce,  de  l'Industrie, 
des  Postes  et  des  Telegraphes, 
(Sign6)         Henry  Boucher. 


Frankreich. 
16.Apr.l8ö 


Nr,  11553.  GROSSBRITANNIEN.  —  Das  Auswärtige  Amt  an  den 
Konsul  in  Madagaskar.  Teilt  die  Anerkennung  der 
französischen  Gerichtsbarkeit  mit. 

Foreign  Office,  April  22,  1897. 

Nr.  11553.  Sir,  ||  I  am  directed  by  the  Marquess  of  Salisbury  to  State  to  you  that, 

,  ?r0f8r     as  a  consequence    of  the  complete  establishment  of  a  French  judicial  System 

britanmen.  a  * 

22.APr.is97.  in  Madagascar,  and  of  assurances  received  from  the  French  Government,  Her 
Majesty's  Government  have  decided  to  recognize  the  Jurisdiction  of  French 
Courts  over  British  subjects  in  the  island.  ||  His  Lordship  telegraphed  to 
you  to  this  effect  on  the  llth  instant,  and  instructed  you  to  notify  the  fact 
to  British  officials  an  subjects  in  the  island.  Francis  Bertie. 
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Nl*.    11554.     FRANKREICH.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an 

den    englischen  Botschafter   in  Paris.     Antwort   auf 

Nr.  11546. 

Paris,  le  23  Avril  1897. 

M.  1' Ambassadeur,  ||  Par  une  lettre  du  15  Mars  dernier,  vous  avez  bien  Nr-  uss*- 

voulu  me  transmettre  un  Memorandum  contenant    diverses  informations  par-23r<Arr  A891 

venues  au  Gouvernement  de  la  Reine,  relativement  ä  la  Situation  oü  se  trou- 

vent  actuellement  les   sujets  Britanniques  ä  Madagascar  par  suite  de  la  mise 

en    vigueur    des   lois    civiles    et  militaires   Francaises.  ||  En  signalant  ä  mon 

attention  les  indications  contenues  dans  ce  document,  votre  Excellence  rappe- 

lait   qu'aucune   reponse  n'avait  ete  donnee  jusqu'ä  present  ä  la  communication 

qui    m'avait    ete   faite    par  Mr.  Howard,    le   14  Aoüt,    1896,    d'une   depeche 

adressee  ä  l'Ambassade  d'Angleterre  ä  Paris,  le  4  du  meme  mois,  par  Lord 

Salisbury,    au    sujct  de  la    question    generale  des  interets  et  des  droits  Con- 

ventionnels  Britanniques   ä  Madagascar.  ||  Je    dois    tout    d'abord   noter   qu'au 

moment   oü   j'ai   recu    des  mains   de  Mr.  Howard  le  document  dont  il  s'agit, 

j'ai   formule   immediatement   les    reserves    d'ordre   geueral  que  comportait  sa 

teneur.     C'est  ainsi  que  j'ai  fait  remarquer  qu'ä  aueune  epoque  nous  n'avions 

pris    l'engagement    de    ne  janiais    proceder   ä  l'annexion  de  Madagascar.  ||  II 

ne  m'avait  pas  semble,  apres  ces  explications,  que,  dans  les  conditions  oü  eile 

s'etait  effectuee,  la  remise   d'une  piece  qui  ne  m'etait  pas  destinee  comportät 

un  echange    ulterieur   de  correspondances,    d'autant  plus  que  presque  aussitöt 

apres,  par  une  lettre  du  24  Aoüt,  le  Marquis  de  Salisbury,  sans  insister  sur 

aueune  des  reserves  formulees  dans  le  document  precite,  avait  aecuse  reeeption 

de  la  notification,  adressee  le  17  du  meme  mois  au  Gouvernement  Britannique, 

de  l'annexion  de  Madagascar  ä  la  France  et  que,    dans  la  suite,  le  Baron  de 

Courcel  avait  eu,    sur  les  differentes  consequences  de  cette  mesure,   plusieurs 

entretiens  avec  sa  Seigneurie.  ||  Je  n'ai  pas  ä  reprendre  ici,  apres  les  debats 

qui  ont   eu  Heu  ä  differentes   reprises  devant  le  Parlement  Francais,  l'expose 

des  evenements   ä  la  suite   desquels  le  Gouvernement  de  la  Republique  a  ete 

amene   ä  prendre  possession   de  la  Grande  Ile  et  ä  en  consacrer  l'annexion. 

Mais    je   dois  speeifier  expressement,    ainsi  que  je  l'avais  dejä  fait  remarquer 

ä  Mr.  Howard,    que    la   liberte  d'aetion    de    la  France    ä  cet   egard,   n'etait 

affectee  par  aueun  engagement  anterieur.     On  chercherait,  en  effet,  vainement 

la   trace    d'une    stipulation  de  semblable  nature  dans  l'arrangemeiit  de  1890, 

dont  les  clauses  reglaient  une  Situation  qui  impliquait  ä  Madagascar  l'existence 

d'une  souverainete  etrangere  et  s'est  trouvee  depuis  lors  radicalement  modifiee. 

La  Grande  Be,  etant  desormais  placee  sous  la  souverainete  directe  de  la  France, 

ne  saurait  etre  regie  par  d'autres  regles  que  Celles  de  notre  legislation  et  de 

notre  droit  Conventionnel.     II  y  a  lä  un  principe  universellement  consacre  par 

le  droit  international  et  par  la  pratique  des  nations.  ||  C'est  ainsi,  par  exemple, 

que  des  le  vote  de  la  Loi  du  6  Aoüt  dernier,  le  Gouvernement  des  Etats-Unis, 

comme   j'en    ai    informc  Mr.  Howard   dans-  l'entretien   auquel  je  me  suis  dejä 
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Nr.  11554.  refere,  a  reconnu,  sans  elever  aucune  objection,  que  le  Traite  conclu  par  lui 
^raAnkre11^  avec  la  Reine  de  Madagascar  etait  d'ores  et  dejä  abroge  et  que  le  seul  regime 

2q.  Apr.  1  o  j  i . 

Conventionnel  applicable  ä  ses  nationaux,  comme  ä  son  commerce,  dans  la 
Grande  Ile,  etait  celui  qui  reglait  ses  rapports  avec  la  France.  Cette  Situation 
a  ete*  egalement  admise  par  l'ensemble  des  autres  Gouvernements  Europeens. 
En  ce  qui  concerne  les  faits  allegues  dans  le  Memorandum,  je  n'ai  pas  man- 
que  de  mettre  le  Ministre  des  Colonies  en  mesure  de  les  examiner.  ||  Le  Gou- 
vernement Britannique  sait,  d'ailleurs,  quelles  necessites  ont  oblige  le  Resident- 
General,  Commandant-en-chef,  ä  placer  l'Emyrne  sous  le  regime  de  la  loi 
martiale,  afin  de  ramener  l'ordre  dans  cette  province  et  d'y  assurer  la  pro- 
tection des  biens  et  des  existences.  A  cette  oeuvre  de  preservation  commune, 
qui  interessait  non  moins  les  ressortissants  Britanniques  que  les  autres  resi- 
dents  Europeens,  il  semblait  que  le  concours  de  tous  les  elements  civilises  düt 
etre  acquis  sans  reserve.  ||  Le  Gouvernement  Fransais  a  eu  neanmoins  le  regret 
de  constater  qu'ä  diverses  reprises  l'attitude  de  certains  Agents  Anglais  a  pu 
preter  ä  des  equivoques  prejudiciables  aux  efforts  de  nos  autorites  pour  re- 
primer  la  rebellion  et  retablir  l'ordre.  ||  Je  ne  rappellerai,  d'ailleurs,  la  Situation 
ainsi  creee  par  cette  attitude  des  Agents  Anglais  que  pour  constater  qu'elle 
est  appelee  ä  prendre  fin  par  suite  de  l'envoi  aux  Vice-Consuls  Britanniques 
ä  Madagascar  d'instructions  leur  prescrivant  de  reconnaitre  la  juridiction  sur 
leurs  ressortissants  des  Tribunaux  Francais  institues  dans  la  Grande  Tle 
Africaine.  G.  Hanotaux. 


Nr.  11555.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Nr.  11540  ist  noch 
nicht  beantwortet.  England  behält  sich  seine  kom- 
merziellen Rechte  in  Madagaskar  vor. 

Foreign  Office,  April  30,  1897. 
Nr.  H655.  Sir,  There  appears  to  be  some  doubt  as  to  whether  the  Law  which  has 

Grofs-      been  reCei)tly  published  in  France  applying  to  the  Island  of  Madagascar  and 

britannien.  .  _ 

30.Apr.i897.its  dependencies  the  Customs  System  introducecl  by  the  Lawol  the  llth  January, 
1892,  into  the  French  Colonies  and  possessions  is  to  be  immediately  enforced 
in  Madagascar,  and  whether  it  is  intended  to  apply  the  Maximum  or  Mini- 
mum Tariff  to  the  goods  of  all  countries  other  than  France;  but  whichever 
the  Tariff  may  be  there  can  be  no  doubt  that  it  will  still,  on  the  great  majo- 
rity  of  articles,  be  far  above  the  rate  of  10  per  Cent,  which  is  fixed  by  the 
Treaty  of  1865  between  Great  Britain  and  Madagascar. 

In  my  despatch  to  Mr.  Howard  of  the  4th  August,  1896,  of  which  a  copy 
was  communicated  to  M.  Hanotaux,  I  pointed  out  that  by  that  Treaty  most- 
favoured-nation  treatment  in  regard  to  commerce  is  conferred  upon  British 
subjets,  and  that  the  claim  to  give  to  French  commerce  a  preferential  position 
in  regard  to  the   commerce  of  other  nations,  and  to  impose  upon  goods  im- 
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ported   frora    Great   Britain  a   duty  in    excess  of  the    10  per  cent.    stipulated  Nr.  11555. 
in  the  Treaty,   practically  assuraed  the  right  of  exeluding  the  trade  of  Great  b  ^™&" 
Britain  from  the  markets  of  Madagascar.  30.Apr.i897. 

I  said  tliat  Her  Majesty's  Government  were  unable  to  admit  the  reasoning 
by  which  the  French  Foreign  Minister  appeared  to  have  been  guided,  and  I 
pointed  out  that  under  the  proviso  annexed  to  the  arrangement  of  1890,  by 
which  the  Government  of  Her  Britannic  Majesty  recognized  the  Protectorate 
of  France  over  Madagascar,  with  its  consequences,  the  right  to  the  most 
favoured  treatment,  and  to  a  liraitation  of  the  Tariff  to  a  maximum  of  10  per 
cent.  were  not  to  be  affected  by  the  establishment  of  the  French  Protectorate. 

I  further  drew  the  attention  of  the  French  Government  to  the  bearing 
of  their  previous  declarations  and  engagements  upon  their  claim  to  have  can- 
celled  by  conquest  all  the  Treaty  engagements  of  Madagascar.  In  considering 
the  value  of  such  a  doctrine  in  dealing  with  British  Treaty  rights,  it  is  essential 
to  bear  in  mind  that  those  Treaty  rights  were  guaranteed  by  the  signature 
of  France  herseif  so  long  as  the  Protectorate  subsisted,  and  that  if  Her 
Majesty's  Government  watched  without  solicitude  the  progress  of  the  French 
expedition  into  the  island  it  was  because  they  were  relying  on  the  formal 
assurances  of  the  French  Government  that  the  objeet  of  the  expedition  was 
to  maintain  and  not  destroy  the  Protectorate. 

French  annexation  could  have  no  effect  upon  rights  created :  first,  by  the 
covenant  that  the  existing  Treaties  should  be  respected  under  a  Protectorate; 
and,  secondly,  by  the  assurance  that  the  Protectorate  was  not  to  be  disturbed. 

As  I  reminded  your  Excellency  in  my  despatch  of  the  9th  ultimo,  I  am 
still  without  any  reply  to  the  above  observations,  and  in  requesting  your 
Excellency  to  recall  them  to  M.  Hanotaux'  memory,  I  have  to  request  that 
you  will  add  that  nothing  has  since  oecured  to  modify  the  opinions  then  ex- 
pressed, and  that  Her  Majesty's  Government  must  reserve  all  the  rights  and 
iramunities  of  British  subjeets  which  may  be  affected  by  the  Law  applying  the 

General  French  Customs  Tariff  to  Madagascar.  „   ,.  ,         ... 

Sahsbury.*) 


Nr.    11556.     FRANKREICH.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an 

den    englischen  Botschafter   in   Paris.     Antwort   auf 

das  Vorige. 

Paris,  le  11  Mai,  1897. 

M.  l'Ambassadeur,   ||  Votre   Excellence   a   bien    voulu    me    demander   par  »r.  11556. 
lettre  du  9  de  ce  mois,  quelles  seraient  les  consequences,  au  point  de  vue  des  ^r"kfe.*?' 
droits  de  douane  appliques  aux  marchandises    d'origine  Britannique  importees 
ä  Madagascar,   de  la  Loi  du  16  Avril   dernier,   qui  place   Madagascar  et  ses 


*)  Anmerkung.    Den  Inhalt  dieser  Note  teilt  der  Botschafter  am  9.  Mai  Hanotaux 
mit.    Red. 
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Nr.  H556.  dependances  sous  le  regime   douanier  institue  par  la  Loi  du  11  Jan  vier,  1892. 
Frankreich.  ^  cette  occasion    vous  rappelez  les  reserves  exprimees  dans  une  depeche  que 

ll.Mai  1897.  " 

le  Marquis   de  Salisbury  adressait  le  4  Aoüt,  1896,  a  Mr.  Howard,  Ministre 
d'Angleterre  ä  Paris,   et  dont  celui-ci  m'a  remis  copie  le  14  du   meme  mois, 
reserves  portant  sur  l'abrogation,  par  reffet  de  rannexion  de  Madagascar  ä  la 
France,  du  Traite  Anglo-Malgache  de  1865,  dont  l'observation  sous  le  regime 
du  Protectorat  avait  ete  assuree  par  l'arrangement  de  1890.  ||  En  ce  qui  coii- 
cerne  ces  reserves,  je  ne  puis  que  prier  votre   Excellence  de  se  referer  ä  la 
lettre  que  j'avais  1'honneur  de  lui  adresser  le  23  Avril  dernier  et  dans  laquelle 
je  lui  faisais  remarquer  que  l'arrangement  de  1890  se  rapportait  ä  une  Situa- 
tion qui  impliquait  l'existence  ä  Madagascar  d'une  souverainete  etrangere,  mais 
que,  la  Grande  lle  se  trouvant  placee  depuis  le  6  Aoüt,   1896,  sous  la  sou- 
verainete directe  dela  France,  eile  ne  saurait  desormais  etre  regie  par  d'autres 
regles  que  Celles  de  notre  legislation  et  de  notre  droit  Conventionnel.  ||  Pour  ce 
qui  est  du  regime  douanier,  votre  Excellence  parait  se  meprendre  sur  la  portee 
de  la  Loi  du  16  Avril,  1897.     Cette  Loi  a  pour  objet  la  mise  en  vigueur  de 
la  Loi  du  11  Janvier,    1892,  non  pas  dans  les  territoires  qui  formaient  autre- 
fois  les  Etats  de  la  Reine  Ranavalo,  cette  mise  en  vigueur  devant  resulter  de 
plans  de  l'annexion,  mais  bien  a  Diego-Suarez,  Nossi-Be,  et  Sainte-Marie  qui 
par  une  disposition  speciale  inseree  ä  l'Article  3  de  la  dite  Loi,  etaient  sous- 
traits  ä  son  application.     En  consequence,  les  produits  etrangers  importes  dans 
les  dependances  de  Madagascar  aussi  bien  qu'ä  Madagascar  meme,  seront  sou- 
mis,  en  conformite  du  §  3  de  l'Article  3  de  la  Loi  du  11  Janvier,  1892,  aux 
memes  droits  que  s'ils  etaient  importes  en  France.  Toutefois,  le  §  4  du  meme 
Article  autorise  l'etablissement  dans  les  Colonies  par  Decrets  rendus  en  forme 
de  Reglements  d'Administration  Publique,  d'une  tarification  speciale  pour  certains 
produits;  une  tarification  de  ce  genrea  paru  devoir  etre  etablie  ä  Madagascar; 
eile  est  actuellement  soumise  ä  Instruction  reglementaire  etpourravraisemblable- 
ment  etre    presentee  au    Conseil  d'Etat    dans  un  assez    bref  delai.     J'ai    prie 
M.  le  Ministre  des  Colonies  de  m'en  commuuiquer  le  projet  des  que  cela  sera 
possible   et   j'aurai   soin  de  la   porter  ä  la  connaissance  de  votre  Excellence 
aussitöt  qu'il  me  sera  parvenu.  G.  Hanotaux. 


Aktenstücke  zu  den  griechisch-türkischen 
Friedensverhandlungen  1897. 

Nr.  11557.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  österreichisch- 
ungarische Regierung  rät  zum  Frieden. 

Vienne,  le  15/27  Avril  1897. 
S.  E.  le  Comte  Welsersheimb,  gerant  les  affaires  du  Ministere  de  l'ex-  Nr.  11557. 
terieur  en  l'absence  du  Ministre,  m'a  dit  aujourd'hui,  dans  une  conversation  Griechon~ 

"  und. 

amenee  par  une  demande  de  protection  de  la  part  d'un  grand  etablissemeut  15./27.  Aprii 
de  tabac  austro-hongrois  ä  Cavala,  qu'il  etait  convaincu  que,  la  Grece  re-  189'' 
presentant  en  Orient  un  element  de  civilisation,  sa  flotte  n'irait  pas  bombarder 
des  villes  ouvertes;  leur  bombarderaent,  sans  aucun  but  militaire,  leserait  de 
nombreux  et  importants  interets  des  neutres,  provoquerait  des  reclamations  et 
disposerait  contre  nous  l'opinion  publique.  ||  Dans  un  article  inspire,  le  "Fremden- 
Blatt",  constatant  que  notre  honneur  militaire  est  sorti  intact  d'une  lutte 
courageuse  mais  inegale,  nous  conseille,  comme  les  Puissances  ne  risqueraient 
pas  une  proposition  d'intervention  apres  l'insucces  de  toutes  leurs  demarches 
ä  Athenes,  de  faire  nous  le  premier  pas;  si  nous  demandions  l'intervention  des 
Puissances,  nous  pouvions  etre  sürs  que  nous  trouverions  partout  un  accueil 
favorable.  Au  Ministere,  en  me  tenant  un  langage  analogue,  011  fait  aussi 
comprendre  que  nous  ferions  bien  de  rappeler  spontanement  nos  troupes  de 
Crete,  leur  rappel  etant  maintenant  d'autant  plus  facile  que  la  guerre  a  rendu 
leur  presence  en  Thessalie  plus  necessaire  qu'en  Crete.  Manos. 


Nr.  11558.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  London 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Vermittlung  von 
Grol'smächten  wahrscheinlich. 

Londres,  le  17/29  Avril  1897. 
On  considere   comme    tres  vraisemblable   dans  les  hautes  spheres,  que  la  Nr.  1155?. 
Russie,  la  France  et  l'Angleterre  vont  proposer  leurs  bons  offices  ä  la  Grece     'j^/" 
et  ä  la  Turquie    pour    la  conclusion  d'un  armistice,    sous  la  condition  que  lan./29.  Aprii 

/  1897 

Grece  accepte  l'autonomie  de  la  Crete.  Metaxas. 
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Nr.  11559.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  italienische 
Regierung  empfiehlt  Nachsuchen  der  Intervention. 

Rome,  le  17/29  Avril  1897. 
Nr.  11559.  M.  le  Ministre   des  Affaires  etrangeres,   de  retour  ä  Rome,   vient  de  me 

"°°d6n~    dire  qu'en  ce  qui  concerne  Intervention,  les  Puissances  n'ont  pas  modifie  leur 
17./29.  April  decision.      II   nous    conseille    de    demander  Intervention   des  Puissances  pro- 
9''      tectrices.  Coundourioti. 


Nr.  11560.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  England  hat  eine  Inter- 
vention vorgeschlagen,  Deutschland  lehnt  ab. 

PariS)  le  l^-1  1897. 

1  Mai 

Nr.  11560.  Je  suis  informe  qu'apres  les  derniers  evenements  ä  la  frontiere  et  ä  Athe- 

"ana.611"  nes'  l'Angleterre  a    engage  les  Puissances  ä  offrir  leur  mediation  aux  bellige- 

i9.  Aprii  rants,  mais  comme  l'Allemagne  n'a  pas  accueilli  favorablement  cette  propo- 
jS97ai  sition,  M.  Hanotaux,  tout  en  desirant  vivement  que  la  paix  soit  conclue,  a 
r6pondu,  d'accord  avec  la  Russie,  qu'il  faut  s'entendre  d'abord  entre  toutes  les 
Puissances  sans  exception  sur  la  base  et  les  conditions  de  cette  mediation  et 
attendre  ensuite,  pour  l'exercer,  qu'un  des  belligerants  l'ait  demandee.  On  est 
pourtant  convaincu  ici  que  si  cette  eventualite  se  presente,  on  pourrait  obtenir 
de  la  Turquie  la  cessation  des  hostilites  contre  le  retrait  des  troupes  grec- 
ques  de  la  Crete  et  sans  aucun  sacrifice  territorial  sauf  peut-etre  la  demande 
de  la  part  de  la  Turquie  d'une  indemnite  qui  reste  ä  examiner.  II  parait  aussi 
qu'  ä  la  suite  de  la  visite  de  l'Empereur  d'Autriche  ä  Saint-Petersbourg,  une 
entente  complete  est  intervenue  entre  l'Autriche  et  la  Russie  sur  les  affaires 
d'Orient.  Delyanni. 


Nr.  11561.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  London 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  will 
nur  ihre  Integrität  wahren. 

Londres,  le  ^  1897. 

Nr.  ii56i.  Je    viens    d'avoir   une   longue    entrevue    avec  un  Ambassadeur;    il  pense 

"und!"     ^"'^    est    dans    notre    interet  1°  )    de    retirer   spontanßment  et  avant  que  les 

20- APril     Puissances    le    demandent    notrc  armee  de  Crete,    et  2°)  de  demander,    si  les 

1897       circonstances    interieures   le  permettent,   la  mediation  des  Puissances  pour  le 

retrait  des  troupes  turques  de  la  Thessalie.     Le  Gouvernement  ottoman,  dans 

une  note  circulaire  en  date  du  17  Avril  n.  st.  qu'il  m'a  montree,  fait  tomber 

sur    nous   toute  la  responsabilite  de  la  guerre  et  döclare  que  les  mesures  de 
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defense    prises  par  la  Turquie,    ne   visent  quo  l'integrite  de  l'Empire  ottoraau  Nr.  nsei. 
et  non  point  une  conquete  de  territoire,   et  que  si  la  Grece  retire  son  armee     "aoa< 
de  Crete,    les    troupes   turques  se   retireraient  aussi  de  notre  territoire.     Son    2o.APrii 

2    Mai 

Excellence  est  d'avis  que  cette  declaration  6quivaut  ä  un  engagement  vis-a-vis  igcj7 
des  Puissances.  II  m'a  confie  aussi  que  d'apres  des  nouvelles  officielles  qu'il 
venait  de  recevoir,  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  de  Russie  avait  annonce 
que  S.  M.  l'Empereur  d'Autriche  a  donne  son  consentement  ä  l'accord  de  la 
Russie  et  de  la  France  en  faveur  de  la  mediation,  et  qu'il  esperait  que  l'Alle- 
rnagne  s'y  joindra,  mais  que  la  mediation  ne  sera  Offerte  que  si  la  Grece  la 
demande.  La  proposition  de  l'Angleterre  pour  la  reunion  d'un  congres  n'a 
pas  pris  de  corps.  Metaxas. 


Nr.  11562.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Paris.  England,  Rufsland  und 
Frankreich  übernehmen  die  Vertretung  der  griechi- 
schen Unterthanen  in  der  Türkei. 

Athenes,  le  2±£^  1897. 

Le  Ministre  de  la  Republique  francaise  ä  Athenes  vient  de  me  remettre  J^JJJJJ; 
la  notice  suivante:  i»nd. 

„Les  trois  Ambassadeurs  d'Angleterre,  de  Russie  et  de  France  ont,  dans  ^igl 
une  note  verbale  collective,  remise  au  Ministre  ottoman  des  Affaires  etran-  i897. 
geres  par  les  drogmans  des  trois  Ambassades,  fait  savoir  ä  la  Porte  qu'ils 
etaient  charges  de  la  protection  des  interets  grecs  en  territoire  ottoman.  || 
L'Ambassadeur  de  France  continuera  d'ailleurs  ä  exercer  la  protection  des 
sujets  grecs,  de  religion  catholique.  La  direction  des  affaires  consulaires  grec- 
ques  ä  Constantinople  sera  confiee  au  Consul  general  de  France  dans  cette 
capitale.  Dans  les  provinces,  les  Consuls  des  trois  Puissances  s'entendront 
pour  faire  connaitre  aux  autoritös  locales  celui  d'entrc  eux  qui,  avec  le  con- 
cours  de  ses  collegues,  assumera  l'exercice  de  cette  protection.  ||  Le  Consul 
de  France  ä  Constantinople  a  pris  les  dispositions  necessaires  pour  l'exercice 
du  mandat  qui  lui  est  conße:  il  a  procede  ä  l'installation  au  Consulat  de 
Grece  d'un  service  dont  les  employes  sont  ä  sa  disposition.  ||  Les  trois  Am- 
bassadeurs ont  prescrit  tel^graphiquement  ä  tous  leurs  agents  de  s'entendre 
pour  la  remise  du  service  ä  Tun  d'entre  eux  dans  chaque  circonscription  con- 
sulaire.  ||  11  a  ete  egalement  remis  par  les  trois  drogmans  une  autre  note 
relative  au  delai  imparti  aux  sujets  grecs  pour  quitter  le  territoire  ottoman 
et  insistant  sur  la  näcessite"  d'une  Prolongation  de  ce  delai." 

Desirant  avoir  des  explications  plus  detaillees,  je  vous  prie  de  voir 
M.  Hanotaux  et  de  me  rapporter  les  Communications  que  Son  Excellence  serait 
dans  le  cas  de  vous  faire  sur  ce  sujet.  Scouloudis. 
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Nr.    11563.    GRIECHENLAND.    —  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an    den    Gesandten  in    Paris.      Rückberufung    des 
Obersten  Vassos. 
Nr-  "563.  Athenes,  le  2\^  1897. 

Griechen-  3  Mai 

land.  Par  suite  d'exigences   du  service  militaire  ailleurs,    le  Colonel  Vassos  et 

3*,Mai     quelques  officiers  et  sous-officiers  viennent  d'etre  rappeles  de  Crete. 
1897.  Scouloudis. 

Nr.  11564.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  rät  zum  Frieden. 

Saint-Petersbourg,  le  2\  ^f  1897. 
Nr.  11564.  g_  e    ie  Ministre   des  Affaires   6trangeres  a  exprime  sa  satisfaction  pour 

Griechen- 
land,     la  formation  du  nouveau  Cabinet,  dont  les  dispositions  lui  paraissent  conciliantes. 

23-APril    La  nouvelle  du  rappel  du  colonel  Vassos  et  de  quelques  autres  officiers  donne 

5.  Mai 

1897.  ä  Son  Excellence  l'espoir  que  le  Gouvernement  Royal  se  rend  parfaitement 
compte  de  la  Situation.  Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  espere  surtout 
que  le  Gouvernement  Royal  invoquera  la  mediation  des  Grandes  Puissances 
et  qu'il  cherchera  ainsi  ä  mettre  fin  ä  une  lutte  qui  impose  ä  la  Grece  de 
grands  sacrifices  sans  lui  laisser  l'espoir  d'en  tirer  le  moindre  profit.  Son 
Excellence  m'a  dit  que  la  Grece,  n'ayant  pas  jusqu'ici  tenu  compte  des  con- 
seils  des  Puissances,  celles-ci  ne  peuvent  offrir  leurs  bons  Offices  que  si  elles 
savaient  prealablement  qu'ils  seront  acceptes.  Par  le  mot  mediation,  Son  Ex- 
cellence entend  que  la  Grece  doit  confier  aux  Grandes  Puissances  la  defense 
de  ses  interets  sans  aucune  reserve.  En  ce  qui  concerne  les  affaires  de  Crete, 
Son  Excellence  le  Comte  Mouraview  m'a  dit  que  les  dispositions  des  Grandes 
Puissances  sont  toujours  les  memes.  J'ai  cru  devoir  ne  pas  demander  ä  ce 
sujet  plus  d'explications  n'ayant  pas   recu  d'instructions  de  Votre  Excellence. 

Tombazis. 


Nr.  11565.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Goluchowski 
verlangt  Abberufung  der  Truppen  aus  Kreta. 

J'ai  vu  aujourd'hui  S.  E.  le  Comte  Goluchowski.     II  m'a  dit  que  la  pro- 
Nr.  11565.  .  , 

Griechen-  longation  de  la  guerre  ne  ferait  quaggraver  notre  Situation,  mais  si  la  Grece 
land.      ne    prend   pas    l'engagement,    d'une   maniere    ou  d'une  autre,    d'accepter  leur 

23.  April 

"  5.  Mai     mediation    et    sa   condition  principale,   ä  savoir  le  rappel  de  nos  troupes  de 
1897.      Crete,  les  Puissances  ne  sauraient  proceder  ä  une  Intervention.         Manos. 
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Nr.  11566.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Gesandten  der  Grofsmächte  in  Athen.  Teilt 
die  Rückberufung  der  Truppen  aus  Kreta  mit. 

Athenes,  le  ^  1897. 

Apres  le  rappel   du   colonel  Vassos,  le  Gouvernement  a  pris  la  decision  Nr.  ii566. 
de  rappeler,  dans  un  court  delai,  les  troupes  helleniques  actuellement  en  Crete.     "°°a°n" 
A  cet  effet,  il  vient  de  transmettre  l'ordre  ä  Alikianu  de  commencer  par  faire    261Aprii 
partir  immediatement  trente  officiers  et  deux  compagnies  de  genie,   d'un  con-       j897'] 
tingent  de   quatre  cents  hommes.  ||  En  faisant  part   de  cette  mesure  ä  Votre 
Excellence,  je  vous  prie  M.  le  Ministre,  de  bien  vouloir  vous  entendre  avec 
vos  collegues,  afin  qu'il  soit  donne  ä  la  flotte  internationale,  qui  navigue  ac- 
tuellement  dans  les   eäux  de  la  Crete,  l'ordre  de  laisser  libre  acces  a  un  de 
nos  bätiments   de  guerre   ou  de  transport,    qui  doit  s'y  rendre  incessamment 
pour  embarquer  le  detachement  susmentionne.  Scouloudis. 


Nr.    11567.    GRIECHENLAND.— Derselbe  an  Dieselben.   Griechen- 
land erkennt  dießeschlüsse  derMächte  über  Kreta  an. 

Athenes,  le  2-^  1897. 

Apres   la  notification    faite  ä  Votre  Excellence    par    mon    office  en  date   Nr.  H567. 
du  ^m"'1    a.  c.  de  la    decision    prise    par  le  Gouvernement  hellenique  de  se     'j^n" 
conformer   au  desir  des  Grandes  Puissances,    en  prenant  1'engagement  formel    28.  APni 
de    rappeler    ses  troupes  de  Crete,   j'ai  l'honneur  de  faire  part  ä  Votre  Ex-      1S9-1 
cellence,  qu'au  moment  d'effectuer  ce  rappel,  je  prends  acte  de  la  declaration 
des  Grandes  Puissances  en  dato  du  ™  ^™er    a.  c.  d'apres   laquelle  elles  sont 
resolues  de  doter  la  Crete  d'un  regime  autonome,  absolument  effectif,  et  vous 
declare,  au  nom  du  Gouvernement  hellenique  qu'il  prend  1'engagement  de  re- 
connaitre  le  dit  regime.  Scouloudis. 


Nr.  11568.  RUSSLAND.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  griechi- 
schen Minister  des  Auswärtigen.  Die  Grofsmächte 
erklären  sich  zur  Herbeiführung  eines  Waffenstill- 
standes bereit. 

Athenes,  le  ^g1  1897. 

Les  Representants  de  la  Grande  Bretagne,  de  l'Allemagne,  de  la  France,  Nr.  iisss. 
de  l'Italie  et  de  l'Autriche-Hongrie,  confient  ä  leur  collegue  et  doyen,  qui  ^jjjj 
veut  bien  s'en  charger,  le  soin  de  proposer  au  Gouvernement  hellenique,  tant  n.  Mai 
en  leur  nom  qu'au  sien,  la  mediation  des  six  Grandes  Puissances,  en  vue 
d'obtenir  la  conclusion  aussi  prompte  que  possible,  entre  la  Grece  et  la  Tur- 
quie,  d'un  armistice,  qui  serait  un  acheminement  vers  la  Solution  paeifique  et 


1897. 
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Nr.  ii568.  definitive    des    difficultcs    actuelles.  ||  M.  Onou  en  prendra  occasion  pour  d6- 

H»fA*rii    montrer  &  M.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  que,  dans  des  conjonctures 

n.  Mai     aussi    critiques    et    aussi    pressantes,    la  Grece    ne    saurait    mieux  r6pondre  ä 

1897.      Initiative    amicale    et  pleine   de  sollicitude  des  Puissances,    qu'en  leur  aban- 

donnant  le   soin   de  ses  interets  et  en  adherant  sans  reserve  ä  leurs  conseils 

comme  ä  leurs  recommandations.  Onou. 


Nr.  11569.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  russischen  Gesandten  in  Athen.  Griechen- 
land giebt  sich  in  die  Hände  der  Grofsmächte. 

Athenes,  le  ^r^1  1897. 

'  11  Mai 

Nr.  11569.  En   reponse  ä  la  comraunication,    en  date  de  ce  jour,  que  Votre  Excel- 

lence  vient  de   me   faire,    je    vous    declare    que    le    Gouvernement    hellenique 


Griechen 

i.ui'i 


29. April    adhere  formellement  au  contenu  de  votre  communication,  et  remet  avec  confiance 


11.  Mai 

emre   les  uiania  ues   six.  uiauues    ruissauuus   ie  öimii  uc   sus  iui 

Scouloudis. 


entre  les  mains  des  six  Grandes  Puissances  le  soin  de  ses  interets. 


Nr.  11570.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
verspricht  Unterstützung  der  griechischen  In- 
teressen. 

Saint-Petersburg,  le    n   ™{    1897. 

Nr.  H570.  J'ai   l'honneur   de   vous   informer   que   l'adhesion   du  Gouvernement  Royal 

^land"1  ä  la  Mediation  Offerte  par  les  Grandes  Puissances  a  cause  une  vive  satisfaction 
29. April  ä  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  qui  m'a  adresse  ä  cette  occasion 
111g97al  toutes  ses  felicitations,  en  ajoutant  que  le  Gouvernement  Royal,  par  sa  decla- 
ration  concernant  la  reconnaissance  du  regime  autonome  de  l'ile  de  Crete,  a 
fait  meme  plus  qu'on  ne  lui  demandait,  vu  que  le  sort  de  l'ile  dependant  des 
Grandes  Puissances,  la  Grece  n'avait  pas  ä  se  prononcer  ä  ce  sujet.  j|  S.  E. 
le  Comte  Mouraview  m'a  donne  l'assurance  que  la  Grece,  ayant  confie  aux 
Puissances  la  defense  de  ses  interets  sans  reserve,  le  Gouvernement  Imperial 
les  soutiendra  vigoureusement  et  qu'il  vient  de  donner  des  Instructions  ä  l'Am- 
bassade  Imperiale  ä  Constantinople,  en  vue  de  formuler  aupres  de  la  Sublime 
Porte  la  demande  de  la  Suspension  immediate  des  hostilites.  C'est  dans  des 
termes  de  probabilite  que  Son  Excellence  m'a  donne  quelques  informations 
relatives  aux  conditions  que  la  Turquie  poserait  pour  la  conclusion  de  la  paix. 
II  s'agirait  d'une  indemnite  de  guerre  et  d'une  rectification  strategique  de  nos 
frontieres  ä  l'avantage  de  la  Turquie.  Son  Excellence  a  ajoute  que  la  Tur- 
quie ne  desire  pas  la  continuation  de  la  guerre  et  est  inspiree  de  dispositions 
conciliantes    qui    fönt    esperer    un    resultat    satisfaisaut.  ||  Relativement   aux 
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affaires  de  Crete,  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  en  me  disant  que  Nr.  11570. 


Griechen- 
hl ml. 


les    troupes    turques   devront  quitter  l'ile,    a  döclarö  que  les  Puissances  sont 
preoecupees    de    cette  question  et  agiront  avec  prudence,   afin  de  conjurer  le    29. April 
danger  eventuel    d'une  attaque  de  la  population  musulmane  par  les  chretiens.       *    w 

Tombazis. 

Nl'.  11571.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Geschäftsträger  in  Petersburg,  London, 
Berlin,  "Wien,  Paris,  Rom.  Griechenland  hat  die 
Autonomie  Kretas  auf  Deutschlands  "Wunsch  an- 
erkannt. 

Atkenes,  le  S-^^-  1897. 

'  12  Mai 

Veuillez   dire  au   Ministre   des  Affaires  etrangeres,  en  reponse  aux  com-  Nr-  11571- 

Griechen- 

munications    qu'il    vous   a  faites   dans   votre  conversation   d'hier,    que  le  Gou-      iana. 
vernement  hellenique  n'a  pris  1'engagement  de  reconnaitre  l'autonomie  de  la    30- April 

12.  Mai 

Crete,    que   sur  l'insistance   du  Gouvernement   dAllemagne,    qui   en   avait  fait      1897. 
une  condition  prealable,  indispensable  ä  son  concours  ä  l'offre  de  mediation 
proposee  par  les  autres  Puissances.  Scouloudis. 


Nl\  11572.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  London 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Grofsmächte 
haben  die  Pforte  zu  einem  "Waffenstillstände  aufge- 
fordert. 

Londres,  le  ^£?  1897- 
La  Note    des  Grandes  Puissances   a  ete  remise  aujourd  'hui  au  Sultan.  Nr.  11572. 
Au  Ministere   on   n'avait  recu   aueune   nouvelle  sur  la  reponse  de  la  Turquie.     "H™' 
Les  Puissances  insistent  aupres  du  Gouvernement  turc  pour  cesser  immediate-    3o.Aprii 

12    Mai 

ment  les  hostilites.  Metaxas.  ^ 


Nr.    11573.     GRIECHENLAND.    —    Der  Gesandte   in  Berlin  an  den 

Minister   des   Auswärtigen.     Griechenland    soll   eine 

Entschädigung  zahlen. 

Berlin,  le  1/13  Mai  1897. 

D'apres  certains  renseignements  confidentiels,  des  pourparlers  preliminaires  Nr.  11573. 
auraient  ete  engages  hier  ici   entre   le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  et  les     "Hl™' 
Ambassadeurs.     II  s'agirait  d'une  indemnite   de  guerre  de  3,000,000  de  livres   1./18.  Mai 
turques,  payablc  au  moyen  d'un  emprunt  que  les  Puissances  nous  faeilitcraient 
ä  condition  que  nous  aeeeptions  le  controle.     L'attitude  observec  par  le  Gou- 
vernement du  Roi  produit  une  cxcellente  impression.     L'Ambassadeur  de  Tur- 
quie vient  de  declarer  ä  des  representants  de  la  presse  que  rindemnite  serait 

Staatsarchiv   LXI.  10 


146        Aktenstücke  zu  den  griechisch-türkischen  Friedensverhandlungen  1897. 

Nr.  11573.  de  8,000,000,    et  que  la  Turquie  s'installe   en  Thessalie,    car(  eile  ne  compte 
"and!"1    evacuer  cette  province  que  par  sections,  — au  für  et  ä  mesure  des  payements, 
1-/18.  Mai   — esp6rant  en  garder  une  partie,    dans  le  cas  oü  l'indemnite  n'aurait  pas  ete 
integralement  payee.  Ran  gäbe. 


Nr.    11574.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister  des   Auswärtigen 

an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.    Beschwerde 

über  türkische  Piraten. 

Athenes,  le  3/15  Mai  1897. 

Nr.  11574.  II  nous  revient  de  bonne  source  que  le  Gouvernement  ottoman,  se  voyant 

Griechen-   ^^  i'impossibilite  d'utiliser  sa  flotte  ä  son  gre,    est  en  train  d'organiser  des 

3./15.  Mai  flottilles  de  pirates,  dans  le  but  d'attaquer  nos  bateaux  ä  vapeur,  nos  voiliers 

1897.      jje  commerce,  les  villes  et  les  villages  sans  defense  de  notre  littoral  et  de  nos 

iles.     A  cet  effet,  il  fait  recruter  des  Lazes  dans  la  Mer  Noire  et  des  Ben- 

gazis    en   Tripoli   de  Barbarie,    deux  races   renommees   pour  leur  implacable 

cruaute  et  leur  fanatisme  contre  tout  ce  qui  est  chretien.     Les  Lazes,  sortant 

des   Dardanelles,  ont,  suivant  les  renseignements  qui  me  sont  parvenus,  l'in- 

tention  de  se  livrer  ä  leurs  Operations  dans  la  Mer  Egee;    les  Bengazis  sevi- 

ront  ä  l'Ouest  et  au  Sud  de  la  Grece.    Le  Gouvernement  ottoman  leur  fournit 

des  embarcations,  des  armes  ä  feu,  des  armes  Manches,  des  häches  et  tout  ce 

qui  est  necessaire  ä  l'exercice  de  leur  odieux  metier.  ||  Je  vous  prie  de  donner 

connaissance  de  ces  faits  au  Gouvernement,  aupres  duquel  vous  etes  accredite, 

et  d'attirer  son  attention  sur  les  dangers  que  la  resurrection  d'un  Systeme  de 

piraterie    organisee    va   creer  sur   les   cötes  sans  defense  de  la  Mediterranöe, 

ainsi  qu'ä  la  navigation  universelle.  Scouloudis. 


Nr.  11575.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  au  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Beratungen  der  Grofs- 
mächte  über  die  griechische  Kriegsentschädigung. 

Paris,  le  3/15  Mai  1897. 

Nr.  11575.  Je  viens  d'etre  informe  de  bonne  source  que  parmi  les  projets    que  les 

Grj^den"  Puissances  sont  en  ce  moment  en  train  d'6tudier,  il  s'agit  aussi  de  proposer 

3./i5^Mai  ä  la  Grece  de  lui  faciliter  un   emprunt  devant  servir  au  payement  immediat 

de  Tindemnite  de  guerre,  pour  eviter  l'occupation  temporaire  d'une  partie  du 

territoire  grec  ou  de  demander  une  autre  garantie  analogue,    l'etablissement 

pour   10  ans  d'une  commission  internationale   financiere.     Jusqu'ä  present  ce 

projet  a  rencontr6  deux  difficultes.     1°).  Opposition  de  la  part  de  nos  crean- 

ciers,    qui  dßsireraient  que  nous  ne   contractions  pas  un  nouvel  emprunt,    ou 

bien  que  leurs  cr&mces  soient  comprises  dans  cet  arrangement;    ce  ä  quoi  la 

plupart   des  Puissances  s'opposent;   2°).  Observation  que  la  Grece  n'acceptera 
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jamais  une  commission  internationale  qui  constituera  une  atteinte  ä  son  inde-  Nr.  11575. 
pendance.     Los   renseignements    precedents    que    je    vous   ai  telegraphier   sont     ^nd6"" 
confirmes,  c'est-ä-dire  que  les  Puissances  n'examinent  en  ce  moment  que  deux  3./15.  Mai 
points:  fixation  d'une  indemnite  raisonnable  et  rectification  des  points  extremes 
des    frontieres    strategiques  ä  l'exclusion    d'autres    prötentions   de    la  Sublime 
Porte.  Delyanni. 

Nr.  11576.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  wünscht  die  Einstellung  der  Feindseligkeiten 

in  Epirus. 

Saint-Petersbourg,  le  4/16  Mai  1897. 

J'ai  eu  l'honneur  de   m'entretenir  aujourd'hui  avec  S.  E.  le  Ministre  des  Nr-  11576- 
Affaires  etrangeres,  ä  qui  j'ai  cru  devoir  donner  lecture   de   votre  telegramme      land 
se   rapportant   aux   Operations   que   le  Gouvernement  ottomau  parait  dispose  ä  4-/16-  Mai 
entreprendre  sur  mer.    La  lecture  de  ce  telegramme  m'a  semble"  impressionner 
Son   Excellence,   qui   m'a   demande   un  aide  memoire  relatif  pour  s'entendre  ä 
ce  sujet  avec  les  autres  cabinets  et  aviser  aux  mesures  ä  prendre  afin  de  con- 
jurer    ce    danger.  ||  S.  E.  le   Comte  Mouraview  m'a  dit  que  le  Gouvernement 
Royal    qui    fait    des    demarches   dans   le  but  d'obtenir  un  moment  plus  tot  la 
conclusion  d'un  armistice,  devrait  en  meme  temps  mettre  un  terme  ä  ses  Ope- 
rations militaires  en  Epire,    qui  ont  pour  consequence  le  refus  de  la  Turquie 
ä   conclure  l'armistice.     Son  Excellence   m'a  longuement  entretenu  ä  ce  sujet 
pour  me   d&nontrer  que  si  le  Gouvernement   Royal  considere  de  son  interet 
de  conclure  un  armistice,  il  devrait  agir  en  consequence,  c'est  ä  dire  renoncer 
ä  de   nouvelles    Operations    militaires ,    qui    ne    peuvent    avoir   pour    resultat 
que  la  continuation  de  la  guerrc,     J'ai  cru  devoir  exprimer  ä  Son  Excellence 
ma  maniere  de  penser  ä  ce  sujet,  en  lui  exposant  qu'il  ne  s'agit  pas  d'entre- 
prendre  de  nouvelles  Operations  militaires,  mais  de  maintenir  la  position  avan- 
tageuse  que  nos  troupes  ont  eue  en  Epire  des  le  debut  des  hostilites,  comme 
en  Thessalie  les  troupes  turques,  qui   continuent  leurs  attaques  et  ne  temoig- 
nent  aueune  disposition  paeifique.  ||  Son  Excellence  m'a  donne  l'assurance  que 
malgre  cette  Situation  compliquee,  les  Puissances,  desireuses  d'obtenir  le  plus 
tot  possible  la  conclusion  de  l'armistice,  fönt  ä  cet  effet  d'energiques  demarches. 

Tombazis. 

Nr.  11577.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Die  grie- 
chische Regierung  hat  Einstellung  der  Offensive 
befohlen. 

Athenes,  le  4/16  Mai  1897.       ^;e^7n7; 

Aussi  longtemps  qu'une  Suspension  d'armes  n'est  pas  6tablie,  notre  armee      ,and- 
a  incontestablement  le  droit  de  faire  tout  mouvement  defensif  ou  offensif  que     '  1897< ' 

10* 
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Nr.  H577.  lui  impose  la  securite  du  pays  ou  la  protection  des  populations  chretiennes 
Griechen-         £pjre#     Neanmoins  pour  donner  une  preuve  nouvelle  de  sa  deference  pour 

land.  L  x 

4./16.  Mai  les  Grandes  Puissances,  auxquelles  la  Grece  a  confie  le  soin  de  ses  interets, 
I897'  le  Gouvernement  Royal  vient  de  donner  aux  commandants  des  forces  natio- 
nales et  jusqu'ä  nouvel  ordre  des  Instructions,  afin  de  ne  point  prendre  l'offen- 
sive,  ä  moins  d'une  attaque  de  la  part  de  l'ennemi,  dans  la  certitude  que  les 
Grandes  Puissances  ne  tolereraient  pas  que  la  Turquie  en  profität  pour 
attaquer  nos  positions  actuelles.  Scouloudis. 


Nr.    11578.     GRIECHENLAND.    —    Derselbe   an    Dieselben.     Klagt 
über  die  Verzögerung  der  Waffenruhe. 

Athenes,  le  5/17  Mai  1897. 
Nr.  11578.  J'ai  l'honneur  de  vous  communiquer  ce  qui  suit:  ||  Apres  avoir  adhere  ä 

Griechen-   ja  pr0p0sition  de  mediation  qui  nous  a  ete   faite  par  les  Grandes  Puissances, 

land. 

5./17.  Mai  en  vue  d'obtenir  la  conclusion  aussi  prompte  que  possible  d'un  armistice  qui 
1897*  serait  un  aclieminement  vers  la  paix  definitive,  le  Gouvernement  Royal  n'a 
pas  manque  de  declarer  aux  Puissances  par  leurs  Representants,  qu'il  etait  pret 
ä  accepter  une  Suspension  d'hostilites,  toute  effusion  de  sang  desormais  etant 
consideree  inutile.  Les  Representants  des  Puissauces  prirent  acte  de  cette 
declaration  du  Gouvernement  Royal  et  promirent  d'agir  promptement.  Mais 
pendant  que  le  temps  s'ecoulait  sans  aucun  resultat  pratique  concernant  le 
but  vise  par  la  mediation  des  Puissances,  les  Turcs,  mettant  cet  intervalle  ä 
profit,  continuaient  de  renforcer  leurs  lignes  et  de  fortifier  leurs  positions  en 
Thessalie  comme  en  Epire,  de  maniere  ä  etablir  autour  de  notre  armee  un 
cercle  impenetrable  et  ä  la  forcer  d'accepter  le  combat  dans  un  terrain  clos, 
entierement  ä  l'avantage  de  l'ennemi.  ||  Le  Gouvernement  Royal  attira  vivement 
et  constamment  l'attention  des  Representants  des  Puissances  sur  ces  manoeuvres 
dangereuses  de  nos  adversaires,  et  lorsque,  le  2/14  de  ce  mois,  le  com- 
mandant  de  la  division  d'Arta,  d'une  part  pour  sortir  du  cercle  dans  lequel 
on  tächait  de  l'enfermer,  et  d'autre  part  pour  aller  sauver  nombre  de  familles 
chretiennes  chassees  de  leurs  villages  incendies  et  exposees  aux  mauvais  trai- 
tements  de  l'ennemi,  essaya  de  marcher  en  avant  d'Arta,  on  nous  adressa  le 
reproche  d'avoir  voulu  attaquer  les  Turcs,  qui,  nous  laissait-on  entendre, 
avaient  dejä  regu  de  Constantinople  l'injonction  de  ne  point  attaquer  nos 
positions  et  dont  l'inaction  pendant  ces  jours  derniers  en  Thessalie  en  etait, 
disait  -  on ,  une  preuve.  A  cela  le  Gouvernement  Royal  repondit  qu'il  etait 
sür  que  l'inaction  des  Turcs  pendant  ces  quelques  jours  n'etait  qu'apparente, 
et  qu'ils  se  preparaient  ä  une  attaque  rigoureuse,  mais  sur  les  instances  des 
Representants  des  Puissances  et  dans  la  certitude  que  celles-ci  ne  tolereraient 
pas  que  les  Turcs  en  profitassent,  il  consentit  ä  donner  ä  ses  troupes  l'ordre 
de  ne  pas  prendre  l'offensive  jusqu'ä  nouvel  avis.  ||  Les  nouvelles  cependant 
que  nous  venons  de  recevoir  de  Domoko  prouvent  combien  le  Gouvernement 
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Royal  6tait  Justine-  ä  ne  point  vouloir  se  möprendre  sur  l'inaction  simulee  des  Nr- 11578- 
Turcs,    et  combien  le  desir  manifeste  par  les  Puissances  de  nous  voir  rester  Grjanaen" 
dans    la    defensive    nous   a  ete  prejudiciable.     Pour  complaire  ä  ces  conseils,  5-/17- . Mai 
depuis  Samedi   dernier  notre  armee  n'entreprit  aucun  mouvement  offensif  par 
lequel  eile  pouvait,    soit  intercepter  les  Communications  des  lignes  ennemies, 
soit  elever  des  retranchements  genant  ses  mouvements.     II  en  est  resulte  que 
l'attaque  dirigee  aujourd'hui  par  les  Turcs  contre  l'armee  de  Domoko,   trouve 
celle-ci  dans  une  Situation  dont  les  responsabilites  ne  peuvent  point  nous  etre 
attribuees;  eile  est  la  consequence  naturelle  de  1 'Obligation  dans  laquelle  nous 
avons  ete  places,  ainsi  qu'il  a  ete  explique  ci-haut,  par  les  conseils  des  Grandes 
Puissances  de    ne    point   faire  de    mouvements    offensifs    ces   jours    derniers.  [| 
Veuillez  attirer  l'attention  du  Gouvernement  aupres  duquel  vous  etes  accredite 
sur  cet  etat  de  choses,  qui  justifie  une  action  efficace  et  prompte  de  la  part 
des  Puissances,   qui  ont  assume  le   soin  de  nos  interets,   et  me  communiquer 
le  resultat  de  vos  demarches.  Scouloudis. 


Nr.  11579.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  wünscht,  dafs 
Griechenland  sein  Schicksal  den  Grofsmächten  an- 
vertraut. 

Paris,  le  5/17  Mai  1897. 

S.  E.  M.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  ä  qui  j'ai  donne  lecture  de  Nr.  11579. 

__  .  .    ,,  .  ,  Griechen- 

votre  telegramme  du  16  Mai,  a  pns  avec  satisfaction  connaissance  des  mesures  land 
prises  par  le  Gouvernement  Royal  et  m'a  prie  de  lui  envoyer  le  resume  de  5./17.  Mai 
cette  communication  pour  qu'il  puisse  en  faire  usage  aupres  des  autres  Gou- 
vernements dans  ses  pourparlers  pour  la  Suspension  des  hostilites,  m'assurant 
de  son  desir  de  nous  servir  dans  les  circonstances  actuelles.  II  a  d&sapprouve 
la  reprise  offensive  de  notre  part  et  nous  engage  pour  obtenir  les  bons  Offices 
des  Puissances  d'adherer  d'une  maniere  formelle,  franche  et  entiere  ä  leurs 
conseils  en  leur  reiterant  explicitement  et  sans  reticence  notre  d£cision  de 
remettre  ä  elles  les  soins  de  nos  interets,  dans  les  negociations  pour  la  con- 
clusion  de  la  paix  qui  viennent  de  commencer.  ||  Veuillez  me  telegraphier 
d'urgence  si  vous  voyez  quelque  iuconvenient  ä  ce  que  je  donne  par  lettre  au 
Ministre  des  Affaires  etrangeres  demain,  comme  il  l'a  demande,  un  resume  de 
votre  communication  telegraphique  du  16  Mai,  avec  la  phrase  concernant  la 
remise  entrc  les  mains  des  Puissances  du  soin  des  interets  de  la  Grece. 

DelyaDni. 
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Nr.  11580.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Paris.  Griechenland  hat 
Hanotaux'  Wunsch  bereits  erfüllt. 

Athenes,  le  6/18  Mai  1897. 
Nr.  ii58o.  Yeuillez   exprirner  au  Ministre  des  Affaires  etrangeres  ma  surprise  h  la 

Grian!iÖn  lecture  de  votre  telegramme  d'hier,  portant  que  Son  Excellence  „nous  engage 
c/18.  Mai  p0ur  obtenir  les  bons  offices  des  Puissances,  d'adherer  d'une  maniere  formelle, 
1897'  frauche  et  entiere  ä  leurs  conseils,  en  leur  reiterant  explicitement  et  sans 
reticences  notre  decision  de  remettre  entre  leurs  mains  le  soinde  nos  interets 
dans  les  negociations  pour  la  conclusion  de  le  paix  qui  viennent  de  commen- 
cer."  Le  Gouvernement  Royal  a  non  seulement  adhere  ä  la  proposition  de 
mediation  faite  par  les  Puissances  et  remis  entre  leurs  mains  le  soin  de  ses 
interets,  exactement  dans  les  propres  termes  indiques  par  leurs  Representants 
eux-memes,  mais  il  s'est  empresse  de  donner  jusqu'ä  ce  jour  par  des  actes  une 
sanction  ä  ses  engagements;  ainsi  il  a  rappele  ses  troupes  et  le  Commissaire 
Royal  de  Crete,  pris  1'engagement  de  reconnaitre  le  regime  autonome  de  l'ile 
et  suspendu  tout  mouvement  offensif  de  notre  armee  en  Epire  et  en  Thessalie, 
sur  les  conseils  des  Puissances.  Les  felicitations  que  le  Gouvernement  Royal 
a  recu  de  la  plupart  des  Grandes  Puissances  sur  son  attitude  et  sur  la  ma- 
niere avec  laquelle  il  a  traite  ces  divers  points,  ne  fönt  qu'augmenter  ma  sur- 
prise des  paroles  de  M.  le  Ministre  des  Affaires  ötrangeres,  rapportees  dans 
votre  t616gramme  d'hier.  Mais  si  le  Gouvernement  Royal  a,  par  des  actes, 
donne  aux  Puissances  mSdiatrices  toutes  les  preuves  de  sa  bonne  foi  qui  pou- 
vaient  lui  etre  demandees  jusqu'ici,  il  n'a  pas  moins  le  regret  de  voir  que 
jusqu'ä  cette  heure,  aucun  des  avantages  que  les  Puissances  lui  faisaient 
esp^rer  d'obtenir,  s'il  adherait  ä  leurs  conseils  et  s'il  remettait  entre  leurs 
mains  le  soin  de  ses  interets,  n'a  pas  ete  realise.  Teile  est  la  vraie  Situation: 
Nous  avons  promptement  accede  ä  tous  les  desirs  exprimes  par  les  Puis- 
sances; les  Puissances  n'ont  rien  su  faire  depuis  lors  pour  nous. 

Scouloudis. 

Nr.  11581.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  stellt  über- 
triebene  Forderungen.      Griechenland    wird    Opfer 

bringen  müssen. 

Paris,  le  6/18  Mai  1897. 

Nr.  11581.  J'ai   l'honneur   de   porter   ä  la   connaissance   de  Votre  Excellence  que  j'ai 

Griechen-   ^   cß   ma^n     a  ja   su^e   (je  ja  communication   de   la  reponse   de   la  Porte  ä 

land.  ' 

6./18.  Mai   l'offre  de  mediation  des  Puissances,  l'Ambassadeur  d'Angleterre   et  le  Ministre 

1897'      des  Affaires  Etrangeres.     Le  premier  m'a  dit  que  les  exigences  de  la  Turquie 

ne   pouvant  etre   considerees   comme  serieuses   et  que  tout  en  ne  connaissant 

pas  encore  le  sentiment  de  son  Gouvernement,  il  ne  doute  point  qu'il  ne  soit 

contraire   aux  pretentions  exagörees   de  la  Turquie.     Le  Ministre  des  Affaires 
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etrangercs  m'a  dit  qu'assurement  les  pretentions  de  la  Porte,  qu'il  considere  Nr.  11581. 
pourtant  comme  un  coramencement  des  negociations,  sont  exager^es  et  donne-  Griec*!en" 
ront  lieu  ä  echange  de  vues  entre  les  Puissances.  Mais  il  ne  m'a  pas  cache*  6./18-  Mai 
que  l'offensive  prise  sans  aucun  r^sultat  pratique  en  Epire  a  desservi  notre  1897, 
cause,  mais  que  si  nous  savons  profiter  des  fautes  que  la  Turquie  a  commises, 
en  formulant  des  propositions  aussi  exagerees,  nous  pouvions  ameliorer  encore 
s6rieusement  notre  position  vis-a-vis  des  Puissances  et  gagner  l'appui  de 
toutes.  ||  Dans  la  conversation  d'aujourd'hui,  M.  Hanotaux  m'a  dit  que  nous  ne 
devons  pas  nous  dissimuler  la  n^cessite  de  supporter  certains  sacrifices  et  que 
nous  devons,  pour  pouvoir  les  alleger  considerablement,  nous  efforcer  ä  faci- 
liter  les  mesures  qui  seront  considerees  necessaires  pour  le  reglement  de  la 
question  financiere,  sans  vouloir  s'expliquer  davantage  s'il  entendait  seulement 
la  question  de  l'indemnite  ä  la  Turquie,  ou  bien  aussi  les  pretentions  des 
cröanciers  allemands  comme  je  suppose.  ||  II  m'a  dit  que  la  Situation  est  teile 
aujourd'hui  en  Europe  que,  comme  les  Puissances  ne  peuvent  pas  faire  une 
campagne  militaire  pour  obliger  la  Turquie  ä  executer  ses  decisions,  il  faut 
une  grande  delicatesse  et  habilete  dans  les  negociations  pour  obtenir  le  re- 
sultat  que  nous  desirons,  et  qu'il  espere  que  le  peuple  grec,  apres  la  premiere 
emotion  caus6e  par  les  revers  de  notre  armee,  comprendra  que  le  seul  moyen 
de  garantir  l'ordre  interieur  et  de  compter  sur  l'appui  efficace  des  Grandes 
Puissances  monarcbiques,  dont  les  familles  sont  etroitement  liees  avec  la  notre, 
est  de  rester  fermement  attaches  ä  notre  Souverain  et  ä  Sa  dynastie  qui  est 
notre  sauvegarde  dans  des  moments  aussi  critiques  que  ceux  que  nous  traver- 
sons  actuellement.  Delyanni. 


Nl\  11582.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Gesandten  der  Grofsmächte  in  Athen.  Klagt 
über  Vordringen  der  Türken  während  der  Waffen- 
stillstandsverhandlungen. 

Athenes,  le  7  Mai  1897. 

J'ai  eu  hier  au  soir  l'honneur  de  faire  part  ä  Votre  Excellence  des  doutes  Nr>  n582. 

qui    s'etaient   eleves  dans  l'esprit  du  Gouvernement  Royal    relativement  ä  la  Griechen- 
land, 
bonne    foi  du  Gouvernement  ottoman,    en   voyant  que  la  demarche  pour  une  7.  Mai  1897. 

cntcnte,  en  vue  de  la  conclusion  immediate  d'une  Suspension  des  hostilitßs  ne 
fut  faite  que  seulement  par  le  commandant  des  forces  turques  en  Epire,  tan- 
dis  que  le  commandant  des  forces  actuellement  en  Thessalie  n'en  fit  aueune, 
malgre  les  assurances  donnees  par  le  Gouvernement  ottoman  aux  Puissances 
que  le  Sultan  avait,  depuis  liier  matin,  ordonne  aux  commandants  des  forces 
ottomanes,  aussi  bien  en  Epire  qu'en  Thessalie,  de  s'entendre  avec  les  com- 
mandants Grecs  pour  une  Suspension  immediate  des  hostilites.  II  me  suffira 
aujourd'hui  de  porter  ä  votre  connaissance  les  faits  qui  ont  eu  lieu,  pour 
demontrer  que  les  doutes  exprimes  par  nous  hier  ä  ce   sujet  n'etaient  que  trop 
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Nr.  H5S2.  bien  fondes.  ||  Pendant  qu'une  Suspension  des  hostilites  etait  negociee  et  con- 
land6""  c^ue  ailJourd'hui  vers  11  heures  du  matin  sur  le  pont  d'Arta,  l'armee  turque 
7.  Mai  1S97.  continuait  d'attaquer  l'armee  grecque  ä  Derven  Fourka  et  aux  environs,  depuis 
le  matin  jusqu'ä  31/.,  h.  de  l'apres-midi;  et  quoique  le  Nomarque  de  Lamia 
ait  en  personne  communique  ä  Abdullah-Pacha,  pres  de  la  susdite  localite, 
que  conformement  aux  instructions  donnees  par  les  deux  Gouvernements  re- 
spectifs,  on  etait  depuis  hier  soir  en  Suspension  d'armes  en  Epire,  et  qu'il 
eut  exprime  son  etonnement  de  voir  les  troupes  ottomanes  continuer  leur 
attaque  ici,  Abdullah-Pacha  lui  repondit  qu'il  n'avait  aucune  connaissance  de  la 
Suspension  des  hostilites,  mais  qu'il  a  fordre  de  proceder  ä  l'occupation  de 
Lamia.  En  effet,  ce  n'est  qu'ä  5  heures  du  soir,  apres  avoir  franchi  Derven 
Fourka,  que,  sur  la  proposition  du  parlementaire  envoye  par  le  commandaut 
en  chef  de  l'armee  hellenique  de  Thessalie  qu'une  Suspension  d'armes  de 
24  heures  fut  convenue,  Seiffullah-Pacha  s'etant  i-eserve  de  prendre  les  ordres 
du  commandant  en  chef  Edhem-Pacha,  en  vue  de  negocier  demain  la  conclu- 
sion  d'une  Suspension  des  hostilites  d'une  plus  longue  duree.  ||  II  resulte  de 
la  continuation  de  l'attaque  faite  par  les  troupes  turques  et  de  la  reponse 
donnee  par  Abdullah-Pacha  au  Nomarque  de  Lamia,  que  la  Porte  aurait  en- 
core  une  fois  voulu  surprendre  la  bonne  foi  des  Puissances,  en  leur  faisant 
croire  qu'elle  avait  reellement  ordonne  ä  tous  ces  commandants  de  s'entendre 
avec  les  commandants  Grecs  pour  une  Suspension  immediate  des  hostilites, 
tandis  qu'au  moyen  d'ordres  partiels  eile  visait  ä  l'occupation  de  Lamia.  ||  En 
priant  Votre  Excellence  de  vouloir  bien  prendre  acte  de  cet  incident,  je  saisis 
etc.  Scouloudis. 


Nr.    11583.     GRIECHENLAND.   —    Der    Gesandte    in  Paris   an  den 
Minister   des  Auswärtigen.     Hanotaux'  Antwort  auf 

Nr.  11580. 

Paris,  le  8/20  Mai  1897. 

Nr.  11583.  j'aj   l'honneur  de  vous  informer  que  j'ai  donne  aujourd'hui  connaissance 

Grieclion- 

land.  au  Ministre  des  Affaires  etrangeres  de  vos  trois  telegrammes  des  16  et  18  mai 
8./20.  Mai  et  juj  en  aj  ]aiss£  copies.  M.  Hanotaux,  en  reponse,  m'a  dit  qu'on  nous  re- 
proche  que  dans  nos  declarations,  meme  nettes  et  categoriques,  nous  affaiblis- 
sons  habituellement  la  portee  par  une  argumentation  superflue  et  justifions  les 
actes  meme  les  plus  indefendables,  comme  la  reprise  des  hostilites  en  Epire; 
qu'independamment  de  ses  observations  qu'il  nous  fait  dans  un  sentiment  amical 
et  par  interet  pour  nous,  la  France  a  montre  beaucoup  d'empressement  pour 
l'obtention  de  l'accord  des  cabinets  europeens  dans  leur  Intervention  actuelle 
aupres  de  la  Porte;  que  dejä  apres  l'obtention  de  la  cessation  des  hostilites, 
on  echange  des  vues  sur  la  fixation  des  conditions  de  la  paix,  dont  on  nous 
fera  part  au  pr£alable,  concernant  la  rectification  de  certains  points  strate- 
giques  de  la  frontiere,   le  maintien  du  droit  des  Capitulatiöns  avec  peut-etre 
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quelques  modincations  sur  la  question  de  la  nationalite  et  l'evaluation  de  l'in-   Nr.  ii583. 
demnite  de  guerre  en  correlation  avec  notre  etat  öconomique   (certaines  Puis-      |ftnd 
sances    et   surtout   l'Allemagne    d^sirait    d'apres  mes  renseignements  englober  8-ßo.  Mai 

1897 

aussi  la  question  de  nos  creanciers).  Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  m'a 
dit,  tout  en  insistant  sur  les  bonnes  dispositions  de  la  France  pour  nous,  que 
si  en  ce  moment  les  Puissances  dont  la  Grece  a  tant  fait  dans  ces  derniers 
temps  pour  s'aliener  les  sympathies,  montrent  un  grand  interet  pour  eile  et 
tächent  d'all^ger  autant  quo  possible  le  poids  de  ses  fautes  et  de  sauvegarder 
sa  dignite  et  son  avenir,  elles  le  fönt  principalement  et  surtout  en  faveur  de 
notre  dynastie  et  pour  la  personne  de  S.  M.  le  Roi  qui  jouit  de  l'estime 
generale  de  l'Europe  et  de  la  profonde  Sympathie  de  tous  les  Gouvernements 
et  qui  est,  dit-il,  notre  palladium  dans  les  moments  critiques  que  nous  traver- 
sons,  ce  que  les  Grecs  doivent  comprendre.  M.  Hanotaux  a  insiste  pour  que 
je  vous  telegraphie  textuellement  sa  phrase.  Delyanni. 


Nl*.    11584.     TÜRKEI   und  GRIECHENLAND.    —     Waffenstillstand 
für  Epirus. 
Les  soussignös,  d'une  part  le  commandant  de  cavalerie  Alex.  Soutzo,  par  Nr.  ii584. 
ordre  du  commandant  en  chef  des  troupes  helleniques  d'Epire  et  d'autre  part  g^™ 
Moustapha   bey    et  Salih    bey  majors   d'etat-major,   deleguäs  du  genöral  com-      lanci. 
mandant  des  troupes  ottomanes  d'Epire,    declarent  avoir  recu  les  ordres  sui-   7'"1^7  ai 
vants  de  leurs  chefs  respectifs  et  avoir  conclu  leur  exäcution  ainsi  qu'il  suit: 
1°).     A  partir  de  ce  moment,  1  heure  de  l'apres-midi  du  7/19  Mai  1897, 
un  armistice  est  conclu  entre  les  belligerants. 

2°).  Les  troupes  ottomanes  occuperont  leurs  positions  avant  la  declara- 
tion  de  guerre,  sur  la  rive  droite  de  l'Arachtos,  ä  partir  d'aujourd'hui  7/19  Mai 
1897  ä  7  heures  du  soir. 

3°).  Les  troupes  helleniques  se  retireront  sur  la  rive  gauche  et  occu- 
peront de  meme  leurs  positions  premieres. 

Le  present  a  ete  fait  en  double  et  remis  aux  deux  parties. 
Imaret,  le  7/19  Mai  1897. 

Pour  la  Grece:  le  Commandant  A.  Soutzo. 
Pour  la  Turquie:  Moustapha. 
Salih. 


Nr.    11585.    TÜRKEI    und    GRIECHENLAND.    —    Waffenstillstand 
für  Thessalien. 
Aujourd'hui,  le  8/20  Mai   1897,  ä  31/*,  h.   de  l'apres-midi,   sur  les^col-  ^.^j 
lines  de  Taratza  pres  Lamia,  les  soussign^s,  d'une  part  le  commandant  d'etat-   Griechen- 
major Izzet  bey  et  lc  capitaine  d'ötat-major  Riza  bey,   envoyes   de  la  part  de  10|^d;iai 
Son  Excellence  le  Marechal  de  l'armee   turque  Edhem   Pacha,   et  d'autre  part      iso7. 


10./22.  Mai 
1897. 
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Nr.  11585.  le  capitaine  de  genie  P.  Condojannis,  delegue  de  S.  A.  R.  le  Prince  Con- 
Griechen-  stantiu>  General  en  chef  de  l'armee  de  Tliessalie,  declarent  avoir  regu  les 
lana.  ordres  suivants  de  leurs  chefs  respectifs  et  avoir  conclu  leur  execution  ainsi 
qu'il  suit: 

1°).  A  partir  de  l'heure  precitee,  un  armistice  est  conclu  entre  les  belli- 
gerants. 

2°).  Les  troupes  ottomanes  et  les  troupes  grecques  occuperont,  des  ce 
moment,  les  lignes  d'avant-postes  qu'elles  possedent  actuellement.  Les  mouve- 
ments  lateraux  sont  absolument  defendus  dans  les  deux  armees.  La  ligne  de 
demarcation  durant  l'armistice  sera  determinee  par  des  officiers  qui  seront 
nommes  dans  ce  but  apres  deraain  10/22  Mai  1897. 

Le  present  a  ete  fait  en  double  et  remis  aux  deux  parties. 
Pour  la  Turquie:  Pour  la  Grece: 

Izzet  Bey  P.  Condojannis. 

Commandant  d'etat-major.  Capitaine  de  genie  d'etat-major. 

Riza  Bey 
Capitaine  d'etat-major. 


Nr.  11586.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  London 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  England  will 
keine  Besetzung  Thessaliens  dulden. 

Londres,  le  12/24  Mai  1897. 

Nr.  11586.  Je    viens    d'etre    informe    de   bonne    source  que   le  Gouvernement  anglais 

^linli"1     a  declare  aux  Puissances  categoriquement,  qu'il  ne  ferait  plus  partie  du  con- 

12/24.  Mai  cert   europeen   si  les   autres  Puissances   admettaient  l'occupation  provisoire  de 

189'*      la  Tliessalie  jusqu'au  payement  de  l'indemnite.  Metaxas. 

Nl*.  11587.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  in  Wien,  Berlin,  Rom,  Paris,  Peters- 
burg und  London.  Vorstellungen  über  die  Friedens- 
bedingungen.  Athenes,  le  13/25  Mai  1897. 

Nr.  ii587.  D'apres  les  renseignements  que  je    recois  de  diverses  sources,  les  Puis- 

sances   auraient    en    etude    les    points    suivants    qui   seraient  proposes  par  la 


Griechen 

land. 


13./25.  Mai  Porte  comme  conditions  de  la  paix:  1°):  Une  indemnite  de  guerre  garantie, 
payable  par  la  Grece.  2°).  Une  rectification,  en  faveur  de  la  Turquie,  de  la 
ligne  frontiere,  touohant  quelques  points  strategiques,  sans  cession  de  terri- 
toires  habites.  3°).  Statu  quo  ante  quant  aux  Capitulations,  mais  correction 
peut-etre  des  alus  par  un  traite  special,  et  4°).  Un  traite  d'extradition. 
Quoique  aucune  communication  officielle  ne  nous  ait  ete  adressee  k  ce  sujet, 
nous  croyons  pourtant  que,  dans  le  cas  oü  ces  informations  seraient  exactes, 
le  Gouvernement  Royal,  sans  perdre  un  instant,  aurait  le  devoir  de  soumettre 
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ä  l'appreeiation  des  Gouvernements  des  Grandes  Puissances   les  considerations   Nr.  U587. 

Griechen- 

qui  suivent,  iand. 

Premier  point:  L'£tat  des  finances  du  pays  avant  la  guerre  est  trop  connu  13-/25.  Mai 
pour  que  je  ne  sois  pas  dispense*  d'en  reproduire  ici  le  tableau  dans  tous  ses 
dßtails.  II  sera  bien  plus  sombre  apres  la  guerre.  La  diminution  tres-sensible 
de  toutes  les  recettes,  par  suite  de  l'arret  du  commerce  et  de  l'industrie, 
l'echec  porte  ä  l'agriculture  et  ä  toutes  les  branches  de  la  production  par  la 
mobilisation  d'une  grande  partie  de  la  population  la  plus  robuste,  la  perte 
des  revenus  de  la  Thessalie,  durant  son  occupation  par  les  troupes  ottomanes, 
les  dommages  causes  ä  cette  province  par  la  destruction  de  toute  sa  fortune 
mobiliere  et  immobiliere  et  l'obligation  enfin  dans  laquelle  se  trouve  l'fitat  de 
pourvoir  dorenavant  et  pour  longtemps  ä  ses  frais,  ä  l'entretien  de  presque 
toute  la  population  de  la  Thessalie  et  d'une  partie  de  l'Epire,  toutes  ces  cir- 
constances  reunies  ne  feront  que  produire,  ä  partir  de  ce  jour  et  pendant  une 
serie  d'annees  ä  venir,  des  "d^ficits  tres-sensibles  dans  le  budget  de  l'fitat.  Or, 
si  par  l'imposition  d'une  indemnite  de  guerre  quelconque,  cet  etat  de  choses 
venait  d'etre  aggrave,  on  ne  tarderait  pas  k  se  trouver  en  face  de  difficultSs, 
qui  mettraient  en  question  la  possibilite  pour  la  Grece  d'exister  comme  Etat. 
Cependant  tout  en  faisant  cet  expose  sommaire  mais  loyal  de  l'etat  de  nos 
finances,  le  Gouvernement  Royal  ne  saurait  se  faire  d'illusions  qu'il  pourrait 
ne  pas  se  trouver  peut-etre  force  de  subir,  dans  les  conjonctures  actuelles, 
une  indemnite  de  guerre.  Aux  representations  d'un  caractere  tout-ä-fait  amical 
qui  nous  ont  ete  faites,  touchant  la  jurisprudence  internationale  qui  tend  ä 
se  generaliser  et  qui  regle  par  une  indemnite  pecuniaire  la  liquidation  des 
guerres  modernes,  le  Gouvernement  Royal  n'a  pas  mauque  de  repondre  que  ce 
n'est  pas  lui  qui  a  provoque  ni  declare  la  guerre  actuelle,  qu'il  en  subit  seule- 
ment  les  resultats  desastreux  au  point  de  vue  economique,  et  que,  par  conse- 
quent,  on  ne  saurait,  en  stricte  justice,  le  considerer  comme  responsable  et 
lui  imposer,  en  plus,  une  indemnite"  de  guerre.  Neanmoins,  si  le  cas  se  pre- 
sentait,  vous  auriez  ä  solliciter  tout  particulierement  l'attention  du  Ministre 
des  Affaires  etrangeres  sur  les  considerations  suivantes:  L'etat  de  son  credit 
par  suite  des  circonstances  connues,  ne  lui  laissant  pas  le  moyen  de  contracter 
promptement  et  facilement  un  emprunt  soit  ä  l'interieur  soit  ä  l'etranger,  et 
considerant  que  dans  ces  circonstances  il  n'est  pas  possible  de  songer  ä  de- 
mander  une  augmentation  de  l'impöt  actuel,  dont  la  Charge  tres-lourde  dejä 
avant  la  guerre  et  pendant  un  etat  normal,  ne  sera  que  tres-peniblement  sup- 
portee  par  la  population  du  Royaume  pour  quelque  temps  ä  venir,  le  Gou- 
vernement n'aurait  d'autre  ressource  ä  disposer,  qu'une  somme  annuelle  d'un 
jusqu'ä  un  million  et  demi  de  drachmes,  sur  laquelle  on  comptait  avant  la 
guerre  pour  ameliorer  la  Situation  de  nos  creanciers.  Cette  annuite,  capitalisee 
ä  un  taux  d'interet  raisonnable  serait  la  seule  ressource  qui  existät  pour  re- 
pondre, sans  ecraser  le  present  et  l'avenir  du  pays,  ä  la  necessite  ineluctable 
d'une   indemnite  de   guerre,  si  le  cas  s'en  presentait,  et  dans  la  supposition 
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Nr.  11587.  bien  entendu,  que  les  revenusde  laThessalie  continueraient  ä  l'avenir  d'atteindre 

Griechen-     i  *  i  •«.  ,  ,  .  ,  .„„ 

land.  les  memes  ciliares  que  par  le  passe,  ce  qui  pourtant  est  difficilement  admis- 
13./25.  Mai  sible,  au  moins  pendant  les  premieres  annees  apres  la  conclusion  de  la  paix. 
Deuxieme  point:  Dans  leur  haute  equite  et  dans  leur  desir  d'assurer  la 
tranquillite  dans  la  Peninsule  des  Balkans  d'une  maniere  stable  et  durable,  les 
Grandes  Puissances  avaient  solennellement  au  Congres  de  Berlin,  d^signe  ä  la 
Grece  une  frontiere  nouvelle,  dont  les  grandes  ligues  furent  posees  dans  le 
protocole  13.  La  Grece  en  prit  acte  et  tout  en  appreciant  düment  les  droits 
qui  lui  en  etaient  lies  des  la  signature  du  protocole,  eile  attendit  avec  patience 
l'execution  des  decisions  prises  par  les  Grandes  Puissances.  La  ligne  fron- 
tiere indiquee  par  le  Congres  de  Berlin,  bien  qu'elle  ne  repondit  pas  aux  con- 
ditions  d'une  parfaite  securite  pour  notre  pays,  fut  acceptee  par  nous,  et  apres 
deux  annöes  d'infructueuse  attente  de  notre  part,  la  Conference  de  Berlin  vint 
determiner  la  susdite  ligne  d'une  fagon  plus  detaillee,  mais  la  Porte  trouva 
encore  le  moyen  de  se  soustraire  aux  decisions  des  Puissances  et  ce  n'est 
qu'en  Avril  1881  que  celles-ci  communiquerent  ä  la  Grece  que,  les  conclusions 
consignees  dans  l'acte  final  de  la  Conference  de  Berlin  n'ayant  pas  pu,  par 
la  force  des  choses,  recevoir  l'execution  que  les  Cabinets  avaient  en  vue,  ceux- 
ci  prescrirent  ä  leurs  Representants  ä  Constantinople,  d'arreter  entre-eux  la 
ligne  frontiere.  Les  conclusions  des  Ambassadeurs  ä  Constantinople,  Sub- 
stitutes formellement  ä  celles  de  l'acte  du  1er  Juillet  1880,  modifierent  radi- 
calement  le  trace  de  la  Conference  de  Berlin;  elles  le  remplacerent  par  une 
ligne  frontiere  nouvelle,  dont  les  points  n'offraient,  en  grande  partie,  aucune 
securite  et  manquaient  de  toute  defense  naturelle.  La  Grece  s'empressa  de 
signaler  k  1 'attention  des  Puissances  tous  les  dßfauts  que  presentait  cette  ligne; 
mais  nonobstant  nos  objections,  la  ligne  nouvelle,  qui  est  la  ligne  frontiere 
actuelle,  fut  adoptee  et  fixee  toute  au  desavantage  du  pays  au  point  de  vue 
strategique.  ||  La  facilite  avec  laquelle  l'armee  ottomane  a  penetr£e  en  Thes- 
salie  dans  les  recents  evenements,  en  est  la  preuve.  Ceder  ä  la  Turquie  de  nou- 
veaux  points  strategiques  sur  cette  ligne,  c'est  placer  la  Grece  completement 
a  la  merci  de  ses  voisins  du  nord.  La  ligne  actuelle  est  dejä  essentiellement 
defectueuse  au  point  de  vue  de  sa  securite;  si  on  l'aftaiblissait  davantage,  la 
Grece  se  trouverait  forcee  par  le  sentiment  et  le  devoir  de  sa  propre  conser- 
vation,  d'adopter  des  le  lendemain  d'une  modification  de  sa  ligne  frontiere,  teile 
que  l'on  dit  etre  en  etude  en  ce  moment,  des  mesures  propres  ä  attenuer  les 
dangers  crees  par  cette  modification.  Elle  serait  forcee  de  remedier  ä  la  perte 
des  points  strategiques  de  sa  frontiere  actuelle  par  des  nombreux  travaux  de 
fortification,  par  une  augmentation  de  la  force  ordinaire  de  son  armee  et  de 
son  mate>iel  de  guerre  et  par  l'adoption  de  diverses  autres  mesures,  dont  les 
depenses,  bien  qu'indispensables,  ne  sauraient  etre  que  funestes  aux  finances 
de  l'Etat,  portant  a  l'avenir  meme  du  pays.  Si  les  troupes  helleniques  avaient 
pu  penetrer  dans  la  valee  d'Elassona  aussi  facilement  que  les  troupes  turques 
en  Thessalie,  c'est  alors  seulement   que  des  pr£tentions  d'une  rectification  de 
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la  ligne  frontiere  en  sa  faveur  auraient  pu  etre  avancees  par  la  Turquie  et  Nr.  ii587. 
raeriter  peut-etre  quelque  consideration  de  la  part  des  Puissances.  Mais  s'est  r\™n™n' 
bien  l'inverse  qui  s'est  passe  et  de  ce  fait  toute  pretention  de  la  Turquie  dans  13./25.  Ma; 
ce  but  se  trouve  depourvue  de  justification. 

Troisiemc  point:  L'administration  de  la  justice  en  Turquie  cree  aux  Puis- 
sances des  occasions  tellement  frequentes  pour  fortifier  leur  conviction  de  la 
necessite  absolue  des  Capitulations  dans  ce  pays,  que  nous  n'avons  pas  besoin 
d'en  prendre  la  defense.  Cette  necessite  se  fait  tellement  sentir  que  les  Puis- 
sances ont  du  suggerer  ä  la  Porte,  dans  l'interet  de  ses  propres  sujets,  des 
rßformes  qui  seraient  une  garantie  contre  l'arbitraire  des  tribunaux  ottomans. 
Or,  si  les  Gouvernements  europöens  en  sont  ä  demander  ces  garanties  pour 
les  sujets  de  la  Porte,  on  ne  saurait  nier  qu'elles  sont  indispensables  pour 
tous  les  sujets  europeens,  surtout  pour  les  Hellenes  qui  resident  en  Turquie. 
Le  Gouvernement  Royal  croit  pouvoir  etre  sür  que  les  Puissances,  dans  l'interet 
meme  de  leurs  nationaux,  ne  tolereraient  ni  l'abrogation  du  droit  de  la  Grece 
aux  Privileges  des  Capitulations,  droit  etabli  en  vertu  d'aetes  internationaux, 
ni  une  modification,  sous  quelque  forme  ou  sous  quelque  prßtexte  que  ce  füt, 
d'autant  plus  que  toute  modification  aurait  cree  un  precedent  dangereux  et 
aurait  debilite  ces  Privileges  precieux  ä  tout  europeen  habitant  de  l'Empire 
ottoman.  Les  sujets  hellenes  qui  resident  en  Turquie  sont  nombreux,  beau- 
coup  plus  nombreux  que  tous  les  sujets  des  Grandes  Puissances  qui  s'y  trou- 
vent;  si  les  Privileges  des  Capitulations  ne  restaient  pas  en  vigueur  dans  leur 
integralite,  nos  nationaux  residant  en  Turquie  se  verraient  l'objet  d'interminables 
persecutions  et  finalement  voues  ä  la  ruine.  Pour  dissimuler  son  action  dirigee 
contre  les  Capitulations,  la  Porte,  si  mes  renseignements  sont  exaets,  aurait 
propose  aux  Puissances  la  correction  de  certains  abus  par  un  traite  special 
ä  conclure  entre  eile  et  le  Gouvernement  Royal.  Mais  s'il  y  a  des  abus  dans 
l'adniinistration  de  la  justice  en  Turquie,  les  Puissances  n'iguorent  pas  de  quel 
cöte  ils  sont  commis. 

Quatrieme  point:  La  Porte  aurait  egalement  insiste  ä  obtenir  de  la  Grece 
un  traite  d'extradition.  Bien  que  la  conscience  nationale  ait  constamment 
manifeste  sa  repugnance  ä  contracter  des  traites  d'extradition,  l'fitat  en  a 
conclu,  en  nombre  tres-restreint,  avec  des  nations  civilisees  et  des  pays  oü 
toutes  les  garanties  de  bonne  justice  existent.  Mais  en  Turquie  nulle  garantie 
de  bonne  justice  n'existe;  au  contraire  personne  n'ignore  que  ce  n'est  point 
la  loi  qui  regit  les  tribunaux  ottomans  mais  bien  l'arbitraire  et  l'on  y  compte 
par  milliers  les  victimes  innocentes  d'odieuses  persecutions.  Ces  faits  suffisent 
ä  expliquer  pourquoi  aueune  des  Grandes  Puissances,  aueune  nation  civilisee 
n'ait  jamais  conclu  avec  la  Porte  un  traite  d'extradition.  Ces  memes  faits  nous 
interdisent  de  violer  la  conscience  nationale  en  entrant  dans  une  Convention 
d'extradition  avec  un  pays,  dont  la  justice,  tout  recemment  encore,  dans  les 
proces  Armeniens,  a  domie  de  preuves  si  deplorables. 

Veuillex  donner  lecture  de  ce  telegramme  au  Ministre  des  Affaires  etrangeres. 

Scouloudis. 
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Nr.    11588.     GRIECHENLAND.  —   Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg  an    den    Minister    des    Auswärtigen.     Entschä- 
digungsfrage.   Sorge  um  die  griechische  Dynastie. 
Saint-Petersbourg,  le  14/26  Mai  1897. 
Nr.  11588.  g    E    j    Ministre  des  Affaires  etrangeres  a  bien  voulu  me  faire  savoir, 

Griechen- 

land.  dans  l'entrevue  que  j'ai  eue  aujourd'hui  avec  lui,  que  les  Puissances,  par  les 
U'f869'7Mai  contre-propositions  adressees  ä  la  Sublime  Porte,  Ecartent  toute  idee  d'abo- 
lition  des  Capitulations  en  admettant  comme  conditions  de  la  paix  une  indem- 
nite  de  guerre,  ne  depassant  pas  les  depenses  subies  par  la  Turquie,  et  une 
rectification  strategique  des  frontieres.  Je  suis  ä  meme  de  savoir  que  les 
Puissances  seraient  disposees  ä  admettre  la  somme  de  six  millions  de  Livres 
turques  comme  maximum  de  l'indemnite  de  guerre.  ||  J'ai  questionne  le  Ministre 
des  Affaires  etrangeres  sur  la  nouvelle,  d'apres  laquelle  les  Puissances  auraient 
l'intention  de  soumettre  nos  finances  ä  un  contröle  europeen.  Son  Excellence 
m'a  dit  ne  savoir  que  par  les  journaux  que  les  Puissances  interessees  dans 
nos  finances  demanderont  l'institution  d'un  contröle.  ||  Le  Ministre  des  Affaires 
Etrangeres  m'a  longuement  parle  de  la  circulaire  que  les  Grandes  Puissances 
adresserent  au  Gouvernement  Royal,  relativement  ä  notre  dynastie,  ainsi  que 
des  assurances  que  Votre  Excellence  s'est  empressee  de  donner  ä  ce  sujet 
aux  Representants  des  Grandes  Puissances.  II  a  ajoute  que  la  Grece,  si  eile 
ne  prenait  pas  le  soin  de  sauvegarder  avant  tout  sa  dynastie,  s'alienerait  tout- 
ä-fait  les  sympathies  des  Puissances  et  ne  devrait  plus  compter  sur  leur  appui. 

T  ombazis. 


Nr.  11589.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Haltung  Deutsch- 
lands. Griechenland  soll  die  vorgeschlagenen  Be- 
dingungen nicht  ablehnen. 

Rome,  le  16/28  Mai  1897. 

Nr.  11589.  J'ai  communique  saus  retard  le  contenu  de  votre  depeche  d'avant  hier  au 

GrJ®cl^en"   Ministre  des  Affaires  etrangeres.     M.  Visconti  Venosta  m'a  dit  que  s'il  s'agit 

16./28.  Mai  d'un  refus  de  notre  part  d'accepter  les   conditions   proposees,  il  croit  de   son 

189''      devoir  de  nous  prevenir  qu'il  en  resulterait  de  tres  graves  consequences;  si 

par  contre,  il  ne  s'agit  que  de  discuter  les  conditions,  il  pense  que  l'occasion 

pourrait  se  presenter  plus  tard.     II  m'a  dit  en  outre  qu'au  debut,  l'Allemagne 

n'avait  pas  voulu  prendre  part  ä  la  communication  adressee  ä  la  Porte,  avant 

d'etre   süre  que  le  Gouvernement  Royal  accepterait  les  conditions  et  que  les 

Ambassadeurs  ä  Constantinople  n'ont  pas  cru  necessaire  de  faire  d'autres  d6- 

marches  ä  Atbenes,  vu  que  le  Gouvernement  Royal  avait  confie  sans  reserve 

ses  interets  aux  Puissances.     Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  craint  qu'un 

refus    de   notre    part   pourrait  amener  quelque  Puissance  ä  se  retirer  de  la 

mediation.  Coundourioti. 
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Nr.  11590.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  in  London,  Paris,  Berlin,  Peters- 
burg. Griechenland  will  die  Bedingungen  nicht  ab- 
lehnen. 

Athenes,  le  16/28  Mai  1897. 

A  l'occasion  d'une  entrevue  que  notre  Charge  d'affaires  ä  Rome  a  eue  Nr-  1I590 
avec  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  et  dans  le  courant  de  laquelle  M.  und." 
Coundourioti  lui  a  donne*  lecture  de  mon  telegramme  du  14/26  Mai,  S.  E.  M.  16'28-  Mai 

1807 

Visconti- Venosta  lui  a  dit  que  s'il  s'agit  d'un  refus  de  notre  part  d'aeeepter 
les  conditions  de  la  paix,  il  croit  de  son  devoir  de  nous  prevenir  qu'il  en 
resulterait  de  tres  graves  consequences.  Ann  de  ne  point  laisser  planer  dans 
l'esprit  de  Son  Excellence  le  raoindre  doute  au  sujet  de  nos  intentions,  j'ai 
immediatement  expedie  ä  notre  Charge  d'affaires  ä  Rome  le  telegramme  suivant: 

"Relativement  ä  la  conversation  que  vous  avez  eue  hier  avec  M.  le 
Ministre  des  Affaires  etrangeres  et  que  vous  m'avez  rapportee  par  votre  tele- 
gramme de  ce  jour,  veuillez  dire  ä  Son  Excellence  qu'ayant  remis  le  soin  de 
nos  interets  entre  les  mains  des  Grandes  Puissances  par  suite  de  la  propo- 
sition  de  mediation  qu'elles  nous  ont  faites  et  ä  laquelle  nous  avons  formel- 
lement  adhere  en  vue  d'obtenir  la  conclusion  aussi  prompte  que  possible  de 
la  paix,  le  Gouvernement  Royal  n'a  jamais  coneu  l'intention  d'opposer  un  refus 
aux  conditions  de  la  paix  que,  dans  leurs  sollicitude  pour  la  Grece,  les  Puis- 
sances lui  auraient  conseille  d'aeeepter.  Les  considerations  developpees  dans 
mon  telegramme  du  14/26  Mai  n'avaient  qu'un  seul  but;  celui  d'eclairer  les 
Gouvernements  des  Grandes  Puissances  sur  la  veritable  Situation  du  pays,  et 
de  soumettre  ä  leurs  appreciation  les  consequences  qu'auraient  les  conditions 
de  la  paix,  si  les  conditions  etaient  celles  auxquelles  mon  telegramme  precite 
avait  trait.  ||  Ces  considerations  ne  contenaient  donc  aueune  intention  de  refus 
de  la  part  du  Gouvernement  Royal,  qui  maintient  integralement  son  adhesion 
ä  la  communication  du  — ~u  M™  et  a  foi  en  l'action  efficace  des  Puissances 
par  laquelle  seule  on  pourra  obtenir  une  prompte  conclusion  de  la  paix." 

Vous  pouvez  laisser  copie  de  ce  telegramme  si  Son  Excellence  vous  en 
exprime  le  dösir.  Scouloudis. 


Nr.  11591.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Murawiew 
über  die  Friedensbedingungen.  Über  eine  Finanz- 
kontrolle noch  nichts  bekannt. 

Saint-Petersbourg,  le  17/29  Mai  1897. 
Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  ayant  bien  voulu  m'aecorder  aujourd'-  Nr.  11591. 
hui  une  entrevue,  je  me  suis  einpresse  de  lui  communiquer  le  contenu  de  votre     rJ^](Jen" 
depeche  telegraphique  en  date  du  13  courant  et  de  lui  en  laisser  copie.     Le  17./29.  Mai 
Ministre    des  Affaires    etrangeres    m'a   dit  que  le  Gouvernement  Imperial    ne 
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i\r.  11591.  manquera  pas  ä  sa  promesse  de  soutenir  les  interets  de  la  Grece  en  rabat- 
Grund6n"  tant  ^ans  *a  mesure  du  possible  les  pretentions  de  la  Turquie.  Cependant 
1T./29.  Mai  Son  Excellence  m'a  fait  observer  que  nous  devons  nous  rendre  compte  que 
la  Turquie  est  victorieuse  et  qu'il  est  impossible  de  ne  pas  satisfaire  ses  exi- 
gences  jusqu'a  un  certain  point.  ||  Son  Excellence  m'a  dit  que  les  Cabinets 
europeens  sont  tombes  d'accord  pour  admettre  en  principe  comme  conditions 
inevitables  de  la  paix  une  indemnite  de  guerre  et  une  legere  rectification  des 
frontieres  en  faveur  de  la  Turquie  sans  cession  de  territoire  habite.  Les  Puis- 
sances,  dont  l'accord  est  complet,  s'opposent  ä  la  suppression  des  Capitulations ; 
elles  n'ont  pas  encore  examine  serieusement  la  question  d'un  engagement  de 
la  part  de  la  Grece  ä  conclure  un  traite  d'extradition  avec  la  Turquie.  ||  Le 
Ministre  des  Affaires  etrangeres  considere  inevitable  la  rectification  strategique 
de  nos  frontieres  ä  l'avantage  de  la  Turquie,  celle-ci  alleguant  la  necessite  de 
se  garantir  ä  l'avenir  des  incursions  des  bandes  revolutionnaires.  Aux  raison- 
nements  si  justes  contenus  dans  le  telegrainme  de  Votre  Excellence,  j'ai  cru 
devoir  ajouter  en  repondant  aux  declarations  de  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires 
etrangeres,  que  si  dans  ces  derniers  temps  il  y  a  eu  sur  le  territoire  turc 
des  incursions  de  bandes  revolutionnaires  dans  le  but  de  revendiquer  des  droits 
legitimes,  par  contre,  ä  cause  de  la  defectuosite  de  ses  frontieres,  la  Grece 
a  de  tous  temps  subi  sur  son  territoire  des  incursions  de  brigands  pour  la 
poursuite  desquels  la  Turquie  s'est  toujours  refusee  a  une  entente.  J'ai  soumis 
ä  l'appreciation  de  S.  E.  le  Comte  Mouraview  les  rösultats  deplorables  d'une 
modification  de  la  ligne  frontiere  ä  notre  desavantage,  en  insistant  sur  la 
penible  impression  que  cette  modification  produirait  en  Grece.  ||  S.  E.  le 
Ministre  des  Affaires  etrangeres  m'a  dit  qu'il  n'6tait  pas  encore  ä  meme  de 
me  renseigner  sur  la  somme  ni  sur  le  mode  de  payement  de  rindemnite  de 
guerre,  la  reponse  de  la  Sublime  Porte  ä  la  note  des  Puissances  ne  lui  etant 
pas  encore  parvenue.  Neanmoins  Son  Excellence  pense  que  le  mode  de  paye- 
ment propose  par  le  Gouvernement  Royal  rendrait  difficile  l'övacuation  immediate 
de  la  Thessalie.  ||  En  ce  qui  concerne  ttnstitution  d'un  cotröle  international 
sur  nos  finances,  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  m'a  dit  de  la  maniere 
la  plus  categorique  que  les  Puissances  interessees  ä  nos  finances  ne  lui  ont 
fait  jusqu'ici  la  moindre  allusion  ä  ce  sujet.  ||  Son  Excellence  m'a  fait  ob- 
server que  la  Grece  doit  subir  les  consequences  d'une  guerre  qu'elle  a  provo- 
quee  et  se  consideYer  heureuse  si  eile  parvient  ä  se  soustraire  ä  toute  autre 
pretention  de  la  Turquie  en  debors  d'une  indemnite  de  guerre  ne  depassant 
pas  les  depenses  de  la  Turquie,  et  de  la  cession  de  quelques  points  strategi- 
ques,  vu  que  la  Grece,  ä  la  suite  de  son  attitude,  a  perdu  les  sympathies  de 
l'Europe  qui  ne  lui  prete  plus  son  appui  que  par  egard  pour  la  Dynastie. 
Pour  regagner  la  bienveillance  des  Puissances,  la  Grece  doit  s'occuper  exclusi- 
vement  de  l'amelioration  de  sa  Situation  Interieure  en  renoncant  ä  des  aspi- 
rations  qui  lui  ont  coüte-  si  eher  et  dont  la  realisation  depend  de  la  volonte 
des  Puissances.  ||  Conformement  au  contenu  du  telegramme  de  Votre  Excel- 
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lence    en    date    du  15  courant,   je   n'ai    pas    manque"   de  m'cntretenir  avec  le  Nr.  11591. 
Ministre    des   Affaires    etrangeres    au    sujet  de  la  concentration  de  uouvelles    ',an(1 
troupes  turques  cn  Thessalic;  Son  Excellence  pense  que  la  Turquie  n'est  pas  17./29.  Mai 
disposee   ä   poursuivre   les   hostilites   et  ne  partage  nulleraent  nos  inquietudes. 

Torabazis. 

Nr.    11592.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen 

an    die    Vertreter    in    London,    Paris,    Rom,    Berlin, 

Wien,  Petersburg.   Sie  sollen  den  falschen  Gerüchten 

über    innere    Unruhen     in    Griechenland    entgegen- 

t  r  g  t  g  ii« 

Athenes,  le  5/17  Mai  1897. 

D'apres  des  renseignements  parvenus  ä  la  connaissance  du  Gouvernement  Nr.  11592. 

,    ,         .  .  Griechen- 

Royal  un  tas  de  fausses  nouvelles  concernant  le  pays  011t  ete  mises  en  circu-  lin(1 
lation  ä  l'etranger.  Ces  nouvelles  representent  l'ordre  public  en  Grece  comrae  5./17.  Mai 
menace  tantöt  d'un  mouvement  du  peuple  contre  la  Dynastie,  tantot  de  dissen- 
sion  entre  la  Couronne  et  le  Gouvernement  et  tantot  d'autres  causes,  aussi 
imaginaires  les  unes  que  les  autres.  Or,  tous  ces  bruits  sont  depourvus  de 
la  moindre  consistance;  ils  sont  radicalement  faux  et  je  n'aurais  point  juge 
utile  de  vous  inviter  ä  leur  donner,  par  la  voie  de  la  publicite,  le  dementi  le 
plus  absolu,  si  le  Gouvernement  Royal  ne  croyait  pas  voir  dans  l'invention  et 
la  mise  en  circulation  de  ces  bruits,  une  tendance  interessee  ä  refroidir  les 
sympathies  des  peuples  et  des  Dynasties  europeennes  pour  la  Grece,  et  ä 
entraver,  au  moyen  de  ces  publications  calomnieuses  et  fausses,  l'action  des 
Gouvernements  qui  emploient  en  ce  moment  leur  influence  en  vue  d'obtenir 
la  prompte  conclusion  de  la  paix  entre  la  Grece  et  la  Turquie. 

Scouloudis. 

Nr.  11593.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  in  London,  Paris,  Rom,  Berlin, 
Wien,  Petersburg.  Verlängerung  des  Waffenstill- 
standes. 

Athenes,  le  |^  1897. 

'  2Juin 

Relativement  ä  la  signature  d'un  nouvel  acte  d'armistice  deraande  par  la  Nr.  11593. 
Porte,    ayant    regu    de    la    part    des   Representants   de   plusieurs    des   Grandes      ^ 


Puissances  l'assurance  qu'il  ne  s'agit  que  de  la  signature  d'un  armistice  pure-     21.  Mai 

i      1  •  *  2.  Juni 

ment  militaire  valable  pour  toute  la  duree  des  negociations  de  la  paix,  et  que  lg97 
cette  signature  est  consideree  par  les  susdites  Puissances  comme  indispensable 
ä  la  premierc  Conference,  qui  doit  avoir  lieu  demain  ä  Constantinople,  entre 
les  Ambassadeurs  et  le  Repräsentant  de  la  Porte  pour  discuter  des  conditions 
de  paix,  le  Gouvernement  Royal  a  trausmis  hier  au  commandant  en  chef  des 
troupes   helleniques    l'ordre    d'envoyer  ce  matin  ä  l'armee  Ottomane  des  dele- 

St  aatsa  rchi  v  LXI.  11 
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Nr.  11593.  gues,  qui  auront  ä  dire  que  comme  il  est  parvenu  ä  la  connaissance  du  com- 

^llnd*11"   man^ant  ©n  chef  de  l'armee  hell6nique  qu'il  existe  une  difference  d'interpreta- 

2i.  Mai     tion  de  l'armistice  dejä  conclu  sur  sa  duree,  il  envoie  des  delegues  pour  signer 

2jgfD"m.    uu  armistice  general,  tant  sur  terre  que  sur   raer,   pour  toute  la  duree  des 

negociations  pour  la  conclusion  de  la  paix  entre  le  Grece  et  la  Turquie. 

Scouloudis. 


Nl\  11594.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Gesandten  der  Grofsmächte  in  Athen.  Über- 
sendet den  neuen  Waffenstillstand.  Bemerkungen 
dazu. 

Athenes,  le  ?J?2  1897. 

Nr.  11594.  En  conformite  des  conseils  qui  lui  avaient  ete  adresses  par  les  Grandes 

Grj^en"   Puissances,   afin    de  signer  avec  la  Porte  un  nouveau  traite"  d'armistice  pure- 

22.  Mai     ment  militaire,   tant  sur  terre  que  sur  mer,   valable  pour  toute  la  duree  des 


3.  Juni 

1897. 


negociations  entamees  ä  Constantinople  pour  la  conclusion  de  la  paix,  le  Gou- 
vernement Royal  avait  des  le  20  de  ce  mois  expedie  aux  commandants  en 
chef  des  troupes  helleniques  des  ordres  ä  cet  effet.  Les  commandants  vien- 
nent  de  signer  aujourd'hui  un  nouvel  acte  d'armistice,  dont  j'ai  l'honneur  de 
vous  envoyer  copie  ci-inclus.  ||  Bien  que  dans  le  traite  de  Taratza  il  soit  fait 
mention  que  l'armistice  est  etendu  tant  sur  terre  que  sur  mer,  il  a  ete  spe- 
cialement  stipule  par  l'art.  5  que  les  details  de  l'armistice  sur  mer  devront 
etre  definis  demain  dans  une  nouvelle  entrevue  des  delegues  des  deux  armees, 
fixee  dans  le  traUe"  meme.  En  plus  il  y  a  ete  stipule  que  si  cette  entrevue 
n'aboutissait  pas  ä  une  entente  entre  les  deux  parties,  la  Convention  signee 
aujourd'hui  est  nulle,  c'est  ä  dire  que  l'armistice  prend  fin.  Les  delegues 
Hellenes  n'ont  signe  cette  clause  que  pour  d^cliner  la  responsabilite  d'avoir 
fait  echouer  le  nouveau  traite  que  les  Grandes  Puissances  nous  conseillaient 
d'une  maniere  si  pressante  de  signer.  Mais  lorsqu'ils  demanderent  aux  dele- 
gues Ottomans  les  details  qu'ils  comptent  proposer  demain,  ceux-ci  leur  remi- 
rent  par  ecrit  la  notice  sub  no  2,  dont  copie  ci-annexee.  Or,  en  vertu  de 
l'armistice  signe  le  8/20  Mai,  dont  celui  qui  vient  d'etre  signe"  aujourc-'hui 
n'est  qu'une  repetition,  les  deux  parlies  belligerantes  avaient  garde  leurs 
positions  respectives  telles  qu'elles  6taient  au  moment  de  la  signature  de  l'armi- 
stice, avec  tous  les  avantages  ou  les  desavantages  qui  en  decoulaient.  Mais 
quoique  rien  ne  füt  arrive  depuis  le  8/20  Mai  qui  changeät  les  conditions  des 
deux  armees,  les  propositions  que  les  delegues  ottomans  comptent  faire  de- 
main visent,  ä  ne  pas  douter,  ä  des  modifications  radicales  des  conditions 
respectives  des  armees  en  presence,  modifications  essentiellement  desavanta- 
geuses  ä  l'armee  helleniquo,  car  elles  tendent  ä  lui  enlever  sa  sup^riorite  sur 
mer.  La  suppression  du  droit  de  visite  par  la  flotte  grecque  de  tout  navire 
qui  se  dirige  ä  un  port  ottoman  ou  qui  en  sort,   rend  illusoire  tout  engage- 


Anlage  2. 
Appendice  au  paragraplie  5  de  la  Convention  d'armistice  de  22  Mai 

(3  Juin)  1897. 

1°).  La  flotte  grecque  doit  quitter  les  eaux  ottoraanes  et  Celles  du  littoral 

occupe.    |j    2°).    Les   navires    battant    pavillon    ottoman    ou   etranger    auront 

libre  entree   et  sortie  dans  tous  les  ports  ottomans  et  ceux  qui  se  trouvent  au 

nord  de  la  ligne  de  dämarcation  fixee  par  la  Convention  d'armistice  du  22  Mai 

11* 


3.  Juni 
1897. 
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raent  pris  par  la  Porte  de  ne  point  profiter  de  l'eloignement  de  nos  navires  Nr.  11594. 

„  ,  .       ,  .,     Griechen- 

de guerre  des  eaux  ottomanes  pour  renforcer  son  armee  par  voie  de  mer,  soit      land 

par  le  transport  de  troupes,  soit  par  le  transport  de  materiel  de  guerre.  22.  Mai 

Apres    avoir    adhere    au    desir    exprime   par   les  Grandes    Puissances   de 

signer    le    nouvel    armistice,    le    Gouvernement    Royal   a    le    devoir   de   leur 

sigualer   cette    Prätention  exorbitante  de  la  Porte    dans  l'espoir   qu'elles  avi- 

seront  aux  moyens  d'en  prevenir  les  consequences   eventuelles. 

Scouloudis. 

Anlage. 
Convention  d'armistice 

Aujourd'hui  le  f^j  1897  ä  3^2  h-  apres-midi  sur  les  collines  de  Ta- 
ratza  pres  de  Lamia,  les  soussignes,  d'une  part  le  commandant  d'etatmajor 
Izzet  bey  et  le  capitaine  d'etat-major  Riza  bey,  envoyes  de  la  part  du  Marechal 
de  l'armee  turque  Edhem  Paclia,  et  d'autre  part  le  colonel  d'infanterie  D.  Sta'i- 
cos  et  le  capitaine  de  genie  Dousmanis  delegues  de  Son  Altesse  Royale  le 
Prince  Constantin,  General  en  chef  de  l'armee  grecque,  declarent  avoir  recu 
les  ordres  suivauts  de  leurs  chefs  respectifs  et  avoir  conclu  leur  execution 
ainsi  qu'il  suit: 

1°).  Toutes  les  conditions  mentionnees  dans  le  traite  precedent  concer- 
nant  les  lignes  de  demarcation  restent  valables.  ||  2°).  L'armistice  est  etendu 
taut  sur  terre  que  sur  mer.  ||  3°).  L'armistice  durera  jusqu'ä  la  fin  des 
negociations  pour  la  conclusion  de  la  paix  entre  les  deux  parties  belli- 
gerantes.  ||  4°).  Dans  le  cas  oü  les  negociations  pour  la  conclusion  de  la 
paix  entre  les  deux  parties  belligerantes  n'aboutiraient  pas,  les  dites  parties 
s'engagent  reciproquement  ä  donner  avis  de  la  reprise  d'hostilites  24  heures 
ä  l'avance.  ||  5°).  Les  points  de  detail  concernant  l'armistice  sur  mer  seront 
definis  demain  f-^  par  les  memes  delegues  au  meme  endroit  ä  2  heures  de 
l'apres-midi.  II  est  entendu  que  dans  le  cas  oü  l'entrevue  de  demain  concer- 
nant les  details  de  l'armistice  sur  mer  n'aboutissait  pas  ä  une  entente  entre 
les  dits  delegues,  la  presente  Convention  sera  nulle. 

Pour  la  Grece:  D.  Staicos. 

Dousmanis. 

Pour  la  Turquie:  Izzet. 

Riza. 
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Nr.  11594.  (3  Juin)  1897  et  ne  seront  pas  soumis  ä  la  visite.  ||  3°).  La  navigation  reste  libre 
Grj^haen"   pour  les  navires  marchands  des  deux  parties  belligerantes  tant  que  les  dits  navires 
22.  Mai     marchands  n'entreront  pas  dans  les  ports  de  la  partie  adverse.  ||  4°).  La  navi- 
318J9"nl    gation  dans  le  golfe  d'Arta  reste  libre  pour  les  deux  parties.  ||  5°).  Le  Gou- 
vernement ottoman  s'engage  ä  ne  pas  renforcer  ses  armees  d'operation  par  la 
voie  de  mer  en  introduisant  soit  des  munitions  ou  engins   de  guerre  soit  des 
troupes.  j|  6°).  Le  ravitaillement  de  l'armee  se  fera  deux  fois  chaque  semaine 
par  les  ports  se  trouvant  sous  la  domination  ottomane.  ||  7°).  Toute  violation 
de  territoire,    occupe  ou  national,   par  des  bandes  irregulieres  dont  la  forma- 
tion   par  l'fitat   peut  etre  constatee,    sera  consideree  comme  une  violation  du 
present  armistice.  ||  8°).  La  non  Observation  d'un  ou  plusieurs  paragraphes  ou 
clauses  de  la  dite    Convention    et    de    son    appendice  amenera  la  rupture  du 
present  armistice  et  l'Etat  qui  s'en  sera  rendu  coupable   en  portera  toute   la 
responsabilite\ 

Pour  la  Grece:  Pour  la  Turquie: 

D.  Staicos  Jzzet  bey 

V.  Dousmanis.  Riza  bey. 


Anlage    3. 
Texte  donne  par  les  delegues  du  Marechal  Edhem  Pacha. 

le  |2Mal  1897. 

3   Juni 

Le  delegue  ottoman  est  d'avis  que  l'armistice  sur  mer  doit  comprendre 
les  conditions  suivantes: 

1°).  La  flotte  doit  quitter  les  eaux  ottomanes  limitees  selon  les  principes 
du  droit  international.  ||  2°).  Les  navires  battant  pavillon  ottoman  ou  etrauger 
(neutre)  qui  touchent  ou  qui  quittent  les  ports  ottomans  et  ceux  qui  se  trou- 
vent  au  nord  de  la  ligne  de  demarcation  fixee  par  le  Convention  d 'armistice, 
ne  seront  pas  soumis  ä  la  visite.  ||  3°).  Neanmoins  le  dit  delegue  ottoman 
n'ayant  pas  l'intention  de  faire  tirer  profit  ä  l'armee  ottomane  de  la  mer  pour  le 
renforcement  de  celle-ci,  peut  s'engager  qu'aucune  importation  de  troupes  ou 
de  materiel  de  guerre  ne  se  fera  par  la  dite  voie  de  mer. 


Anlage   4. 
Protocole  d' Armistice  signe  ä  Arta  le  22  Mai  (3  Juin)  1897. 

Les  soussignes,  d'une  part  les  Commandants  D.  Bucaloglos  et  AI.  D. 
Soutzo,  delegues  du  Commandant  en  chef  des  troupes  helleniques  d'fipire,  et 
d'autre  part  Moustapha  bey  et  Salih  bey  majors  d'etat-major,  delegues  du  Ge- 
neral commandant  en  chef  des  troupes  ottomanes  en  fipire,  d^clarent  d'un  commun 
accord  que  suivant  la  teneur  du  proces-verbal  signe  ä  Imaret  le  7/19  Mai 
1897,  ils  ont  conclu  un  armistice  general  tant  sur  terre  que  sur  mer  et  que  les 
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conditions    stipul£es    par    le    dit    proces    verbal    sont  valables    et    en    vigueur   Nr.  11594. 
toute  la  dur6e  des  negociations  pour  la  conclusion  de  la  paix.  "Ina!"" 

Le  present  a  etc  fait  en  double  et  remis  aux  deux  parties.  22.  Mai 

99    Mai  3-   Juni 

Pont  d'Arta,  le  jp^g  1897.  1897. 

Pour  la  Grece:  Pour  la  Turquie: 

D.  Bacaloglos.  Moustapha. 

A.  Soutzos.  Salih. 


Nr.    11595.    GRIECHENLAND.   —    Der  Gesandte  in  Berlin  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Friedensvorschläge  der 
Grofsmächte. 


Berlin,  le  |^S  1897. 

'         9  Jmn 

M.  le  Ministre  des  Affaires    etrangeres,   ayant   pris  connaissance  de  vos 


Nr.  11595. 
Griechen- 


depeches telegraphiques  du  22  et  du  24  Mai,  ra'a  dit   que  nous  pouvons  etre    '  land. 


28.  Mai 


sürs  que  les  Turcs  n'introduiront  pas  de  troupes  ou  de  munitions  de  guerre 
par  mer,  mais  il  desire  savoir  si  le  blocus  est  considere  comme  definitive-  jis-jt. 
ment  leve  aussi  pour  les  neutres.  Veuillez  me  repondre  telegraphiquement  ä 
ce  sujet.  En  ce  qui  concerne  les  negociations,  Son  Excellence  m'a  dit  que 
les  Ambassadeurs  ont  propose  la  formation  d'une  commission  d'attachßs  mili- 
taires  pour  la  demarcation  des  frontieres,  et  une  autre  commission  pour  les 
Capitulations,  mais  que  la  Sublime  Porte  n'a  pas  encore  repondu.  Le  Ministre 
a  ajoute  que  l'indemnite  ne  depasserait  pas  les  ressources  de  la  Grece,  mais 
qu'elle  serait  placee  sous  un  contröle  europeen  mitige,  qui  rendra  possible  un 
emprunt.  A  ma  demaude  quelles  instructions  avaient  ete  donnees  ä  l'Ambassa- 
deur  d'Allemagne  ä  Constantinople,  il  m'a  repondu:  —  „S'associer  ä  toute  pro- 
position  qui  reunirait  les  suffrages  des  Puissances."—  Je  lui  ai  repondu  que  les 
negociations  traineraient  ainsi  en  longueur,  tandis  que  l'urgence  etait  röclamee 
par  des  interets  vitaux.  Rangabe. 


Nr.  11596.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Vorstel- 
lungen über  die  geplante  Kriegsentschädigung. 

Athenes,  le  f£*g  1897. 

J'ai  eu  tout  recemment  l'occasion  de  vous  entretenir,  par  mon  t^legramrae  Nr.  n5oo. 
du  13/25  mai,  de  la  possibilite  de  voir  la  Porte  insister  ä  faire  du  payement  Grj^n" 
d'une  indemnit^  de  guerre  par  la  Grece  une  condition  de  la  conclusion  de  la     30.  Mai 

11.   Juni 


paix.  C'est  aux  Grandes  Puissances  assurement  d'apprecier  dans  leur  haute 
equite  les  demandes  que  la  Turquie  pourrait  formuler.  Cependant  dans  le 
cas  oü,  bien  que  ce  ne  füt  pas  la  Grece  qui  declara  la  guerre,  on  aurait 
admis  en  principe  le  payement  d'une  indemnite,   le  Gouvernement  Royal  croit 


1897. 
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Nr.  ii596.  reraplir  un  devoir  en  exposant  de  nouveau  quelques  considerations   ä  ce  sujet, 

Griechen- 
land. 


tout  en  reiterant  ses  precedentes  declarations  qu'il  acceptera  les  conditions 
30.  Mai  de  la  paix,  que  dans  leur  sollicitude  pour  la  Grece  les  Puissances  lui  auraient 
,gg7nM  conseille  d'accepter.  ||  Si  l'exigence  d'une  indemnite  vise  siraplement  ä  une 
compensation  des  frais  occasionnes  par  la  guerre,  il  ne  serait  que  juste  de 
restreindre  cette  exigence  ä  des  limites  raisonnables,  et  de  prendre  egalement 
pour  guide  dans  le  reglement  de  ce  compte  la  Situation  des  finances  de  la 
Grece,  lesquelles,  tres-compromises  dejä  dans  le  passe,  ne  pourraient  apres  la 
guerre  supporter  une  Charge  additionnelle,  sans  qu'une  grave  atteinte  en  füt 
portee  aux  conditions  les  plus  essentielles  de  l'existence  de  ce  pays  comme 
Etat.  En  admettant  que  de  nos  jours  la  tendance  de  faire  solder  les  frais 
de  guerre  entre  les  nations  par  une  contribution  pecuniaire  devient  de  plus 
en  plus  generale,  on  n'en  a  pas  moins  en  vue  que  cette  tendance  est,  pour  une 
grande  partie,  fond6e  sur  le  principe  d'accorder  une  compensation  au  respect 
.  professe  dans  les  guerres  modernes  pour  la  propri&e*  privee.  Mais  en  est-il 
ainsi  dans  le  cas  qui  nous  occupe?  Tandis  que  d'un  cöte  la  Turquie  de- 
mande  une  indemnite  pour  couvrir  ses  frais,  d'un  autre  cöte  eile  n'a  pas  su 
montrer  pendant  la  guerre  son  respect  pour  la  propriete  privee,  puisque  ses 
troupes  ont  detruit  tout  ce  qu'elles  ont  rencontre  sur  leur  chemin.  Si  Ton 
dressait  l'inventaire  du  betail  enleve\  des  fermes,  des  fabriques  et  des  maisons 
mises  ä  sac  ou  incendiees,  des  instruments  d'agriculture  detruits  ou  empörtet, 
des  champs  en  culture  ravages,  et  des  depöts  de  cereales  saisis,  les  dommages 
causes  par  les  troupes  ottomanes  ä  la  propriete  privee,  mobiliere  et  immobi- 
liere,  atteindraient,  rien  qu'en  Thessalie,  la  somme  de  200  millions  de  drach- 
mes.  Devant  ces  faits,  les  principes  modernes  de  l'indemnite  de  guerre  peu- 
vent-ils  etre  appliqußs  avec  justice?  Serait-il  equitable  que  la  Turquie  profität 
de  ces  principes  pour  demander  une  indemnite'  apres  avoir  tol£re  la  destruction 
de  la  propriete  par  ses  troupes?  ||  Daus  mes  precedentes  depeches  j'ai  eu  soin 
d'attirer  l'attention  de  Monsieur  le  Ministre  des  Affaires  £trangeres  sur  un  autre 
danger  qui  menace  cette  population  si  eprouvee  de  la  Thessalie,  le  danger  de 
perdre  la  r^colte  de  ble  de  cette  annße,  si  les  troupes  ottomanes  ne  se  reti- 
rent  pas  avant  la  moisson.  Veuillez  rappeler  ä  Son  Excellence  que  la  perte 
de  cette  recolte,  ajoutee  ä  toutes  les  autres  calamites  de  la  guerre,  c'est  la 
famine,  sous  son  aspect  le  plus  lugubre,  pour  la  population  Thessalienne.  Le 
Gouvernement  Royal  conserve  toujours  l'espoir  que  les  Gouvernements  des 
Grandes  Puissances  voudront  bien,  dans  leur  haute  sagesse,  ne  pas  perdre  de 
vue  que  la  prompte  evacuation  de  la  Thessalie  aura  pour  effet  de  sauver  la 
moisson  et  d'epargner  ä  la  population  de  cette  province  une  ruine  complete 
et  irreparable. 

Veuillez  donner  lecture  de  ce  telßgramme  ä  M.  le  Ministre  des  Affaires 
ötrangeres  et  laisser  copie  si  Son  Excellence  le  desire.  Scouloudis. 
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Nl\    11597.     GRIECHENLAND.  —  Denkschrift  über  die  Kapitula- 
tionen.    Den  Grofsmächten  vorgelegt. 

SlSl897. 

Memoire. 
Sur  les  droits  de  la  Grece  aux  Privileges  des  capitulations  suivi  de  quel-  Nr-  11597- 

, .  .  Griechen- 

ques  considerations  sur  la  conclusion  d'un  traite  d  cxtradition.  iand. 


A. 

Quelle  est  Vorigine  du  droit  de  la  Grece  de  faire  profiter  les  sujets  hellenes 
etäblis  en  Tiirquie  des  Privileges  des  Capitulations? 
La  tres-grande  difförence,  qui  existe  entre  les  peuples  Chretiens  et  le 
peuple  Musulman,  sous  le  rapport  des  moeurs,  des  coutumes,  des  institutions 
civiles  et  des  croyances  religieuses,  constitue  la  principale  base  des  Capitu- 
lations. Si  on  se  rapporte  ä  un  ordre  d'idees  plus  restreint,  on  trouve  qu'elles 
tirent  leur  origine  de  ce  que  la  legislation  civile  des  mahometans  tient  entie- 
rement  du  Cheri,  qui  base  sur  des  principes  bien  differents  de  ceux  qui  regis- 
sent  les  legislations  Europeennes,  est  par  un  droit  exclusif  interprete  par  le 
Seihoulislam,  depositaire  supreme  et  autoritaire  du  code  sacre.  ||  Ces  diffe- 
rences  essentielles  ainsi  que  la  mefiance,  que  de  tout  temps  l'Europe  a  mani- 
feste pour  la  maniere  avec  laquelle  la  justice  turque  etait  rendue  ä  l'egard 
des  Chretiens  residant  en  Orient,  ont  dicte  le  besoin  de  creer  les  Capitulations, 
transformees  ensuite  en  actes  internationaux.  En  vertu  de  ces  Capitulations, 
les  citoyens  de  quelques  Puissances  Europeennes  jouirent  des  le  debut  de  Pri- 
vileges, qui  avec  le  temps  furent  egalement  etendus  aux  sujets  des  autres  Etats 
Chretiens,  que  les  traites  n'ont  pas  eu  ou  ne  pouvaient  pas  alors  avoir  eil 
vue.  ||  Pour  expliquer  l'indissolubilite  de  ces  actes  internationaux,  il  est  utile 
de  remarquer  ici  que  dans  tous  les  traites  qui  en  1861  et  1862  furent  con- 
clus  entre  la  Turquie  et  les  Puissances,  il  est  stipule  par  le  premier  article 
que  „tous  les  droits,  Privileges  et  immunitös  qui  ont  ete  conferes  aux  sujets 
ou  aux  bätiments  de  ...  .  par  les  Capitulations  et  les  traites  existants,  sont 
confirmes  maintenant  et  pour  toujours  ä  l'exception  des  dites  Capitulations, 
que  le  present  traite  a  pour  objet  de  modifier".*)  j|  C'est  au  protocole  signe 
a  Londres  le  22  Janvier  (3  Fevrier)  1830  par  les  Plenipotentiaires  de  la 
Grande  Bretagne,  de  la  France  et  de  la  Russie,  que  la  Grece  doit  son  droit 
de  jouir  des  avantages  conferes  par  les  Capitulations.  C'est  en  vertu  de  ce 
meme  protocole,  auquel  la  Porte  adhera  le  12  Avril  de  la  meme  annee  (1  Zil- 
kade"  1245),  que  la  Grece  fut  proclamee  Etat  independant.  ||  Ce  droit  est  con- 
sacre  par  le  rapprochement  de  l'Article  I  dudit  protocole  qui  porte  „que  la 
Grece  formera  un  Etat  independant  et  jouira  de  tous  les  droits  politiques, 
administratifs  et  commerciaux  attaches  ä  une  ind^pendance  complete"  et  de 
l'Art.   4   dans  lequel  il  est  dit  que  „les  sujets  des  deux  Etats  seront  traites 


31.  Mai 

12.  Juni 

1897. 


*)  Föraud-Giraud  de  la  Juridiction  fran^aise  etc.  Tome  I  page  139. 


12.  Juni 
1897 
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Nr.  11597.  reciproquement  sous  le  rapport  des  droits  de  commerce  et  de  navigation  comme 

Gr11*^en"   ceux  des  autres  Etats  en  paix  avec  l'Empire  Ottoman  et  la  Grece".  ||  Depuis 

31.  Mai    la  fondation  du  Royaume  Hellenique  jusqu'au  27  Mai  1855,  epoque  a  laquelle 

fut  conclu  ä  Canlidja  le  traite  greco-turc  de  commerce  et  de  navigation,  les 

citoyens   Hellenes   residant   en   Turquie  jouissaient,   en   vertu   de  ce  protocole, 

des    memes    Privileges    des   Capitulations    que    les    citoyens    des    autres    Etats 

Europeens,   sans  la  moindre  objection  et  sans  que  le   besoin  de  la  conclusion 

d'un   traite   special   avec  la  Turquie  se  fit  sentir.     Au   cours  des  nGgociations 

pour   la   conclusion   du  traite   de   Canlidja,   qui  avait  en  vue  le  reglement  des 

rapports   commerciaux   et   de   navigation   entre   les   deux   pays   limitrophes,    la 

participation  des  citoyens  Hellenes  aux  avantages  des  Capitulations  ne  souleva, 

comme   de  raison,   aucune  objection   de   la  part  de  la  Turquie.     Toutefois  ces 

Privileges,   d6jä   depuis   longtemps   acquis   aux   Hellenes,   furent   confirmes   par 

l'insertion  de  la  clause  de  la  nation  la  plus  farvorisGe,  dans  l'article  24  du 

traite". 

B. 

L'abrogation  des  Capitulations  peitt  -  eile  venir  de  la  part  seülement  de  la 
Turquie  sans  Vassentiment  de  la  Grece  et  sans  Vadhesion  des  trois  Puissances 
protectrices,  qui  signerent  le  protocole  de  Londres  de  1830? 
Ainsi  qu'il  a  ete  dit,  la  Grece  emprunte  ä  un  acte  international  ses  droits 
aux  Capitulations;  le  protocole  signe  ä  Londres  en  1830  par  les  Represen- 
tants  des  trois  Puissances  Protectrices  et  auquel  la  Turquie  adhera,  confera 
aux  citoyens  Hellenes  les  avantages,  dont  jouissent  les  sujets  des  autres  Etats 
Europeens.  Par  consequent,  la  Turquie  ne  peut  d'elle-meme  et  sans  l'assen- 
timent  des  Puissances,  qui  par  leur  Signatare  ont  garanti  le  libre  exercice  des 
Privileges  concedes,  abroger  un  droit  acquis  en  vertu  d'un  acte  international. 
D'ailleurs,  les  causes  qui  constituent  la  base  fundamentale  des  Capitulations 
subsistent  toujnurs.  Independamment  de  la  question  religieuse,  aucun  progres 
ne  s'est  jusqu'ici  realise  dans  l'Empire  Ottoman,  presentant  les  garanties 
nöcessaires  pour  permettre  aux  Europeens,  qui  ont  des  interets  commerciaux 
ou  autres  en  Orient,  de  se  fier  ä  l'administration  et  ä  la  justice  turques.  L'Eu- 
rope,  toutes  les  fois  qu'elle  s'est  occupee  des  questions  se  trouvant  en  rapport 
avec  la  Situation  creer  par  les  Capitulations,  a  ete  obligee  d'avouer  que  dans 
la  marche  civilisatrice  des  nations,  la  Turquie  n'a  su  accomplir  aucune  oeuvre 
serieuse  pouvant  justiner  sinon  l'abrogation  du  moins  la  modification  des  Capi- 
tulations. Cette  question  a  ete  posee  au  Congres  de  Paris  dans  la  seance  du 
25  Mars  et  eile  a  donne  lieu  ä  un  Gehänge  d'idees.  Cependant,  en  presence 
de  la  difficulte  oü  le  Congres  s'est  trouve  de  pouvoir  preciser  si  les  garanties 
des  reformes  administratives  promises  par  la  Sublime  Porte  etaient  de  nature 
ä  contre-balancer  les  avantages  que  les  Europeens  avaient  des  Capitulations, 
on  ne  s'arreta  alors  ä  aucune  rGsolution  definitive.  ||  Voici  un  extrait  de  la 
seance  de  25  Mars  1856  du  Congres  de  Paris.  ||  „Mr.  le  Baron  de  Bour- 
queney   et  les  autres  Plenipotentiaires  avec  lui   reconnaissent  que  les  Capitu- 
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lations  repondent  ä  une  Situation  ä  laquelle  le  traite  de  paix  tendra  necessai-  Nr.  11597 
reraent  ä  raettre  fin  et  que  les  Privileges  qu'elles  stipulent  pour  les  personnes  ""^a611 
circonscrivent  l'autorite  de  la  Porte  dans  des  limites  regrettables;  qu'il  y  a  31.  Mai 
Heu  d'aviser  ä  des  temperaments  propres  ä  tout  concilier;  mais  qu'il  n'est  pas  igo™1" 
moins  important  de  les  proportionner  aux  reformes  que  la  Turquie  introduit 
dans  son  administratiou,  de  maniere  ä  combiner  les  garanties  necessaires  aux 
etrangers  avec  Celles  qui  naitront  des  mesures,  dont  la  Porte  poursuit  l'appli- 
cation".*)  ||  L'Institut  Suisse  de  droit  International,  qui  se  reunit  periodique- 
ment  dans  les  diverses  capitales  Europöennes,  ayant  en  1883  etudie  la  question 
des  reformes  ä  introduire  dans  l'organisation  judiciaire  de  l'Orient ,  emit 
l'avis  que  le  temps  n'etait  pas  encore  venu  pour  abroger  la  juridiction  con- 
sulaiie  en  Turquie  et  qu'il  etait  par  consequent  absolument  necessaire  que  les 
stipulations  des  Capitulations  fussent  maintenues.**)  ||  Meme  en  Egypte,  oü 
par  l'etablissement  des  tribunaux  mixtes  les  Privileges  des  Capitulations  furent 
modifies,  la  reforme  judiciaire  n'a  pas  encore  pris  un  caractere  definitif.  Jus- 
qu'a  present  encore  l'institution  des  tribunaux  mixtes  se  trouve  ä  l'etat  d'essai; 
ce  qui  explique  la  mefiance  et  la  reserve  de  l'Europe  ä  changer  un  statu 
quo,  qui  assure  aux  Europ^ens  des  garanties  reelles  et  definies  d'une  maniere 
precise.  Le  fait  que  la  duree  de  l'institution  de  tribunaux  mixtes  est  de 
cinq  ans  et  que  cbaque  fois  eile  est  renouvelee  pour  un  nombre  d'annees 
egal,  marque  bien  l'intention  de  l'Europe  de  retablir  en  Egypte  le  regime  des 
Capitulations,  dans  le  cas  oü  la  reforme  judiciaire  aurait  manque  son  but. [ 
On  sait  que  la  proposition  de  l'Angleterre  de  substituer  graduellement  les 
tribunaux  indigenes  Egyptiens  aux  tribunaux  mixtes  ne  recut  pas  de  la  part 
de  l'Europe  un  aecueil  favorable. 

C. 

Le  Traite  greco-turc,  qui,  d'apres  ses  dispositions,  n'est  pas  sujet  ä  denoncia- 

tion,  a-t-il  cesse  de  ple'm  droit  d'etre  en  vigueur  apres  la  declaration  de  la 

guerre  entre  la  Greee  et  la  Turquie? 

Avant  d'examiner  si  par  le  fait  de  la  guerre  gröco- turque  le  Traite"  de 
Canlidja  de  1855  est  annale,  il  est  utile  de  remarquer  ici  que  ce  traite 
n'ayant  pas  de  terme  fixe  pour  sa  duree,  il  s'  ensuit  que  ses  effets  continueront 
indefiniment,  ou  du  moins  pendant  la  dur6e  des  Capitulations.  Par  consequent, 
la  volonte  seule  de  la  Turquie  ne  suffit  pas  pour  qu'il  soit  annule.  Dans  la 
Conference  qui  s'est  reunie  ä  Londres  en  1871,  la  Turquie  de  concert  avec 
les  Plenipotentiaires  qui  y  avaient  pris  part  a  signe  le  Protocole  suivant.  || 
„Les  Plenipotentiaires  de  l'Allemagne  du  Nord,  de  l'Autriche-Hongrie,  de  la 
Grande  Bretagne,  de  lTtalie,  de  la  Russie  et  de  la  Turquie,  reunis  aujourd'-hui 
en    Conference,    reconnaissent    que    c'est    un    principe    essentiel    du    droit    des 


*)  Feraud-Giraud  de  la  Juridiction  Franchise. 

**)  M.  Kepedji.  —  La  juridiction  consulaire  et  les  affaires  mixtes  en  Orient.     Dans 
la  Revue  de  droit  international  etc.    Bruxelles  1895,  tome  XXVII. 
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land  en  modmer  les  stipulations  qua  la  suite  de  lassentiment  des  parties  con- 
31-Mai  tractantes,  au  moyen  d'une  entente  amicale.*)  ||  En  foi  de  quoi,  les  dits 
j897#      Plenipotentiaires  ont  signe  le  präsent  Protocole." 

Fait  ä  Londres,  le  17  Janvier  1871. 
(Suivent  les  signatures). 
Si  le  Traite  de  Canlidja  ne  peut  pas  etre  abroge  par  la  volonte  seule 
d'une    des   parties   contractantes,    la  guerre   greco-turque    constitue-t-elle    une 
cause  legale   pour   qu'il  soit  considere   annule   de   pleih  droit?   ||  Un  principe 
du  droit  International,   generalement  adrais,   etablit  tout  le    contraire.     Calvo, 
Heffter  et  Bluntschli  se  rangent  ä  cette  opinion.     Calvo  (page  65  du  IV  tome 
de  son  ouvrage)  dit:  "Quels  effets  la  declaration  de  guerre  produit-elle  sur  les 
Traites   qui  liaient  les    parties    belligerantes    au    moment   de    la    rupture    des 
relations  pacifiques?     Ces  actes   internationaux   sont-ils  tous  et  integralement 
aunules  de  plein  droit   ou   bien   les   uns   deviennent-ils   caducs,  tandis   que  les 
autres  restent  en  vigueur?  La  Solution  des  ces  questions  depend  naturellement 
du  caractere  particulier  des  engagements  contractes.     Ainsi  on  s'accorde  ä  ad- 
mettre   la  rupture  definitive  des  liens  conventionnels  conclus  expressement  en 
vue    de  l'etat  de  paix,    de  ceux  qui   ont  pour  objet  special  de  favoriser  les 
rapports  de  bonne  harmonie  de  nation  ä  nation,  tels  que  les  traites  d'amitie, 
d'alliance  etc.     Quant  aux  arrangements   douaniers,   postaux,    aux  Conventions 
de  navigation  ou  de  commerce,  aux  accords  relatifs  ä  des  interets  prives,   on 
les   considere  generalement   comme   suspendus  jusqu'   ä  la  cessation  des  hosti- 
lites.      Par  une  consequence   forcee,   il   est   de   principe  que   toute  stipulation 
souscrite   en   prevision  de  la  guerre,  ainsi  que  ioufes  les  clauses  qualifiees  de 
perpetuelles,  conservent,  malgre  l'ouverture  des  hostilites,  leur  force  obligatoire 
aussi  longtemps  que  les  belligerants  agissant   d'un   commun  accord  ne  les  ont 
pas    annulees    ou    remplacees    par    d'autres."  ||  A    l'appui    de    cette    doctrine, 
Calvo  invoque  les  opinions  de  Wattel,  Wheaton,  Halleck,  Kent,  Bello  et  Fiore.jj 
Heffter   ätant  du  meme  avis  dit:  "II  ne  faudra   toutefois  pas  conclure  de  la, 
du  moins  d'apres  les  principes  modernes,  que  la  guerre  fait  cesser  necessai- 
rement   tous  les  liens   legaux  entre  les   Etats   et  que  la  paix  seule  peut  les 
renouer."**)   Bluntschli  admettant  aussi  cette  doctrine  declare:  Les  traitäs  con- 
clus   entre    les  Etats    belligerants    ne    sont   pas  näcessairement  suspendus   ou 
rompus  par  la  declaration  de  la  guerre."***)  ||  II  räsulte  donc  d'une  maniere 
incontestable   de   ce  qui  präcede  que,   si  d'une  part  le   Traite  de  Canlidja  ne 
peut  >pas    6tre    aboli  par    la   volonte"    seule  d'une    des   parties    contractantes, 
d'autre  part  il  ne    peut  etre  considere    comme  ayant  cesse    ses  effets  ä  cause 
de  la  derniere  guerre. 


")  Nouveau  Recueil  General  des  Traites,  tome  XVIII,  page  277.    Gottingue  1873. 

"j  A.  Heffter:  Droit  International  Public,  pag.  234. 

*)  Bluntschli:  Droit  International  codifie,  pag.  313,  art.  538. 
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D. 

Des  abus  ont-ils  eu  lieu  de  Ja  pari  des  aittorites  consulaires  helleniques  pen- 
dant  Vapplication  des  Capihdations  et  quels  sont  ces  dbus? 

II  n'est  pas  jusqu'ici  deinontre  quels  sont,  suivant  la  declaration  vague  Nr.  11597. 
et  non  offizielle  du  Gouvernement  Ottoman,  les  abus  qui  eurent  lieu  de  la  GrJ^e11 
part  des  autorites  consulaires  helleniques  dans  l'exercice  des  Privileges  des  31.  Mui 
Capitulations.  Ce  n'est  qu'apres  la  declaration  de  la  guerre  que  la  S.  Porte  L^ 
jugea  necessaire  d'elever  une  objection  pareille.  Pendant  tout  le  temps  que 
les  Hellenes  jouissaient  des  Capitulations  eile  n'en  fit  aucune.  ||  Est-ce  que 
la  Porte,  en  alleguant  que  les  abus  qui  eurent  lieu  devaient  etre  circonscrits 
laisse  entendre  que  les  Etats  Europeens  ont  donne  aux  stipulations  des  Capi- 
tulations une  Interpretation  plus  large  et  plus  etendue?  ||  Si  teile  est  la  pen- 
see  du  Gouvernement  Ottoman ,  cette  objection  n'atteindrait  pas  la  Grece 
seulement  mais  les  Puissances  Europeennes  aussi,  qui  jouissent  egalement  des 
Privileges,  attendu  que  la  Grece  s'est  de  tout  temps  appliquee  ä  suivre  sur 
ce  sujet  la  proc£dure  generalement  admise  par  les  Etats  Chretiens.  ||  II  se 
peut  que  le  Gouvernement  Ottoman,  en  parlant  d'abus,  cherche  ä  dissimilier 
les  tendances  que  pendant  ces  dernieres  annees  la  Turquie  a  manifestes  pour 
circonscrire  et  limiter  les  droits  des  etrangers,  legalement  acquis.  ||  L'Europe, 
qui  est  ä  un  degre  6gal  interessee  ä  cette  question,  connait  bien  ces  tendan- 
ces et  il  est  bon  qu'elle  surveille  attentivement  les  dispositions  de  la  Porte 
a  cet  egard.  ||  La  Grece  emprunte  ä  un  acte  international  son  droit  aux  avan- 
tages  des  Capitulations  et  la  Turquie,  apres  y  avoir  adhere,  ne  peut  pas  de 
sa  propre  volonte  se  delier  de  ses  engagements.  ||  Ainsi  s'il  est  vrai  que  la 
Porte  exige  d'abolir  par  une  Convention  speciale  avec  la  Grece  le  droit  des 
Drogmans  d'assister  aux  proces  mixtes,  qui  sont  portes  par  devant  les  tri- 
bunaux  turcs,  cette  pretention  detruit  entierement  la  base  du  statu  quo  ema- 
nant  des  Capitulations,  qui  considerent  la  presence  des  Drogmans  dans  les 
affaires  mixtes  comme  la  seule  garantie  contre  les  actes  arbitraires  de  la 
justice  turque.  ||  Cela  est  tellement  connu  des  Gouvernements  Europeens  qu'il 
est  superflu  de  citer  des  cas  speciaux  pour  le  demontrer  davantage.  ||  En 
permettant  aujourd'hui  la  limitation  des  droits  des  Hellenes  aux  Capitulations, 
l'Europe  reduirait  ä  neant  la  base  generale  des  Capitulations  et  creerait  un 
precedent,  dont  la  Turquie  et  non  sans  raison  se  prevaudrait  pour  contester 
au  für  et  ä  mesure  les  Privileges  des  autres  Europeens.  La  limitation  des 
avantages  des  Hellenes  paralyserait  aussi  1'institution  des  tribunaux  mixtes, 
parcequ'il  est  ä  la  connaissance  de  tous  qu'ä  cause  du  grand  nombre  d'Hel- 
lenes  etablis  en  Egypte  les  tribunaux  mixtes  s'occupent  en  general  d'affaires 
helleniques. 

E. 
La  Grece  peid-elle  et  doit-eUe  conchire  im  trade  d'cxtraddion  avec  la  Turquie? 

C'est  un  principe  du  droit  International  que  tout  Etat  independant  a  in- 
contestablement    le    droit   emanant   de    sa  souverainete  de  recevoir  librement 
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CTrJ^den"  Par  consequent  l'Etat,  en  acquiescant  a  une  demande  d'extradition,  soit  par 
3i.  Mai    pure  courtoisie,   soit  en   vue   d'avantages*  reciproques,    fait  abandon  d'un  des 
j89"D1    droits  inherents  ä  sa  souverainete.  ||  II  est  hors  de  doute   que  les  Etats  ont 
le  devoir  de  se  preter  mutuellement  leur  concours  en  vue  de  faciliter  l'action 
de   la  justice  en   general    et  notamment  de  la  justice    penale;  mais   il   n'est 
d'obligation  absolue  pour  un  Etat  independant  de  consentir  ä  l'extradition,  qu'en 
vertu  d'un  traite    special    qui    definisse  les   actes   donnant  lieu  ä  l'extradition 
et   regle   la  procedure   ä   suivre.  ||  En   vertu   des   Capitulations   et  notamment 
en  vertu  de  l'article  15  des  Capitulations   conclues  en  1740  avec  la  France, 
dont  voici  la  teneur:  "...  „s'il  arrivait  quelque  meurtre  ou  quelque  desordre 
contre  les  Francais,  leurs  Ambassadeurs  et  leurs  Consuls  en  decideront  selon 
leurs  us  et  coutumes  sans  qiCaacun  de  nos  officiers  puisse  les  inquieter  ä  cet 
egard",   il   est  formellement  confere  aux  Consuls   le  droit,   non  seulement  de 
juger  leurs  ressortissants.  mais  aussi  de  prendre   contre   eux  des  mesures  de 
police  et  particulierement  la  mesure  d'expulsion  du  territoire  Ottoman.     Cette 
Interpretation  est  confirmee  par  la  jurisprudence  des  tribunaux  Francais.     Les 
Consuls  ont  ä  plus  forte  raison  qualite  pour  donner  suite  aux  mandats  d'arret 
ainsi  qu'aux  jugements  des  autorites  judiciaires  d'un  Etat  'etranger  contre  tont 
pr£venu  ou   criminel    ressortissant    de   cet  Etat,    sans    autre    formalite   qu'une 
demande  d'extradition  adressee  au  Gouvernement  Ottoman.   (Arrets   de  la  Cour 
d'Appel  d'Aix   du  28  Novembre  1858   et   du   29  Decembre  1865  et  Arret  de 
la  Cour   de  Cassation   du    15  Decembre  1858).  ||  Des   l'origine   les   droits  des 
Consuls   en   question   ne  reposaient  que  sur  un   acte  unilateral  de  la  Turquie; 
plus  tard  ils   furent  confirmes   par  le  traite   conclu  en  1802   entre  la  France 
et  la  Turquie.    .Les  Privileges  revetus   des   lors  de  la  forme  de  droit  conven- 
tionnel   reglaient  les   relations   entre   sujets   etrangers   residant   en   Turquie   et 
les   droits   des   Consuls   sont   maintenus   en   vigueur   dans   toute   leur   integrite, 
illimites  et  absolus.  j|  A  ces  droits  correspond  l'obligation  des  autorites  Otto- 
manes    de    concourir    ä    l'arrestation    et    ä    la   remise   des   criminels   entre  les 
mains   des   Consuls   en   Turquie,   Obligation   qui   n'implique   nullement   le  droit 
pour  elles  de  prendre  connaissance  des  motifs  de  l'arrestation  et  de  la  remise 
des  criminels,  conformement  ä  la  teneur  formelle  de  l'art.  18  des  Capitulations 
de  1604.  ||  La  Sublime  Porte  s'est  efforcee  de  donner  une  Interpretation  stricte 
aux  susdits  articles  15  des  Capitulations  de  1740  et  18  des  Capitulations  de 
1604  et  d'en  restreindre  la  portee  aux  delits  commis  en  Turquie,  eile  a  alle- 
gue  que  le  coupable  d'un  delit  commis   sur  le  territoire   meme  de  l'Etat  dont 
il  releve,  echappe  a  la  competence  des  Consuls,  en  se  refugiant  dans  l'Empire 
Ottoman  pour  se   soustraire  a  la  justice  de  son  pays.     Conformement  ä  cette 
Interpretation  il  fut  prescrit  aux  autorites  loctJes  de  refuser  aux  Consuls  re- 
spectifs  la  remise  des  criminels  en  question,  ä  moins  que  l'Etat  dont  ils  rele- 
vent,   n'accorde,   ä  titre  de  reciprocite,  le  meme   avantage  ä  la  Turquie.     En 
d'autres   termes,  la  Sublime  Porte  estime  que  dans  ces  cas  d'extradition  il  y 
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a  lieu  d'appliquer  les   prineipes   du  droit  International.  }|  Cette  Interpretation  Nr.  11597. 
est   contraire    aussi    bien   ä  la  teneur   qu'ä  l'esprit   des  Capitulations  qui  ren-      land 
ferment  en  elles  memes  un  traite  d'extradition,    lequel,    tout  en  n'engageant     3t.  Mai 
que  la  Turquie,  n'en  est  pas  moins  valable  dans  toute  sa  portee.  ||  La  Grece,     "j897 
ä  laquelle  les  Capitulations  fournissent  un  appui  solide,  n'est  nulleinent  obligee 
de  conclure  un  traite  d'extradition  avec  la  Turquie,  et  aueun  moyen  eoercitif 
ne    saurait  valider  un    pareil   acte  fait  sans    libre    consentement,  ni  modifier 
l'etat  de  choses  existant,  en  vertu  du  principe  general  du  droit  qu'un  contrat 
ne  peut  naitre   sans  le  consentement  rautuel  des  parties   contraetantes.  ||  Ces 
raisons,  ainsi  que  les  causes  qui  ont  motivö  les  Capitulations,  et  notamment  la 
mefiance    envers    la  justice    Ottomane,   n'existant  pas    moins    maintenant    qu'ä 
l'origiue  des  Capitulations,  la  Grece  ne  saurait  se  preter  ä  une  pareille  Prä- 
tention de  la  Turquie.     D'autre  part,   en  deferant  au  desir  de  la  Turquie,  la 
Grece  n'aurait  aueun   avantage  ä  tirer  en   echange  du  droit  d'extradition  qui 
lui  est  acquis  en  vertu  des  Capitulations. 

D'ailleurs  le  fait  que  tous  les  Etats  de  l'Europe  s'en  tiennent  ä  l'etat  de 
choses  cre6  par  les  Capitulations  et  se  sont  refuses  jusqu'  ici  ä  conclure  un 
traite  d'extradition  avec  la  Turquie,  n'en  est  pas  moins  une  preuve  concluante 
que  la  pretention  turque  est  denuee  de  fondement  legal  et  logique.  Cette 
Prätention,  la  Sublime  Porte  l'avait  dejä  avancee  lors  de  la  redaction  du  pro- 
tocole  signe  ä  Constantinople  le  9/21  Juillet  1832  en  exigeant  que  la  Grece 
consentit  ä  l'extradition  des  sujets  Ottomans  qui  se  refugient  dans  le  Roy- 
aume  Hellenique  (art,  3).  Ce  protocole,  ayant  ete  soumis  au  Congres  de  Lon- 
dres,  fut  rejete  par  les  Plenipotentiaires  d'Angleterre,  de  France  et  de  Eussie 
qui  avaient  declare  que  cette  question  etait  hors  de  la  competence  du  Con- 
gres comrae  touchaut  ä  la  legislation  interieure  de  la  Grece.  Or,  en  vertu 
de  l'article  4  de  la  procedure  pönale  hellenique,  il  est  formellement  interdit 
au  Gouvernement  d'aecorder  l'extradition  de  sujets  etrangers  pour  des  crimes 
et  delits  commis  ä  l'etranger  sans  loi  speciale  determinaut  les  cas  d'extra- 
dition et  la  procedure  ä  suivre.  Pareille  loi  n'a  pas  recu  jusq'ä  ce  jour  de 
sanetion  legislative.  ||  Seule  parroi  les  Etats  de  l'Europe  la  Russie  fit  ex- 
ception  ä  la  regle  generale  et  consentit  ä  l'extradition  des  repris  de  justice 
qui  franchissaient  le  Caucase  pour  se  soustraire  ä  la  justice  de  leur  pays. 
L'entente  fut  6tablie  par  Note  du  28  Avril/8  Mai  1880,  que  le  Gouvernement 
Russe  adressa  ä  la  Sublime  Porte  ä  l'occasion  d'une  demande  d'extradition 
qu'avait  formulee  le  Consulat  de  Russie  ä  Erzeroum.  Mais  cette  entente  ne 
visait  qu'ä  l'avantage  exclusif  de  la  Russie,  qui  en  tirait  le  droit  d'extradition 
de  tout  Musulman  sujet  Russe  qui,  pour  se  derober  ä  la  poursuite  des  auto- 
rites,  allöguait  sa  religion  pour  se  prävaloir  de  la  sujetion  Ottomane.  Nean- 
moins  aueune  clause  ne  fut  stipulee  concernant  la  procedure  dans  ces  cas 
d'extradition,  et  la  Russie,  en  toute  occasion,  excepte  les  cas  prevus  par  cette 
entente,  invoque  toujours  ses  droits  acquis  en  vertu  des  Capitulations.  ||  De 
meme  l'entente  existant  entre  la  Turquie  et  la  Serbie  au  sujet  de  l'extradition 
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Nr.  ii507.  des  criminels  refugies  sur  le  territoire  respectif,  n'est  point  revetue  de  la  forme 
urj^en"  conventionnelle,  rnais  eile  est  basee  seulement  suriun  simple  behänge  de  Notes.  || 
3t.  Mai  II  resulte  de  ces  conside>ations  que  la  Grece  ne  peut  ni  ne  doit  conclure  un 
12j8^ni  traite  d'extradition  avec  la  Turquie.  ||  Du  reste,  le  Gouvernement  Hellenique 
a  dejä  r6fute  energiquement  cette  proposition  de  la  Turquie  qu'elle  avait  ega- 
lement  avancee  et  soutenue  lors  des  negociations  relatives  ä  la  Convention 
de  1855.  II  avait  oppose  ä  l'appui  de  son  refus  de  nombreux  arguments, 
dont  le  bien  fonde  avait  ete  des  lors  reconnu  par  les  trois  Puissauces  pro- 
tectrices.  Ces  arguments  peuvent  se  r^sumer  comme  il  suit:  ||  1°.  Le  peuple 
Hellenique  fait  toujours  un  cas  de  conscience  de  l'extradition  de  tout  individu  qui 
vient  en  Grece  chereber  un  asile,  cas  d'autant  plus  grand,  que  cet  individu  viendrait 
de  la  Turquie.  Aussi  l'adoption  par  la  Chambre  d'un  pareil  acte  legislatif 
rencontrerait  beaueoup  de  difficultes,  et  en  rencontrerait  davantage  si  la  pro- 
position turque,  qui  depuis  la  fondation  du  Royaume  a  toujours  ete  repoussee 
avec  le  sentiment  unanime  de  l'Europe,  etait  venue  s'ajouter  aux  autres  con- 
ditions  de  la  paix.  ||  2°.  II  y  a  disparate  tellement  eboquante  du  Systeme 
legislatif  Ottoman  avec  la  legislation  chretienne,  tant  en  matiere  de  droit 
qu'en  matiere  de  procedure,  que  l'application  d'un  traite  d'extradition  ne  man- 
querait  pas  de  faire  surgir  inevitablement  de  graves  difficultes,  qui  n'existent 
point  entre  Etats  chretiens  dotes  d'une  legislation  uniforme.  ||  Par  la  meme 
raison  les  garanties  indispensables  en  pareils  cas  fönt  completement  defaut  en 
Turquie,  de  meme  que  les  conditions  requises  pour  la  procedure  et  la  juste 
qualification  des  delits  d'apres  la  legislation  des  deux  pays.  ]|  II  s'ensuit  que 
la  conclusion  d'un  traite  d'extradition  avec  la  Turquie  ne  ferait  qu'entraver 
les  relations  amicales  des  deux  Etats,  ä  cause  des  difficultes  qui  surgiraient 
toutes  les  fois  qu'il  y  aurait  Heu  d'appliquer  ce  traite  et  specialement  dans 
les  cas  d'extradition  concernant  des  sujets  hellenes  refugies  en  Turquie.  C'est 
alors  que  la  lenteur  traditionnelle  turque  se  confondrait  dans  une  procedure 
exempte  de  contröle,  dont  tous  les  Gouvernements  de  l'Europe  ont  du  ressentir 
la  rüde  experience.  ||  Une  plainte  de  la  Turquie,  sur  le  refus  de  la  Grece,  ne 
serait  pas  fondee,  du  moment  que  le  Gouvernement  Hellenique  n'a  conclu 
jusqu'ici  qu'une  seule  Convention  d'extradition,  la  Convention  intervenue  pour 
des  raisons  speciales  entre  la  Grece  et  l'Italie,  et  que,  nonobstant  les  ouver- 
tures  qui  lui  ont  ete  faites  iterativement,  il  s'est  toujours  refuse  ä  conclure 
de  semblables  traites  avec  d'autres  Etats,  par  respect  pour  le  sentiment  du 
peuple  inherent  ä  sa  nature  meme.  ||  Finalement  il  y  aurait  lieu  de  repeter 
aujourd'hui  encore  ce  que  M.  P.  Argyropoulos,  Ministre  des  Affaires  6tran- 
geres  ecrivait  en  1855  ä  la  Legation  Hellenique  ä  Constantinople,  par  un 
office  relatif  ä  ce  sujet  en  date  du  13  Aoüt  1855. 

„Ces  difficultes  disparaitront  ipso  facto,  du  moment  que  la  S.  Porte  sous 
les  bienfaisants  auspices  des  Puissauces  alli^es,  aura  reforme  et  perfectionne 
dans  sa  totalite-  le  Systeme  interieur  de  l'Empire,  en  offrant  ainsi  en  faveur 
du  prevenu  toutes  ces  garanties  salutaires  qui  sont  indispensables  pour  etablir 
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l'identite    du    coupable,   la  perpetration    du  crime   et  sa  juste  qualification  —  Nr.  11597. 

C'est  alors  que  le  Gouvernement  hellenique,   l'opinion  publique  aidant,  n'hesi-  Gliech,m- 

land. 

tera  point  ä  negocier  en  sürete  de  conscience  avec  la  Turquie,  un  traite  d'ex-  31.  Mai 
tradition  adapte  aux  us  et  coutumes  et  ä  la  legislation  des  deux  Etats  et  12'  ,'T 
susceptible  d'une  application  reelle  et  serieuse." 


Nl\  11598.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Vorschläge  Frank- 
reichs über  Kreta. 

Vienne,  le  1/13  Juin  1897. 

J'ai  pu  m'informer  sur  les  nouvelles  propositions  de  la  France  concer-  Nr-  ll598, 

_   v  .   .   .  .  Griechen  - 

nant  la  question  de  trete.  Voici  en  substance  ces  propositions  appuyees  par  iand. 
la  Russie:  II  La  France  propose  aux  Puissances  de  nommer  en  Crete  un  com-  L'18,  Juni 
missaire  provisoire  europeen  pns  de  preference  a  un  Etat  secondaire;  de  pour- 
voir  ä  un  emprunt  qui  ne  sera  pas  garanti  par  les  Puissances,  mais  au  Ser- 
vice duquel  seront  affectes  certains  revenus  de  l'ile  soumis  au  contröle  des 
Puissances;  de  composer  une  gendarmerie  d'indigenes  et  d'Europeens,  ces  der- 
niers  appartenant  autant  que  possible  ä  la  meme  nationalite;  de  concentrer 
les  troupes  turques  sur  certains  points  de  l'ile,  en  attendaut  leur  depart; 
de  maintenir,  pour  quelque  temps  encore,  le  pouvoir  actuel  des  amiraux. 

Manos. 

Nr.    11599.     GRIECHENLAND. —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 

die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.     Griechenland 

wird     seine     Verpflichtungen     hinsichtlich    Kretas 

streng  erfüllen. 

Athenes,  le  2/14  Juin  1897. 

J'ai  l'honneur  de  vous   communiquer  le  telegramme  suivant  que  je  viens  Nr.  11599. 

d'envoyer  ä  notre  Legation  ä  Saint-Petersbourg: 


1897. 


Iand. 

Veuillez  donner  ä  Monsieur  le  Ministre  des  Affaires  6trangeres  les  assu-  2./14.  Juni 
rances  les  plus  categoriques  que  le  Gouvernement  Royal,  penetre  du  sentiment 
de  la  responsabilite  qu'il  encourrait  s'il  en  agissait  autrement  n'a  neglige  et 
ne  negligera  aucun  des  moyens  dont  il  peut  disposer  pour  empecher  tout 
envoi  en  Crete  de  munitions  ou  de  bandes  de  volontaires.  Mais  il  serait  ega- 
lement  utile  de  porter  ä  la  connaissance  de  Son  Excellence  que  non  pas  de 
bandes  de  volontaires,  qui  n'y  ont  plus  rien  ä  faire,  mais  des  Cretois  cher- 
chent  ä  rentrer  dans  leur  pays.  Or,  vu  l'etat  anormal  qui  continue  ä  l'inte- 
rieur  de  l'ile,  aucun  Cretois  ne  se  decide  ä  retourner  chez  lui  sans  armes, 
non  plus  dans  un  but  agressif  mais  pour  sa  s^curite  personnelle,  et,  bien  que 
le  Gouvernement  Royal  ait  pris  toutes  les  mesures  qu'il  peut  prendre  ä  l'effet 
d'empecher  le  depart  de  tout  Cretois  arme,  il  n'est  pas  impossible  qu'il  en 
echappe  parfois  en  tres  petit  nombre.     Son  Excellence  en  trouvera  l'explica- 
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Nr.  11599.  tion  si  eile  veut  bien  considerer  qu'il  est  extremement  difficile,  sinon  impos- 
ünochen-  s-^e  d'exercer  sur  ies  cötes  si  etendues  du  Royaume,  une  surveillance  d'une 
2./H.  Juui  parfaite  efficacite,  aussi  longteraps  que,  par  suite  des  Operations  militaires, 
189''  nous  ne  pouvons  detacher  de  la  flotte  plus  de  navires  que  nous  ne  faisons 
pour  les  employer  ä  ce  service,  et  qu'en  vertu  de  l'armistice  sur  mer  nos 
croiseurs  ne  peuvent  pas  s'approcher  des  eaux  ottomanes  de  Crete.  Ainsi, 
ayant  appris,  il  y  a  quelques  jours,  qu'une  vingtaine  de  Cretois,  faisant  partie 
de  ceux  qui  etaient  venus  offrir  leurs  Services  comme  volontaires  dans  l'armee 
hellenique,  mais  qui  n'ont  pas  ete  rec,us  par  suite  de  la  mesure  prise  de  ne 
plus  recevoir  des  volontaires,  etaient  subiteraent  partis  ä  bord  d'un  bateau  ä 
voiles  pour  retourner  en  Crete  avec  leurs  armes,  le  Gouvernement  Royal  ex- 
pedia  la  „Paralos"  sur  leurs  traces  avec  ordre  de  croiser  constamment  entre 
Cerigo  et  Milo  et  d'arreter  tout  bätiment  transportant  des  gens  armes  en 
Crete.  ||  Veuillez  fiualement  declarer  ä  Son  Excellence  que  le  Gouvernement 
est  decide  de  remplir  loyalement  les  engagements  qu'il  a  pris  vis-a-vis  des 
Puissances  au  sujet  de  la  Crete  et  qu'il  espere  que  dans  leur  haute  6quite 
ces  Puissances  ne  sauraint  le  considerer,  le  cas  echeant,  responsable  des  faits 
et  gestes  d'individus,  dont  l'action  echapperait  au  pouvoir  legitime  des  auto- 
rites  du  pays.  Scouloudis. 


Nr.  11600.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Gesandten  in  Paris.  Nach  dem  Frieden  wird  sich 
Griechenland  mit  seinen  Gläubigern  arrangieren. 

Athenes,  le  8/20  Juin  1897. 

Nr.  11600.  Je  viens  de  recevoir  votre  depeche  du  ~      '^     Apres  la  conversation  non 

G'iand6n"  ofncielle    et    tout   ä    fait   privee    que    vous    avez    eue   avec    M.   Hanotaux,    et 

8./20.  Juni  dans    laquelle   il  a  dit,    comme   simple  idee  6mise   de  sa  part,    qu'il  considere 

189''      comme    beaueoup    plus    pressant    et    utile    pour    nous    de    trouver    le    moyen 


de  regier  la  question  des  creanciers  avant  celle  de  l'indemnite  de  guerre, 
ayant  remarque  que  Son  Excellence  est  revenue  sur  ce  sujet  dans  votre  entre- 
vue  du  4/16  Juin,  je  vous  prie  de  profiter  de  la  premiere  occasion  pour  lui 
dire,  dans  une  conversation  egalement  non  officielle  et  tout  ä  fait  privee,  que 
le  cabinet  actuel  desire  vivement  arriver  ä  un  arraugeraent  raisonnable  avec 
nos  creanciers,  car  il  demeure  sincerement  convaineu  que  la  restauration 
economique  du  pays  depend  essentiellement,  et  plus  que  jamais,  de  la  restau- 
ration de  notre  credit,  qui,  ä  son  tour  depend  de  l'arrangement.  Rempli  de 
ces  idees  le  Gouvernement  est  resolu  des  que  la  paix  aura  ete  signee,  et  le 
territoire  national  evacue,  de  donner  sans  retard  ä  ses  creanciers  des  preuves 
de  sa  bonne  volonte  ä  l'effet  d'arriver  ä  un  arraugement  equitable  et  satis- 
faisant.  Mais  avant  que  la  paix  soit  signöe  et  l'indemnite  de  guerre  fixee, 
Son  Excellence  voudra  bien  admettre  qu'il  ne  nous  est  presque  pas  possible 
de  proceder  ä  des  negociations  d'un  arrangement,   puisque   nous   ignorons  un 
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facteur  important  de  l'etat  economique  futur  du  pajs,  Tannuitö  de  l'indemnite  Nr.  11600. 
de  guerre.  ||  D'ailleurs,    on  ne  saurait  contester  que,   quel  que  soit  l'empresse-     'Hl™' 
ment    qu'on  y  puisse   mettre  de  tous  les  cötes,   des  negociations  entamees  en  8./20.  Juni 
vue    d'un    arrangeraent   avec   les    creanciers,   avant   la   conclusion   de  la  paix, 
prendraient  par  leur  nature  rneme  un  temps  considerable;    et  ce  teraps  serait 
ensuite  forcement  prolonge,    vu  la   necessite   dans  laquelle  nous  nous  trouvons 
de  soumettre  ä  l'etude  et  ä  l'approbatiou  de   la  Chambre  le  resultat  de  notre 
entente.     II  n'est  donc  pas  ä  presumer  que  des  negociations  de  cette  nature 
puissent  arriver  promptement  ä  conclusion,    et  il  est  evident  que  la  signature 
de  la  paix  subirait  un  delai,    dont  les  effets  nous  seraient  desastreux,    si  eile 
devait  deprendre  de  ces  negociations.     Or,  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres 
connait  les  motifs  pressants  et  d'un  ordre  superieur,    qui  iraposent  au  cabinet 
le  devoir  de  concentrer  actuellement  tous  ses  soins  et  son  Energie  sur  un  seul 
point,  la  prompte  conclusion  de  la  paix  et  l'övacuation  de  la  Thessalie  par  les 
troupes  ottomanes.  Scouloudis. 


NT1\  11601.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Gesandten  der  Grofsmächte  in  Athen.  Ver- 
handlungen   mit    der  Pforte   über  Verletzungen   des 

Waffenstillstandes. 

Athenes,  le  10/22  Juin  1897. 

Faisant    suite  ä  ma  communication  sub  No  34  et  en  date  du  5/17  Juin  Nr.  neoi. 
courant,  j'ai  l'honneur  de  porter  ä  votre  connaissance  les  faits  suivants.  ||  Son      land 
Altesse  Royale    le  Commandant   en  chef  des  troupes  Helleniques,   ayant  ecrit  10./22.  Juni 

1897 

au  Marechal  Edhem  Pacha,  Commandant  en  chef  de  l'armee  ottomane,  pour 
protester  contre  le  mouvement  lateral  par  lequel  les  troupes  ottomanes  ont 
occupe,  apres  la  conclusion  du  second  armistice,  les  villages  Hallabresi,  Loutro, 
Paliouri  et  Threpsimo,  mouvement  qui  constitue  une  infraction  evidente  aux 
clauses  de  l'armistice,  le  Marechal  a  repondu  hier  ä  Son  Altesse  Royale  par 
la  lettre  dont  Votre  Excellence  trouve  ci-jointe,  une  copie  litterale.  ||  II  re- 
sulte  de  cette  lettre  que  l'occupation  des  villages  precites  par  les  troupes 
ottomanes  est  confirmee.  Leur  Commandant  en  chef  n'en  discute  pas  le  fait, 
il  cherche  seulement  ä  le  justifier.  Mais,  ä  notre  avis,  aucune  justification  de 
cette  violation  de  l'armistice  n'est  admissible.  La  prohibition  aux  deux  arm6es 
de  tout  mouvement  lateral  est  absolue;  des  lors  il  serait  peu  utile  d'examiner 
une  ä  une  les  raisons  avancees  dans  la  lettre  du  Commandant  des  troupes 
ottomanes,  pour  justifier  leur  mouvement.  Si  l'on  admettait  pour  les  deux 
parties  interessees  la  faculte  soit  de  discuter  chaque  fois  le  mode  d'application 
de  l'armistice  signe,  soit  de  l'appliquer  suivant  les  besoins,  justifies  ou  non, 
qui  se  presenteraient;  le  traite  d'armistice  ne  serait  plus  un  instruraent  d'ache- 
minement  vers  la  paix;  il  serait  un  Instrument  dangereux  pour  tout  le  monde.j| 
Or,   le  Gouvernement  Royal   croit   qu'une    commission  d'officiers  appartenant 
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Nr.  H601.  aux  armees  des  Grandes  Puissances,  qui  veillerait  ä  la  stricte  execution  des 
"and6"    stipulations    de  l'armistice   et  qui  jugerait  en  cas  de  contestation,    offrirait  la 

io./2?.Juni  meilleure  garantie  pour  prevenir  toute  Interpretation  arbitraire  du  traite 
durant  l'armistice,  et  les  consequences  eventuelles.  ||  Je  prie  Votre  Excellence  de 
vouloir  bien  soumettre  ä  son  Gouvernement  ces  considerations  du  Gouverne- 
ment Royal  et  je  saisis  cette  occasion  pour  vous  reiterer,  Monsieur  le  Mi- 
nistre,  les  assurances  de  ma  haute  consideration.  Scouloudis. 


Anlage. 
Lettre  du  Marechal  Edhem  Pacha,    Commandant  en  chef  de  l'armee  ottomane 

ä  Son  Altesse  Royale  le  Commandant  en  chef  des  troupes  helleniques. 

Monseigneur!  ||  En  reponse  de  la  lettre  datee  de  6/18  Juin  1897,  j'ai 
l'honneur  de  porter  ä  la  connaissance  de  Votre  Altesse  Royale  que  les  villa- 
ges  Hallabresi,  Loutro  et  Paliouri  ont  ete  occupes,  d'abord  pour  parer  ä 
quelques  evenements  fächeux  qui  ont  coüte  la  vie  ä  certains  soldats  qui  fai- 
saient  service  de  correspondauce  entre  Domokos  et  Carditza,  occupes  long- 
temps  avant  la  conclusion  de  l'armistice,  et  qu'ensuite  les  dits  villages  se  trou- 
vent  entre  les  positions  prises  par  les  diffe>entes  parties  de  l'arm6e  Imperiale 
avant  l'armistice,  et  sur  la  ligne  reliant  les  memes  positions.  L'occupation  de 
ces  points  ne  doit  pas  &tre  consideree,  d'apres  notre  avis,  comme  un  mouve- 
ment  lateral.  Tout  au  contraire,  l'envoi  de  forces  armees  ä  Agrapha  en  eten- 
dant  la  gauche  de  l'armee  Royale,  dont  la  concentration  au  sud  de  Fourka 
dans  les  journees  de  6,  8  Mai  etait  chose  connue,  parait  avoir  tout  ä  fait  le 
caractere  d'un  mouvement  lateral  qui  doit  nous  donner  aussi  le  meme  droit 
d'employer  au  but  d'assurer  la  securite  publique.  D'autre  part,  je  me  per- 
mets  de  remarquer  qu'en  occupant  les  centres  politiques  et  les  points  strate- 
giques  de  Thessalie  dejä  evacuee  par  l'armee  Royale  pendant  les  hostilitös, 
nous  croyions  avoir  le  droit  en  pretendre  la  possession  sans  etre  obliges 
d'occuper  militairement  chaque  point  de  cette  region  et  comme  il  nous  6tait 
inconnu  l'exacte  limite  des  nouvelles  provinces  Helleniques,  il  nous  paraissait 
naturel  de  considerer  la  frontiere  historique  de  Thessalie  comme  ligne  de 
demarcation  des  possessions  prövisoires  des  deux  parties  durant  l'armistice. 
Cependant  pour  eviter  tous  les  malentendus  possibles  et  faciliter  la  täche  de 
reprimer  le  brigandage  signale  dejä  par  des  faits  funestes,  je  me  rends  ä  l'appel 
de  Votre  Altesse  Royale  en  me  döclarant  pr§t  pour  fixer  une  limite  repon- 
dant  aux  interets  strat^giques  des  deux  armees  entre  des  zones  que  les  deta- 
chements  des  deux  parties  doivent  battre  et  par  consequent  je  me  permets  de 
prier  Votre  Altesse  Royale  de  deleguer  un  officier  pour  negocier  ä  ce  sujet 
avec  le  Commandant  Izzet  bey  de  mon  etat-major  et  de  vouloir  bien  fixer  et 
ordonner  le  rendez-vous  de  ces  officiers.  ||  J'ai  l'honneur  de  prier,  Monseigneur, 
de  vouloir  bien  agreer  l'assurance  de  ma  plus  haute  consideration. 

Edhem  Pacha 
Marechal,  Commandant  en  chef  de  l'armee  Imperiale  ottomane. 
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Nr.  11602.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Gesandten  der  Grofsmächte  in  Athen.  Aus- 
schreitungen türkischer  Truppen  in  Epirus. 

Athenes,  le  10/22  Juin  1897. 
J'ai   eu  l'honneur   de   vous   transmettre   copie  d'un  telegramme  parvenu  ä   Nr.  11602. 
S.  M.  le  Roi  et  ä  M.  le  President  du  Conseil,   qui  presentait  une   partie  du   Grie(*en- 
tableau  de  l'etat  de  choses  actuel   en  Epire.     Ayant  recu  depuis  des  rapports  io./22.  Juni 
plus    circonstancies    sur  les   atrocites  de   toute  nature  coramises  en  Epire  par      1897" 
les  troupes  turques  et  les  irreguliers  Albanais,   je   me  fais  un  devoir  de  vous 
les  communiquer,   en  traduction  fraucaise,    et  je  vous  prie  de  vouloir  bien  en 
porter  le  contenu  ä  la  connaissance  du  Gouvernement.  ||  Je  ne  doute  point  que, 
dans  leur  sollicitude   envers    des  populations   chretiennes   qui  se  trouvent  ä  la 
merci  d'uue  annee  saus  frein  et  d'officiers  tels  que  l'aide  de  camp  Gani  bey, 
siguale  dans  le  rapport   ci-joint,    les   Grandes  Puissances  voudront  bien  aviser 
d'urgence  aux  moyens  de  mettre  fin  ä   une  Situation   qui  blesse  les  sentiments 
d'humanite  les  plus  elementaires.  Scouloudis. 


Anlage. 
Besinne  des  actes  de  cruaute  et  de  pillage  commis  dernierement 
par  les  troupes  turques  en  Epire. 
Dans  les  villages  Paleochori,  Syrrako,  Davisdianä  et  Micalitzi  les  soldats 
ont  saccage"  les  eglises.  Les  evangiles  et  autres  livres  liturgiques  ont  ete  d6- 
chires  et  les  crucifix  brises.  Ils  lavent  leur  linge  dans  les  fonts  baptismaux, 
se  servent  des  plateaux  et  des  vases  sacres  en  guise  de  verres  et  d'assiettes, 
allument  du  feu  sur  l'autel,  et  emploient  les  nappes  et  les  habits  sacerdotaux 
comme  couvertures.  Dans  ces  memes  villages  ils  ont  incendie  un  grand  nom- 
bre  de  maisons,  ils  fönt  paitre  leurs  chevaux  dans  les  champs  de  seigle, 
d'orge  et  de  ble  et  ont  devore'  eux  memes  la  plus  part  des  boeufs,  moutons 
et  chevreaux.  Achmet  bey,  etabli  depuis  trois  mois  dans  ces  localites,  ne 
parvenait  pas  ä  se  faire  obeir  des  soldats,  qui  plusieurs  fois  ont  dirige  contre 
lui  le  canon  de  leurs  fusils.  ||  Le  huit  Mai,  un  bataillon  de  Guegues  venus  de 
Metzovo  est  entrö  dans  le  village  Continös,  pres  de  Contovraki,  et  un  certain 
nombre  de  soldats  se  sont  livres  au  pillage.  Ils  ont  depouille  les  femmes  de 
leurs  jupons,  et  leur  ont  arrache  les  pendants  d'oreilles  avec  des  lambeaux  de 
chair  saignante.  Ils  ont  viole  deux  jeunes  filles,  ont  emi>orte  tous  les  objets 
qui  pouvaient  leur  etre  utiles  et  jete  le  reste  dans  les  foss£s.  L'eglise  de 
Contovraki,  apres  avoir  ete  pillee,  a  ete  utilisee  comme  magasin  de  munitions 
de  guerre.  ||  Le  17  Mai,  les  troupes  turques  ont  ravage  tous  les  villages  aux 
environs  de  Marcoumadi.  A  Clapsiades  et  a  Gouli,  ils  ont  devalise  les  Egli- 
ses ainsi  que  les  maisons  de  Costas  et  de  Georges  Raftis.  Les  soldats,  ä 
l'entr^e  des  villages,  fixent  la  baionnette  au  canon  du  fusil  pour  intimider  les 
paysans.     Les  habitants  de  Clapsiades,  etant  sortis  du  village  sous  la  conduite 
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Nr.  11602.  de  leurs  pr&tres  pour  aller  ä  la  rencontre  des  troupes,  l'officier  qui  comman- 
Griechen-    ^  ^   jg    (j^tachement   a   insulte"    les   deux  pretres,   en  leur  tirant  rudement  la 

land. 

10/22. Juni  barbe.  Les  Grecs  en  se  retirant  ä  Calarrytas,  ont  ramasse  sur  la  route 
189T*  des  fragments  d'images  de  Saints  qu'ils  ont  remis  aux  autorites  Grecques.  ||  Le 
village  Lagatoura,  situe  pres  de  Cinq-Puits  (Pente-pigadia),  ä  ete  mis  ä  sac. 
On  y  a  tue  un  pauvre  homme  nomme  Vangheli  Nicola.  Les  malheureux  ha- 
bitants  se  cachent  dans  les  grottes.  Les  soldats  ont  enleve  tous  leurs  mulets, 
boeufs,  moutons  et  chevreaux.  Les  veaux  qu'on  ne  parvenait  pas  ä  saisir, 
etaient  tues  ä  coups  de  fusil.  On  leur  enlevait  quelques  ocques  de  viande  et 
le  reste  etait  abandonne.  Dans  l'eglise  de  la  Sainte  Vierge  (Theotokos),  les 
saintes  images  et  les  lampes  ont  ete  brisees,  et  les  debris  jetes  dans  la  rue. 
Les  vases  sacres  ont  ete  enleves  et  les  evangiles  dechires.  Trois  maisons  ont 
ete  brülees  apres  avoir  ete  pillees.  Les  villages  voisins,  Moules,  Bouratzia 
Terovo  et  Barlaam  ont  subi  le  meme  sort.  ||  Le  21  Mai  Gani  bey,  aide  de 
camp  du  Sultan,  venu  de  Constantinople  pour  retablir  l'ordre,  a  envoye  des 
soldats  demander  de  l'orge  au  Khan  de  Gava,  situe  pres  du  tribunal  de  Ja- 
nina. Le  proprietaire  du  Khan,  un  nomme  Pierre,  s'etant  rendu  chez  Gani 
bey  pour  etre  paye,  celui-ci  donna  l'ordre  ä  un  de  ses  soldats  de  tuer  l'im- 
portun.  Pierre  qui  comprenait  le  turc,  s'est  bäte  de  fuir.  ||  Dans  le  village  de 
Continus,  quinze  soldats  turcs,  ont  assouvi  leur  lubricite  sur  une  malheureuse 
femme,  mere  de  nombreux  enfants,  qui  est  morte  sur  place  et  a  ete  enterree 
par  le  pretre  Dimitri  de  Clapsiades. 

Tous  les  habitants  de  Voulista-Panajä,  de  Vathicampos  et  de  Liomeri  se 
sont  enfuis,  abandonnant  leur  betail,  qui  a  ete  enleve  par  les  Albanais.  Ceux- 
ci  ont  brüle  toutes  les  Eglises,  apres  avoir  empörte  les  objets  ä  leur  conve- 
nance.  Des  vieillards,  dont  les  Souvenirs  remontent  ä  l'epoque  d'Ali  Pachä 
de  Tepelen,  racontent  que  dans  les  guerres  anterieures  on  avait  toujours 
respecte"  les  Eglises  et  que  les  profanations  qui  se  commettent  aujourd'hui  sont 
sans  prec^dents.  ||  Le  village  Voulista-Panagia,  dont  les  habitants  avaient  tou- 
jours fait  preuve  de  devoüment  au  Sultan,  a  ete  incendie,  ainsi  que  plusieurs 
autres.  Le  depöt  de  grains  de  Spiros  Bertoni,  qui  contenait  49,000  ocques 
de  maus  et  300  ocques  de  riz  a  et6  pille.  Tous  les  v§tements  et  les  objets 
de  literie  ont  ete  enleves.  ||  On  exige  des  paysans  affames  de  payer  une 
seconde  fois  les  impots  dejä  pergus  au  mois  de  Mars,  sous  le  pretexte  que  les 
registres  de  Philippiade  ont  brüle.  Ces  malheureux  n'osent  pas  se  transporter 
d'un  village  ä  l'autre,  par  crainte  qu'on  ne  tire  sur  eux.  |j  Les  derniers  habi- 
tants restes  ä  Moulianä  etaient  quatre  vieillards,  une  femme  sur  le  retour  et 
une  jeune  fille  de  seize  ä  dix  sept  ans.  Les  vieillards  ont  ete  sabres  sur  le 
seuil  de  leurs  cabanes  et  la  femme  a  ete  fusillee  sur  l'arbre,  oü  eile  s'6tait 
refugiee.  Son  cadavre  est  reste  accroche  aux  branches,  la  tete  en  bas.  Quant 
ä  la  jeune  fille  eile  a  subi  tant  d'outrages  repetes,  qu'elle  en  est  morte.  Les 
corps  de  six  victimes  restent  sans  sepulture.  ||  Dans  le  village  Pabiochori  les 
soldats    ont   tue    sans   motif   un    habitant  nomme  Jean  Thanassi  Pardali.     Le 


Aktenstücke  zu  den  griechisch-türkischen  Friedensverhandlungen  1897.        181 

meurtre  a  ete   denonce  ä  Souleiman  Pacha,    qui   ne   s'est  pas  soucie  de  pour-  Nr.  11602. 
suivre  les  coupables.  ||  Le  zaptie  Mersine  de  Tepelen  a  fait  cadeau  ä  Gani  bey      Jand 
de  deux  couvertures  en  etoffe  lamee  d'or.     Gani   bey   aide   du  cretois  Bibassy  10./22.  Juni 

1897. 

ont  arrete  le  pretre  du  monastere  de  Zalongo,  et  lui  ont  coup6  le  nez  et  les 
oreilles.  Le  Bibassi  voulait  raerae  l'embrocher  et  le  rotir  ä  petit  feu,  mais 
Gani  Ten  empecha  en  lui  proraettant  de  lui  livrer  un  autre  pretre  ä  rotir  ä 
Arta.  ||  II  est  notoire  que  Gani  bey  a  envoye  dans  sa  province  sept  ä  huit 
femmes  chretiennes.  Iousouf  bey  a  aussi  fait  enlever  cinq  femmes,  qu'il  a 
dirigees  sur  le  village  Albanais  Marcati,  en  compagnie  de  trois  mille  mou- 
tons,  veaux  et  mulets  enlev£s  en  rneme  teraps.  ||  Tous  ceux  qui  ont  ete  faits 
prisonniers  ä  Camarina,  hornmes,  femmes  et  enfants,  ont  peri  miserablement, 
lardös  de  coups  de  baionnette.  ||  Dans  le  village  Lamari  des  Saints  Apötres, 
Gani  bey  ayant  fait  cerner  par  ses  soldats  les  bestiaux  de  cinq  cents  Sara- 
kiotes,  choisis  parmi  eux  trente  deux  les  plus  beaux,  et  les  fit  emmener,  mal- 
gre  les  cris  des  femmes,  qu'il  a  poursuivies  le  sabre  ä  la  main.  Dix  Sara- 
kiotes  qui  s'etaient  rendus  a  Louros  pour  le  prier  de  leur  restituer  les  betes 
qu'il  avait  enlevees,  ont  ete  accueillis  ä  coups  de  fusil  par  les  soldats.  Gani 
lui  meme  a  tir6  plusieurs  coups  du  balcon  de  la  maison,  oü  il  s'etait  etabli 
et  qu'il  a  brüle  en  partant.  Une  seconde  deputation,  munie  d'une  lettre  du 
Moutessarif  de  Prevesa,  n'a  pas  ete  mieux  accueillie  et  n'a  du  son  salut  qu'ä 
l'intervention  d'un  chef  Guegue,  ami  des  Sarakiotes. 

La  provision  de  farine  de  ces  familles  etant  epuisee,  leur  mouchtar  Ba- 
sile  Siozos  envoya  quatre  hommes  avec  cinq  mulets  en  acheter  au  moulin  de 
la  localite.  A  leur  retour  ces  quatre  hommes  eurent  le  malheur  de  rencontrer 
un  detachement  de  soldats  de  Gani  bey,  qui  enleva  les  quatre  mulets  charges 
et  massacra  les  conducteurs.  Les  cadavres,  perces  de  nombreux  coups  de 
baionnette,  ont  ete  trouves  sur  la  route  par  leurs  compagnons  qui,  inquiets  du 
retard,  s'etaient  mis  ä  leur  recherche.  ||  Dans  le  pillage  de  Camarina,  Ioussouf 
bey  Dims  a  enleve  de  l'Eglise  avec  d'autres  objets  la  couverture  brodee  d'or 
du  Saint  Epitaphe,  d'une  valeur  de  trente  livres,  qui  figure  aujourd'hui  comme 
tapis  de  table  dans  le  salon  de  sa  maison  ä  Paramythia.  ||  Le  village  Metochi, 
situe  ä  une  heure  de  distance  de  Delvino  et  appartenant  au  Monastere  h  6te 
incendie.  ||  Les  marchandises  enlevees  par  les  Albanais  ä  Agii-Saranta,  ont  ete 
transportees  ä  Delvino  et  vendues  ä  vil  prix.  Un  marchand,  nomme  Michel 
Malios,  a  achete  d'un  soldat  une  pacotille  de  deux  cents  ocques  de  cafe  a 
cinq  piastres  l'ocque.  Le  cafe  a  ete  saisi  et  l'acheteur  emprisonne  et  oblige 
a  payer  une  rancon  de  quinze  napoleons,  mais  le  vendeur  n'a  pas  ete  in- 
quiete.  ||  Les  villages  Borto,  Placa,  Cacorapsisti,  et  Tzobista,  pres  de  Gatzano- 
choria,  ont  ete  ravages,  les  troupeaux  enleves,  et  l'eglise  detruite.  La  moitie 
des  habitants  se  cachent  dans  les  cavernes  des  montagnes,  l'autre  moitie  a 
disparu.  ||  Le  village  Calentzi  est  occupe  depuis  le  mois  de  Fevrier  par  cinq 
mille  soldats,  loges  chez  les  habitants,  qui  ont  ä  endurer  toute  espece  d'affronts. 
L'eglise  a  ete  completement  devalisee.  ||  Dans  toutes  les  parties  de  l'Epire  les 
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Nr.  11602.  paysans  sont  soumis  ä  de  rüdes  corvees.    Un  grand  norabre  de  femmes  de  Za- 

lana.      g°ra>  employees  ä  conduire  les  muleta  qui  transportaient  les  bagages  de  Lias- 

io./22.Juni  coviki  ä  Pliilippiade,  ont  ete  violees  sur  la  grande  route.    Celles  qui  essayaient 

1897 

de  s'enfuir  etaient  battues  sans  merci  et  trai'u6es  par  les  cheveux.  Le  Consul 
de  Russie  a  pu  en  sauver  quelques  unes  des  plus  jeunes,  et  les  renvoyer  ä 
leur  village.  Toutes  les  betes  de  somme  qui  plaisent  aux  officiers  turcs,  ont 
aussitöt  enlevees  et  envoyees  chez  eux.  Les  vexations  et  les  cruaut^s  exer- 
cees  par  les  pereepteurs  de  l'impöt  sont  inenarrables.  Ils  s'6tablissent  chez 
les  paysans,  devorent  leurs  provisions,  les  accablent  de  coups,  et  quelque  fois 
les  öborgnent  avec  une  fourebette.  ||  Quarante  cinq  habitants  de  N6ochori  et 
des  villages  voisins  de  Pliilippiade  ont  6te  enfermes  dans  le  fort  d'Ali  Paclia 
sous  l'accusation,  nullement  fondee,  de  s'etre  joints  aux  troupes  grecques.  ||  Ce 
qui  a  ete  expose  ci-dessus  ne  contient,  peut-etre,  la  deuxieme  partie  des 
tristes  exploits  des  soldats  turcs  en  Epire.  Au  point  oü  les  choses  sont 
arriv^es,  il  est  impossible  aux  chr^tiens  de  continuer  ä  vivre  sous  un  pareil 
regime.  Ils  doivent  se  faire  Musulmans  ou  etre  reunis  ä  la  Grece.  II  n'y  a 
pas  pour  eux  d'autre  alternative. 


Nr.    11603.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister    des  Auswärtigen 

an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmäcbten.     Ergänzung 

zu  Nr.  11597. 

Athenes,  le  10/22  Juin  1897. 

Nr.  11603.  Par   une   lettre    en    date    du  31  Mai  je   vous  ai   envoye  quelques  exem- 

ür1iec^en     plaires  du  memoire  que  la  Commission  instituee  par  ce  departement  a  redige 

io./22.Juni  sur    les  Capitulations    et    sur    la    question    d'extradition.  ||  Pour    completer  le 

1897'      cbapitre  C.  de  ce  memoire,  je  crois  utile  de  vous  faire  part  des  considerations 

suivantes,    qui    m'ont    ete   suggerees  par  l'article  10   du  traite   de  Canlidjä  et 

qui    meritent   d'etre   port6es  h  la  connaissance  des  Representants  des  Grandes 

Puissances  et  des  membres  de  la  Commission,  instituee  ä  Constantinople  pour 

etudier  la  question  des  Capitulations.  ||  Voici  ces  considerations: 

L'article  10  de  Canlidjä  est  ainsi  congu:  "II  est  convenu  entre  les  hautes 

Parties  contraetantes  que  le  commerce  cotier,  consistant   en  produits  indigenes 

ou  etrangers,   expödies   d'un  port  ä  l'autre  de  Tun  des  deux  Etats,  pourra  se 

faire    librement   par   les  navires   et  les  sujets  des  deux  pays  respectifs,    ä  la 

Charge    par    eux    de    se    soumettre  aux  memes    obligations    et    d'aequitter    les 

memes  droits  auxquels  sont  assujetis  les  navires  les  plus  favorises  soit  nationaux, 

soit  etrangers."  ||  En  d'autres  termes,  cet  article  reconnait  aux  navires  et  aux 

sujets  des  deux  hautes  parties  contraetantes  le  droit  de  se  livrer  au  commerce 

cotier  et  de  transporter  des  marchandises  d'un  port  ä  l'autre  de  l'un  des  deux 

Etats. 

Cette    clause    d'une   importance    exceptionnelle    pour   le    commerce  et  la 

navigation  ne  se  trouve  inscrite  que  dans  le  traite  de  1855;  aueun  des  traites 
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passes   ä   diverses  6poques,   entre  la  Turquie  et  les  Puissances  etrangeres  ne  Nr;  1I603- 
contient    une  pareille  stipulation    et   ce    n'est  qu'en  vertu   de  la  clause  de  la      iand. 
nation  la  plus  favorisee  que  d'autres  pavillons,  concurremment  avec  le  pavillon  10-'22-Juni 

1897 

grec,  profitent  de  ces  avantages.  ||  Si  donc  les  Grandes  Puissances  admettaient 
la  theorie  suivant  laquelle  le  Traite  de  Calindjä  ä  cess^  d'§tre  en  vigueur, 
apres  la  recente  guerre,  elles  souffriraient  tout  atitant,  sinon  plus  que  la  Grece, 
des  consequences  de  la  caducite  de  cet  acte,  puisqu'elles  se  verraient  priv£es 
du  coup  d'un  droit  dont  l'importance  augmente  journellement. 

Scouloudis. 

Nr.  11604.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  hält  eine 
Garantie  für  die  Kriegsentschädigung  und  ein  Ab- 
kommen mit  den  Gläubigern  vor  dem  Frieden  für 
nötig. 

Athenes,  le  9-^ttt  1897. 

'         2  Jmllet 

Je  m'empresse    de    porter  ä  votre  connaissance  que  M.  le  Ministre  des  Nr- ll604- 

«,.,',  >         i  ,  ,  ,  ,»1       Grieclien- 

Affaires    etrangeres    ma    demande    si    vous    avez  repondu   quelque  chose  ä  la      lam]- 
suite  de  la  communication   de  ses  conversations  avec  moi  sur  la  necessite  de    20-  Juni 

2.  Juli 

faire  des  ouvertures  aux  Puissances  ä  propos  du  contröle.  Sur  ma  r6ponse  1897. 
que  je  vous  avais  rendu  fidelement  compte  de  nos  conversations  particulieres 
et  des  conseils  qu'il  avait  bien  voulu  nous  donner  confidentiellement  mais  que 
je  n'avais  pas  encore  recu  reponse  de  V.  E.,  il  m'a  engage  ä  vous  röit^rer 
ses  conseils,  en  ajoutant  qu'il  faut  que  nous  nous  rendions  compte  des  diffi- 
cultes  d'obtenir  la  prompte  evacuation  de  la  Thessalie,  si  le  Gouvernement 
Pioyal  ne  se  d6cide  pas  sincerement  ä  presenter  aux  Puissances  un  Systeme 
pour  garantir  le  payement  de  l'indemnitö  de  guerre,  et  l'arrangement  avec  nos 
financiers,  sans  quoi  aucune  pression  serieuse  ne  pourrait  etre  exercee  sur  les 
Turcs  pour  la  signature  de  la  paix  et  surtout  pour  l'evacuation  du  territoire 
occupe,  et  nous  n'avons  aucune  chance  pour  la  conclusion  de  l'emprunt  qui 
est  indispensable  pour  le  payement  de  l'indemnite.  Sur  la  demande  de  M. 
Hanotaux  je  lui  ai  promis  de  vous  faire  connaitre  telegraphiquement  la  nou- 
velle  communication   qu'il  vient  de  me  faire.  D^lyanni. 


Nl'.  11605.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland  und 
Österreich  wünschen  Beendigung  der  Beratungen 
über  die  Grenzlinie. 

Vienne'  le  SuTt  1897>         Nr-  11605- 
Je  viens  d'etre  informe  de  bonne  source  que  l'Ambassadeur  de  Russie  a      land^ 
communique   hier    au  Comte  Goluchowski  une  depeche  tel^graphique  circulaire    23.  Juni 
du  Comte  Mouraview  par  laquelle   la  Russie,  acceptant  le  trace  des  attachös      1897/ 
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Nr.  11605.  militaires ,   propose  aux   Puissances   d'insister   6nergiquement    ä   Constantinople 
T  iana.n"   Pour  9ue  ee^e  rectification  purement  strategique  des  frontieres  (un  seul  hameau 
23-  Jnni    serait   cede   ä   la  Turquie),   soit  accept£e  par  la  S.  Porte  et  que  la  paix  soit 
1897.       conclue    le   plus   vite,    aux   conditions   proposees  par  les  Puissances.     D 'apres 
mes    informations,    le   Comte   Goluchowski    a   donne   au  Baron  Calice   des   In- 
structions dans  ce  sens.  ||  Les  premier  Chef  de  section  du  Ministere  des  Af- 
faires etrangeres  m'a  dit  aujourd'hui  que  la  Conference  des  Ambassadeurs  avec 
Tewfik   Pacha  qui  devait  avoir  lieu  Jeudi,   puis  Samedi,  a  ete  encore  rernise, 
la  S.  Porte    reclamant   la    ligne    du   Penee.     Le   Comte  Welsersheimb   espere 
que  cette  nouvelle  difficulte  sera  bientöt  surmontee,  toutes  les  Puissances  6tant 
fermement   decidees   ä  maintenir  les  conditions   de  paix   telles  qu'elles  les  ont 
arretees;  le  montant  de  l'indemnite  de  guerre  sera  de  quatre  millions  de  livres 
turques  et  la  rectification  des  frontieres  purement  strategique.  Manos. 


Nr.  11606.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  über  die  Grenzlinie  und  die  Kriegskosten. 

Saint-Petersbourg,  le  72"!jj"t  1897. 

Nr.  11606.  Je  m'empresse  de  porter   ä    la    connaisance   de  Votre  Excellence  que  le 

Ministre   des  Affaires   etrangeres   m'a  confirme  aujourd'hui  la  nouvelle  d'apres 


GriecLon- 
land. 


25.  Juni  laquelle  la  Sublime  Porte  souleve  des  difficultes  sur  la  question  de  la  deli- 
j89; l  mitation  des  frontieres,  ce  qui,  ajouta-t-il,  6tait  k  prevoir.  ||  S.  E.  le  Ministre 
des  Affaires  etrangeres  m'a  dit  que  le  montant  de  l'indemnite'  de  guerre  est 
fixee  k  quatre  millions  de  livres  turques,  qu'en  ce  qui  concerne  le  mode  de 
payement  il  n'avait  pas  encore  recu  de  renseignements  precis  de  l'Ambassade 
Imperiale  k  Constantinople,  que  les  Capitulations  ne  subiront  que  quelques 
modifications  de  peu  d'importance,  et  que  la  question  de  la  conclusion  d'un 
traitö  d'extradition  est  ecartee.  Tombazis. 


Nr.  11607.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  empfiehlt  eine 
Verständigung  mit  den  Gläubigern. 

Paris,  le  J£**L  i897. 

10  Juillet 

Nr.  11607.  S.  E.  M.  le  Ministre   des  Affaires   etrangeres  m'a   dit  hier    qu'il  est  aussi 

iana.n"    mecontent    que    le   Marquis    de    Salisbury    de    la    lenteur   de    la  marche    des 

28-  Juni    negociations  k  Constantinople  et  des  resultats  peu  satisfaisants   obtenus  jusqu' 
10.  Juli  _    .  ,,•,.,-,  i       j 

1897.      aujourd  hui  et  que,  comme  aucune  Puissance  n  est  disposee  de  prendre  des  me- 

sures  coercitives  contre  la  Porte,  il  ne  voit  d'autre  moyen  de  peser  sur  eile, 

que  si  la  Grece,  comme  il  nous  a  toujours  conseille,  s'empresse  de  communi- 
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quer  aux  Puissances  la  maniere  dont   eile  compte   operer  et  garantir  le  paye-   Nr.  1160«. 
ment    de    rindemnite"    envers    la  Turquie,    pour   que   Celles- ci   puissent  insister      jand 
efficacement    aupres  de   la  Porte  sur  la  necessite  d'une  prompte  signature  des    28.  Juni 
pivliminaires  de  la  paix  et  du  commencement  de  l'evacuation    de  la  Thessalie      i897 
que   la  Turquie   s'efforce   de   retarder  sous  le   pretexte  que  le  raode  et  la  ga- 
rantie  du  payement  de  l'indemnite  de  guerre  par  la  Grece  ne  sont  pas  encore 
definis.  ||  M.  Hanotaux  ajouta,  sans  parier  cette  fois  categoriquement  du  con- 
tröle,   que   le  Gouvernement  Royal   devrait   en   meme  temps  communiquer  aux 
Puissances    son   intention  de   s'entendre  avec  ses  creanciers  en  vue  de  la  con- 
clusion   d'un     arrangement   equitable    avec   eux,    donnant    ainsi    satisfaction    a 
l'Allemagne  pour  obtenir  ses  bons  offices  et  a  insiste  sur  le  risque,  si  le  Gou- 
vernement Royal  ne  se   decide  pas  d'adopter   promptement  ces  deux  mesures, 
de  voir  les  negociations  s'eterniser,  d'autant  plus  que  bientöt  tous  les  hommes 
d'Etat  et  les  Ambassadeurs  prendront  leur  conge  habituel.     Je  lui  ai  promis 
de  vous  faire  part  telögraphiquement  de   ses  observations  et  de  ses  conseils. 
Pour  ce  qui  concerne  le  chiffre  de  l'indemnite,  Son  Excellence  m'a  dit  que  les 
Ambassadeurs  proposeront  4  millions  de  livres  turques,  que  la  Porte  demande 
beaucoup   plus   et  que  la  somme  sera  finalement  fixee  entre  4  et  5  millions, 
ce    qui    m'a   permis    de    faire   usage  des  arguments  contenus  dans  votre  tele- 
gramme  du  21  Juin.  Delyanni. 


Nr.  11608.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  einen 
zum  Frieden  mahnenden  Brief  des  Kaisers  Franz 
Josef  an  den  Sultan. 

Vienne,  le    »^  1897. 

J'ai  l'honneur  d'envoyer  ä  Votre  Excellence  le  texte  publie  du  telegramme  Nr.  mos. 
que  S.  M.  l'Empereur  Francois  Joseph  a  adresse  ä  S.  M.  le  Sultan:  Gr\™T~ 

"L'amitie  sincere  et  loyale  que  Je  porte  ä  Votre  Majeste  et  qu'Elle  in-  28.  jani 
voque  ä  juste  titre  dans  les  presentes  circonstances,  Me  fait  un  devoir  de  Lui  10-^h 
conseiller,  dans  Son  propre  interet  et  celui  de  Son  Empire,  la  prompte  con- 
clusion  de  la  paix  avec  la  Grece  sur  la  base  des  conditions  formulees  par  les 
Ambassadeurs  ä  Constantinople.  ||  La  ligne  frontiere  proposee  par  la  commis- 
sion  des  attaches  militaires  repond  au  principe  de  rectification  strategique 
adopte  de  prime  abord  par  Votre  Majeste  et  constitue,  avec  les  autres  con- 
ditions de  paix,  le  maximum  des  concessions  reconnues  comme  6quitables  par 
le  concert  des  Grandes  Puissances,  lequel,  ferme  et  uni  dans  ses  resolutions, 
tient  avant  tout  ä  creer  un  etat  de  choses  offrant  ä  l'Europe  de  solides  ga- 
ranties  de  paix  et  de  tranquillite.  ||  Je  prie  par  conscquent  Votre  Majestö  de 
prendre  mes  conseils  en  serieuse  consideration  et  Je  saisis  cette  occasion  pour 
Lui  renouveler  l'expression  de  Mes  sentiments  de  haute  estime  et  de  sincere 
amitie."  Manos. 
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Nr.  11609.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Berlin  an  de» 
Minister  des  Auswärtigen.  Stand  der  Friedens- 
verhandlungen. 

Berlin,  le  3/15  Juillet  1897. 

Nr.  11609.  j'aj  i'honneur  de  vous  faire  part  des  renseignements  suivants  que  je  tiens 

iand.      d'un  Ambassadeur:    Apres    la  remise   de  la   note  collective   des  Ambassadeurs 

3/i5.  Juli  a  ia  porte  —  note  provoquee  par  la  circulaire  russe  —  et  apres  les  repon- 
ses  concordantes  des  Souverains  au  Sultan,  les  Ambassadeurs  ont,  dans  une 
seance  qu'ils  ont  tenue  avanthier,  decide  d'inviter  Tewfik  Pacha  ä  se  rendre 
aupres  d'eux  demain,  et  de  le  sommer  de  döclarer  categoriquement  si  le  Sul- 
tan accepte,  oui  ou  non,  les  conditions  dejä  arretees.  Ces  conditions  sont: 
Ligne  fronticre  strategique  elargie;  indemnite  de  4,000,000;  negociations 
directes  au  sujet  des  Capitulations,  sous  la  surveillance  des  Puissances.  Les 
Ambassadeurs  ont  fait  ensuite  savoir  directement  au  Sultan,  que  la  volonte  de 
l'Europe  etait  inebranlable  et  qu'un  refus  aurait  des  suites  graves,  parmi  les- 
quelles  6ventuellement  une  action  maritime.  Dans  l'idee  que  la  Porte  finira 
par  ceder,  on  n'a  pas  encore  aborde  la  question  d'une  contrainte  future.  La 
proposition  d'envoyer  des  renforts  en  Crete  n'a  pas  ete  prise  au  serieux.  Le 
Ministre  des  Affaires  £trangeres  d'Italie  a  meine  dit  ä  1' Ambassadeur  de  Tur- 
quie  ä  Rome  que,  si  des  transports  ottomans  apparaissaient  dans  les  eaux 
cretoises,  ils  seraient  coules.  J'apprends  aussi  que  S.  M.  l'Empereur  d'Alle- 
magne  a  telegraphie  au  Sultan  que,  si  les  exces  des  troupes  turques  continu- 
aient,  il  en  resulterait  de  grands  prejudices  pour  la  Turquie.         Ran  gäbe. 


Nr.  11610.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Unter- 
redung mit  Murawiew. 

Saint-Petersbourg,  le  9/21  Juillet  1897. 

Nr.  ii6io.  Dans    l'entrevue    que   j'ai    eue  aujourd'hui   avec  le  Ministre   des  Affaires 

Griechen-   längeres,  je   lui  ai    parle"    longuement    du    prejudice    que    nous    causent    les 

land. 

9./21.  Juli  lenteurs  des  negociations.  Son  Excellence,  qui  s'en  rend  parfaitement  compte, 
1897-  m'a  dit  etre  bien  renseignee  ä  ce  sujet  par  Monsieur  Onou,  qui  lui  a  donne 
en  outre  des  informations  tout-ä-fait  satisfaisantes,  en  ci  qui  concerne  la  tran- 
quillite  interieure  de  notre  pays.  Son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires 
etrangeres  etait  tres  heureux  d'apprendre  que  non  seulement  tout  mouvement 
antidynastique  a  disparu  en  Grece,  mais  qu'une  grande  partie  de  la  nation  se 
rend  compte  de  la  necessite  de  renforcer  les  pouvoirs  de  la  Royaute\  Son 
Excellence  a  emis  le  souhait  de  voir  se  realiser  des  dispositions  promettaut 
le  salut  de  la  Grece.  Tombazis. 
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Nr.  11611.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Annahme  der  Grenz- 
linie.    Deutschland  verlangt  Finanzkontrolle. 

Vienne,  le  12/24  Juillet  1897. 
J'ai  riionneur   d'informer  Votre  Excellence   que   le   Ministere  Imperial   et  Nr-  116n* 

Griechen  - 

Royal  des  Affaires  etrangeres  a  eu  de  Constantinople  la  confirmation  de  la  iana. 
nouvelle  que  le  Sultan  a  accepte  la  ligne  frontiere  proposee  par  les  Puissances.  12-'24_JaU 
Tevfik  Pacha  a  donne  la  declaration  demandee,  que  la  Turquie  accepte  le  trace 
des  Attaches  militaires,  sauf  quelques  modifications  ä  apporter  sur  le  terrain, 
d'un  commun  accord,  par  les  delegues  speciaux  des  Puissances  et  de  la 
S.  Porte.  ||  J'ai  appris  de  bonne  source  que  ^Ambassadeur  dAlleraagne  ä  Con- 
stantinople a  propose  d'inserer  dans  le  traite  de  paix  preliminaire  le  contröle 
de  nos  finances,  raais  que  plusieurs  Ambassadeurs  s'y  seraient  opposes.  ||  L'envoi 
de  Djövad  Pacha  en  Crete  aurait  produit  ä  Paris  une  mauvaise  impression 
comme  pouvant  amener  des  complications.  Manos. 


N"l\    11612.     GRIECHENLAND.    —    Der  Gesandte  in  Berlin  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.     Derselbe  Gegenstand. 

Berlin,  le  15/27  Juillet  1897. 
M.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  ä  qui  j'ai  donne  lecture  et  laisse"  ^r-  m1'2- 

_  r  Griechen- 

copie  de  votre  depeche  telegraphique  d'avant-hier,  m'a  dit  que  des  depreda-  iand. 
tions  sont  improbables,  parce  qu'elles  seraient  contraires  ä  l'interet  moral  et  15"^g"  Jnli 
materiel  de  la  Turquie,  en  empirant  encore  notre  etat  financier.  Relativement 
aux  negociations  il  m'a  dit  que,  la  frontiere  ayant  ete  reglee,  sauf  un  point 
comprenant  deux  villages  valaques,  les  Ambassadeurs  s'occupent  de  la  question 
de  rindemnite.  Les  Turcs  se  refusant  ä  evacuer  la  Thessalie  avant  le  paye- 
ment,  et  1'Allemagne  ne  pouvant  admettre  que  les  bondholders  subissent  de 
nouveaux  prejudices,  cette  derniere  a  propose  le  contröle  comme  seule  Solution 
possible,  mais  ni  au  Ministere,  ni  aux  Ambassades  d'Angleterre  et  de  France 
on  ne  connait  de  details  ä  ce  sujet.  Ran  gäbe. 


Nr.  11613.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  empfiehlt  Ver- 
ständigung mit  den  Gläubigern.  Die  Pforte  räumt 
Thessalien  nicht  ohne  Garantie  der  Kriegskosten. 

Paris,  le  15/27  Juillet  1897. 
M.  Hanotaux  se  rendant  pour  quinze  jours  ä  Vichy,  m'a  dit  pendant  une  Nr.  11613. 
visite  d'adieux  au  Ministere  des  Affaires  etrangeres,  que  les  negociations  pour   Gr^^n' 
la  conclusion  de  la  paix  progressent,   quoique  peniblement;   que  les  Ambassa-  15./27.  jnü 
deurs    maintiennent   definitivement   les    frontieres    elaborees    par    les    attaches      1897, 
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Nr.  11613.  militaires,  sauf  de  tres  legeres  modifications ;  que  les  negociations  sur  les 
"an/"     Capitulations  et  les  autres  questions  se  poursuivent  ainsi  que  la  grave  question 

15/27.  juii  qui  preoccupe  en  ce  moment  les  Ambassadeurs  et  le  delegue"  de  la  S.  Porte 
et  qui  est  l'indemnite  et  les  mesures  financieres  qui  s'y  rapportent;  car, 
m'a-t-il  declare,  nous  ne  devous  nous  faire  aucune  illusion  sur  la  d&ermina- 
tion  de  la  S.  Porte  de  n'accepter  definitivement  et  de  n'evacuer  la  Thessalie 
que  quand  eile  sera  fixee  sur  la  date  du  payement  de  l'acompte  et  connaitra 
les  garanties  offertes  par  nous.  M.  Hanotaux  ra'a  fait  observer  que  n'entrant 
pas  re'solüment  dans  la  voie  des  mesures  financieres  qu'il  vous  a  plusieurs 
fois  dejä  suggerees  amicalement  et  confidentiellement  pour  tächer  de  tirer  le 
meilleur  parti  possible,  nous  commettons  la  meme  faute  que  celle  commise 
pour  l'affaire  de  Crete  et  que  par  notre  indecision  nous  marchons  sürement 
vers  le  contröle  europeen,  tandis  que  nous  aurions  pu  l'eviter  et  obtenir  la 
prompte  signature  de  la  paix  et  l'evacuation  imraediate  de  la  Thessalie,  en 
chargeant  par  exemple  un  groupe  de  banquiers  grecs  residant  ä  l'etranger 
de  se  mettre  en  rapport  avec  les  financiers  europeens  et  de  negocier  un 
emprunt  avec  l'appui  moral  des  Cabinets,  sur  la  base  d'un  arrangement 
equitable  avec  nos  creanciers.  Dölyanni. 


Nr.    11614.     GRIECHENLAND.  Der  Minister    des   Auswärtigen 

an  den  Gesandten  in  Paris.    Antwort  auf  das  Vorige. 

Athenes,  le  16/28  Juillet  1897. 
Nr  11614.  Veuillez    sans    delai    porter    ä  la    connaissance    du   Ministre    des  Affaires 

Griechen-   etrangeres,  que  suivant  les  indications   que  Son  Excellence  a  bien  voulu  vous 

land. 

16./28.  Juli  commuuiquer,  le  Gouvernement  Royal  a  dejä  procede  ä  des  demarches  dont 
1897.  ji  |uj  £era  cormaitre  incessamment  le  resultat  dans  le  sens  de  la  conversation 
que  vous  avez  eue  hier,  pour  se  procurer  l'emprunt  de  l'indemnite  sur  la 
base  d'un  arrangement  equitable  avec  nos  creanciers.  En  prenant  la  resolution 
de  cette  de'marche,  le  Gouvernement  s'est  fonde*  sur  l'opinion  exprimee  par 
Son  Excellence  que  nous  saurions  ainsi  eviter  le  contröle  international  et  que 
nous  aurions  en  meme  temps  l'appui  moral  des  Cabinets  pour  trouver  et 
negocier  l'emprunt  dont  il  est  question.  Scouloudis. 


Nr.    11615.     GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  London  an  den 

Minister     des     Auswärtigen.       Entschädigung     und 

Finanzkontrolle. 

Londres,  le  19/31  Juillet  1897. 

Nr.  11615.  D'apres    des    renseignements    que   je    viens    d'avoir   de   bonne   source,    le 

3  land.      Gouvernement  Anglais  a   tel^graphie   ä   son  Ambassadeur  ä  Constantinople  de 

19./31.  Jnii  s'entendre  avec  ses  collegues'pour  trouver  un  moyen   de  satisfaire  en  general 

ä  la  demande  de  l'Allemagne  concernant  le  contröle  etranger  sur  nos  finances. 
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Le  Gouvernement  d'Allemagne  a  propose"  que  dans  le  premier  article  des  prc-  Nr.  11615. 

liminaires  du  traite  de  paix  concernant  la   rectification   des  frontieres,    il  soit  Gr|a^den~ 

ajoute  que  l'armee  turque  n'evacuera  pas  la  Thessalie  avant  que  le  Gouverne-  19./31.  Juli 

ment  Royal  ne   donne  des    garanties    pour   le   payement    de   l'indemnite.     On  189' 
espere  ici  que  les  preliminaires  seront  signes  la  semaine  prochaine. 

Metaxas. 


Nr.  11616.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Griechenland  hat  Frank- 
reichs freundschaftliche  Ratschläge  zu  spät  befolgt. 

Paris,  le  19/31  Juillet  1897. 

J'ai  remis  copie  de  votre  telegramme  d'hier  au  Directeur  des  Affaires  Nr-1161'5- 
politiques  pour  le  faire  transmettre  ä  S.  E.  M.  le  Ministre  des  Affaires  iand. 
etrangeres  ä  Vichy,  oü  il  fait  une  eure  et  j'ai  ajoute  que  les  journaux  disent  19-'31-  Jnli 
meme  que  la  personne  chargee  d'entamer  les  n^gociations  en  question  aurait 
dejä  quitte  Athenes.  M.  Nisard  m'a  dit  que  si  le  Gouvernement  avait  pris 
cette  determination  il  y  a  quinze  jours,  eile  aurait  eu  beaueoup  plus  de 
chances  de  succes  que  maintenant,  car  le  temps  a  marche"  depuis  et  les  nego- 
ciations  vis -ä- vis  de  l'inaction  du  Gouvernement  Royal  sont  trop  avaneees, 
(faisant  peut-etre  allusion  ä  la  depeche  de  Constantinople  publiee  aujourd'hui 
par  les  agences  telegraphiques  et  annoncant  que  l'accord  s'est  etabli  parmi 
les  Ambassadeurs  pour  la  redaction  de  la  clause  relative  ä  l'indemnite  qui 
satisferait  les  vues  Allemandes).  J'ai  fait  observer  ä  M.  Nisard  que  du 
moment  que  le  Gouvernement  Royal  se  ränge  ä  l'avis  amical  transmis  par 
M.  Hanotaux,  il  est  juste  que  les  Ambassadeurs  ä  Constantinople  ne  prennent 
aueune  decision  definitive  concernant  les  propositions  de  l'Allemagne  en  vue 
d'un  contröle  international,  avant  de  voir  le  resultat  de  nos  demarches  pour 
nous  procurer  l'emprunt  de  l'indemnite  sur  la  base  d'un  arrangement  equitable 
avec  nos  creanciers,  et  que  le  Gouvernement  frangais  devrait  donner  au  plus- 
töt  des  Instructions  en  ce  sens  ä  l'Ambassade  de  Constantinople;  car  il  serait 
injustifiable  que  les  Puissances  prissent  une  mesure  attentatoire  ä  la  dignite  et 
prejudiciable  aux  interets  economiques  de  notre  pays,  au  moment  meme  oü  le 
Gouvernement  Royal  se  de*cide  de  suivre  les  conseils  donnes  par  les  Puis- 
sances qui  nous  sont  les  plus  sympathiques.  M.  Nisard  m'a  repondu  qu'il 
fera  connaitre  mes  observations  en  meme  temps  que  le  resume  de  votre 
depeche,  ä  M.  Hanotaux  ä  Vichy  et  que,  s'il  est  autorise,  il  s'empressera 
d'envoyer  des  Instructions  ä  l'Ambassadeur  de  France  ä  Constantinople. 
L'Ambassadeur  de  Russie,  avec  qui  j'ai  cause  sur  le  meme  sujet  avant  son 
depart  pour  Royat,  m'a  dit  que  malheureusement  le  Gouvernement  Royal  a 
trop  tard  suivi  les  conseils  amicaux  et  confidentiels  qui  lui  out  ete  transmis 
depuis  si  longtemps  de\jä,  et  que  s'il  avait  fait,  il  y  a  deux  semaines,  ce  qu  il 


1897 
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Nr.  ii6i6.  annonce  dans  son  telegramme  etre  dans  l'intention  de  faire  maintenant,   nous 
'"Ind"    aurions  tres-probablement  reussi  ä  eviter  la  prise  en  consideration  des  mesures 
19.131.  jnii  j)roposees  et  obstinement  appuyees  par  l'Alleraagne.  Delyanni. 

1897. 


Nr.    11617.     GRIECHENLAND.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Paris.    Antwort  auf  das  Vorige. 

Ath£neS,  ie  ^g*  1897. 

1  Aont 

Nr.  11617.  Lorsque  M.  Nisard  vous  a  dit  que  si  le  Gouvernement  Royal  avait  pris, 

"and"1"   il  y  a  quinze  jours,  la  determination  annoneee  par  rnon  telegramme  du  16/28 

•20-  Ju'j  de  ce  mois,  eile  aurait  eu  beaucoup  plus  de  cliances  des  succes  que  mainte- 
nant, lorsque  les  negociations  vis  -ä-  vis  de  l'inaction  du  Gouvernement  Royal 
sont  trop  avaneees,  vous  auriez  du  lui  repondre,  connaissant  tout  ce  qui  s'est 
passe  ä  ce  sujet  par  votre  entremise,  que  depuis  le  premier  avis  donne  ami- 
calement  par  M.  Hanotaux,  dans  ses  conversations  privees  du  j^,  5/17  Juin, 
14/26  idem  et  o20TJ-n";>  Son  Excellence  nous  a  toujours  conseille  ä  peu  pres, 
que  pour  eviter  un  controle  europeen  de  nos  finances,  tel  que  demandait 
l'Allemagne,  et  pour  sauvegarder  notre  amour- propre,  nous  ferions  bien  d'en 
prendre  l'initiative  en  en  proposant  un  nous-memes,  avant  qu'on  nous  rimposät. 
Mais  qu'il  füt  impose  par  les  Puissances,  ou  cr66  de  notre  propre  initiative, 
soit  sous  forme  d'une  mission  etrangere,  qui,  ayant  pour  but  la  reorganisation 
de  notre  service  financier,  serait  en  meme  temps  chargee  de  la  surveillance 
de  l'application  juste  des  garanties  affectees  k  nos  creanciers,  soit  meme  en  le 
formant  de  nationaux  Hellenes  residant  ä  l'etranger  mais  agrees  par  les 
Puissances,  le  controle  ne  changeait  pas  de  nature.  Or,  tout  controle 
repugnait  si  profondement  au  pays  et  au  Gouvernement  Royal  que  celui-ci, 
malgre  sa  deference  pour  l'avis  amical  du  Ministre  des  Affaires  etrangeres 
de  la  France,  ne  püt  se  deeider  d'entrer  dans  cette  voie.  D'ailleurs  Son 
Excellence  nous  avait  conseille,  d'une  maniere  tout-ä  fait  privee,  nous  presser 
de  proceder  k  un  arrangement  avec  nos  creanciers  independamment  de  la 
conclusion  de  1'  emprunt  de  1'  indemnite  qui  n'etait  pas  encore  fixee.  Au  sujet 
de  ce  mode  de  proceder,  le  Gouvernement  Royal  a  repondu  par  mon  tele- 
gramme du  8  Juin  dernier.  D'autre  part,  aux  questions  adressees  par  le 
Gouvernement  Royal,  quelques  Puissances  ont  toujours  repondu,  comme  vous 
le  savez,  qu'il  ne  fut  pas  question  de  controle.  C'est  depuis  une  quinzaine 
de  jours  seulement  qu'on  s'est  mis  ä  nous  engager  ä  trouver  l'argent  de 
l'indemnite— dont  cependant  il  est  ä  noter  qu'on  ne  nous  a  pas  encore  signifie 
ni  le  montant  exaet  ni  les  epoques  des  payements  —  et  ä  conclure  simultane- 
ment  un  arrangement  avec  les  creanciers.  Bien  qu'ignorant  encore  les  details 
tres-importants  de  l'indemnite  ä  payer,  le  Gouvernement  Royal  n'avait  pas 
attendu  le  dernier  moment  pour  proceder  ä  la  recherche  d'un  emprunt  pour 
l'indemnite  simultanement  avec  un  arrangement  equitable  avec  nos  creanciers. 
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Mais  les  representauts  de  ceux-ci   ont  tout  recemment  encore   repondu  aux  Nr.  11617. 

agents  du  Gouvernement,  qu'ils  ne  sont  pas  disposes  ä  entrer  en  pourparlers,  Gnechen- 

parcequ'ils    attendent   l'accord   des   Puissances    pour   imposer  ä  la  Grece    un  20.  jün 


contröle  financier.  Ils  l'attendaient  evidemment  depuis  le  commencement  de  *•  Aai?ust 
la  guerre,  car  ä  cette  epoque  aussi,  pendant  qu'ils  etaient  en  negociations 
avec  la  Banque  Nationale  de  Grece,  ils  se  sont  tout  d'un  coup  refuses  de 
continuer,  en  alleguant  que  les  comites  s'etaient  adresses  ä  leurs  Gouverne- 
ments respectifs.  Veuillez,  par  consöquent,  repondre  ä  la  premiere  occasion 
au  Ministre  des  Affaires  £trangeres  que,  s'il  veut  bien  prendre  en  considera- 
tion  l'ensemble  de  ces  circonstances,  il  se  plaira  d'admettre  qu'on  ne  saurait 
avec  justice  rendre  responsable  du  contröle  qu'on  songerait  ä  imposer  ä  la 
Grece  le  Gouvernement  Royal,  parcequ'il  ne  s'est  pas  einpresse"  d'en  proposer 
un  lui-meme. 

Veuillez  egalemeut  dire  ä  la  premiere  occasion  ä  l'Ambassadeur  de 
Russie  qu'un  des  agents  du  Gouvernement  Royal  se  trouve  dejä  ä  Berlin 
depuis  quelques  jours,  mais  que  celui-lä  aussi  bien  que  celui  de  Londres,  a 
recu  de  la  part  des  creanciers  la  reponse  qui  nous  avait  ete  dejä  donnee 
par  les  comites  encourages  dans  leur  refus  ä  reprendre  les  negociations  pour 
l'arrangement  de  l'ancienne  dette  par  l'espoir  que  le  contröle  nous  serait 
impose.  Du  reste  le  Comte  Mouraview  a  dit  le  24  Juin  ä  notre  Repräsentant 
que  „les  detenteurs  de  titres  grecs  insistent  pour  introduire  le  contröle,  mais 
que  cette  question  n'interesse  pas  la  Russie  qui  ne  pourrait  intervenir",  et 
Fadjoint  du  Ministre  des  Affaires  etraugeres  nous  a  dit  le  30  Juillet  que 
„l'Allemagne  insiste  d'introduire  le  contröle,  mais  que  la  Russie  est  ä  la  tete 
des  Puissances  qui  deconseillent  ce  contröle".  Devant  ces  appreciations  des 
Puissances  sensiblement  diverses,  le  Gouvernement  du  Roi  n'aurait  pas  de 
justification  s'il  agissait  par  rapport  ä  ce  sujet  si  delicat  autrement  qu'il  en 
a  agi.     Veuillez  m'accuser  reception  de  ce  telegramme.  Scouloudis. 


Nr.  11618.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Geschäftsträger  in  London.  Unterredung 
mit  dem  englischen  Gesandten  über  die  griechische 
Schuldfrage. 

Athenes,  le  2\  J.üiUtet  1897. 

'  2  Aout 

Le  Ministre    d'Angleterre    m'a  communique   aujourd'hui  que  la  partie  de  Nr.  mis. 
la  clause  des  preliminaires  de  paix  concernant  les  garanties  des  dettes  helle-     "l^" 
niques  serait  redigee  ä  peu  pres  ainsi:    „ä  cet  effet  les  revenus  affectes  ä  la    21.  Juli 
garantie  de  l'ancienne  et  de  la  nouvelle  dette  seront  administres  sous  la  sur-     '  ^us 
veillance  des  Puissances".     A  ma    question    de   ce   qu'on  entend  par  les  mots 
„administres  sous  la  surveillance  des  Puissances"  il  repondit  qu'il  pense  qu'on 
entend  la  „surveillance  des  revenus".      Je  fis  l'observation   que  les  mots  „ad- 
ministres sous  la  surveillance"    impliqueraient  le   droit  d'immixtion  dans  lad- 
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Nr.  116I8.  ministration  de  ces  revenus  et  par  consequent  dans  l'administration  de  l'Etat, 

Grj^en"   ce  qui  ne  serait  pas  compatible  avec  l'independance  du  pays,  sa  souverainete 

2i.  juii    et  notre  legislation  et  qui  ä  coup   sür  et  avec  raison  alarraerait  le  pays.     II 

w?™*   ma  semDle  coraprendre  de  la  reponse  du  Ministre  d'Angleterre  qu'il  va  trans- 

mettre  raou  Observation  ä  son  Gouvernement.     Veuillez  vous  eraployer  active- 

ment  ä  obtenir  ä  temps   du  Ministre  des  Affaires  etrangeres  une  modification 

dans    la   redaction    de    la   clause    en    question,    qui   ne    lese    pas    les    droits 

souverains  du  pays.  Scouloudis. 


Nl'.  11619.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Gr  o  f  s  mäch  ten.  Die 
griechische  Regierung  ist  ohne  offizielle  Nachricht 
vom  Stande  der  Verhandlungen.  Vorstellungen  über 
die  Finanzkontrolle. 

Athenes,  le  %^  1897. 

5  Aout 

Nr.  11610.  Les  resultats  defavorables  de  la  guerre   ayant    amene  les  Grandes  Puis- 

iand!n"  sances  ä  offrir  ä  la  Grece  leur  mediation  en  vue  d'obtenir  la  prompte  con- 
2i-  Jali  clusion  de  la  paix,  le  Gouvernement  Royal  s'empressa  de  l'accepter  et  de 
'  181)T  remettre  avec  confiance  le  soin  de  ses  interets  entre  les  mains  de  ces  Puis- 
sances  qui  en  maintes  occasions  avaient  donne  des  preuves  manifestes  de  leur 
bienveillance  envers  le  pays.  II  fit  plus;  sur  la  demande  expresse  de  quelques 
unes  des  Grandes  Puissances  il  declara  qu'il  n'opposerait  pas  de  refus  aux 
conditions  de  la  paix  que  dans  leur  sollicitude  les  Puissances  lui  auraient 
conseille  d'accepter.  ||  Le  Gouvernement  Royal  ne  possede  jusqu'ä  cette  heure 
aucune  notification  officielle  de  l'etat  oü  se  trouvent  les  negociations  qui  se 
poursuivent  ä  Constantinople  depuis  deux  mois  et  demi,  et  bien  que  cette 
Situation  indecise  pese  lourdement  sur  ce  pays  et  amene  l'epuisement  des  ses 
ressources,  il  la  supporte  avec  resignation  dans  la  certitude  que  les  Puis- 
sances, qui  ont  pris  en  mains  ses  interets,  sauront  obtenir  en  sa  faveur  des 
compensations  pour  les  prejudices  causes  par  ces  negociations  prolongees.  Ce 
n'est  que  depuis  peu  qu'il  est  revenu  au  Gouvernement  Royal  qu'on  songerait 
ä  faire  comprendre  dans  les  preliminaires  de  la  paix  un  contröle  international 
sur  les  revenus  affectes  au  service  de  l'emprunt  d'indemnite'  et  de  l'ancienne 
dette.  Si  cette  Information  est  exacte  je  me  crois,  au  nom  du  Gouvernement 
Royal,  oblige  d'exposer  sans  delai  aux  Grandes  Puissances  ses  vues  ä  ce  sujet. 
En  premier  Heu  le  Gouvernement  croit  de  son  devoir  de  soumettre  ä 
l'appreciation  des  Puissances,  qu'ä  son  avis,  la  question  de  l'arrangement  de 
l'ancienne  dette  n'a  pas  de  connexite  avec  les  conditions  de  la  paix  et  ne  se 
rattache  point  au  sujet  vise  par  la  mediation  des  Grandes  Puissances  entre 
la  Grece  et  la  Turquie,  qui  n'est  guere  interessee  ä  l'arrangement  de  l'ancienne 
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dette  helleuique.     Eiisuite  le  Gouvernement  Royal  ne  pourrait  pas  perdre  de  Nr-11619- 
vue  que  cet  arraugeraent  a  toujours  6te  considere  comme  appartenant  exclu-      iana. 
sivement  ä  la  sphere  des  interets  prives,  et  que,  fideles  au  principe  publique-    2tt  Jnh 

5.  August 

ment  enonce  de  ne  pas  intervenir  dans  des  questions  de  ce  domaine,  les  1397. 
Puissances,  dont  les  sujets  se  trouvent  interesses  aux  emprunts  helleniques, 
se  sont  abstenues  jusqu'ici  des  negociations  qui  se  poursuivent  a  cet  efFet 
depuis  1894.  D'ailleurs  considerant  que  l'arrangement  avec  ses  creanciers  est 
etroitement  lie  avec  l'honneur  du  pays  aussi  bien  qu'avec  le  relevement  de 
son  credit  et  le  developperaent  de  son  avenir  economique,  le  Gouvernement  a 
deja  declare  qu'il  est  pret  ä  conceder  ä  ses  creanciers  des  garanties  qui 
presenteraient  toute  la  stabilite  possible.  A  cet  effet  il  a  commis  un  repre- 
sentant  ä  Berlin  avec  mandat  d'exposer  aux  creanciers  les  vues  du  Gouverne- 
ment, qui  serait  deeide  d'offrir,  tant  aux  preteurs  des  fonds  pour  l'indcmnite 
de  guerre  qu'aux  anciens  creanciers  toutes  les  securites  qu'ils  trouveraient 
desirables,  savoir:  concentrer  ä  la  societe  des  monopoles  les  revenus  affectes 
au  service  du  nouvel  emprunt  et  des  anciennes  dettes,  conceder  aux  creanciers 
le  droit  de  nommer  des  representants  dans  le  conseil  d'admiuistration  de  la 
societe  precitee,  meine  avec  voix  preponderante,  et  reconnaitre  par  la  Conven- 
tion de  l'arrangement,  sanetionnee  par  une  loi,  comme  propriete  des  creanciers 
toutes  sommes  provenant  des  monopoles,  aussitöt  rentrees  dans  les  caisses  de 
la  societe,  bien  entendu  jusqu'ä  coneurrence  des  sommes  dues  au  service  des 
susdites  dettes.  j|  En  meme  temps  qu'il  offre  aux  creanciers  les  garanties  les 
plus  completes  sur  l'encaissement  des  annuites  qui  leur  seront  dues,  le 
Systeme  propose  par  le  Gouvernement  entoure  ces  garanties  de  toute  la 
stabilite  desirable;  car  les  sommes  versees  entre  les  mains  de  leurs  represen- 
tants devenant,  dös  cet  instant  la  propriete  des  creanciers  en  vertu  d'une 
Convention  sanetionnee  par  une  loi,  personne  ne  pourrait  y  toucher,  protegees 
qu'elles  seraient  par  la  Constitution  qui  regit  le  pays,  et  qui  declare  la 
propriete  absolument  inviolable.  II  est  evident  que  des  garanties  ainsi  con- 
stituees  repondent  largement  ä  tout  ce  que  les  creanciers  ont  jusqua  ce  jour 
formule  dans  ce  but,  et  donnent  pleine  satisfaction  ä  leurs  interets.  ||  Si  l'on 
voulait  aller  plus  loin  et  imposer  un  contröle  international,  ce  serait  prendre 
des  mesures  qui,  sans  rien  ajouter  ä  la  securite  des  creanciers,  froisseraient 
la  dignite  du  pays,  leseraient  son  legitime  droit  d'independance  et  semeraient 
des  germes  de  troubles  et  de  raneunes  qui  menaceraient  l'ordre  public  et 
mettraient  en  peril  les  interets  memes  des  creanciers  dont  on  semble  ä  juste 
titre  vouloir  se  preoecuper.  ||  Le  Gouvernement  Royal  espere  que  les  Grandes 
Puissances,  qui  ont  tant  de  fois  manifeste  leur  bienveillance  envers  la  Grece, 
voudront  accueillir  favorablement  ces  considerations  dictees  par  un  sincere 
et  loyal  desir  de  donner  satisfaction  aux  justes  reclamations  des  creanciers, 
dont  1'interct  est  si  etroitement   lie    avec   la   tranquillite  et    la  prosperite  du 

pays-  Scouloudis. 

Staatsarchiv  LXI.  13 
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Nr.  11620.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Grenzfrage  und 
Finanzkontrolle. 

t-,  ,      25  Juillet   lon- 

Rome,  le     .   .   .-.-  189/. 

'  6  Aout 

Nr.  11620.  Je    viens    de    voir    le   Ministre   des  Affaires   etrangeres,    qui  m'a  dit  que 

Griechen-  toug  ]eg  articles  du  traite  pr&iminaire  de  la  paix  ont  ete  parafös,    sauf  celui 

25MJoii  concernant  l'6vacuation  de  la  Thessalie,    qui    trouve   des  difficultes  de  la  part 

6-  August  ^g  ja  TurqUie.  M.  Visconti  Venosta  a  donne  des  Instructions  ä  l'Ambassadeur 

1897 

d'ltalie  ä  Constantinople  d'insister  sur  l'envoi  d'une  commission  internationale 
pour  assister  ä  l'evacuation  de  la  Thessalie  et  prevenir  des  exces  de  la  part 
des  autorites  turques.  Pour  ce  qui  concerne  la  question  du  contröle,  il  m'a 
dit  que  d'apres  la  proposition  de  l'Allemagne  qui  a  ete  d'abord  aeeeptee  par 
la  Russie  et  ensuite  par  les  autres  Puissances,  il  ne  s'agit  pas  d'un  contröle 
du  budget  et  des  finances  en  general,  mais  qu'il  s'agit  d'une  surveillance  sur 
l'administration  de  quelques  branches  des  revenus  affectes  au  service  de  la 
dette  publique.  Coundourioti. 


Nr.  11621.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  russischen  Gesandten  in  Athen.  Griechen- 
land kann  über  die  Zahlung  der  Entschädigung 
nichts  versprechen. 

Athenes,  le  ^i?  1897. 

7  Aout 

Nr.  H62i.  En    reponse   ä  la   question   que  S.  E.  le  Ministre  de  Russie  lui  a  orale- 

Griechen-   ment  a(jressee  ce  matin,  M.  Scouloudis  a  l'honneur  de  porter  ä  sa  connaissance 

land. 

26.  Joli     ce   qui   suit:  |j  Lc  Gouvernement   se  trouve  en  ce  moment  dans  1  lmpossihihte 


August  fo  cLire  quel  acompte  il  pourra  payer  sur  l'indemmte,  les  capitalistes  s'etant 
refusös  d'entrer  en  pourparlers  avec  les  delegues  du  Gouvernement,  en  alle- 
guant  que  la  question  est  du  domaine  exclusif  des  Cabinets.  Devant  ce  refus, 
le  Gouvernement  a  cru  de  son  devoir  de  s'adresser  aux  Grandes  Puissances 
et  de  leur  exposer  la  Situation,  mais  aueune  reponse  ne  lui  a  6te"  donnöe.  |j 
M.  Scouloudis  profite  de  cette  occasion  pour  faire  remarquer  ä  Son  Excellence 
que  le  projet  formule  par  la  Turquie  pour  l'evacuation  de  la  Thessalie  n'en 
constitue  pas  une;  car,  d'apres  ce  projet,  les  Turcs  continuant  d'oecuper  les 
grandes  villes  et  les  grandes  plaines  de  cette  province,  la  Situation  ne  serait 
gnere  differente  de  celle  d'aujourd'hui.  Quant  ä  l'entretien  d'une  armee  d'oe- 
cupation,  il  ne  saurait  en  etre  question,  les  Grandes  Puissances  ayant  toujours 
avec  juste  raison  considere  l'evacuation  comme  la  question  capitale. 
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Nl".  11622.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Recht- 
fertigt die  Haltung  der  griechischen  Regierung. 

Athenes,  le  2-^f^  1897. 

9  Aout 

Je  crois  utile  de  vous  transmettre  le  resume  d'une   conversation  que  j'ai  Nr.  1I622. 
eue  le   27  Juillet  avec  le  Ministre  de afin  que  vous  soyez  preparö  Griec,ien- 

,,  ,  ,  ,  ,      _  .  land. 

a   repondre    en  cas   qu  on  vous  eut  adresse  des  observations  ayant  la  portee    28.  juü 


des    avis    emis  par  le  Ministre.  ||  Repondant  ä  l'expose  que  je  venais  de  lui  9-  A,,g_ust 
faire  des   prejudices  fort  graves  que  les  lenteurs  de  la  conclusion  de  la  paix 

causent  au  pays,  Mr nie  dit  que  „nous  soraraes  en  partie  la  cause  des 

lenteurs  survenues  ä  la  signature  des  preliminaires  de  la  paix,  car,  ä  son  avis 
nous  devions  dire  aux  Puissances  „nous  acceptons  tout  ce  que  vous  aurez 
d£cide",  tandis  que,  par  nos  Communications,  nous  leur  avons  dit  que  nous 
ne  saurions  accepter  tantöt  un  point  et  tantöt  un  autre,  de  maniere  que  les 
Puissances  se  trouvaient  chaque  fois  obligees  de  chercher  une  nouvelle  entente 
ce  qui  a  fait  prolonger  les  negociations."  Je  lui  repondis  que  „depuis  le  jour 
que  le  Gouvernement  Royal  remit  aux  Puissances  le  soin  des  interets  de  la 
Grece,  il  n'a  pas  roanque  d'occasion  pour  leur  rep£ter  qu'il  n'a  jamais  concu 
l'intention  d'opposer  un  refus  aux  conditions  de  paix,  que,  dans  leur  sollicitude, 
pour  le  pays,  elles  lui  auraient  conseille  d'accepter.  Que  jusqu'ä  ce  jour  le 
Gouvernement  Royal  n'a  eu  la  moindrc  communication  officielle  par  rapport 
aux  conditions  qui  sont  discutees.  Cependant  toutes  les  fois  qu'il  nous  est 
revenu  qu'on  discutait  une  condition  qui  pouvait  leser  les  interets  du  pays, 
nous  avons  cru  de  notre  devoir  de  nous  empresser  d'exprimer  ä  ce  propos 
nos  vues,  ä  l'effet  d'eclairer  les  Puissances.  Quelques  unes  d'entre  elles  nous 
ont  meme  exprime  leur  approbation  de  ce  que  nous  le  faisions.  Mais  en 
depit  de  toutes  ces  Communications  du  Gouvernement  Royal,  Communications, 
qui  furcnt  toujours  presentees  sous  forme  et  ä  titre  d'eclaircissements,  en 
est-il  une,  qui  eut  la  fortune  de  porter  le  resultat  vise  par  eile?  II  est  in- 
contestable  que  les  interets  de  la  Grece  furent  sacrifies  dans  la  rectification 
de  la  ligne  frontiere;  la  Thessalie  presque  entiere  fut  laissee  ä  la  merci  des 
Turcs.  On  leur  aurait  cede,  si  nos  informations  sont  exactes,  toutes  les 
hauteurs,  les  passes,  les  points  forts  et,  ce  qui  est  pis,  par  l'amputation  d'un 
coude  du  Penee  on  aurait  livre  a  leur  discretion  Tyrnavo,  Larisse  et  d'autres 
villes  importantes  de  la  Thessalie.  Nous  avons  eu  soin  de  porter  ä  la  con- 
naissance  des  Puissances  les  depredations  et  la  destruction  de  la  propriete 
privee  que  sans  motifs  imposes  par  des  necessites  strategiques,  les  Turcs  ont 
commises  dans  cette  province.  Nous  entretenions  l'espoir  que  les  Grandes 
Puissances  auraient  bien  voulu  prendre  en  temps  utile  ces  dommages  en  con- 
sideration;  il  n'en  fut  rien.  Nous  avons  sollicitc  les  Puissances  de  ne  point 
perdre  de  vue  la  Situation  economique  de  la  Grece  surtout  apres  la  guerre  et 
de  ne  pas  admettre  qu'on  lui  imposät  comme  indemnite  de   guerre,    si   on  lui 

13* 
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Nr.  11622.  en  imposait  une,    des  sommes  qui  pouvaient  l'ecrascr.     Pourtant,    si   nos  ren- 

Griechen-  .  ,  a     r       i  /  i    •  -j.    •  '  •  «i  . 

land.      seignements  sont  fondes,    on  hu  aurait  impose  une  soramc,    qui   empechera,  a 
28.  Juli    ne  pas  douler,  son  devcloppement  economique.  |{   Les  Gouvernements  de  quel- 
ques Puissances,    il  y  a  ä  peine    quatre  ou  cinq  jours   encorc,    nous   commu- 
niquaient    que,    ,,sitöt  lcs   preliminaires  de  paix  signes  et  independamment  de 
tout  verscraent  ä  compte  de  i'indemnite,  les  Turcs  se  rctireraient  au  delä  du 
Penee";    cependant    vous  venez  M.  le  Ministre,    de  me  dire  aujourd'hui,    qu'il 
faut    que   nous   payions  sur  le   champ  un  niillion  de  livres  turques,    car  sans 
cela   les  Turcs  ne  commcnceraient  pas  de  se  rctirer.     Teut-on  demander  cela 
ä  la   Grece,    quand   les    Puissances    connaissent  ä  fond   l'etat   actuel    de   nos 
finances,   aussi  bien   que  les  difficultes  devant  lesquelles  nous  nous  trouvons? 
Les   Puissances    savent  que   les  capitalistes  auxquels  le  delegue  du  Gouverne- 
ment Royal  s'est  adresse  a  Berlin,   pour  se  procurer  des  fonds  pour  I'indem- 
nite,   ont   dit  que  cette   question  est  du  domaine  exclusif  du  Ministere  Alle- 
mand.     Que   par  suite  de  cette  reponse,    nous  etant  immediatement  adressts 
aux  Cabincts,    nous   n'en  avons  pas  encore  recu  de  reponse  categorique,    mais 
on  nous  dit  dejä  que  nos  propositions  arrivent  trop  tard,   la  Conference   des 
Ambassadeurs  ä  Constantinople    s'etant  saisie   de  la  question,    comme  si  leurs 
Gouvernements,    ne   pouvaient   meme  ä  present,   leur  donner  des  instructions 
ä  ce  sujet,  du  momcnt  que  la  question  reste  ouverte  et  que   les   preliminaires 
ne    sont    point    signes.    ||    A   l'epoque    oü  nous   remettions   avec  confiance  aux 
Grandes  ruissances  le  soin  de  nos  intörets  pour  la  negociation  de  la  paix,  on 
ne  pouvait  pas  songer  qu'on  rattacherait  au  traite  de  paix  uniquement  et  ex- 
clusivement    vise   par   la   mediation  des  Puissances,    la  question  de  l'ancienne 
dette,  question  etrangere  ä  la  guerrc  et  ä  laquelle  la  Turquie  n'est  nullement 
interessee.     Nous  avons  essaye  d'attirer  d'une  maniere  toute  speciale  l'attention 
des  Puissances  sur  ce  point,    mais  vous   connaissez   quel  a  ete   le   resultat  de 
nos  efforts  jusqu'ä  ce  moment.  ||  Si  vous  passez  tous  ces  faits  en  revue,  pensez- 
vous  toujours   que  le  Gouvernement  Royal  a  eu   tort  de  chercher  de  temps  ä 
autre  d'eclairer  les  Puissances  sur  ses  interets,    et   estimez-vous   que   c'est  lui 
qui  est  responsable  des  lenteurs  des  negociations  pour  la  paix,  surtout  lorsque 
pas  une  des  demandes  qu'il  a  soumises  ä  l'appreciation  des  Puissances  ne  fut 
realisee? 

M admit  la  justesse  de  ces  arguments;    neanraoins,   il  ajouta  qu'ä 

son  avis,  pour  obtenir  au  plus  tot  la  paix,  nous  devons  nous  soumettre  avec 
resignation  ä  tous  les  sacrifices  possibles,  puisque  une  dure  mais  ineluctable 
necessite  nous  les  impose.  Scouloudis. 
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Nl*.  11623.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  tadelt  die 
Haltung  der  griechischen  Regierung. 

t,     .       ,      29  Juillet    1or._ 

Paris,  le     ,,,  A  .,    1897. 

1U  Ai.nl. 

Je   m'empresse   de  communiquer  ä  Votre  Excellence  que  S.  E.  M.  le  Mi-  Nr-  11623- 

1  pc   •  /  v  r>        ,  ,  Griechen- 

nistre    des  Affaires   etrangeres   que  j  ai  vu  hier  soir  m'a  connrme  les  declara-      iani. 
tions    du    Sous-Directeur   des   Affaires   Politiques   les   accentuant  et   il  m'a  dit    20-  Jali 

10.  August 

que  nos  propositions  arrivent  trop  tard  et  que  nous  aurions  du  les  faire,  1397. 
lorsque,  il  y  a  plusieurs  semaines,  il  nous  conseillait  de  soumettre  aux  Puis- 
sances  le  mode  de  l'arrangement  que  nous  etions  disposes  ä  offrir  aux  crean- 
ciers  et  les  garanties  du  payement  de  l'indemnite  ä  donner  ä  la  S.  Porte; 
que  depuis  cette  epoque  les  evenements  ont  marche  et  qu'il  ne  croit  pas  que 
nos  propositions  actuelles  aient  de  chances  d'etre  aeceptees  par  les  Puissances; 
mais  que  si  celles-ci  malgre  ses  apprehensions  les  acceptent,  la  France  ne  s'y 
opposera  pas.  Qu'il  est  tres  decourage,  car  il  constate  que  nous  6vitons  tou- 
jours  prendre  resolüment  le  seul  parti  qui  aurait  amene  encore  la  signature 
iramediate  de  la  paix  et  la  prompte  evacuation  de  la  Thessalie,  mais  que  nous 
avons  en  Grece  la  pretention  d'obtenir  d'abord  ces  deux  resultats  et  nous 
occuper  ensuite  du  payement  de  l'indemnite  et  du  reglement  de  la  question 
des  creanciers,  ce  qui  £quivaut  ä  abandonner  la  Thessalie.  ||  Sur  mon  Obser- 
vation que  tous  ces  renseignements  ef  aient  inexacts,  il  m'a  repondu  vivement 
que  nous  ne  devons  nous  faire  aucune  illusion  et  que,  au  point  oü  les  choses 
sont  arrivees  actuellement  il  s'agit  ou  bien  de  conserver  la  Thessalie  avec  le 
contröle  ou  bien  de  la  perdre,  sans  eviter  ce  contrule.  Qu'il  peut  nous  donner 
un  dernier  conseil  amical,  tont  en  craignant  qu'il  ne  sera  pas  suivi:  de  suivre 
toutes  les  indications  qu'il  nous  a  trammises  par  mon  telegramme  du  31  Juillet 
et  de  trouvcr  avant  15  jours  un  million  de  livres  au  moins  pour  payer  le 
premier  versement  de  l'indemnite  due  aux  Turcs,  qui  ont  bcsoin  de  cette 
somme  pour  pouvoir  la  distribuer  aux  troupes  d'occupation  et  proceder  ä 
l'evacuation,  en  evitant  de  nouvelles  depredations,  qui  acheveront  de  ruiner 
complctement  cette  malheureuse  province.  A  cette  condition,  nous  pourrions 
esperer  adoucir  et  modifier  peut-etre  meme  sensiblement  les  clauses  concer- 
nant  le  reglement  et  la  garantie  de  nos  anciens  creanciers  et  hater  la  cloture 
satisfaisante  des  negociations.  Delyanni. 

Nl*.  11624.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Murawiew 
über  die  Friedensverhandlungen.  Deutschland 
fordert  eine  Finanzkontrolle. 

Saint-Petersbourg,  le  1/13  Aoiit  1897. 

Nr.  116°4. 

Le    Ministre   des  Affaires   etrangeres  a  bien  voulu  m'accorder  aujourd'hui   Griechcn- 
une  longue  entrevue.  lant1- 

.      .  1.'13.  Aug. 

Je    lui   ai  fait  part  de  nos  inquietudes  au  sujet  des  negociations  de  paix      1807 
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Nr.  H624.  qui    trafnent    en    longueur,    le   priant   de   me   donner  quelques  renseignements. 

land.      S°n  Excellence  m'a  tenu  le  langage  suivant:  „Le  Gouvernement  Imperial,  par 

1-/13-  Aug.  sou    attitude    des    le    debut    des    negociations,    n'a   cherche   qu'ä  arriver  ä   la 

1897 

prompte  conclusion  de  la  paix  et  ä  l'evacuation  de  la  Thessalie  considerant 
que  la  Prolongation  de  cet  etat  de  choses  intolerable  en  lui-meme  pourrait 
aussi  amener  d'autres  complications.  Poursuivant  ce  but,  le  Gouvernement 
Imperial  a  ecarte  tout  point  pouvant  donner  Heu  ä  des  lenteurs.  La  marche 
des  negociations  s'est  heurtee  ä  un  obstacle  par  la  demande  de  l'Allemagne, 
qui  dans  le  but  de  satisfaire  les  detenteurs  de  titres  grecs,  a  insiste"  pour 
Institution  d'une  surveillance  sur  les  revenus  affect^s  au  Service  des  anciennes 
dettes  de  la  Grece.  Le  Gouvernement  Imperial,  malgre"  son  desir  de  ne  pas 
se  meler  dans  la  question  des  finances  grecques,  s'est  trouve  dans  la  necessite 
d'intervenir  dans  le  but  de  soutenir  la  Grece.  II  est  hors  de  doute  qu'aucune 
connexite  ne  peut  exister  entre  les  negociations  de  paix  et  l'arrangement 
concernant  les  anciennes  dettes  de  la  Grece,  mais  l'Allemagne  alleguant  que 
ses  interets  etaient  leses  et  faisant  de  cette  question  une  condition  de  la  paix, 
le  Gouvernement  Imperial,  suivant  le  principe  d'ecarter  tout  obstacle  pour 
arriver  ä  la  prompte  conclusion  de  la  paix,  a  du  prendre  en  consideration  la 
demande  de  l'Allemagne.  C'est  au  Gouvernement  Allemand  de  rßpondre  ä  la 
derniere  circulaire  de  la  Grece  et  de  declarer  s'il  admet  la  Substitution  des 
delegues  des  Puissances  par  les  del^gues  des  creanciers;  l'Allemagne  sürement 
donnera  une  rßponse  negative  mais  conciliantc.  Le  Gouvernement  Imperial, 
de  roeme  que  l'Autriche  et  l'Italie,  desire  ne  pas  etre  repre*sente  par  un 
delegue,  mais  les  autres  Cabinets  demandent  que  toutes  les  Grandes  Puissances 
designent  un  delegue.  Cela  etant,  le  röle  des  Puissances  non  interessees  aux 
finances  de  la  Grece  sera  d'adoucir  la  Situation."  ||  Le  Ministre  des  Affaires 
etrangeres  se  rend  parfaitement  compte  que  la  surveillance  des  finances  de 
nolre  pays  blesse  l'amour-propre  national;  par  contre,  au  point  de  vue  pra- 
fique,  il  la  prefere  de  beaueoup  ä  une  surveillance  exercee  par  les  creanciers, 
les  exigences  de  ces  derniers  pouvant  devenir  nuisibles  aux  interets  de  la 
Grece,  et  tandis  que  la  surveillance  des  creanciers  serait  de  longue  duree, 
celle  qui  serait  exercee  par  les  Puissances  prendrait  probablement  fin  avec  le 
payement  du  dernier  acompte  de  rindemnite,  la  rehausse  des  fonds  grecs,  et 
la  restauration  du  credit  du  pays,  resultat  qui  serait  obtenu  infailliblement  ä 
bref  delai  giäce  k  la  surveillance  des  Puissances.  Son  Excellence  m'a  dit 
que  la  Grece  se  trouvera  probablement  dans  la  necessite  de  payer  le  premier 
acompte  de  l'indemnite  avant  le  commencement  de  l'evacuation  de  la  Thessalie, 
et  que  la  Situation  sera  excessivement  difficile,  toutes  les  bourses  europeennes 
lui  faisant  une  guerre  acharnee  et  refusant  de  lui  procurer  les  fonds  neces- 
saires.  j|  Relativement  ä  la  difficulte  de  contracter  l'emprunt  de  rindemnite  de 
guerre,  je  n'ai  pas  manque  de  communiquer  au  Ministre  des  Affaires  etrangeres 
les  renseignements  contenus  dans  le  telegramme  de  Votre  Excellence  en  date 
du  29  Juillet,    c'est-ä-dire    les   raisons   qui  empechent  toute  entente  avec  les 
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capitalistes.  ||  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres   ra'a   dit  qu'il  a  profite   Nr.  11624. 
du  sejour  du  Chancelier  Allemand  et  de  M.  de  Bülow  pour  les  engager  ä  une     "e^den" 
attitude  bienveillante   vis-ä-vis  de  la  Grece.  ||  Son  Excellence,    en  reponse  ä  1./13.  Aug. 
nies  plaintes  concernant  le  resultat  onereux  des  negociations  de  paix,  m'a  dit      1897' 
que  nous    devons  prendre  en  consideration  l'etat  reel   des  choses    qui  est  la 
suite  naturelle  de  la  guerre.  Tombazis. 


Nr.  11625.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Fordert 
Räumung  Volos  und  Larissas. 

Athenes,  le  5/17  Aoüt  1897. 
Veuillez  demander  sans  delai  audience  au  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  ,Nr-  11625- 

....  .  ,,  ,  Griechen- 

lui  donner  lecture  et  lui  laisser  copie  de  ce  telegrarame.  ian(li 

„A  la  suite  de  Communications  reiterees  qui,  depuis  le  commencement  des  5'17-  Aui> 

1897 

negociations  pour  la  paix  nous  furent  parvenues  de  diverses  sources  officielles, 
le  Gouvernement  Royal  avait  congu  la  certitude  que,  sitöt  les  prediminaires 
de  paix  signes  et  independamment  de  tout  versement  ä  compte  de  l'indemnite, 
les  troupes  ottomanes  se  retireraient  au  delä  du  P£nee.  En  depit  de  ces 
Communications  et  contre  toute  attente,  il  nous  est  revenu  que  sur  la  preten- 
tion  elevee  par  la  Porte  de  ne  pas  evacuer  Volo  et  Larissa  aussitöt  les  pre- 
liminaires  de  paix  signös,  les  Grandes  Puissances  n'insisteraient  plus  aussi 
fermement  qu'avant  ä  ecarter  cette  pretention.  ||  Si  ce  renseignement  est  exact, 
le  Gouvernement  Royal  fidele  au  devoir  qu'il  s'est  fait  jusqu'ä  present  de  sou- 
mettre  ses  vues  h  l'appreciation  des  Puissances  ä  l'effet  de  les  eclaircir  sur 
ses  propres  interets,  vient  de  solliciter  tout  particulierement  leur  attention 
sur  les  graves  consequences,  qui  auraient  lieu  si  les  villes  de  Volo  et  de 
Larissa  n'etaient  pas  evacuees  par  les  troupes  ottomanes  sitöt  les  preliminaires 
signes.  II  est  evident  que  c'est  par  Volo  que  presque  toute  la  population 
Thessalienne  emigree  rentrerait  chez  eile;  mais  tant  que  ce  point  serait  entre 
les  mains  des  troupes  et  de  radministration  ottomanes,  eile  ne  se  deciderait  point  ä 
reprendre  le  chemin  de  ses  foyers,  parcequ'elle  ne  s'y  sentirait  pas  en  sürete 
et  ne  pourrait  non  plus  profiter  du  chemin  de  fer  de  ces  localites  pour 
abreger  son  voyage.  Or,  laisser  Larissa  et  Volo  ä  l'occupation  turque,  c'est 
lui  laisser  aussi  la  plaine  et  les  parties  evacuees.  ||  Malgre  les  secours  publics 
et  prives,  prodigues  aux  emigres  Thessaliens,  011  ne  saurait  pas  cacher  le  fait, 
que  vu  le  nombre  de  ces  derniers,  qui  monte  ä  des  dizaines  de  mille,  ces 
secours  n'arrivent  pas  ä  soulager  leurs  privations  et  leurs  souffrances.  Ces 
privations  ne  peuvent  qu'augmenter,  engendrer  meme  de  maux  encore  plus 
cruels,  tant  que  ces  familles  restent  loin  de  leurs  foyers,  sans  parier  des  ■ 
lourdes  charges  que  leur  entretien  impose  au  trösor  ^puis^  de  l'Etat.  ||  Si  les 
Puissances  desirent  que  le  commencement  immediat  de  l'evacuation  de  la 
Thessalie  ait  un  effet  bienfaisant  pour  ses  habitants  si  eprouves,  elles  voudront 
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Nr.  H625.  bien  admettre  que  ce  but  ne  saurait  etre  atteint  que  seulement  si  les  troupes 
Mand6""  ottomanes,  sitot  les  preliminaires  signes,  se  retiräient  au  delä  du  Penee.    Sans 
5/iT.  Ang.  cela,  les  Thessaliens    ue    rentreraient    pas   chez   eux  et  les  effets  vises  par  le 
commencement  de  l'evacuation  seraient  nuls.  Scouloudis. 


Nr.  11626.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Neue  Hinder- 
nisse des  Friedens. 

Saint-Petersbourg,  le  6/18  Aoüt  1897. 
Nr.  H626.  Dans  l'entrevue    que   j'ai  eue  aujourd'hui    avec    le  Ministre  des  Affaires 

"and"1"    etrangeres,  Son  Excellence  ra'a  dit  que  les  preliminaires  de  paix  seraient  d6jä 
6./18.  Aug.  signes  depuis  Saniedi  passe,  si  la  Grece  avait  adhere  ä  la  demande  de  d'Alle- 

1897 

magne  qui  continue  ä  envisager  de  la  meme  maniure  la  question  du  contröle, 
n'admettant  pas  la  Substitution  des  delegues  des  Puissauces  par  ceux  des 
creanciers.  La  Russie,  l'Autriche  et  l'Italie  prirent  la  decision  definitive  de 
designer  des  delegues  uniqucment  dans  le  but  de  soutenir  la  Grece.  ||  A  part 
cette  difficulte,  une  autre  s'est  presentee  encore  au  moment  de  la  signature 
des  preliminaires  de  paix:  l'Angleterre  declare  ne  pas  admettre  l'evacuation 
progressive  de  la  Tliessalie  par  rapport  au  payement  des  acomptes  de  rindern - 
nite.  Le  Gouvernement  britannique  pense  que  la  Grece  se  trouve  dans  l'im- 
possibilite  de  s'acquitter  de  l'obligation  concernant  le  payement  de  l'indemnite 
et  que,  par  consequent,  l'adhesion  des  Puissances  ä  une  pareille  clause  aurait 
pour  resultat  la  Prolongation  de  l'occupation  de  la  Thessalie  par  les  troupes 
turques.  Les  autres  Cabinets  ne  partagent  pas  l'opinion  du  Gouvernement 
britannique  et  considerent  sa  propositiön  comme  manquant  de  but  pratique.  || 
Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  excessivement  mecontent  de  cette  nouvelle 
difficulte,  espere  que  TAngleterre  n'insistera  pas  dans  sa  maniere  de  voir  et 
que  dans  ce  cas  les  preliminaires  de  paix  pourraient  etre  signes  Samedi 
prochain.  Tombazis. 


Nr.  11627.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Geschäftsträger  in  Petersburg.  Griechen- 
land hat  nicht  die  Verzögerung  des  Friedens- 
schlusses verschuldet. 

Athenes,  le  7/19  Aoüt  1897. 

Nr.  11627.  Veuillez  profiter  de  la  premiere  occasion  pour  rappeler  au  Ministre  des 

Griechen-   Affaires  etrangeres  par  rapport  a  ce  que  Son  Excellence  vous  a  dit  hier,  que 

7./19.  Aug.  les  preliminaires  seraient  dejä  signes  depuis  Samedi  passe,  si  le  Gouvernement 

1897.      Royal  avait  donne  son  adhesion   ä  la  propositiön   de  surveillance  comme  eile 

fut  formulee  par  1'Allemagne,   que   „depuis   l'origine    des   negociations  de  paix 

jusqu'ä  cette  heure,  nous  n'avons  recu   ä   ce    sujet  la  moindre  communication 


Nr.  11628. 
Griechen- 
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officielle  ni  de  la  part  de  l'Allemagne,   ni   de  la  part  des  autres  Puissances.  Nr.  11627. 
Nous  n'avons   merae   pas    encore    recu    de    reponse   officielle  ä  la  proposition      lMjd> 
que   nous  avons  faite  par  depeche   du  24  Juillet;  nous  nous  trouvons    reduits  7./W.  Aug. 

1897 

ä  des  inforraations  non  officielles.  Je  suis  certain  que  si  Son  Excellence  veut 
bien  prendre  en  consideration  ce  fait  indiscutable,  il  lui  plaira  d'admettre  que 
le  Gouvernement  Royal  ne  s'est  en  aucun  cas  rendu  responsable  des  lenteurs 
apportees  ä  la  signature  des  preliminaires".  ||  Du  reste,  c'est  pour  vous  donner 
les  moyens  de  parer  ä  ce  reproche  eventuel  qui  je  vous  ai  transmis  par  mon 
telegramme  du  28  Juillet  le  resume  de  ma  coriversation  avec  le  Ministre  de . . . 

Scouloudis. 


Nr.    11628.    GRIECHENLAND.   —    Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister   des   Auswärtigen.     Ergänzung 

zu  Nr.  11626. 

Saint-Petersbourg,  le  9/21  Aoüt  1897. 

N'ayant  pu  voir  aujourd'hui  S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  ni 
son  Adjoint,  je  nie  suis  einpresse  de  communiquer  le  contenu  de  votre  tele-  ianj 
gramme  en  date  du  5  courant  au  preraier  chef  de  la  section  politique  du  9"/21'"  ^ug 
Ministere  Imperial  et  lui  en  ai  laisse  copie,  qu'il  s'est  Charge  de  faire  par- 
venir  ä  S.  E.  le  Comte  Mouraview.  Le  Gouvernement  britannique  n'a  pas 
encore  cede  ä  la  demande  de  la  Turquie  relativement  au  mode  de  i'evacuation 
de  la  Thessalie  et  toutes  les  Puissances  sont  dans  l'attente,  esperant  que  la 
Grece  parviendra  ä  obtenir  la  somme  totale  de  l'indemnite,  ce  qui  mettrait 
fin  aux  difficultes  actuelles.  j|  Par  mon  telegramme  du  6  courant,  je  n'ai  pas 
suffisamment  explique  la  pensee  du  Ministre  des  Affaires  etrangeres,  ce  qui 
fit  croire  ä  Votre  Excellence  que  le  Gouvernement  Imperial  nous  reprochait 
d'etre  la  cause  des  lenteurs  des  negociations  de  paix.  Le  Ministre  des  Affaires 
etrangeres  ne  m'a  jamais  fait  la  moindre  allusions  dans  le  sens  de  l'entretien, 
que  Votre  Excellence  a  eu  avec  le  Ministre  de  ...  .  c'est- ä  dire  que  les 
Communications  adressees  par  le  Gouvernement  Royal  aux  Grandes  Puissances 
ont  mis  des  entraves  dans  la  marche  des  negociations.  Son  Excellence,  par 
sa  communication  de  Mercredi  dernier,  n'a  fait  qu'exprimer  le  desir  que  les 
negociations  de  paix  qui  ont  taut  traine  en  longueur  prennent  fin',  et  en  nie 
parlant  de  la  question  du  controle  qui  preoccupe  les  Puissances,  m'a  repre- 
sente  les  difficultes  qui  s'opposent  au  reglement  de  cette  question  conforme- 
ment  ä  nos  vues.  Le  Ministre  des  affaires  etrangeres  a  conclu  que  sans 
cette  difficulte  et  surtout  sans  les  entraves  suscitöes  par  le  Gouvernement 
britannique,  les  preliminaires  seraient  dejä  signes  Samedi  passe. 

Tombazis. 
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• 

Nr.  11629.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Zwei  Unter- 
redungen mit  dem  italienischen  Gesandten  über  die 
Lage.     Friedensbedingungen. 

Athenes,  le  11/23  Aoüt  1897. 

Nr.  ii629.  J'ai  l'honneur  de  vous  transmettre,  ci- Joint,  le  resurae  des  deux  conver- 

Griecben-  sations,  que  j'ai  eues  le  6  et  le  8  de  ce  mois  avec  le  Ministre  d'Italie. 

land. 
ll./23.Ang.  ÖCOUlOUdlS. 

1S97. 

Anlage  1. 

Athenes,  le  6/18  Aoüt  1897. 

Le  Ministre  d'Italie  vient  de  me  dire  qu'il  a  regu  de  M.  Visconti  Venosta 
un  telögramme,  par  lequel  il  lui  annonce  que  la  Porte  a  propose"  aux  Ambas- 
sadeurs ce  qui  suit: 

1°  Les  troupes  ottomanes  se  retireraient  immediatement  ä  Sesto  Salavria 
et  du  chemin  de  fer  Larissa-Volo,  en  occupant  toutefois  ces  deux  villes.  j| 
2°  Au  payement  du  premier  tiers  de  l'indeinnite,  elles  evacueraient  la  route 
au  nord  de  Linzoria  .  .  .  .  la  riviere  jusqu'ä  Goritza  (accelerando  il  sorgenfe 
fino  Goritza).  ||  3°  Apres  payement  du  second  tiers,  elles  evacueraient  le 
territoire  entre  Goritza  et  Larisse  et  se  concentreraient  ä  Volo,  d'oü  l'£va- 
cuation  finale  se  fera  apres  le  payement  du  dernier  tiers. 

L'Ambassadeur  d'Angleterre  a  objecto  ä  cette  proposition  en  disant  que 
si  la  Grece  ne  pouvait  pas  payer  dans  un  bref  dölai,  Larisse  resterait  inde- 
finiment  entre  les  mains  des  Turcs.  ||  Les  autres  Ambassadeurs  ont  repondu 
qu'ils  accepteraient  ce  projet,  1°  parce  que  son  acceptation  permettrait  de 
signer  imm6diatement  le  traite  preliminaire  et  2°  parce  que  ce  plan  laisse 
libres  les  endroits  les  plus  fertiles  de  la  Thessalie  et  les  habitants  pourraient 
y  retourner  immediatement  et  s'occuper  de  la  cultivation.  ||  Le  Ministre  des 
Affaires  etrangeres  pense  que,  en  tel  etat  de  choses,  on  pourrait  considerer 
s'il  ne  serait  pas  utile  au  Gouvernement  hellenique  de  couper  court  ä  ces 
retards  et  d'accelerer  le  coinmencement  de  la  liberation  du  territoire  national 
en  faisant  connaitre  confidentiellement  au  Gouvernement  anglais  qu'il  serait 
dispose  (si  cela  lui  semble  bon)  d'accepler  la  Solution  proposee  par  le  Gou- 
vernement ottoman.  ||  Monsieur  Visconti  Venosta  prie  le  Ministre  de  s'exprimer 
envers  moi  dans  ce  sens,  en  faisant  bien  ressortir  qu'il  n'est  aucunement  dans 
la  pensee  du  Gouvernement  italien  d'exercer  une  pression  quelconque  sur  les 
decisions  du  Gouvernement  hellenique.  ||  J'ai  repondu  au  Ministre,  en  lui 
donnant  communication  de  notre  telegramme  circulaire  du  5  Auüt  et  en 
d^veloppaut  les  vues  qui  y  sont  exposees.  Mais  coinrae  le  Ministre  desirait 
avoir  une  rtiponse  speciale  sur  la  Suggestion  faite  par  M.  V.  Venosta,  je  me 
suis  reserv6  d'en  saisir  le  Conseil  et  de  lui  en  faire  connaitre  les  vues  d'une 
nianiere  tout  ä  fait  privee,  ainsi  qu'il  en  avait  exprime  le  desir.  ||  Le  Ministre 
m'a  demande  si  nous  avons  des  nouvelles  de  M.  Syngros  et  si  nous   esperons 
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trouver  l'avance  du  million.     Je    repondis    que    les    nouvelles  que  nous  avons  Nr.  11629. 
recues    de    M.    Syngros    sont    fort    decourageantes;    il    telegraphie    qu'ä    Paris   örj^n" 
corame  ä  Berlin,   financiers    et    officiels    le    renvoient  aux  Puissances.     Je  ne  n./28.Aug. 
vois  donc  pas  de  chances  de  trouver  ce  milliou  dans  les  conjonctures  actuelles.j 
Le  Ministre  a  beaucoup   insiste    sur   l'utilite  qu'il  y  aurait  pour  la  Grece  de 
pouvoir  verser  ce  million,    qui    faciliterait    bien  des  choses  et  accelererait  la 
signature  du  traite  preliminaire. 

Anlage  2. 

Athenes,  le  8/20  Aoüt  1897. 

Le  Ministre  d'Italie  est  venu  me  donner  lecture  d'un  telegramme  de 
M.  Visconti  Venosta,  par  lequel  les  noms  des  localites  de  Thessalie,  mention- 
nees  dans  son  precedent  telegramme,  sont  rectifies.  Ainsi:  Sesto  Salavria  est: 
ä  gauche  (sinistro)  Salamvria;  Goritza  est  Gounitza,  etLinzoria  est  Salamvria.  || 
A  la  suite  de  cette  rectification,  le  Ministre  m'a  prie  de  lui  communiquer  ce 
qu'en  pense  le  Gouvernement  Royal.  Je  repondis  que  je  ferai  part  de  cette 
rectification  au  Conseil  des  Ministres,  mais  que,  tout  en  me  reservant  de  Ten 
saisir  de  nouveau,  je  dois  rappeler  ä  M.  le  Ministre  que  le  Gouvernement,  par 
mon  telegramme  du  5/17  Aoüt,  communique  aux  Representants  ä  Athenes,  a 
d'avance  expose  ses  vues  sur  la  proposition  des  cinq  Ambassadeurs  ä  Constan- 
tinople  concernant  le  mode  d'evacuation  de  la  Thessalie.  ||  Neanmoins,  le 
Ministre  me  pria  de  soumettre  de  nouveau  la  question  au  Conseil.  Ensuite 
il  me  communiqua  oralement  le  resume  d'un  autre  telegramme  de  M.  Visconti 
Venosta,  dans  lequel  il  disait  ä  peu  pres  au  Duc  Avarna  que  „bien  que  j'eusse 
dit  ä  ce  dernier,  il  y  a  quelques  jours,  que  les  nouvelles  recues  de  M.  Syngros, 
au  sujet  des  demarches  faites  pour  trouver  l'avance  d'un  million,  n'etaient 
guere  encourageantes,  et  que  nous  n'esperions  presque  pas  de  la  trouver,  le 
Ministre  des  Affaires  etrangeres  d'Italie  sait  cependant  qu'un  syndicat  allemand 
et  francais,  sur  la  proposition  de  M.  Syngros,  etudie  l'avance  ä  faire,  ayant 
pour  base  le  contröle".  Le  Duc  Avarna  interrompant  la  lecture  du  telegramme 
ajouta:  „Je  ne  pourrais  pas  pourtant  penser  que  M.  Syngros  ne  vous  tienne 
pas  au  courant  de  cette  tournure  que  l'avance  a  prise".  II  y  avait  dans  les 
termes  du  telegramme  de  M.  Visconti  Venosta,  aussi  bien  que  dans  les  paroles 
du  Duc  comme  un  ton  de  reproche  que  nous  n'aurions  pas  voulu  leur  annoncer 
l'autre  jour  ces  nouvelles  plutöt  favorables.  Je  repondis  que  „les  nouvelles 
concernant  l'avance,  qui  nous  etaient  parvenues  le  jour  oü  je  lui  en  parlai, 
etaient  absolument  telles  que  je  les  lui  avais  representees;  que  je  n'ai  aucune 
connaissance  du  syndicat  allemand  et  francais,  dont  le  telegramme  de  M.  Vis- 
conti Venosta  fait  mention'  et  que  ce  n'est  que  ce  matin  que  nous  avons  recu 
un  telegramme  de  M.  Syngros,  dans  lequel  il  dit,  d'une  maniere  tres-vague, 
„qu'il  ne  serait  peut-etre  pas  impossible  qu'on  püt  negocier  une  avance  ä  des 
conditions  a  debattre".  Ce  telegramme  m'etant  parvenu  ce  matin,  je  ne 
pouvais   pas   naturellement   en   parier  au  Ministre  dans  notre  precedcnte  con- 
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Nr.  H629.  ference.      Le  Duc   admit   la  justesse    de    l'explication  et  reprit  la  continuation 
"eca6n'"   du  telegramme,   par  lequel  M.  Visconti  Venosta   faisait  ressortir  la  necessite 

ii./23.Ang.  dans  laquelle  nous  nous  trouvons  de  declarer  que  nous  acceptons  enfin  le  con- 
189'-  tröle,  pour  trouver  le  million  de  livres  demande,  si  nous  voulons  que  les  pre- 
lirainaires  de  paix  soient  conclus  et  l'evacuation  de  la  Thessalie  commencee; 
finalement  il  conseillait  tres-vivement  au  Gouvernement  de  proceder  sans  perte 
de  temps  ä  cette  declaration".  ||  Le  Duc  Avarna  developpa  tres-amplement  les 
arguments  contenus  dans  ce  telegramme;  il  ajouta  que  „bien  de  monde  ici,  et 
du  meilleur,  s'expriment  dejä  ouvertement  en  faveur  du  contröle,  que  le 
Ministre  ne  saurait  croire  qu'il  pourrait  se  trouver  en  Grece  des  gens  bien 
pensant  qui  eussent  jamais  prefere  la  perte  de  la  Thessalie  au  contröle,  et  il 
finit  par  me  demander  si  devant  cette  necessite  dure  mais  inevitable  le  Gou- 
vernement ne  se  decide  pas  enfin  ä  l'accepter." 

Je  repondis  que  „s'il  y  a  des  personnes  qui  s'expriment  en  faveur  du 
contröle,  evidement  elles  ne  sont  pas  de  Celles  qui  portent  la  moindre  respon- 
sabilite  a  ce  propos.  II  n'y  a  de  responsable  que  le  Gouvernement  et  au 
sujet  du  contröle,  le  Gouvernement  s'en  tient  aux  vues,  qu'il  a  eu  l'honneur 
d'exposer  aux  Puissances,  d'une  maniere  reiteree,  dans  ses  diverses  Communi- 
cations ecrites".  ||  M.  le  Ministre  dTtalie  s'employa  alors  avec  beaucoup  d'in- 
sistance,  ä  me  persuader  que  „du  moment  que  le  Gouvernement  sait  que  le 
contröle  se  trouve  inscrit  dans  le  traite  preliminaire,  et  que,  suivant  toute 
prevision  logique,  la  Chambre  ne  repousserait  pas  le  traite,  pour  voter  la  con- 
tinuation de  la  guerre,  pourquoi  n'admettrions-nous  pas,  comme  Gouvernement, 
le  contröle,  pour  trouver  le  million  et  faciliter  la  Signatare  des  preliminaires."  j| 
Je  rappelai  au  Ministre  que  „le  Gouvernement  n'a  recu  jusqu'ä  ce  jour  aucune 
communication  officielle  concernant  n'importe  quelle  condition  du  trait6  pre- 
liminaire; on  lui  en  a  parle  de  quelques  unes,  mais  toujours  d'une  maniere 
privee,  amicale  et  jarnais  officielle  ainsi  que  Son  Excellence  elle-meme  n'a 
pas  manque  de  declarer  en  commencant  cette  conversation;  que  le  Gouverne- 
ment s'est  apercu  depuis  quelque  temps  que  presqve  toutes  les  Puissances 
montreraient  le  desir  d'eviter  le  reproche  de  nous  avoir  impose  le  contröle  — 
un  sujet  entierement  etranger  aux  negociations  de  paix  visees  par  leur  mediation 
—  et  que  par  cette  raison  elles  voudraient  que  racceptation  en  vint  de  notre 
part,  volontairement  pour  ainsi  dire;  que  j'ai  remarque  dans  la  conversation 
de  Son  Excellence,  et  dans  le  telegramme  de  M.  Visconti  Venosta,  que  le 
mot  „contröle"  revient  de  nouveau  sur  le  tapis,  tandis  que  depuis  une  quin- 
zaine  de  jours,  si  les  informations  du  Gouvernement  sont  exactes,  on  ne 
parlait  que  d'une  simple  surveillance;  qu'ötant  oblige  de  porter  le  traite  des 
preliminaires  devant  la  Chambre,  pour  procurer  aux  Representants  de  la  nation 
l'occasion  de  se  prononcer  en  pleine  liberte,  le  Gouvernement  croit  de  son 
de^oir  d'y  apporter  dans  leur  integralite  toutes  les  questions  qui  se  rattachent 
au  traite,  et  par  consequent  celle  du  contröle  aussi;  mais  cette  question  ne 
serait  plus  integrale  si  le  Gouvernement  emettait  d'avance  une  opinion7  encore 
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nioius  s'il  l'acceptait,  bien  quc  son  acceptation  n'eüt  eu  de  valeur  pratique 
saus  confirination  par  la  Cliambre."  [|  Le  Duc  Avarna  räpondit  qu'„il  ne  faudrait  Nr.  11629. 
pas  attachcr  d'importancc  ä  cc  qu'il  s'est  servi  du  mot  „contröle"  au  licu  de  '  '[  ,'1 
„surveillancc"  et  qu'en  definitive  il  n'y  a  pas  grande  difference  entre  les  deux  u./23.Aug. 
mots.  „Ayant  de  nouveau  insiste  ä  rae  persuader  que  „nous  devons,  commc 
Gouvernement,  declarer  que  nous  aeeeptons  la  surveillance  proposee  pour 
trouver  l'eraprunt  de  l'indemnite"  je  repetai  les  memes  arguraents  quc  je 
developpai  avant,  en  ajoutant:  „Qu'on  affirme  au  Gouvernement  de  divers  cötes 
qu'il  ne  pourrait  pas  trouver  l'cmprunt,  s'il  n'aeeeptait  pas  le  contröle,  per- 
sonne cepeiidant  ne  lui  garantit  qu'avec  le  contröle  il  le  trouvera;  et  s'il 
arrivait  que,  malgre  le  contröle,  il  ne  trouvät  pas  l'eniprunt,  le  pays  se 
trouverait  alors  dans  une  Situation  certainement  peu  enviable;  d'un  cöte  il 
aurait  le  contröle  impose  par  le  traite,  et  de  l'autre  les  Turcs  indefiniment 
loges  en  Thessalie."  ||  Le  Ministre  voulut  prouver  qu'il  est  impossible  que  le 
Gouvernement  Royal  ne  trouve  pas  l'emprunt  avec  le  contröle.  Mais  il  admit, 
sur  mon  Observation,  „qu'un  evenement  imprevu,  une  crise  quelconque,  peut 
faire  changer  les  dispositions  des  marclies,  et  qu'en  definitive  dans  les  Opera- 
tions peeuniaires,  011  n'en  est  sür  que  lorsqu'on  a  l'argent  en  caisse." 


Nr.  11630.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Unter- 
redung   mit    dem    englischen    Gesandten    über    die 

griechischen  Finanzen. 

Athenes,  le  15,27  Aout  1897. 
Je    crois    utile   de   vous   conimuniquer   ci-joint,    a  titre   d'information,    le 
resume    d'une    conversation    que    j'ai    eue    le    11    courant   avec    le    Ministre 
d'Angleterre.  Scouloudis. 

Anlage. 

Äthanes,  le  11/23  Aout  1897. 
Le  Ministre  d'Angleterre  vient  de  me  donuer  l'avis,  d'une  maniere  ami-  Nr-  116J0- 

,  »  «  •         ,.,     Griechen- 

cale,  mais  en  meme  temps  avec  1  autonsation  de  son  Gouvernement,  qua  jand. 
serait  tres-utile  pour  nous  d'etre  prets  ä  repondre  aux  deux  questions  sui-  is./27.Ang, 
vantes,  qui  pourraient  nous  etre  adressees  d'un  jour  ä  lautre,  mais  qui  pour- 
raient  aussi  ne  pas  l'etre.  ||  „1°  Quels  sont  les  revenus  que  nous  pourrions, 
hypothequer  pour  le  service  d'un  emprunt  d'indemnite  de  guerre.  2°  Quelle 
est  la  maniere  que  nous  proposons,  dont  la  surveillance  internationale  peut 
etre  exereee  pour  garantir  aux  preteurs  la  regularite  du  service  de  cet 
emprunt."  ||  J'ai  fait  remarquer  au  Ministre  qu'il  nous  serait  difficile  de  re- 
pondre d'une  maniere  exaete  ä  la  premiere  question,  ne  connaissant  pas  encore 
exaetement  le  chiffre  de  Tinderanite.  ||  Sir  Edwin  Egerton  repondit  „qu'il  se 
pourrait  qu'il  y  eüt  une  diminution,  mais  que  dans  notre  reponse  nous  devons 
avoir    en    vue   les  quatre  millions  de  livres  turques."  ||  Quant  ä  la  seconde 
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Nr.  H630.  question,  je  lui  dis,  qu'ä  mon  avis,  la  tendance  en  est  de  nous  faire  recon- 

Grjana°n"  naitre  iraplicitement  l'admission  de  la  surveillance  internationale,  tandis  que  le 

i5./27.Aug.  Gouvernement  desire  porter  cette  question,  ainsi  que  celles  qui  se  rattachent 

]897,      au  traite  des  preliminaires  de  paix,  en  leur  etat  integral  devant  le  Parlement. 

Le  Ministre,  declinant  de  repondre  ä  cette  consideration,  repeta  tres-energique- 

ment  qu'„il  est  tres-utile  pour  nous  de  nous  tenir  prets  ä  repondre  clairement 

ä  ces  deux  questions,  aussitot  qu'on  nous  les  aurait  adressees." 

Nl\  11631.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  England  erhebt  in 
der  Kontrollfrage  neue  Schwierigkeiten. 

Vienne,  le  15/27  Aoüt  1897. 
Nr.  ii63i.  D'apres  la  derniere  redaction  de  l'article  six,  aussitot  apres  la  signature 

G'knd6n  des  preliminaires,  les  troupes  turques  se  retireront  au  nord  du  Penee  et  ä 
i5./27.Aug.  i'est  de  la  ligne  de  Larissa-Volo  en  gardant  ces  villes;  apres  le  payement  du 
premier  tiers  de  l'indemnite,  l'armee  turque  evacue  la  partie  des  sources  du 
Penee  ä  Gounitza;  apres  le  payement  du  deuxieme  tiers,  la  partie  de  ce 
dernier  point  ä  Larissa  y  comprise  et  eile  se  concentre  ä  Volo  pour  s'em- 
barquer  quand  la  somme  entiere  sera  payee.  Les  details  de  l'evacuation  et 
les  termes  des  payements  restent  ä  regier  entre  les  deux  parties  avec  l'assi- 
stance  des  Puissances.  N'ayant  pas  voulu  consentir  ä  ces  conditions  d'evacua- 
tion  comme  permettant  ä  la  Turquie  d'eterniser  l'occupation  de  la  Thessalie 
en  cas  de  notre  impuissance  probable  ä  payer,  le  Marquis  de  Salisbury  a 
propose  aux  Puissances  de  nous  demander  quels  revenus  nous  avons  ä  affecter 
au  service  d'un  emprunt  d'un  million  de  livres  et  quel  controle  international 
nous  pourrions  aeeepter  dans  le  but  d'assurer  ce  service.  Cette  proposition 
tendant  ä  la  revision  des  articles  six  et  deux  a  ete"  mal  accueillie.  La  Russie 
et  la  France  ne  voient  pas  son  utilite;  l'Allemagne  et  l'Autriche  la  repoussent 
plus  clairement.  Je  n'ai  pas  vu  le  Comte  Goluchowsky  ä  peine  revenu  et 
devant  partir  ä  la  rencontre  de  l'Empereur,  mais  j'ai  appris  qu'il  s'est  entre- 
tenu  avec  M.  Meline  ä  Paris  et  qu'ils  ont  la  meme  maniere  de  voir.  Le 
Comte  trouve  pour  le  moins  inutile  de  nous  consulter  sur  le  controle,  aueun 
Gouvernement  hellenique  ne  pouvant  le  proposer  mais  bien  le  subir  s'il  est 
impose.  II  croit  qu'il  est  necessaire  avant  tout  de  signer  les  preliminaires  de 
paix  tels  quels,  qu'une  fois  le  controle  aeeepte,  nous  pourrions  contracter  un 
emprunt  ä  l'aide  des  Puissances  et  payer  ä  la  fois  tout  le  montant  de  l'in- 
demnite,  que  l'article  six  perdrait  ainsi  son  importance,  la  Turquie  devant  dans 
ce  cas  evacuer  toute  la  Thessalie.  Tewfik  Pacha  ayant  prie  les  Ambassadeurs 
de  häter  la  signature  des  preliminaires  de  paix,  l'Ambassadeur  de  la  Grande 
Bretagne  a  repondu  que  son  Gouvernement  n'engagera  pas  sa  signature  avant 
de  s'etre  assure  que  les  engagements  seront  remplis.  II  est  ä  craindre  que 
les  Puissances  ne  signent  les  preliminaires  de  paix  ä  l'exclusion  de  l'Angle- 
terre  si  eile  ne  cede  pas.  Manos. 
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Nr.    11632.     GRIECHENLAND.  —  Derselbe  an  Denselben.    England 
schlägt  die  Garantie  einer  Anleihe  vor. 

Vienne,  le  16/28  Aoüt  1897. 
II  se  confirmc  qu'ä  la  suite  de  l'opposition  de  l'Allemagne  et  de  l'Autrichc   Nr.  H632. 
ä   la  proposition   de  l'Angleterre,  Lord  Salisbury  a  propose  ä  la  France  et  ä     r,'^fJen" 
la  Russie   d'assumcr  avec  l'Angleterre  la  garantie  de  l'emprunt  de  l'indemnite  ig/28.  Aug. 
et  le   contrölc  sur  les  revenus  affectes  ä  son  service  et  d'inviter  les  autres 
Puissances  ä  prendre  part  ä  cette  garantie  et  au  contröle  si  elles  veulent. 

Man  os. 


Nr.    11633.     GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  London 

an    den   Minister   des   Auswärtigen.     Ablehnung    des 

englischen  Vorschlags. 

Londres,  le  18/30  Aoüt  1897. 

La  Russie  et  la  France  ont  decline  la  proposition  de  l'Angleterre  tendant  Nr.  11033. 

a   accorder   une  garantie  pour  l'emprunt  de  l'indemnite.     Les  Puissances  sem-    '  ]and 

blent  plutöt  disposees  ä  faire  une  demarche  officieuse  aupres  du  Gouvernement  18./30.  Aug. 

1897 

hellenique  avant  de  proceder  ä  la  signature  des  prcliminaires  de  paix. 

Metaxas. 


Nr.  11634.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Griechen- 
land   braucht    eine    äufsere  Anleihe    zur  Kriegsent- 

schädign  n  g. 

Äthanes,  le  18/30  Aoüt  1897. 

Les  Representants   de  Russie   et   de  France  ä  Athenes  ayant  ete  charges  Nr-  11631- 

Griechen- 

par  leurs  Gouvernements  de  pressentir  par  une  demarche  officieuse  la  reponse  iand. 
du  Gouvernement  Royal  aux  questions  suivantes,  si  elles  lui  etaient  adressees  18-/30A"g- 
officiellement,  savoir  „quelles  sont  les  dispositions  reelles  du  Gouvernement 
hellenique  en  ce  qui  concerne  le  contröle  eventuel  des  revenus  grecs  et  en  ce 
qui  concerne  les  mesures  ä  prendre  en  vue  de  payer  l'indemnite  de  guerre" 
le  Gouvernement  Royal,  de  la  meme  maniere  officieuse,  a  repondu  que  „il 
faudrait  ä  la  Grece  un  emprunt  exterieur  pour  payer  l'indemnite  de  guerre. 
Le  revenu  du  timbre  (montant  en  raoyenne  ä  six  millions  de  francs  or  au 
change  actuel)  serait  affecte  au  service  du  dit  emprunt  de  l'indemnite  jusqu'ä 
coneurrence  des  sommes  necessaires  ä  ce  service.  Quand  au  contröle  eventuel 
de  l'encaissement  de  ce  revenu,  les  representants  des  preteurs  agrees  par  les 
Puissances,  apposeraient  sur  chaque  feuille  de  papier  timbre\  ä  cöte  du  timbre 
de  l'Etat,  un  cachet  ou  une  marque  speciale,  sans  laquelle  il  ne  serait  pas 
considere  comme  papier  timbre  ni  recu  comme  tel.  ||  Au  für  et  ä  mesure  de 
leurs  besoins  les  divers  Services  de  l'Etat  prendraient  des  mains  des  susdits 
representants    livraison    du    papier    timbre   en   versant  la  contrevaleur.     Pour 


1897. 
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Nr.  1163].  chaque  verscraent  les  dits  representants  devront  livrer  un  reeepisse  ä  valoir 
"Ind6""   sur  la  sorarae  qui  constituerait  l'annuite  de  l'emprunt  de  l'indemnite.    Si  cette 

i8./30.Ang.  coinbinaison  ne  satisfaisait  pas,  le  Gouvernement  hellenique  scrait  pret  ä 
examiner  les  observations  qui  seraient  presentees  par  les  Puissances.  ||  Pour 
vous  rendre  ä  raeme  de  relever  toute  objeetion  qui  pourrait  etre  eventuellc- 
raent  faite  contre  l'affectation  du  revenu  du  timbre  ä  l'emprunt  de  l'indemnite, 
je  crois  utile  de  vous  donner  les  explications  suivantes,  dont  vous  ferez  usage 
aussitöt  que  vous  le  jugerez  utile.  Ainsi  qu'il  a  eu  rhonneur  de  declarer  plus 
d'une  fois  aux  Grandes  Puissances,  le  Gouvernement  Royal,  tout  en  s'oecupant 
cn  ce  moment  de  trouver  en  premier  lieu  l'emprunt  de  l'indemnite  pour  acce- 
lerer  l'evacuation  du  territoire  national,  a  pris  la  determination  de  proeeder 
ensuite  au  reglement  de  l'ancienne  dette  d'aecord  avec  les  creanciers.  II  est 
vrai  que  dans  des  negociations  anterieures  avec  les  creanciers,  on  avait  parle 
d'ajouter  le  revenu  du  timbre  aux  revenus  ä  affecter  au  Service  des  anciennes 
dettes,  mais  il  n'y  fut  jamais  affecte.  ||  Si  le  Gouvernement  offre  ä  present  ce 
revenu  au  service  de  l'emprunt  de  l'indemnite,  c'est  parce  que  son  encaisse- 
ment  est  des  plus  faciles  et  le  rendement  presque  invariable;  mais  il  n'entend 
point  par  lä  diminuer  les  garanties  qui  serviraient  ä  l'ancienne  dette,  et  c'est 
dans  ce  but  que  dans  la  reponse  officieuse  faite  aux  deux  Ministres,  le  Gou- 
vernement s'est  reserve  toute  somme  excedant  le  service  de  l'emprunt  de 
l'indemnite.  II  entend  affecter  cet  excedent  aux  garanties  de  l'ancienne  dette, 
et  s'il  n'6tait  pas  süffisant,  le  Gouvernement  ajouterait  l'impöt  sur  le  raisin 
sec  de  Corinthe  percu  aux  douanes  d'exportation.  II  resulte  de  ces  explica- 
tions non  seulement  qu'en  affeetant  le  timbre  au  nouvel  emprunt  nous  n'entenr 
dons  aueunement  leser  les  interets  des  anciens  creanciers,  mais  qu'aussitot 
qu'un  arrangement  equitable  aura  6te  etabli  avec  eux,  nous  avons  pris  la 
determination  d'affecter  en  faveur  de  leurs  creances  des  revenus  de  toute 
securite\  Scouloudis. 


Nl'.  11635.  GRIECHENLAND.  —Derselbe  an  Dieselben.  Deutsch- 
land will  unbedingt  die  Einrichtung  einer  Finanz- 
kontrolle. 

Athenes,  le  19/31  Aoüt  1897. 

Nr.  11635.  En  vue  de  vous  tenir  au  courant  de  la  Situation,  je  crois  utile  de  porter 

Vand.6"    ^    v°ti*e    connaissance    le    resume   d'un    telegramme    du  Ministre  des  Affaires 

i9./3i.Aug.  ctrangeres  de  Berlin,  dont  le  Ministre  d'Allemagne  m'a  donne  lecture  aujourd'hui. 
En  voiei  le  resume.  „Je  vous  prie  de  dirc  au  Ministre  des  Affaires  etran- 
geres  que  nous  n'envisagerions  la  question  de  savoir  quels  revenus  seront  ä 
affecter  au  service  des  anciennes  dettes  et  quels  gages  pourront  etre  liberes 
pour  le  service  du  nouvel  emprunt,  que  lorsque  Fetablissement  du  controlc 
des  anciennes  et  des  nouvclles  dettes,  qui  a  ete  deeide  ä  Constantinople,  sera 
assure  d'une  maniere  effective."  Scouloudis. 
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Nr.  11636.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Traurige 
Lage  der  thessalischen  Flüchtlinge. 

Athenes,  le  ,  2°  Xt°"\     1897. 

Les  refugies  de  Thessalie,  dont  le  nombre  depasse  les  cent  dix  mille,  ne  Nr-  11636- 

i  i  ...  .     i  *.-.■.  Griechen- 

pouvaut  plus  supporter  les  pnvations  et  les  maux  qu  ils  endurent  naturelle-  und. 
ment  bin  de  leurs  foyers,  voudraient  retourner  chez  eux,  dans  l'espoir  qu'ils  20-  A"g- 
trouveront  les  moyens  de  reparer  leurs  habitations  detruites  et  d'avoir  un  i897/ 
abri  contre  les  rigueurs  de  l'hiver  prochain,  aussi  bien  que  de  eultiver  leurs 
champs,  pour  en  retirer  quelque  nourriture.  ||  Le  Gouvernement  Royal,  presque 
ä  bout  de  ressources  dejä,  va  bientöt  se  trouver  dans  de  graves  difficultes, 
s'il  devait  continuer  de  nourrir  tous  les  refugies  et  leurs  troupeaux  qui  com- 
mencent  ä  manquer  de  päturage  et  seront  sous  peu  deeimes  par  la  faminc. 
II  voudrait  encourager  ces  refugies  ä  reprendre  le  cherain  de  leur  pays,  mais 
il  ne  saurait  le  faire  en  conscience,  sans  etre  prealablement  certain  qu'en 
revenant  chez  eux  ils  ne  seront  pas  molestes  par  les  autorites  ou  les  troupes 
ottomanes,  et  qu'en  cas  de  raolestations  ou  de  mauvais  traitement,  il  y  aurait 
une  autorite  impartiale  qui  veillerait  sur  eux  et  ä  laquelle  ils  pourraient 
demander  aide  et  protection.  ||  Veuillez  porter  ces  faits  ä  la  connaissance  du 
Ministre  de  Affaires  etrangeres  et  lui  dire  que  le  Gouvernement  hellenique 
serait  tres  reconnaissant  aux  Grandes  Puissances  si  elles  voulaient  bien,  dans 
un  but  eminemment  humanitaire,  aviser  anx  mesures  qui  assureraient  aux 
Thessaliens  rapatries  une  securite  legitime.  Ce  n'est  qu'apres  l'adoption  even- 
tuelle de  pareilles  mesures  que  le  Gouvernement  Royal  pourrait  etre  Justine 
en  encourageant  le  rapatriement  des  refugies.  Scouloudis. 


Nr.  11637.  GRIECHENLAND.  —  Der  Gesandte  in  Paris  au  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  empfiehlt,  die 
auswärtige  Kontrolle  der  Einkünfte  zur  Garantie 
der  Anleihe  und  der  alten  Schulden  anzunehmen. 

paris,  ig     **  f  «*      1897. 

'  5   Septembre 

Le  Ministre  des  Affaires  etrangeres  ä  qui  j'ai  donne  hier  des  explications  Nr.  W3i. 
supplementaires  d'apres  votre  telegramme  du   3  Septembre  en  me  parlant  du     T[H™~ 
refus  de  l'Allemagne  de  discuter  nos  propositions  relativement  ä  la  question    24.  Ang. 
de  l'arrangement  de  nos  anciennes  dettes  et  sa  determination  d'insister  sur  la      'l8*S  ' 
necessite   d'un   controle  international  des  recettes  affectees,  non  seulement  au 
service  de  l'emprunt  de  l'indemnite,  mais  aussi  au  service  de  l'ancienne  dette 
m'a  dit  que  malheureusement  cette  idee  gagne  du  terrain  et  que  les  Puissances 
se  rallient  peu  ä  peu  toutes  sans  excepter  meme  l'Angleterre,  car  elles  com- 
mencent  ä  se  lasser  de  la  Prolongation  des  negociations  et  desirent  actuelle- 
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Nr.  11637.  ment  ou  amener  la  signature  immediatc  des  preliminaires  de  paix,  ou,  si  leur 
Gr]aHd.6n"  Mediation  echoue,  laisser  la  Grece  et  la  Turquie  se  dcbrouiller  seules.  J| 
24.  August  M.  Hanotaux,  qui  constate  avec  regret,  dit-il,  cet  etat  des  choses,  pense  que 
5i897Pt  s*  nous  ne  resolvons  pas  les  deux  questions  ensemble,  celle  de  la  garantie  de 
l'emprunt  de  l'indemnite  et  celle  de  nos  creanciers,  nous  ne  trouverons  tres 
probablement  pas,  vu  l'opposition  du  Gouvernement  et  des  nnanciers  allemands, 
l'emprunt  necessaire  au  payemcnt  de  l'indemnite,  meme  si  nous  donnions  toutes 
les  garanties  necessaires  ä  la  conclusion  de  cet  emprunt.  II  croit  que  nous 
ferions  mieux,  ä  cause  des  difficultes  qui  se  presentent  ä  Farrangement  d'une 
seule,  de  reunir  les  deux  questions  et  d'accepter  la  gestion  etrangere  des 
revenus  qui  seront  affectes  au  service  de  l'emprunt  et  au  Service  de  la  dette, 
pour  pouvoir  neutraliser  de  cette  maniere  tous  les  mauvais  vouloirs  qui 
s'opposent  actuellement  ä  la  Solution  ä  notre  avantage  de  toutes  les  questions 
relatives  ä  la  paix  et  ä  l'evacuation  de  la  Thessalie.  M.  Hanotaux  craint  que 
dans  le  cas  contraire  les  conditions  du  contröle  risquent  de  s'aggraver  en 
s'etendant  sur  l'ensemble  de  nos  finances.  Delyanni. 

Nr.  11638.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  England 
hat  einen  neuen  Vorschlag  gemacht. 

Saint-Petersbourg,  le  7  fJZle  1897- 
Nr.  11638.  J'apprends   de   bonne  source  que  l'Angleterre  a  fait  une  proposition  ten- 

land.      dant   ä  rapprocher  l'opinion  de  toutes  les  Puissances.     Le  Gouvernement  bri- 
26.  A"gpsttannique  propose  d'accepter  la  demande  de  l'Allemagne  concernant  le  contröle 

t7.  Sept.  i  ,       ^ 

1897.  et  de  fixer  le  commenccment  de  l'evacuation  de  la  Thessalie  a  un  mois  ä 
partir  de  la  signature  des  preliminaires  de  paix.  Les  Puissances  csperent 
qu'avec  la  signature  des  preliminaires  de  paix  et  l'institution  du  contröle,  la 
question  de  l'emprunt  nc  rencontrera  pas  de  difficultes.  Les  Puissances 
paraissent  se  faire  ä  l'idee  emise  par  l'Angleterre  que  le  montant  de  l'indemnite 
fixe  par  la  commission  ä  Constantinople  et  d6jä  acceptee  est  disproportionne 
aux  ressources  de  la  Grece,  mais  je  ne  crois  pas  que  l'echange  de  vues  entre 
les  Puissances  ä  ce  sujet  ait  apporte  un  resultat  satisfaisant  au  moins  jusqu'ä 
present.  Tombazis. 

Nl*.  11639.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  bei  den  Grofsmächten.  Einkünfte 
zur  Verzinsung  der  Entschädigungsanleihe. 

h    ,,™  Athenes,  le  ,  r,'  .    '       1897. 

Nr.  11689.  '  /  Soptembre 

Griechen- 

,iand.  Par   mon   telegramme   du    18  Aoüt  je  vous  ai  fait  savoir  que  sur  la  de- 

26.  August  man(je  ,jes  Representants  de  France  et  de  Russie,  le  Gouvernement  Royal  avait 

7.  eept. 

1897.      officieusement  repondu   qu'il   serait   dispose  ä  affecter  au  service  de  1  emprunt 
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d'indemnite  lc    revcnu   du   timbre   garanti   de   la   manicre   indiquee   dans    sa  Nr;  1163y- 
reponse.     Mais  la  disponibilitc  de  l'integralite  de  ce  revenu  ayant  ctö  con-      land 
testee,    le  Gouvernement   hellenique,    desireux    d'eviter    dans  les  conjonctures  2ß.  August 
actuelles  tonte  discussion  ä  ce  propos,  a  decide  de  substituer  ä  l'affcctation      "1897. ' 
du    revenu    du    timbre    celle    de    l'impot   foncier    sur  les  raisins  de   Corinthc 
percu  ä  l'exportation  dans  les  douanes   du  continent,  montant  en  moyenne  ä 
4,526,000  drachmes  —  du  droit  d'exportation  des  iles  Ioniennes,  percu  dans 
les  douanes,  montant  en  moyenne  ä  1,729,000  drachmes  —  de  l'impot  foncier 
sur  les  figues,  percu  ä  l'exportation   dans  les  douanes,  montant  en  moyenne 
ä  450,000  drachmes  —  des  droits  d'ancrage,  percus  dans  les  douanes,  montant 
en  moyenne  ä  573,000  drachmes  —   des  recettes  du  timbre-poste  et  cartes 
postales,    montant  en  moyenne  ä   1,570,000  drachmes  —   des   recettes   de  la 
douane  du  Laurium,  montant  en  moyenne  ä  1,392,000  drachmes.  ||  Ces  affec- 
tations,    entierement    et    incontestablement    libres,    representent    un    total   de 
10,240,000  drachmes,    amplement   süffisant   ä   couvrir   l'annuite  de  l'emprunt 
d'indemnite  avec  une  marge  d'au  moins  1,500,000  drachmes  au  change  actuel.  [| 
Quant  au  contröle  eventuel  de  l'encaissement  de  ces  revenus,  le  Gouvernement 
Royal   serait   dispose  ä  adopter  un  Systeme  similaire  ä  celui  indique  par  mon 
telegramme  du  18  Aoüt,   et  ä  examiner,  le  cas  echeant,  les  observations  qui 
seraient  presentees  par  les  Puissances.  Scouloudis. 

Nl\  11640.  GRIECHENLAND.  —  Derselbe  an  Dieselben.  Die 
griechische  Regierung  stimmt  der  Finanzkontrolle 
durch  die  Grofsmächte  zu. 

Athenes,  le  _  2Q6  *ofit.      1897. 

'  7    Septem  bre 

Vcuillez   dire  au  Ministre  des  Affaires   etrangeres  que  le  Gouvernement  Nr-  1164°- 

Grieehen- 

hcllenique,  dans  son  desir   de   completer   lc  cercle  des  garanties  offertes  par      iana. 
mon   telegramme   du   24  Juillet   sur  rencaissement  des  annuit^s  qui  sont  dues  _^-  Augast 

7.  Sept. 

aux  creanciers  du  pays,  accepterait  que  les  representants  qui  seraient  nonmies  1897. 
par  eux  dans  le  Conseil  d'administration  de  la  Societe  des  Monopoles,  fussent 
agrees  par  les  Puissances.  Ainsi  la  clause  correspondante  dans  mon  susdit 
telegramme  serait  modifiee  comme  suit:  „conceder  aux  creanciers  le  droit  de 
nommer  des  representants,  agrees  par  les  Puissances  dans  le  Conseil  d'ad- 
ministration de  la  Societe  precitee  etc."  ||  Veuillez  faire  part  de  ce  qui  precede 
au  Ministre  des  Affaires  etrangeres.  Scouloudis. 

Nr.  11641.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Antwort 
Murawiews  auf  das  Vorige.  Nr-  uwi. 

Saint-Petersbourg  le  ^Ä  1897-         ""Tand!"" 
J'ai    donne    lecture    au  Ministre    des  Affaires    etrangeres    et  lui  ai  laisse  2T-  A"g"st 

8.  Sopt. 

copie  de   vos  deux  telegrammes  d'hier.    Son  Excellence  relativement  a  notre      1897. 

14* 
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Nr.  H641.  concession  d'accepter  que  les  delegues  nommes  par  les  creanciers  soient  agrees 

Griechen-  par  jeg  puissances>  m'a   (jit  que  lious   devons   ne  plus  chercher  d'autre  issue 

27.  Augnst  que  celle  indiquee  par  les  Puissances,   rAllemagnc  envisageant  cette  question 

8i897Pt     comme    condition    sine    qua   non    de   la   signature   par    eile  des  preliminaires 

de  paix.  Tombazis. 


Nr.  11642.  GRIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  der  Grofsmächte.  Wünscht 
Wiederherstellung  der  normalen  Beziehungen  zur 
Türkei. 

Athfcnes,  le  M3q°  *oüt.      1897. 

'         1 1  Septembre 

Nr.  11642.  Ainsi    que   j'eus    plus    d'une  fois  l'honneur  d'entretenir  Votre  Excellence 

Griechen-  . 

lana.      de    l'utilite    quil    y  aurait   pour  les  partics    interessees,    a  ce  quon  pourvoie, 

30.  August  f]ans  ]e  traite  de  paix  preliminaire,   au  retablissement  du  statu  quo  ante  bel- 
li. Sept. 
1897.      lum  des  relations    entre  la  Grece    et  la  Turquie,    je  ne  crois  pas  inopportun, 

au  moment  oü  la  signature  de  ce  traite  semble  enfin  etre  imminente,  de 
recapituler  brievement  les  points  dont  l'adoption  serait,  ä  notre  avis,  indispen- 
sable ä  1'effet  d'un  prompt  retablissement  de  relations  normales  avec  l'Empire 
limitrophe.  ||  Ces  points  seraient: 

1°  La  reprise  des  relations  commerciales  au  moyen  de  la  libre  entree 
des  sujets  hellenes  en  Turquie,  les  sujets  ottomans  n'ayant  jamais  ete  forces 
de  quitter  le  territoire  hellenique.  ||  2°  La  faculte  ä  la  marine  marchande  de 
chacun  des  deux  pays  d'entrer  et  de  sortir  des  ports  de  l'autre  pour  y  exercer 
le  trafic  de  mer.  j|  3°  Le  rapatriement  des  Thessaliens  actuellement  refugies 
en  d'autres  provinces  de  la  Grece,  et  ||  4°  Une  amnistie  generale,  sans  ex- 
ception  et  sans  reserves  en  faveur  des  Chr6tiens,  sujets  de  la  Porte,  qui,  par 
suite  de  la  guerre,  auraient  6te  entraln^s  ä  venir  en  Grece. 

Etant  donne  que  les  negociations  pour  le  traite  de  paix  definitif  pour- 
raient  etre  non  moins  laborieuses  ni  moins  longues  que  celles  du  traite  pre- 
liminaire, l'interet  r^ciproque  des  ressortissants  des  deux  Etats,  aussi  bien 
que  des  raisons  d'humanite  ä  l'egard  des  refugies  Thessaliens  et  des  chretiens 
Ottomans  venus  en  Grece,  seraient  des  motifs  suffisants  pour  engager  les 
Puissances  mediatrices  ä  prendre  la  resolution  de  faire  inserer,  si  non  dans 
le  traite  preliminaire  afin  d'eviter  tout  nouveau  delai  ä  sa  conclusion,  mais 
dans  un  protocole  special,  les  quatre  points  precit£s,  et  d'en  demander  l'exe- 
cution  des  la  signature  de  cet  acte.  ||  Je  vous  prie  de  vouloir  bien  porter  ä 
temps  a  la  connaissance  de  votre  Gouvernement  ce  qui  precede,  si  Votre  Ex- 
cellence ne  l'a  d6jä  fait  par  suite  de  nies  representations  verbales  anterieures, 
et  je  saisis  cette  occasion  pour  vous  reiterer,  Monsieur  le  Ministre,  les  assu- 
rances  de  ma  haute  consideration.  Scouloudis. 
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Nl'.  11643.  GRIECHENLAND.  —  Der  Geschäftsträger  in  Wien 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  England  und 
Deutsehland  haben  sich  verständigt. 

Vienne,  le  3/15  Septe'mhre  1897. 
J'apprends   de   bonne   source   que  l'Angleterre   s'est   entendue  avec  l'AUe-  Nr.  uo-a 
magne    sur    cette  base:    Que  nous  affections  pour  une  loi  au  service  de  Fem-     "J"/11" 
prunt  d'indemnite  et  des  auciennes  dettes  des  revenus  suffisants,  les  soumettant  3./15.  Sept. 

189" 

au  controle  des  Reprösentants  des  Grandes  Puissances  et  que  la  Turquie  pro- 
cede  ä  l'evacuation  de  la  Thessalie  dans  un  mois  ä  partir  du  vote  de  la 
susdite  loi.  La  Russie  apres  avoir  apporte  la  raodification  que  la  Turquie 
procede  ä  l'evacuation  dans  un  mois  ä  partir  de  la  signature  du  traite  de 
paix  preliminaire ,  s'est  chargee  de  soumettre  la  propositiou  precitee  aux 
Puissances  qui  toutes  ont  adhere  dejä  et  de  la  faire  accepter  par  la  Porte. 
A  cet  effet  M.  Nelidow  la  presentera  incessararaent  ä  la  Conference  ä  Con- 
stantinople.  On  espere  signer  les  preliminaires  de  paix  cette  semaine.  La 
levee  du  blocus  de  Crete  a  ete  remise  jusqu'ä  ce  qu'on  ait  etabli  les  bases 
de  l'autonomie  future  de  File.  Manos. 


Nr.    11644.     GRIECHENLAND.  —    Der  Geschäftsträger  in  Peters- 
burg   an    den    Minister    des    Auswärtigen.      Antwort 

auf  Nr.  11642. 

Saint-Petersbourg,  le  3/15  Septembre  1897. 

Dans  l'entrevue    que   j'ai    eue    aujourd'hui    avec  le  Miuistre    des  Affaires   Nr.  11644. 
etrangeres,    il    m'a    dit    que    la    signature    des    preliminaires    doit    avoir    lieu     "^j6" 
aujourd'hui   et  que   l'evacuation   de   la  Thessalie   se  fera  un  mois   ä  partir  de  3./15.  sopt. 
Demission   de   l'emprunt.     II   m'a  dit   en   outre   que  M.  Onou  a  ete  Charge  de 
communiquer    ä  Votre  Excellence    que    les  Puissances    avaient    dejä    prevu    et 
adopte  les  demandes  contenues  dans  votre  dernier  telegramme  par  une  clause 
des    preliminaires    qui    met    flu    ä    l'etat    de    guerre.     La    question    relative  ä 
l'amnistie  serait  seule  ä  r£soudre   par  une  entente  entre  la  Grece  et  la  Tur- 
quie.    Le  Comte  Mouraview    evitant    me    donner    des    details,    m'a  Charge  de 
communiquer  ä  Votre  Excellence   que  le  Gouvernement  Imperial  continuera  ä 
preter  ä  la  Grece  tout  son  appui.  Tombazis. 


Nr.    11645.    GRIECHENLAND.   —   Der  Geschäftsträger  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Haltung  Deutschlands. 

Rome,  le  9/21  Septembre  1897. 
J'ai  vu  le  Miuistre  des  Affaires  etrangeres  qui  m'a  dit  qu'il  a  donne"  des  Nr.  11645. 
Instructions    au  Repräsentant   d'italie    ä  Athenes    afin   de   s'eutendre   avec   ses     "^^"" 
collegues  pour   vous   communiquer   officielkment   le   texte  des  preliminaires  de  9./21.  Sept. 


paix.     Pour   ce   qui  concerne   la  question   du   controle   il   m'a  dit  qu'en  Alle- 


1807 
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Nr.  11645.  magne  on  lui  a  dit  clairement  avoir  tellement  insiste  sur  le  controle  pour  des 
J  land.  "  raisons  interieures,    la  plupart  de  nos  actions  etant  entre  les  mains  de  bour- 
9/2i.  Sept.  geois  et  de  petits  commercants  et  pas  entre  les  mains  de  Juifs  de  Berlin  comme 
il  supposait,  Coundourioti. 


Nl*.  11646.  GROSSMÄCHTE.  —  Die  Gesandten  in  Athen  an  den 
griechischen  Minister  des  Auswärtigen.  Teilen  den 
Abschlufs  des  Präliminarfriedens  mit.  Griechen- 
land soll  Gesandte  zur  Verhandlung  des  Definitiv- 
friedens nach  Konstantinopel  schicken. 

Athenes,  le  15/27  Septemhre  1897. 
Nr.  H64G.  Le  Gouvernement  hellenique  ayant  par  Note  du  29  Avril|ll  Mai  dernier 

15./27.  Sept.  accePte  la  mediation  des  Grandes  Puissances,  pour  la  r6tablissement  de  la 
]897.  paix  avec  la  Turquie,  et  remis  entre  leurs  mains  le  soin  de  ses  inter^ts,  les 
soussignes,  Representants  des  Grandes  Puissances,  ont  l'honneur  de  communiquer 
au  Gouvernement  Hellenique,  d'ordre  de  leurs  Gouvernements,  l'acte  contenant 
les  preliminaires  de  paix,  conclu  ä  Constantinople  entre  les  Ambassadeurs  des 
Grandes  Puissances  et  le  Ministre  Ottoman  des  Affaires  etrangeres.  ||  Cet  acte 
ayant  ete  ratifie  par  S.  M.  I.  le  Sultan  et  devenant  ex£cutoire  par  la  presente 
communication,  le  Gouvernement  hellenique  est  invite  ä  vouloir  bien,  conforme- 
ment  aux  dispositions  du  dit  acte,  envoyer  ä  Constantinople,  dans  le  delai 
prevu,  des  Plenipotentiaires  pour  negocier  le  traite  definitif  et  les  Conventions 
destinees  ä  le  completer,  et  en  Thessalie  des  delegues  militaires  pour  proeöder 
ä  la  delimitation  de  la  frontiere.  ||  II  y  a  lieu  egalement  pour  le  Gouvernement 
Hellenique  de  se  concerter  des  ä  present  avec  les  Puissances  pour  l'ex6cution 
des  mesures  prescrites  par  l'article  II.  ||  Les  soussignes  ont  l'honneur  d'ajouter 
que  l'annexe  C,  relative  ä  l'amnistie,  n'a  pas  ete  ratifiee  par  S.  M.  I.  le  Sultan; 
cette  question  est  reservee  pour  les  negociations  du  traite  definitif.  ||  Les 
soussignes  saisissent  cette  occasion  pour  renouveler  ä  Monsieur  le  Ministre 
des  Affaires  etrangeres  l'assurance  de  leur  haute  consideration. 

Onou.  Burian. 

Egerton.  Maurouard. 

Plessen.  Nobili. 


Nr.    11647.    GROSSMÄCHTE    und    PFORTE.     —     Prälirainarfriede 

zwischen  der  Pforte  und  Griechenland. 

Preliminaires   de  paix. 

Nr  ]]ß47  La  Grece  ayant  confie  aux  Grandes  Puissances  le  soin  de  ses  interets  en 

Großmächte  vue  du  retablissemeiit  de  la  paix  avec  la  Turquie,  et  la  Sublime  Porte  ayant 

6*fi8Pse*t'  accel)t(^   leur   mediation,   les  conditions  suivantes  qui  doivent  servir  de  base 

ipo7.      jtrincipale   et  definitive   aux   relations   futures  des   deux   pays  ont  ete  arretees 
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entre   Leurs   Excellences    les   Representants    de   l'Allcmagne,    de    l'Angleterre,  Nr.  ii647. 

•  ,      ,„,    .,  ,,-!-.        •       t.  i  Großmächte 

d'Autriche  et  de  Hongrie,  de  la  France,  de  l'Italie  et  de  la  Russie  dune  part,  undPforte. 
et  Son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  ötraugeres  de  Sa  Majeste  Imperiale  «-i«.  Sept. 

1897. 

le  Sultan  de  l'autre: 

Article  I. 

La  frontiere  turco  -  hellenique  sera  rectifiee  conformement  au  trace  in- 
dique  sur  la  carte  ci-jointe,  accompagnee  d'une  description  detaillee.  ||  11  est 
entendu  que  de  legeres  modifications  au  point  de  vue  strategique  peuvent  y 
etre  introduites  ä  l'avantage  de  l'Empire  Ottoman  par  un  accord  entre  les 
d&egues  des  Puissances  et  de  la  Sublime  Porte,  lors  de  l'application  du  trace 
sur  les  lieux.  ||  Les  details  de  cette  delimitation  seront  fixes  sur  les  lieux  par 
une  Commission  composee  de  delegu^s  des  deux  parties  interessees  et  de 
delegues  militaires  des  Ambassades  des  Puissances  mediatrices.  La  Commission 
de  delimitation  devra  se  reunir  dans  un  delai  de  15  jours  ou  plus  tot,  si  faire 
se  peut,  ä  partir  de  la  date  du  present  acte  et  prendra  ses  resolutions  ä  la 
majorite  des  voix  des  trois  parties  intervenantes. 

Article  II. 

La  Grece  paiera  ä  la  Turquie  une  indemnite  de  guerre  de  4  millions  de 

livres  turques.  ||  L'arrangement  necessaire  pour  faciliter  le  paiement  rapide  de 

l'indemnite  sera  fait  avec  l'assentiment  des  Puissances,  de  maniere  ä  ne  pas 

porter   atteinte   aux   droits  acquis  des  anciens  creanciers  detenteurs  des  titres 

de  la  dette  publique  de  la  Grece.  ||  A  cet  effet,  il  sera  institue  a  Athenes  une 

Commission  Internationale  des  Representants  des  Puissances  mediatrices  k  raison 

d'un  membre  nomme  par  chaque  Puissance.     Le  Gouvernement  hellenique  fera 

adopter  une  loi  agreee  prealablement  par  les  Puissances,  reglant  le  fonction- 

nement  de  la  Commission   et  d'apres  laquelle  la  perception  et  l'emploi  de  re- 

venus    suffisants    au    Service  de    l'emprunt   pour  Findemnite   de  guerre   et  des 

autres    dettes    nationales    seront   places    sous    le    contröle    absolu  de    la  dite 

Commission. 

Article  III. 

Sans    toucher    au   principe   des  immunites   et  Privileges,    dont  les   sujets 

hellenes   jouissaient  avant  la  guerre  sur  le  meine  pied  que  les  nationaux  des 

autres  Etats,    des   arrangements   speciaux   seront   conclus   en   vue   de  prevenir 

Tabus   des  immunites  consulaires,  d'empecher  les  entravcs  au  cours  regulier  de 

la   justice,    d'assurer  l'execution   des   sentences   rendues  et  de  sauvegarder  les 

interets  des  sujets  ottomans  et  etrangers  dans  leurs  differends  avec  les  sujets 

hellenes,  y  compris  les  cas  de  faillite. 

Article  IV. 
Quinze   jours   apres   la  ratification   des  presents  preliminaires  de  paix  ou 
plus  tot,  si  faire  se  peut,  des  nt-gociateurs  hellenes,  munis  de  pouvoirs  neces- 
saires    arriveront  ä  Constantinople    pour    proceder    avec    les    Plenipotentiaires 
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Nr.  ii647.  ottomans  ä  l'elaboration  et  ä  la  signature  du  traite  de  paix  definitif.  Ce  traite 
und  Pforte8  sera  conclu  sur  ^a  ^ase  des  stipulation  du  present  acte  et  contiendra,  en 
6./18.  Sept.  outre,  des  clauses  pour  l'echange  des  prisonniers  de  guerre,  pour  l'amnistie, 
pour  la  libre  emigration  des  babitants  des  territoires  retrocedös,  ainsi  que  pour 
le  mode  d'indemnisation  des  particuliers  en  raison  des  pertes  causecs  par  les 
forces  grecques.  II  stipulera  aussi  le  retablissement  des  relations  postales  et 
telegrafiques,  conformement  aux  accords  generaux  qui  reglent  la  matiere. 

Article  V. 

Des  negociations  seront  en  meme  temps  entamßes  ä  Constantinople  pour 
la  conclusion  dans  un  delai  de  trois  mois  des  arrangements  suivants.  ||  a)  Une 
Convention  reglant  les  questions  de  nationaütes  contestees,  sur  les  bases  du 
projet  negocie  en  1876  entre  la  Turquie  et  la  Grece.  ||  b)  Une  Convention 
consulaire  dans  les  conditions  prevues  par  l'Article  III.  ||  c)  Une  Convention 
d'extradition  pour  la  remise  reciproque  des  criminels  de  droit  commun,  etj| 
d)  Une  Convention  pour  la  repression  du  brigandage  sur  les  frontieres 
communes. 

Article  VI. 

L'etat  de  guerre  entre  la  Turquie  et  la  Grece  cessera  aussitöt  que  le 
present  acte  aura  ete  signe.  j|  L'evacuation  de  la  Thessalie  s'effectuera  dans  le 
delai  d'un  mois  ä  partir  du  moment  oü  les  Puissances  auront  reconnu  comme 
remplies  les  conditions  prevues  aux  deux  derniers  alin^as  de  l'art.  II  et  oü 
l'epoque  de  la  pnblication  de  l'emprunt  pour  l'indemnite  de  guerre  aura  ete 
etablie  par  la  Commission  Internationale,  en  conformite  avec  les  dispositions 
de  l'arrangement  financier  mentionne  dans  le  dit  article.  ||  Le  mode  d'6va- 
cuation  et  de  remise  aux  autorites  helleniques  des  localites  evacuees  sera 
determine  par  les  delegues  des  deux  parties  interessees  avec  le  concours  de 
delegues  des  Grandes  Puissances. 

Article  VII. 
Des  que  le  present  acte  aura  ete  signe  et  ratifie,  des  relations  normales 
entre  la  Turquie  et  la  Grece  seront  reprises:  les  sujets  de  chacun  des  deux 
etats  dont  la  Situation  est  reguliere  devant  la  loi  pourront  sejourner  et  cir- 
culer  librement,  comme  par  le  passe,  sur  le  territoire  de  l'autre,  et  la  liberte 
de  commerce  et  de  navigation  sera  retablie  d'une  maniere  reciproque.  ||  Les 
deux  paities  se  reservent  de  conclure  ulterieurement  un  traite  de  commerce 
et  de  navigation. 

Article  VIII. 

Des  la  ratification  du  present  acte,  les  consulats  pourront  etre  retablis 
et  fonctionner  dans  les  deux  pays  avec  le  concours  des  Representants  des 
Puissances  cbargees  pendant  la  guerre  des  interets  de  leurs  nationaux.  Jusqu'ä 
la  conclusion  et  ä  la  mise  en  vigueur  de  la  Convention  prevue  par  l'article  V 
(§  b.)    les    consuls    exerceront    leurs    fonctions   administratives   sur  les  memes 
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bases  qu'avant  la  guerre.  ||  Quant  aux  affaires  judiciaires  entre  sujets  ottomans   Nr.  11647. 
et    sujets   hellenes,   celles  qui  ont  £te  portees  par  devant  les  tribunaux  ä  une  ur°ds^tee 
date    anterieure  ä  la    declaration    de  guerre,    continueront  ä   etre  traitees   en  6./18.  Sept. 
Turquie,  conformement  au  regime  en  vigueur  avant  la  guerre;  les  affaires  qui 
auront   surgi    posterieurement  ä  la  declaration   de  guerre   seront  traitöes  con- 
formement   aux    principes    du    droit   europeen,    sur   la  base   de   la.  Convention 
turco-serbe  du  26  Fevrier  (9  Mars)  1896. 

Article  IX. 

En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  negociations  entre  la  Turquie 

et  la  Grece,  les  points  contestes  pourront  etre  soumis  par  l'une  ou  l'autre  des 

parties    interessees  ä  l'arbitrage   des  Representants   des  Grandes   Puissauces  ä 

Constantinople,  dont  les  decisions  seront  obligatoires  pour  les  deux  gouverne- 

ments.      Cet    arbitrage    pourra    s'exercer    collectivement    ou    par    designation 

speciale    des    Interesses    et  soit  directement   soit  par  l'eutremise   de   delegues 

speciaux.  ||  En    cas    de    partage    egal    des    voix,    les    arbitres    choisiront    un 

surarbitre. 

Article  X. 

Les  stipulation  de  la  Convention  conclue  le  24  Mai  1881  pour  la  ces- 

sion  de  la  Thessalie  ä  la  Grece,  sont  maintenues,  sauf  Celles  qui  sont  modifiees 

par    le    present  acte.  ||  La  Sublime  Porte   se  reserve  de  saisir  de  ses  propo- 

sitions    pour    le   reglement  des  questions  decoulant  de  la  dite  Convention  les 

Puissances  qui  en  sont  signataires  et  dont  les  decisions  doivent  etre  acceptees 

par  la  Grece. 

Article  XI. 

En  vue  d'assurer  le  maintien  des  rapports  de  bon  voisinage  entre  les 
deux  Etats,  les  Gouvernements  de  la  Turquie  et  de  la  Grece  s'engageront  ä  ne 
pas  tolerer  sur  leur  territoire  des  agissements  de  nature  ä  troubler  la  söeurite 
et  l'ordre  dans  l'Etat  voisin. 

Article   final. 

Aussitöt   que   le  present  acte  aura  recu  l'approbation  de  Sa  Majeste  Im- 
periale le  Sultan,  laquelle  sera  donnee  dans  un  delai  de  huit  jours,  les  clauses 
qu'il  eontient  seront  portees  par  les  Representants  des  Grandes  Puissances  ä 
la  connaissance  du  Cabinet  d'Athenes  et  deviendroiit  executoires. 
Fait  en  double  ä  Constantinople  le  6/18  Septembre  1897. 

Tewfik.  Calice.  Philip   Currie. 

Nelidow.  Saurma. 

P.  Cambon.  Pansa. 

Certifie  conforme  ä  l'original. 

Buyukdere,  le  9/21  Septembre  1897. 

L' Ambassadeur  d'Autriche-IIongrie. 
(L.  S.)  Calice. 
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Nr.  11647.  A. 

Grofsmäckte  t\'i  ..  ^^^  , ,  .       .         .  , 

nnapforte.  Declaration  annexe  a  1  acte  prehrainaire  de  paix 

6./18.  sept.  du  6/18  Septembre  1897. 

1897. 

En  procedant  ä  la  signature  des  preliminaires  de  paix  en  date  de  ce  jour, 
S.  E.  le  Ministre  des  Affaires  ötrangeres  de  S.  M.  I.  le  Sultan  declare  que 
dans  la  pensee  du  Gouvernement  Ottoman,  la  mediation  qui  vient  d'etre  exercöe 
par  les  six  Grandes  Puissanccs  pour  le  retablissement  de  la  paix  et  pour  la 
fixation  de  la  base  des  relations  futures  entre  la  Turquie  et  la  Grece,  ne  doit 
en  rien  influer  sur  le  mandat  d'arbitre  que  les  Representants  des  dites  Puis- 
sances  peuvent  etre  appelees  eventuellement  ä  remplir  en  vertu  de  l'article  IX 
de  ces  preliminaires  de  paix  et  qu'en  consequence  les  arbitres  auront,  comme 
de  regle,  la  plus  parfaite  plenitude  d'appreciation  des  points  ou  des  questions 
qui  leur  auront  ete  soumis  par  les  Parties.  ||  Leurs  Excellences  les  Ambassa- 
deurs prennent  acte  de  cette  Observation  et  recormaissent  qu'elle  est  conforme 
au  sens  de  l'article  IX. 

Tewfik.  Calice.  Philip  Currie. 

v  N61idow.  Saurma. 

P.  Cambon.  Pansa. 


B. 

Deklaration  annexe  ä  l'acte  preliminaire  de  paix 

du  6/18.  Septembre  1897. 

Aussitöt  apres  la  signature  des  preliminaires  de  paix,  les  autorites  Otto- 

manes    en   Thessalie    seront    invitees   ä   s'entendre  avec    les   delegues   Hellenes 

pour   assurer  la  reintegration   dans  leurs  foyers  des  emigres  Thessaliens.  ||  En 

cas  de  difficultes  on  aura  recours  ä  des  delegues   des  Puissances   mßdiatriees. 

Tewfik.  Calice.  Philip  Currie. 

Nelidow.  Saurma. 

P.  Cambon.  Pansa. 

C. 

Delaration  annexe  ä  l'acte  preliminaire  de  paix 
du  6/18  Septembre  1897. 
L'article  IV  des  preliminaires  etablit  que  le  traite  definitif  contiendra 
une  clause  relative  a  l'amnistie.  ||  En  vue  de  faciliter  la  reprise  des  relations 
entre  les  deux  pays  et  d'accelerer  le  retour  de  leurs  sujets  respectifs,  il  est 
convenu  qu'aussitöt  apres  la  ratification  de  l'acte  preliminaire  de  paix  une 
amnistie  generale  sera  proclamee  de  part  et  d'autre  pour  les  nationaux  des 
deux  pays  compromis  ä  l'occasion  de  la  guerre. 

Tewfik.  Calice.  Philip  Currie. 

Nölidow.  Saurma. 

P.  Cambon.  Pansa. 
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La  signature  ci  -  dessus  du  Ministre  ottoman  des  Affaires  etrangeres  se  Nr-  U647. 
trouvant  imprimee  par  suite  d'une  erreur  materielle,  doit  etre  consideree  comme  ^Pforte0 
nulle  et  non  avenue.  6./18.  sept. 

1897. 

Le  15/27  Septembre  1897. 

Le  doyen  autorise 

Onou. 

Dans  le  preambule  de  l'acte  preliminaire  de  paix  du  6/18  Septembre  1897 
au  lieu  „d'Autriche  et  de  Hongrie"  lisez  „d'Autriche-Hongrie". 
Le  17/29  Septembre  1897. 
Le  doyen  autorise 
Onou. 


Description  generale. 

Description  generale  de  la  nouvelle  ligne  frontiere  Turco -Hellene  en 
Tliessalie,  d'apres  la  carte  de  la  frontiere  Turco  Grecque  ä  l'echelle  de  1:50000 
exöcutee  pour  la  Commission  de  delimitation  en  1881.  ||  La  nouvelle  frontiere 
part  du  golfe  de  Salonique  ä  l'embouchure  du  fleuve  Potamoul;  eile  suit  ce 
fleuve  jusqu'ä  Pappapouli,  ensuite  eile  se  dirige  vers  le  nord-ouest  sur  l'aucienne 
frontiere  qu'elle  rejoint  au  sommet  de  Karagatsia  (cöte  1063  pieds)  en  laissant 
Kalyvia  et  Aigamotika  ä  la  Grece.  Elle  se  dirige  ensuite  vers  Krania  et 
Rapsani  en  laissant  ces  deux  villages  ä  la  Grece.  Elle  contourne  par  le  sud 
les  sommets  d'Analipsis  Rapsaniotikos  (3263  p.)  et  de  Sopoto  (4072  p.).  A 
partir  du  sommet  de  Sopoto,  eile  se  dirige  sur  Nezeros,  en  suivant  ä  peu 
pres  le  bas  des  pentes  ä  Test  du  lac  de  Nezeros  et  rejoint  l'ancien  trace  au 
couvent  d'Athanasios,  au  nord  du  village  de  Nezeros.  j|  Du  couvcnt  d'Athanasios 
eile  redescend  dans  la  direction  du  sud  en  suivant  le  bas  des  pentes  ä  l'ouest 
du  lac  de  Nezöros  jusqu'ä  ce  qu'elle  rencontre  le  cours  d'eau  Kodrisiotiko; 
ä  partir  de  lä,  eile  se  dirige  sur  la  hauteur  de  Kokkin  opetra,  au  sud- est  de 
Godaman.  De  Kokkinopetra  eile  prend  la  direction  de  l'ouest,  traverse  la 
vallee  d'Argyropoli  et  atteint  le  contrefort  ä  Test  de  Veletziko  (3671  p.),  ä 
une  distance  d'environ  deux  kilometres  de  ce  sommet.  De  ce  point,  eile  suit 
une  ligne  ä  peu  pres  parallele  ä  l'ancienne  frontiere  et  distante  d'environ  deux 
kilometres,  en  longeant  le  sommet  de  Menexe  et  le  col  de  Melouna  jusqu'au 
nord  du  village  de  Ligaria.  ||  A  un  kilometre  environ  ä  l'ouest  de  Ligaria, 
eile  se  dirige  vers  le  sud  sur  une  longueur  d'environ  trois  kilometres,  puis 
reprend  la  direction  de  l'ouest  et  rejoint  l'ancienne  frontiere  au  nord  de 
Kourtsiovali    (1900  p.).     De    lä,    eile    contourne    le    village    de  Kourtsiovali  ä 
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Nr.  ii647.  l'uuest,  et  reprend  au  sud  du  village  la  direction  de  Test,  en  passant  au  nord 
un°d  Pforte.8  du  soramet  de  Agios-Georgios  (2066  p.);  eile  contourne  ensuite  le  massif  de 
6./18.  Sept.  Losfaki  en  suivant  le  bas  des  pentes  de  ce  massif  ä  Test,  et  laissant  ä  la 
1897,  Grece  la  route  de  Tyrnavo  ä  Melouna.  Elle  rejoint  l'ancienne  frontiere  au 
sommet  (1200  p.)  ä  trois  kilometres  environ  au  N.  0.  de  Tyrnavo.  [|  Elle  se 
separe  de  nouveau  de  l'ancienne  frontiere  ä  Beydeirmeni,  au  bord  de  la  riviere 
Xerias,  contourne  ä  Test  le  massif  de  Sideropalouki  (1694  p.)  et  atteint  le 
fieuve  Salamvrias  ä  un  kilometre  ä  l'ouest  de  Gounitza;  de  lä  eile  se  dirige 
vers  le  sud  et  change  de  direction  vers  l'ouest  au  N.  E.  de  Koutzokhero  en 
passant  ä  un  kilometre  environ  au  nord  de  ce  village.  Elle  traverse  de 
nouveau  le  Salamvrias  et  suit  le  bas  des  pentes  de  la  rive  gauclie  du  fieuve, 
en  se  dirigeant  vers  l'ouest  jusqu'au  sommet  de  Babou  (2147  p.)  qu'elle  con- 
tourne par  le  sud;  eile  remonte  ensuite  vers  le  nord  en  suivant  la  ligne  des 
hauteurs  ä  pic,  laisse  ä  Test  le  sommet  de  Babou  et  continue  dans  la  direction 
du  nord  jusqu'ä  un  kilometre  au  sud  ouest  du  sommet  (1600  p.);  eile  prend 
ensuite  la  direction  de  l'ouest  en  suivant  une  ligne  distante  d'environ  deux 
kilometres  de  l'ancienne  frontiere  qu'elle  rejoint  ä  l'angle  forme  par  celle-ci 
au  nord  de  Gritzanon. 

La  nouvelle  ligne  coupe  ä  l'ouest  d'Elevtherokhorion  l'angle  dont  le 
sommet  est  sur  la  hauteur  (1742  p.).  |]  La  frontiere  suit  l'ancien  trace  jusqu'au 
sommet  de  Gorza  (3196  p.);  de  lä  eile  se  dirige  vers  le  nord  sur  le  point 
trigonoraetrique  de  Barberi,  oü  eile  rejoint  l'ancienne  frontiere.  Elle  la  suit 
jusqu'ä  Piknada;  eile  se  dirige  ensuite  sur  le  sommet  de  Mitriza  (4418  p.).  || 
De  Mitriza  eile  suit  l'ancien  trace  jusqu'au  sommet  de  Nasadico,  situe  au 
N.  0.  du  village  de  Kerassia-Sinou;  de  Nasadico  eile  se  dirige  vers  l'ouest 
sur  le  sommet  de  Kutzuru  (1916  p.),  oü  eile  rejoint  l'ancien  trace  en  passant 
ä  egale  distance  du  village  de  Kritsotades  et  du  sommet  (2555  p.)  qu'elle 
laisse  ä  la  Turquie.  Du  sommet  de  Kutzuru  eile  suit  l'ancien  trace  jusqu'au 
sommet  d'Aghios  Elias;  ä  partir  de  ce  point,  eile  se  dirige  directement  sur 
le  sommet  de  Djuma-Psiti,  en  passant  au  nord  du  village  de  Kerassia.  ||  De 
Djuma-Psiti  eile  suit  l'ancien  trace  jusqu'au  sommet  de  Bulgarie;  de  lä,  eile 
se  dirige  ä  peu  pres  en  ligne  droite  sur  le  sommet  de  Bjumanalta  (3091  p.) 
au  nord-ouest  de  Nostrovo,  oü  eile  rejoint  l'ancien  trace  qu'elle  suit  jusqu'ä 
l'augle  qu'il  forme  ä  un  kilometre  au  sud-ouest  du  village  de  Saghiada.  ||  A 
partir  de  cet  angle,  la  nouvelle  frontiere  se  dirige  vers  le  sud-ouest  sur  le 
sommet  de  Gribovo  (4786  p.)  qu'elle  contourne  par  le  sud;  eile  prend  ensuite 
la  direction  de  l'ouest,  passe  ä  500  metres  au  nord  du  village  de  Generalis, 
ä  un  kilometre  au  nord  du  sommet  (4000  p.),  longe  le  plateau  ä  l'extremine 
duquel  se  trouve  ce  sommet,  passe  ä  un  kilometre  au  sud  du  sommet  (4200  p.), 
descend  ensuite  directement  vers  le  sud  en  passant  ä  500  metres  ä  l'ouest 
du  village  de  Malakassi,  tiaverse  le  Salamvrias  ä  un  kilometre  ä  l'ouest  du 
pont  voisin  de  la  cote  (2180  p.),  passe  ä  un  kilometre  ä  Test  du  sommet 
(3700  p.),   et   vient   rejoindre  la  riviere  descendant  du  sommet  de  Dokimi,   ä 
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Tonest  du  sommet  de  Kizil-Tepc.     Elle  suit  le  cours  de  cette  riviere  jusqu'au  Nr.  11647. 
sommet  de  Dokimi  (6244  p.),   oü  eile  rejoint  l'ancien  trace   et  oü  s'arrete  la Grofsmachte 

N  l   '  *  und  Pforte. 


ion  de  la  irontiere. 

6./18.  Sept. 

Tewfik.                              Calice.                    Philip  Currie. 

1897. 

Nelidow.                 Saurma. 

P.  Cambon.            Pansa. 

Buyukderä,  le  21  Septembre  1897. 

Oertifie  conforme  ä  l'original. 

L'Ambassadeur  d'Autriche-Hongrie. 

Calice. 

Bündnisse,  Verträge,  Konventionen, 
Protokolle  etc. 

Nl\  11648.  DEUTSCHES  REICH.  — Denkschrift  über  die  deutschen 
Niederlassungen  in  Tientsin  und  Hankau.  Am  23. März 
dem  Reichstage  vorgelegt.  Mit  vier  Anlagen  (Ver- 
träge mit  China  vom  3.  und  30.  Oktober  1895,  und 
mit  der  D  eutsch- Asiatischen  Bank  vom  29.  Mai  1897 

und  10.  Februar  1898). 

23.  März  1898. 

Nr.  11648.  Seit  Erschliefsung  des  chinesischen  Reiches  für  den  Fremdenverkehr  sind 

Deutsches  ^  ^n  Qj1jna  lebenden  Fremden  bestrebt  gewesen,  sich  in  den  ihnen  geöffneten 
23.Märzig<j8. Plätzen  geschlossen  anzusiedeln,  um  so  ihren  Lebensgewohnheiten  mehr  Rech- 
nung tragen,  auch  ihre  Geschäfte  erfolgreicher  und  ungestörter  betreiben  zu 
können,  als  dies  bei  vereinzeltem  Wohnen  inmitten  der  chinesischen  Bevölke- 
rung möglich  ist.  Mit  Rücksicht  hierauf  haben  bereits  vor  langer  Zeit  Eng- 
land, Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  China  Verträge 
wegen  Erwerbung  von  Niederlassungen  in  den  wichtigsten  chinesischen  Ver- 
tragshäfen, so  unter  andern  in  Schanghai,  Tientsin  und  Hankau,  abgeschlossen. 
Nach  Inhalt  dieser  Verträge  sollten  den  einzelnen  Mächten  in  den  betreffenden 
Plätzen  bestimmte,  günstig  gelegene  Landflächen  von  mäfsigem  Umfange  gegen 
eine  angemessene  Entschädigung  zur  Besiedelung  durch  ihre  Angehörigen  ein- 
geräumt werden.  Diese  Landflächen  sollten  nach  wie  vor  als  Bestandteile  des 
chinesischen  Reiches  gelten  und  demgemäfs  unter  chinesischer  Gebietshoheit 
bleiben,  aber  fortan  der  Verwaltung  und  Polizei  der  chinesischen  Lokal- 
behörden entzogen  sein.  |j  Auf  dieser  Grundlage  haben  sich  die  in  China  be- 
stehenden Fremden -Niederlassungen  entwickelt.  Das  Niederlassungsareal  ist 
teils  von  den  Vertragsmächten  selbst  auf  dem  Wege  der  Gesamtenteignung, 
teils  von  den  einzelnen  Interessenten  auf  dem  Wege  besonderer  Verhandlungen 
mit  den  bisherigen  chinesischen  Besitzern  erworben  worden.  Die  Verwaltung 
der  Niederlassungsgebiete,  die  hauptsächlich  in  der  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  Strafsen-'  und  Uferanlagen,  in  der  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sicherheit,  in  Vorkehrungen  gegen  Feuers-  und  Diebs- 
gefahr, in  der  Fürsorge  für  Beleuchtung  und  Sanitätswesen,  in  der  Einführung 
und    Überwachung    einer    Baupolizei- Ordnung,    sowie    in    andern    polizeilichen 
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Massnahmen    besteht,    wird    in   der  Regel   durch   einen  Ausschufs  aus  den  auf  Nr.  ii648. 
den  Niederlassungen    angesiedelten  Fremden   unter  Mitwirkung  ihrer  Konsuln     ^J^ 
geführt.  ||  Übrigens    werden    in   den   einzelnen  Niederlassungen   nicht  nur   die  23.Marzi898. 
Angehörigen   der  betreffenden   Vertragsmacht,    sondern    auch   andere   Fremde, 
zum  Teil  sogar  Chinesen,  zum  Landerwerb   oder  wenigstens  zum  Wohnen  zu- 
gelassen.     Auf   diese  Weise    hat    die   vereinigte   englische   und   amerikanische 
Niederlassung   in    Schanghai   allmählich    einen    rein   internationalen    Charakter 
angenommen,     dergestalt,    dafs    dort    hinsichtlich    des    Landerwerbs    und    des 
Wohnens  allen  Fremden  ohne  Unterschied  der  Nationalität  die  gleichen  Rechte 
zustehen,  und  dafs  die  für  die  Verwaltung  mafsgebenden  Verordnungen  nur  mit 
Genehmigung  der  Vertreter  sämtlicher  Vertragsmächte  erlassen  und  abgeändert 
werden.   Dagegen  haben  die  übrigen  Niederlassungen  ihren  nationalen  Charakter 
behalten,  indem  die  einzelne  Vertragsmacht  die  Bedingungen  vorschreibt,  unter 
denen    die    Niederlassungsgrundstücke    an    Fremde    veräufsert    oder    vermietet 
werden  dürfen,  und  so  dafür  sorgt,  dafs  ihre  Interessen,  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung,  gewahrt  bleiben.  ||  Wenngleich  hiernach  die  in  China 
lebenden  Deutschen  in  der  Lage  sind,  sich  in  den  bereits  bestehenden  Fremden- 
niederlassungen anzusiedeln,  so  hat  sich  doch  für  sie  schon  seit  längerer  Zeit 
das  Bedürfnis    nach  dem  Besitz   eigener  Niederlassungen   herausgestellt.     Ein- 
mal entspricht  es  nicht  der  angesehenen  Stellung,  die  die  deutschen  Kaufleute 
in  China  einnehmen,  dafs  sie  in  den  Niederlassungen  anderer  Nationen  gewisser- 
mafsen   zu  Gaste   wohnen.      Vielmehr   erscheint   es   zur  Hebung  des  deutschen 
Ansehens  in  den  Augen  der  Chinesen  wie  überhaupt  zur  Stärkung  des  Deutsch- 
tums in  China  erwünscht,  dafs  dem  Deutschen  Reiche  auf  dem  in  Rede  stehen- 
den Gebiete  dieselben  Rechte,    wie   den  übrigen  Vertragsmächten,    eingeräumt 
werden.     Dazu  kommt,  dafs  das  Wohnen  in  den  fremden  Niederlassungen  für 
die  Deutschen  Mifsstände  zur  Folge  gehabt  hat,  die  um  so  fühlbarer  geworden 
sind,  je  erfolgreicher  sich  der  deutsche  Chinahandel  entwickelt  hat.    Denn  ab- 
gesehen davon,  dafs  die  bestehenden  Niederlassungen  zum  Teil  neue  Ansiedler 
wegen  Raummangels  nicht  mehr  aufnehmen  können,  werden  die  darin  ansässigen 
Deutschen  nicht  immer  als  gleichberechtigt  mit  den  Angehörigen  der  betreffenden 
Vertragsmacht  behandelt.    So  hat  beispielsweise  die  Verwaltung  der  englischen 
Niederlassung  in  Hankau  nur  der  englischen  Flagge  ein  Anlegerecht  am  Ufer 
der  Niederlassung  eingeräumt  und  damit  der  deutschen  Schiffahrt  den  Platz  so 
gut  wie  verschlossen,  |  Aus  diesen  Gründen  ist  die  Errichtung  deutscher  Nieder- 
lassungen in  China  ins  Auge  gefafst  worden,  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die 
in  Betracht  kommenden  deutschen  Interessen  zunächst  in  Tientsin  und  Hankau, 
während  in  Schanghai  bei  dem  Bestehen  der  dortigen  internationalen  Nieder- 
lassung ein  solches  Bedürfnis  bisher  nicht  hervorgetreten  ist. 

Tientsin,  das  etwa  1  Million  Einwohner  zählt,  liegt  am  rechten  Ufer  des 
Peiho-Stromes,  rund  50  km  von  seiner  Mündung  in  den  Golf  von  Petschili 
entfernt,  und  ist  durch  eine  Eisenbahn  mit  dem  Hafenorte  Tongku  in  der  Nähe 
der  Peiho-Miindung  sowie  neuerdings  auch  mit  der  125  km  entfernten  Reichs- 
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Nr.  11648.  hauptstadt    Peking    verbunden.      Der    Gesamtwert    seines    Handels,    soweit    er 
Reich.     ifi    der   Statistik    des    Seezollamts    nachgewiesen    ist,    betrug    im    Jahre    1896 

23.M*«i898.5i3i6  367  Taels  (rund  154000000  Mark),  wovon  42  754  527  Taels  auf  die 
Einfuhr  und  8  561  840  Taels  auf  die  Ausfuhr  fielen.  Die  Nähe  der  Haupt- 
stadt und  das  ausgedehnte  Hinterland  lassen  eine  weitere  Entwickelung  des 
Platzes  erwarten.  In  Tientsin  befinden  sich  gegenwärtig  24  deutsche  oder 
unter  deutschem  Schutze  stehende  Firmen,  die  an  dem  dortigen  Handel  in 
höherem  Mafse  beteiligt  sind,  als  die  Firmen  aller  übrigen  Nationen  zusammen- 
genommen. [|  Hankau  liegt  an  der  Vereinigung  des  Han  mit  dem  Yangtse- 
Strom,  am  linken  Ufer  des  letzteren,  584  Seemeilen  von  Schanghai  wie  von 
der  Mündung  des  Yangtse  in  das  Meer  entfernt.  Dieser  Strom,  der  bis  Han- 
kau, wenigstens  in  den  Sommermonaten,  für  Seeschiffe  jeden  Tiefgangs  schiff- 
bar ist,  und  seine  Nebenflüsse  bilden  die  Verkehrsstrafsen,  die  den  Platz  einer- 
seits mit  den  reichen  und  stark  bevölkerten  chinesischen  Provinzen  Hupei, 
Hunan  und  Szechuan  von  zusammen  über  81  Millionen  Bewohnern,  anderer- 
seits mit  Schanghai  und  den  übrigen  Küstenstädten  Chinas  sowie  mit  den 
europäischen  Häfen  in  Verbindung  bringen.  Diese  günstigen  Verkehrsverhält- 
nisse haben  zur  Folge  gehabt,  dafs  an  der  Einmündung  des  Han  in  den 
Yangtse  die  drei  Orte  Hankau,  Hanyang  und  Wutschang  dicht  nebeneinander 
entstanden  sind  und  zusammen  einen  Städtekomplex  von  über  2  Millionen  Ein- 
wohnern bilden,  wovon  800  000  auf  Hankau  fallen.  Ein  weiterer  Aufschwung 
des  Platzes  wird  durch  die  in  Aussicht  genommene  Eisenbahnverbindung  mit 
Peking  herbeigeführt  werden,  da  auf  diese  Weise  das  Handelsgebiet,  das  in 
Hankau  seinen  Verkehrsmittelpunkt  hat,  wesentlich  vergröfsert  werden  wird. 
Der  Handelsverkehr  Hankaus  belief  sich  nach  der  Statistik  des  Seezollamts  im 
Jahre  1896  auf  44  306493  Taels  (rund  133000000 Mark),  wovon  20856948  Taels 
auf  die  Einfuhr  und  23  449  545  Taels  auf  die  Ausfuhr  fielen.  Der  Ausfuhr- 
handel liegt  zu  einem  erheblichen  Teile  in  den  Händen  der  dort  bestehenden 
sieben  deutschen  Firmen.  Auch  haben  sich  kürzlich  in  Hankau  und  in  der 
Nähe  deutsche  Techniker  und  Militärs  sowie  andere  in  chinesische  Dienste 
übergetretene  Deutsche  niedergelassen.  ||  Unter  diesen  Umständen  entsprach  es 
der  Billigkeit  wie  dem  Deutschland  vertragsmäfsig  zustehenden  Meistbegün- 
stigungsrechte, dafs  seinen  Angehörigen,  ebenso  wie  den  anderer  Nationen, 
eigene  Niederlassungen  in  den  genannten  Plätzen  eingeräumt  wurden.  Die 
deswegen  mit  der  Chinesischen  Regierung  im  Jahre  1895  geführten  Verhand- 
lungen haben  den  gewünschten  Erfolg  gehabt,  indem  unterm  3.  und  30.  Ok- 
tober 1895  die  in  Abschrift  beigefügten  Niederlassungsverträge  abgeschlossen 
worden  sind. 

Durch  diese  Verträge  ist  der  Kaiserlichen  Regierung  in  Tientsin  und 
Hankau  die  Abtretung  bestimmter,  am  Peiho  und  am  Yangtse  in  der  Nähe 
der  übrigen  Fremden-Niederlassungen  liegenden  Landflächen  zur  Begründung 
deutscher  Niederlassungen  zugesagt  worden.  Diese  Landflächen  sollen  gegen 
eine   einmalige  Entschädigung  der   bisherigen  Besitzer   und  gegen  eine  an  die 
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Chinesische  Regierung  abzuführende,  nach  dem  Ertrage  der  bisherigen  Grund-  Nr.  ii648. 
steuern  bemessene  jährliche  Geldleistung  von  unbedeutender  Höhe  der  Kaiser-   Dentsches 

Reich. 

liehen  Regierung  oder  ihren  Angehörigen  dem  Wortlaute  nach  auf  ewige  Zeiten  23.Märzi898. 
vermietet,  in  Wirklichkeit  aber  zum  Eigentum  übertragen  werden,  da  das 
daran  einzuräumende  Recht  nach  dem  Inhalte  der  Verträge  alle  zum  vollen 
Eigentum  gehörigen  Befugnisse  umfafst.  Der  Flächeninhalt  der  Tientsin-Nieder- 
lassung,  für  die  inzwischen  auch  der  in  dem  Vertrage  erwähnte  Teil  der 
früheren  amerikanischen  Konzession  verfügbar  geworden  ist,  beträgt  ohne  die 
chinesischen  oder  sonstigen  Enklaven  rund  1100  Mow  gleich  67  ha  mit  1450  m 
Uferfront,  die  Gröfse  der  Hankau-Niederlassung  rund  36  000  D-Chang  gleich 
46  ha  mit  1090  m  Uferfront.  Diese  Gröfsenverhältnisse  tragen  nach  sach- 
verständigem Urteile  dem  Bedürfnis  des  deutschen  Handels  auf  absehbare  Zeit 
Rechnung.  Im  übrigen  ergiebt  sich  aus  den  einzelnen  Vertragsbestimmungen, 
dafs  die  Niederlassungsgebiete,  ebenso  wie  die  übrigen  Fremden-Niederlassungen, 
unter  chinesischer  Gebietshoheit  bleiben,  aber  fortan  der  deutschen  Verwaltung 
unterworfen  sind.  ||  Nach  Abschluß  der  Niederlassungsverträge  mit  China  stand 
die  Kaiserliche  Regierung  vor  der  Aufgabe,  für  die  Begründung  und  Ein- 
richtung der  Niederlassungen  Sorge  zu  tragen.  Dabei  handelte  es  sich  in 
erster  Linie  um  die  Frage,  auf  welchem  Wege  die  erheblichen  Mittel  auf- 
gebracht werden  sollten,  die  zur  Enteignung  der  in  den  Niederlassungen 
liegenden  Grundstücke,  Häuser  und  Gräber,  ferner  zur  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  Uferbefestigungen,  Quais  und  Strafsen,  zur  Austrocknung  der 
Sümpfe  und  Aufschüttung  der  Grundstücke,  endlich  zur  Errichtung  der  für  die 
Gemeindezwecke  der  Niederlassungen  bestimmten  Bauten  erforderlich  waren. 
Nach  dieser  Richtung  sind  drei  Möglichkeiten  in  Erwägung  genommen  worden. 
Der  erste  Weg  bestand  darin,  dafs  die  deutsche  Regierung  den  Ankauf  des 
Grund  und  Bodens,  sowie  die  Herstellung  der  erwähnten  Anlagen  und  Bauten 
selbst  in  die  Hand  nahm  und  es  sodann  versuchte,  die  vom  Reiche  veraus- 
lagten Beträge  durch  Weiterverkauf  der  einzelnen  Parzellen  und  die  späteren 
Einnahmen  der  Niederlassungen  zu  decken.  Dies  System,  das  selbstredend  die 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  des  Reichstags  zu  einer  derartigen  Verwendung 
von  Reichsmitteln  vorausgesetzt  hätte,  erschien  deshalb  nicht  anwendbar,  weil 
es  im  Falle  einer  ungünstigen  Entwickelung  der  Niederlassungen  nicht  nur  die 
ganze  Verantwortlichkeit  dem  Reiche  auferlegt,  sondern  letzteres  auch  der 
Gefahr  ausgesetzt  hätte,  die  aufgewendeten  Mittel  wenigstens  teilweise  zu  ver- 
lieren. Dagegen  hätten  von  einer  Steigerung  des  Grundwertes  bei  günstigem 
Verlaufe  nur  die  Erwerber  der  einzelnen  Grundstücke  Gewinn  gezogen,  da 
eine  spekulative  Beteiligung  des  Reichs  an  dem  Unternehmen  mit  seiner  Stel- 
lung nicht  wohl  vereinbar  gewesen  wäre.  Dazu  kam,  dafs  in  Hankau  zwei  in 
Ostasien  ansässige  deutsche  Firmen:  Arnhold,  Karberg  &  Co.  und  Melchers  &  Co. 
kurz  vor  Abschlufs  des  Vertrags  mit  China  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Niederlassungsfläche,  insbesondere  die  Mehrzahl  der  wertvollen  Ufergrundstücke, 
erworben  hatten  und  daher  an  den  Vorteilen  der  zu  errichtenden  Anlagen  ohne 
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Nr.  H648.  eine  entsprechende  Gegenleistung  teil  genommen  haben  würden.  Hiernach  er- 
DRekhaS  scuien  es  geboten,  bei  der  Begründung  der  Niederlassungen  von  einer  finan- 
23.Märzi898.  ziellen  Inanspruchnahme  des  Reichs  abzusehen.  ||  Die  zweite  in  Betracht  ge- 
zogene Möglichkeit  war  die,  dafs  die  Regierung  es  den  Interessenten  überliefs, 
die  Grundstücke  freihändig  oder  im  Wege  der  durch  Vermittelung  der  chine- 
sischen Behörden  zu  bewirkenden  Zwangsenteignung  zu  erwerben  und  sich  so- 
dann nach  Mafsgabe  der  von  ihnen  selbst  aufzubringenden  Mittel  einzurichten. 
Dieser  Weg  würde,  wenn  er  überhaupt  zum  Ziel  geführt  hätte,  eine  überaus 
langsame  Entwickelung  der  Niederlassungen  zur  Folge  gehabt  haben.  Denn 
abgesehen  davon,  dafs  bei  freihändiger  Veräufserung  der  Grundstücke  das 
Niederlassungsareal,  wenigstens  das  ungünstiger  gelegene,  voraussichtlich  nur 
allmählich  in  deutsche  oder  andere  europäische  Hände  übergegangen  sein  würde, 
waren  die  deutschen  Firmen  in  Tientsin  und  Hankau  nach  den  vorliegenden 
Konsularberichten  weder  willens  noch  in  der  Lage,  die  für  die  Einrichtung  der 
Niederlassungen  erforderlichen  kostspieligen  Anlagen  herzustellen.  Ohne  solche 
Anlagen  aber  wäre  eine  Besiedelung  der  Niederlassungen  schon  deshalb  un- 
möglich gewesen,  weil  die  fraglichen  Landgebiete  häufig  Überschwemmungen 
ausgesetzt  und  daher  ohne  entsprechende  Uferbefestigungen  und  Quaianlagen 
für  europäische  Wohnstätten  nicht  geeignet  sind.  ||  Es  blieb  somit  nur  der 
dritte  Weg  übrig,  nämlich  die  Begründung  und  Einrichtung  der  Nieder- 
lassungen kapitalkräftigen  Aktiengesellschaften  zu  übertragen  und  ihnen  unter 
gewissen,  die  deutschen  Interessen  sichernden  Bedingungen  den  Weiterverkauf 
der  einzelnen  Baugrundstücke  sowie  die  finanzielle  Verwertung  der  herzu- 
stellenden Anlagen  zu  gestatten.  Zur  Gründung  solcher  Terraingesellschaften 
erschienen  an  erster  Stelle  die  deutschen  Interessenten  in  Tientsin  und  Hankau 
berufen.  Nachdem  diese  indes  ein  entsprechendes  Vorgehen  abgelehnt  hatten, 
ist  es  nach  langwierigen  Verhandlungen  gelungen,  die  Deutsch-Asiatische  Bank 
in  Berlin  zur  Finanzierung  des  Unternehmens  zu  veranlassen.  Zwischen  ihr 
und  der  Kaiserlichen  Regierung  sind  zunächst  wegen  Übernahme  der  Tientsin- 
Niederlassung  und,  nach  Anschlufs  der  deutschen  Grundbesitzer  in  Hankau  an 
das  Bankunternehmen,  auch  wegen  Übernahme  der  Hankau-Niederlassung  die 
in  Abschrift  anliegenden  Verträge  vom  29.  Mai  1897  und  vom  10.  Februar 
1898  zu  stände  gekommen. 

Nach  Inhalt  dieser  Verträge  hat  sich  die  Bank  verpflichtet,  die  Mittel 
zur  Enteignung  der  Niederlassungsterrains  herzugeben  und  innerhalb  bestimmter 
Fristen  die  erforderlichen  Quai-  und  Strafsenanlagen  zu  errichten.  Dagegen 
wird  ihr  der  Grund  und  Boden  der  Niederlassungen  zur  Weiterveräufserung 
an  die  Interessenten  übertragen.  Auch  erhält  sie  die  Befugnis,  die  herzu- 
stellenden Uferanlagen  unter  Aufsicht  des  Reiches  finanziell  auszunutzen,  d.  h. 
Hafen-,  Anlege-  und  Lagergebühren  nach  einem  von  der  Kaiserlichen  Re- 
gierung zu  genehmigenden  Tarife  zu  erheben.  Bei  Weiterveräufserungen  ist 
jedem  Erwerber  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  sich  den  in  den  Niederlassungen 
zu  gründenden  Gemeinden  anzuschliefsen,   während  Nichtdeutsche  sich  aufser- 
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dem   in   allen   das  Grundstück   und  ihre   Stellung  zur  Niederlassungsgemeinde  Nr.  neis. 
betreffenden    Rechtsverhältnissen    dem    deutschen   Rechte    und    der   deutschen  Deutsches 

Reich. 

Gerichtsbarkeit  zu  unterwerfen  haben.  Der  Übergang  eines  Grundstücks  auf23.närzi898. 
einen  Nichtdeutschen  setzt  überdies  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung 
des  zuständigen  Kaiserlichen  Konsularvertreters  voraus.  Die  vorstehend  er- 
wähnten Beschränkungen  sind  ebenso,  wie  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
an  die  Chinesische  Regierung  zu  entrichtenden  Grundzinses,  als  dingliche  Be- 
lastungen der  einzelnen  Grundstücke  in  den  anzulegenden  Grundbüchern  ein- 
zutragen. Ferner  hat  sich  das  Reich  in  jeder  Niederlassung  das  Recht  vor- 
behalten, zwei  von  ihm  auszuwählende  Parzellen,  die  zur  Errichtung  eines 
Konsulatsgebäudes  und  eines  Rathauses  bestimmt  sind,  zu  Enteignungspreisen 
zu  übernehmen.  Auch  sollen  die  Straisennetze  sofort  und  die  Uferanlagen 
gegen  Erstattung  der  aufgewendeten  Kosten  nach  50  Jahren  in  das  Eigentum 
der  Niederlassungsgemeinden  übergehen.  Endlich  hat  die  Bank  in  der  Tientsin- 
Niederlassung  ein  Drittel  des  von  ihr  zu  erwerbenden  Areals  an  deutsche 
Interessenten  parzellen weise  zu  veräufsern,  dergestalt,  dafs  auf  dieses  Drittel 
die  an  die  einzelnen  Erwerber  abgegebenen  Baugrundstücke  nur  bis  zu  einer 
bestimmten  Gröfse  zur  Anrechnung  gelangen.  ||  Durch  den  Abschlufs  dieser 
Verträge  dürfte  sowohl  den  Interessen  der  in  Tientsin  und  Hankau  ansässigen 
Deutschen  genügend  Rechnung  getragen  sein,  als  auch  der  deutsche  Charakter 
der  Niederlassungen  gewahrt  bleiben.  ||  Die  deutschen  Interessenten  sind  in  der 
Lage,  sich  demnächst  in  den  mit  den  erforderlichen  Anlagen  versehenen  Nieder- 
lassungen anzusiedeln  und  deren  Verwaltung  selbstständig  in  die  Hand  zu 
nehmen,  da  letztere  nicht  etwa  der  Bank  oder  den  von  ihr  zu  gründenden 
Terraingesellschaften,  sondern,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  besonderen  ins 
Leben  zu  rufenden  Niederlassungsgemeinden  übertragen  werden  soll.  ||  In  der 
Tientsin-Niederlassung  ist  ferner  dafür  Sorge  getragen,  dafs  die  Interessenten 
unter  verhältnismäfsig  günstigen  Bedingungen  Baugrundstücke  erwerben  können. 
Denn  wenn  auch  die  Bank  nicht  verpflichtet  ist,  das  an  Deutsche  zu  ver- 
äuisernde  Drittel  zu  bestimmten  Preisen  wegzugeben,  so  werden  sich  doch  mit 
Rücksicht  darauf,  dafs  für  dieses  Drittel  das  Angebot  die  Nachfrage  über- 
steigen dürfte,  die  Preise  für  deutsche  Käufer  billiger,  wie  für  Fremde,  ge- 
stalten. In  den  Vertrag  über  die  Hankau-Niederlassung  eine  ähnliche  Bestim- 
mung aufzunehmen,  erschien  nicht  erforderlich,  da  dort  die  Hauptinteressenten 
an  dem  Unternehmen  selbst  in  ausgiebiger  Weise  beteiligt  sind.  Endlich  war 
die  Bank  bereit,  die  deutschen  Firmen  in  Tientsin  und  Hankau  an  den  zu 
gründenden  Terraingesellschaften  in  der  Weise  zu  beteiligen,  dafs  sie  ihnen 
einen  entsprechenden  Teil  der  auszugebenden  Aktien  zu  Originalbedingungen 
überliefs.  Doch  ist  von  einer  vertragsmäßigen  Festlegung  dieser  Verpflichtung 
abgesehen  worden,  weil  die  Interessenten  nach  den  vorliegenden  Konsular- 
berichten von  einem  solchen  Rechte  keinen  Gebrauch  gemacht  hätten.  ||  Der 
deutsche  Charakter  der  Niederlassungen  wird  dadurch  gewahrt,  dafs  die  sich 
dort  ansiedelnden  Nichtdeutschen  zur  Erwerbung  eines   Grundstücks   der  Ge- 
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Nr.  H648.  nehmigung  des  Kaiserlichen  Konsularvertreters  bedürfen,  auch  die  deutsche 
Eeich.  Verwaltung  und  die  deutsche  Gerichtsbarkeit  in  Land-  und  Niederlassungs- 
23.Märzi898.  sachen  anerkennen  müssen.  Auf  diese  "Weise  wird  der  Überhandnähme  des 
fremden  Elements  in  einem  den  deutschen  Charakter  der  Niederlassungen  ge- 
fährdenden Mafse  unschwer  vorzubeugen  sein.  Auch  wird  bei  Einrichtung 
der  Verwaltung  den  deutschen  Interessen  durch  die  Gestaltung  der  Gemeinde- 
statuten gebührend  Rechnung  getragen  werden  können.  Die  nichtdeutschen 
Ansiedler  von  den  Niederlassungen  vollständig  auszuschliefsen,  erschien  schon 
mit  Rücksicht  auf  das  nach  dieser  Richtung  in  den  übrigen  Fremden-Nieder- 
lassungen gegebene  Beispiel  nicht  angängig.  Überdies  entspricht  die  Zulassung 
der  Fremden  den  deutschen  Interessen,  da  sonst  nur  ein  verhältnismäfsig 
kleiner  Teil  der  Niederlassungsgebiete  besiedelt  werden  könnte. 

In  Ausführung  der  mit  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  abgeschlossenen 
Verträge  hat  die  Kaiserliche  Regierung  bereits  die  Enteignung  eines  Teils  der 
Niederlassungsgebiete  veranlafst,  während  die  Erwerbung  des  Restes  voraus- 
sichtlich in  nächster  Zeit  erfolgen  wird.  Die  Bank  hat  zunächst  in  Gemein- 
schaft mit  der  auch  in  Tientsin  vertretenen  Firma  Rudolph  Wahl  in  Köln  am 
Rhein  eine  Terraingesellschaft  für  die  Tientsin  -  Niederlassung  gebildet  und 
wird  nunmehr  eine  solche  auch  für  die  Hankau-Niederlassung  ins  Leben  rufen, 
an  der  sich  die  beiden  Firmen  Arnhold,  Karberg  &  Co.  und  Melchers  &  Co. 
mit  dem  von  ihnen  erworbenen  Grundbesitze  beteiligen  werden.  Ferner  hat 
sie  in  der  Tientsin-Niederlassung  mit  den  erforderlichen  Uferarbeiten,  Auf- 
schüttungen und  Parzellierungen  begonnen,  so  dafs  dort  demnächst  mit  der 
Weiterveräufserung  der  Baugrundstücke  vorgegangen  werden  kann.  ||  Was  die 
rechtliche  Gestaltung  der  deutschen  Niederlassungen  betrifft,  so  ist  von  einem 
Eingreifen  der  deutschen  Gesetzgebung  vorläufig  Abstand  genommen  worden. 
Denn  abgesehen  davon,  dafs  zu  einem  solchen  Vorgehen  noch  die  erforderliche 
Erfahrung  fehlt,  dürften  die  bestehenden  Gesetze,  soweit  sich  die  Sache  bis 
jetzt  beurteilen  läfst,  für  die  in  den  Niederlassungen  angesiedelten  Reichs- 
angehörigen im  allgemeinen  ausreichen  und  nötigenfalls  durch  Vertragsbestim- 
mungen ergänzt  werden  können.  Soweit  es  sich  dagegen  um  Fremde  handelt, 
würde  die  deutsche  Gesetzgebung  als  solche  überhaupt  nicht  zur  Anwendung 
kommen.  Insbesondere  ist  zu  beachten,  dafs  die  Niederlassungen  nach  wie 
vor  als  Bestandteile  des  chinesischen  Staatsgebiets  anzusehen  sind,  so  dafs  für 
sie  auch  die  von  China  mit  anderen  Mächten  abgeschlossenen  Verträge  bestehen 
bleiben.  Ein  Eingreifen  in  die  Rechte  der  Angehörigen  dieser  Vertragsstaaten 
ist  daher  nicht  ohne  weiteres  auf  dem  Wege  der  deutschen  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  möglich;  vielmehr  werden  ihnen  nur  vertragsmäfsig  die  notwendig 
scheinenden  Beschränkungen  auferlegt  werden  können.  ||  Hiernach  kommen  für 
die  in  den  Niederlassungen  wohnenden  Reichsangehörigen  vor  allem  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879 
in  Betracht,  während  die  dort  lebenden  Fremden  auf  Grund  der  von  ihren 
Mächten  abgeschlossenen  Verträge  im  allgemeinen    ihrem  eigenen  Rechte  und 
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ihren  eigenen  Behörden  unterstehen.  Nur  soweit  es  sieh  um  die  Nieder-  Nr-  H648. 
lassungsgrundstücke  selbst  handelt,  soll  den  Fremden  die  Verpflichtung  auf-  K^ich  ^ 
erlegt  werden,  sich  der  deutschen  Verwaltung  sowie  der  deutschen  Gerichts- 23-März1898- 
barkeit  zu  unterwerfen,  damit  auch  die  von  ihnen  erworbenen  Grundstücke  in 
der  deutschen  Rechts-  und  Machtsphäre  festgehalten  werden.  Um  für  das  in 
Landsachen  zur  Anwendung  gelangende  Recht  eine  feste  Grundlage  zu  schaffen, 
besteht  die  Absicht,  Grundbücher  für  die  Niederlassungsgebiete  anzulegen  und 
dadurch  die  Anwendung  der  preufsischen  Grundbuchverfassung,  also  insbeson- 
dere der  Grundbuchordnung  und  des  Gesetzes  über  den  Eigentumserwerb  und 
die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke  etc.  vom  5.  Mai  1872,  herbeizu- 
führen. ||  Die  Verwaltung  der  Niederlassungen,  deren  Kosten  aus  den  dort 
einzuführenden  Abgaben  zu  decken  sind,  soll,  ebenso  wie  in  den  übrigen 
Fremden-Niederlassungen,  der  Hauptsache  nach  in  die  Hände  der  aus  den 
Ansiedlern  bestehenden  Niederlassungsgemeinden  gelegt  werden ,  denen  zu 
diesem  Zwecke  Korporationsrechte  verliehen  werden  sollen.  Im  übrigen 
werden  die  Gemeindeverfassungen  im  wesentlichen  auf  dem  Wege  des  Vertrags 
mit  den  einzelnen  Mitgliedern  durchzuführen  sein,  da  in  Ermangelung  beson- 
derer gesetzlicher  Vorschriften  den  Niederlassungsgemeinden  öffentlichrechtliche 
Befugnisse  im  eigentlichen  Sinne  nicht  übertragen  werden  können.  Als  Organe 
dieser  Gemeinden  werden  von  den  Mitgliedern  Gemeinderäte  gewählt  werden, 
denen  bei  der  Verwaltung  der  Niederlassungen  möglichst  freie  Hand  gelassen 
werden  soll,  und  über  deren  Bildung,  Befugnisse  und  Geschäftsführung  die 
Gemeindestatuten  Bestimmungen  zu  treffen  haben.  Mit  der  Ausarbeitung 
dieser  Statuten  sind  gegenwärtig  die  Kaiserlichen  Vertreter  in  China  beschäftigt, 
ebenso  mit  der  Aufstellung  von  Polizei-Ordnungen,  die  auf  Grund  des  §  4 
Absatz  3  des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes  in  den  Niederlassungsgebieten 
eingeführt  werden  sollen.  Dabei  sind  die  Kaiserlichen  Vertreter  angewiesen 
worden,  die  dortigen  deutschen  Interessenten  zuzuziehen  und  deren  Wünschen 
und  Vorschlägen  thunlichst  Rechnung  zu  tragen. 


Anlage  I. 

Niederlassungs  -  Vertrag. 

(Deutsche  Niederschrift.) 

Der  Kaiserlich  Deutsche  General-Konsul  in  Schanghai,  Dr.  Stuebel,  und  der 
Tautai    des    Han    Huang    Te-  Kreises    in    Hupei,    Zoll -Superintendent    für    den 

fremden  Handel  in  Hankau,  Inhaber  des  2.  Rangknopfes,  Yün, 
haben,  vorbehaltlich  der  Genehmigung   der  beiden  Beamten  vorgesetzten  Be- 
hörden, folgenden  Mietvertrag  auf  ewige  Zeiten  geschlossen: 

Artikel  I. 
Nachdem  mit  Rücksicht  auf  die  Entwickelung  des  deutschen  Handels  die 
Eröffnung  einer  neuen  Niederlassung  in  Hankau  beantragt  ist,  haben,  ich  der 
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Nr.  H648.  Zoll-Superintendent,  im  Auftrage  des  stellvertretenden  General-Gouverneurs  der 
Reich,     beiden  Hu-Provinzen,  Tan,  und  ich  der  deutsche  General-Konsul,  hierfür  nach 

23.Märzi898.  vorgängiger  Prüfung  ein  Stück  Land  in  dem  Marktorte  Hankau  unterhalb  der 
englischen  Niederlassung  ausgewählt,  welches  sich  mit  seiner  Frontseite,  aufser- 
halb  des  Tung-chi-Thores,  von  der  Grenze  des  am  Flusse  liegenden  Regierungs- 
landes ab  bis  in  die  Gegend  Li-chia-tun  (Hügel  der  Familie  Li)  erstreckt, 
und  300  chang  in  der  Länge  mifst.  Die  Tiefe  des  Landes,  dessen  Ufergrenze 
jetzt  noch  überschwemmt  ist,  ist  auf  120  chang  festgesetzt.  ||  Am  24.  des 
7.  Monats  (12.  September)  hat  auch  bereits  in  Gegenwart  des  deutschen 
General-Konsuls  und  des  deutschen  Vize-Konsuls  Thyen,  sowie  des  Hanyang- 
Magistrats  Hsüch  und  des  Unterpräfekten  Tung  die  Abmessung  der  Längen- 
ausdehnung der  deutschen  Niederlassung  stattgefunden  und  es  sind  an  den 
Endpunkten  Grenzsteine  gesetzt  worden.  Die  Tiefenausdehnung  der  Nieder- 
lassung soll  festgesetzt  werden,  sobald  das  Wasser  des  Flusses  von  dem  Ufer- 
rand zurückgetreten  ist. 

Artikel  II. 
Der  gesamte  Flächeninhalt  dieses  Landes  ist  600  Mow.  Die  Grundsteuer 
beträgt  für  jeden  Mow  0,117  Tael,  also  für  die  ganze  Fläche  70,20  Tael.  Die 
Reissteuer  bringt  für  jeden  Mow  2,84  Sch&ng,  also  im  ganzen  17  Picul 
4  Scheng  Reis.  Der  Picul  Reis  zu  3  Tael  gerechnet  ergiebt  eine  Summe  von 
51,12  Tael  an  Reissteuer  für  die  ganze  Niederlassung.  An  Grund-  und  Reis- 
steuer ist  hiernach  chinesischerseits  der  Gesamtbetrag  von  121,32  Tael  seither 
jährlich  von  dem  Lande  entrichtet  worden.  Denselben  Betrag  wird  der 
deutsche  Konsul  jedes  Jahr  im  4.  chinesischen  Monat  an  den  Hanyang-Magi- 
strat voll  entrichten,  welcher  denselben  weiter  abführen  wird.  ||  Dafür  wird  das 
Land  auf  ewige  Zeiten  an  die  Deutsche  Regierung  vermietet,  welche  durch 
ihre  Beamten  dahin  wirken  wird,  dafs  dasselbe  sobald  als  möglich  aus  chine- 
sischen in  fremde  Hände  übergeht.  Für  Land,  welches  noch  nicht  aus  chine- 
sischen in  fremde  Hände  übergegangen  ist,  wird  der  Mietzinsbetrag  auch 
fernerhin  von  dem  chinesischen  Besitzer  entrichtet  werden.  ||  Durch  das  Grund- 
buch, welches  der  deutsche  Konsul  führt,  wird  nachgewiesen,  wer  Landmieter 
in  der  deutschen  Niederlassung  ist  und  für  welche  Beträge  der  eingetragene 
Landmieter  seine  Rechte  an  dem  Land  etwa  an  Dritte  verpfändet  hat.  ||  Die 
Verwaltung  der  deutschen  Niederlassung  wird  der  deutsche  Konsul  nach  Mafs- 
gabe  dieses  Mietvertrages  und  der  hierfür  zu  entwerfenden  Verordnungen 
leiten.     Chinesen  sollen  in  der  Niederlassung  nicht  mitwohnen  dürfen. 

Artikel  III. 
Wer  Land  in  der  deutschen  Niederlassung  von  dem  chinesischen  Besitzer 
mietweise  erwerben  will,  ist  zur  Entschädigung  des  letzteren  nach  folgenden 
Grundsätzen  verpflichtet :  Die  Entschädigung  ist  nach  den  Grundsätzen  der 
Billigkeit  und  nach  den  Preisen  festzusetzen,  welche  innerhalb  der  letzten 
drei  Monate  für  ähnliches  Land  gezahlt  worden  sind.    Der  Zoll-Superintendent 
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wird  nicht  zugeben,  dafs  die  Chinesen  die  üblichen  Preise  künstlich  in  die  Nr-  11648- 
Höhe  treiben,  andererseits  dürfen  auch  die  deutschen  Kaufleute  die  Abtretung  R^b!* 
nicht  mit  Gewalt  erzwingen.  Im  übrigen  bleibt,  soweit  hierfür  sich  noch  ein 23März1898- 
Bedürfnis  zeigen  sollte,  die  Vereinbarung  von  Normalpreisen  für  das  Land  der 
deutschen  Niederlassung  späteren  Verhandlungen  vorbehalten.  ||  Für  Privat- 
tempel, Ahnenhallen,  Klubhäuser  der  Gilden  und  öffentliche  Tempel  ist,  um 
Mifsstimmung  und  Widerstand  des  Volkes  zu  vermeiden,  die  Entschädigung 
jedesmal  besonders  zu  vereinbaren.  Wenn  auf  dem  für  ewige  Zeiten  gemieteten 
Lande  Häuser  stehen  oder  Gräber  liegen,  so  sind  für  die  Gebäude,  je  nach- 
dem es  Ziegelhäuser  oder  Hütten  sind,  die  Preise  entsprechend  abzuschätzen 
und  für  den  Umzug  und  die  Verlegung  von  Gräbern  Entschädigungsgelder  zu 
vereinbaren.  ||  Sobald  die  Entschädigung  gezahlt  ist,  ist  das  Land  zu  räumen. 
Wenn  Gebäude  auf  dem  Lande  stehen,  ist  eine  besondere  Räumungsfrist  fest- 
zusetzen. ||  So  lange  eine  Abtretung  des  Landes  nicht  stattfindet,  darf  der 
chinesische  Besitzer  sein  Land  in  keiner  anderen  Weise  als  seither,  also  aus- 
schliefslich  zu  Wohnungszwecken  für  sich  und  seine  Familie  und  zu  landwirt- 
schaftlichen Zwecken  benutzen.  Insbesondere  dürfen  keine  neuen  Häuser  auf 
dem  Lande  errichtet  werden. 

Artikel  IV. 
Die  Zwangsenteignung  des  chinesischen  Besitzers  wird  durch  die  zustän- 
dige chinesische  Behörde  auf  Antrag  des  deutschen  Konsuls  bewirkt  werden.  || 
In  den  Erwerbsurkunden  sollen  die  Worte  „vermietet  auf  ewige  Zeiten"  ge- 
braucht werden.  Nach  sorgfältiger  Prüfung  seitens  des  Präfekten  und  des 
Magistrats  von  Hanyang  sind  für  die  Urkunden  die  üblichen  chinesischen  Ab- 
gaben zu  entrichten,  worauf  zur  Beglaubigung  das  amtliche  Siegel  beigedruckt 
wird.  (I  Es  könnte  der  Fall  eintreten,  dafs  nach  Abschlufs  dieses  Mietvertrages 
ein  nichtdeutscher  Ausländer  Land  in  der  deutschen  Niederlassung  mietweise 
zu  erwerben  wünschte.  Dies  soll,  nachdem  das  Land  der  Niederlassung  durch 
diesen  Mietvertrag  auf  ewige  Zeiten  an  die  Deutsche  Regierung  vermietet 
worden  ist,  nur  mit  Genehmigung  des  deutschen  Konsuls  geschehen  'dürfen. 
Der  deutsche  Konsul  hat  allein  das  Recht,  in  einem  solchen  Falle  bei  der 
chinesischen  Behörde  die  Ausstellung  der  Erwerbsurkunde  zu  beantragen. 

Artikel  V. 

In  der  deutschen  Niederlassung  liegendes  Regierungsland  soll  vermessen 
werden  und  im  Besitz  der  chinesischen  Regierung  verbleiben  können,  um 
später  darauf  ein  gemischtes  Gericht  und  eventuell  andere  öffentliche  Gebäude 
zu  errichten. 

Artikel  VI. 

Auf  dem  Lande  der  deutschen  Niederlassung  giebt  es  seit  Alters  her 
Staatsstrafsen  und  öffentliche  Wege.  Wenn  in  Zukunft  bei  Anlage  von  euro- 
päischen Häusern  diese  Wege  verbaut  werden,  so  ist  an  anderer  Stelle  ge- 
nügender  Raum    zur  Anlage    von    ordnungsmäfsigen    Strafsen    und  Wegen   zu 
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Nr.  ii648.  lassen.     Chinesische   und   europäische   Kaufleute    ohne  Unterschied,   sowie   die 
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Reich.  zur  Beförderung  von  Depeschen  verwandten  Kuriere  und  die  Reichssilber- 
23.Märzi898.  transporte  mit  den  dazu  gehörigen  Leuten  und  Pferden  dürfen  diese  Wege  frei 
und  ungehindert  passieren.  ||  Wenn  die  chinesische  Regierung  über  die  deutsche 
Niederlassung  eine  Eisenbahn  führen  will,  so  soll  ihr  der  hierfür  nötige  Grund 
und  Boden  wieder  abgetreten  werden.  Der  Preis  soll,  falls  eine  Einigung  mit 
dem  derzeitigen  Landmieter  nicht  erzielt  wird,  durch  den  Zoll- Superintendenten 
und  den  deutschen  Konsul  nach  den  Grundsätzen  der  Billigkeit  festgesetzt 
werden.  In  keinem  Fall  darf  die  Wiederabtretung  unter  irgend  welchen  Vor- 
wänden verweigert  werden. 

Artikel  VII. 
Die  Verbindung  zwischen  der  deutschen  und  der  englischen  Niederlassung 
durch  das  in  der  Stadtmauer  liegende  Tung-chi-Thor  ist  eine  höchst  mangel- 
hafte. Nach  Besichtigung  durch  den  Hanyang-Magistrat  ist  daher  bestimmt 
worden,  dafs  eine  fahrbare  Quaistrafse  um  den  Fufs  der  Mauer  herum  am 
Flufs  entlang  angelegt  werden  kann,  damit  auf  diese  Weise  eine  gute  Ver- 
bindung mit  den  Wegen  auf  der  anderen  Seite  der  Mauer  und  dadurch  mit 
der  englischen  Niederlassung  hergestellt  wird.  ||  Das  von  aufsen  an  das  Tung- 
chi-Thor  grenzende  Regierungsland,  welches  zur  Verteidigung  und  Bewachung 
der  Stadtmauer  dient,  wird  in  die  Niederlassung  nicht  miteingeschlossen.  Die 
chinesischen  Behörden  werden  aber  dafür  Sorge  tragen,  dafs  auf  diesem  Lande 
keine  das  Auge  beleidigenden  Hütten  stehen  bleiben  oder  errichtet  werden. 
Auch  Gräber  sollen  auf  diesem  Lande  nicht  liegen  dürfen. 

Artikel  VIII. 
Die  deutsche  Niederlassung  wird  innerhalb  der  Grenzen  des  Vertrags- 
hafens Hankau  liegen.  Bei  der  Anlegung  von  Landungsstellen  ist  vorher  mit 
dem  Zoll-Superintendenten  Rücksprache  zu  nehmen,  damit  festgestellt  werden 
kann,  ob  hierdurch  an  der  betreffenden  Stelle  der  chinesische  und  der  fremde 
Schiffsverkehr  nicht  gestört  wird. 

Artikel  IX. 
In  der  deutschen  Niederlassung  wohnende  Ausländer,  welche  durch  einen 
Konsul  in  China  nicht  vertreten  sind,  ebenso  alle  Chinesen  stehen  unter  chi- 
nesischer Gerichtsbarkeit,  welche  von  einem  hierzu  besonders  zu  bezeichnenden 
chinesischen  Richter  in  der  deutschen  Niederlassung  selbst  ausgeübt  wird.  ||  In 
Fällen,  bei  welchen  es  sich  um  einen  nichtvertretenen  Ausländer  handelt,  ebenso 
in  Fällen,  in  welchen  ein  Deutscher  oder  ein  anderer  Ausländer  als  Kläger 
oder  Verletzter  beteiligt  ist,  endlich  in  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  Zuwider- 
handlungen von  Chinesen  gegen  die  in  der  deutschen  Niederlassung  geltenden 
Verordnungen  handelt,  soll  der  chinesische  Richter  nur  in  Gegenwart  des 
deutschen  Konsuls  oder  einer  von  diesem  beauftragten  Person  verhandeln  und 
entscheiden.     Auch   soll   in   allen   diesen  Fällen  durch  Vermittelung  des  deut- 
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sehen  Konsuls  gegen  die  Entscheidung  des  Richters  bei  dem  Zoll-Superinten-  Nr-  u64a 
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deuten  Berufung  eingelegt   werden   können.     Die   Entscheidung    schwerer    und     Reich, 
wichtiger  Fälle   bleibt  auch   in   Zukunft   den  Lokalbeamten  vorbehalten.  ||  Im  23-März1898- 
übrigen  ist  bei  allen  Streitfällen  zwischen  Chinesen  und  Ausländern  nach  den 
Verträgen  zu  verfahren. 

Artikel  X. 

Verschiedene  nicht-deutsche  Ausländer  haben  schon  früher  Grundstücke, 
welche  innerhalb  der  Grenzen  der  deutschen  Niederlassung  liegen,  von  den 
chinesischen  Besitzern  mietweise  erworben.  Die  Rechte  dieser  Ausländer 
werden  durch  die  Errichtung  der  deutschen  Niederlassung  nicht  berührt. 
Über  die  Aufnahme  der  betreffenden  Grundstücke  in  die  deutsche  Nieder- 
lassung werden,  soweit  nötig,  die  deutschen  Konsularbehörden  mit  den  Kon- 
sularbehörden  der  betreffenden  Ausländer  verhandeln.  ||  Dieses  Abkommen  ist 
in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt  und  unterzeichnet  worden  und  wird,  sobald 
die  vorbehaltene  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörden  eintrifft,  noch  mit 
den  beiderseitigen  Amtsstempeln  versehen  werden. 

So  geschehen  zu  Hankau,  den  3.  Oktober  1895. 
(8.  Monat,  15.  Tag,  Kuang-shü  21.  Jahr.) 

Die  Unterschriften  des  Kaiserlichen  General-Konsuls  Dr.  Stuebel  und  des 
Tautai  und  Zoll-Superintendenten  Yün  befinden  sich  auf  den  beiden  chinesischen 
Ausfertigungen  des  Niederlassungs-Vertrags. 


Anlage   2. 
Vertrag  über  die  Erteilung  einer  Niederlassung  im  Vertragshafen  von  Tientsin 

an  das  Deutsche  Reich. 

Nachdem  zwischen  der  im  Auftrage  der  Kaiserlich  Deutschen  Regierung 
handelnden  Kaiserlich  Deutschen  Gesandtschaft  in  Peking  und  dem  Tsungli 
Yamen  ein  Einverständnis  dahin  zu  stände  gekommen  ist,  dafs  in  Tientsin  für 
den  deutschen  Handel  eine  Niederlassung  angewiesen  werden  solle  und  dafs 
die  darauf  bezüglichen  Detail-Fragen  durch  Verhandlungen,  welche  zwischen 
zu  diesem  Zwecke  deputierten  Beamten  des  Handels -Superintendenten  der 
Nördlichen  Häfen  und  dem  Kaiserlich  Deutschen  Konsul  in  Tientsin  zu  führen 
seien,  geordnet  werden  sollen,  sind  zwischen  der  von  dem  Handels- Superinten- 
denten der  Nördlichen  Häfen  mit  der  Führung  der  Verhandlungen  beauftragten 
Kommission,  bestehend  aus  den  Tautais  Sheng,  Li,  Huang  und  Wu  und  dem 
Kaiserlich  Deutschen  Konsul  in  Tientsin  nunmehr  die  nachstehenden  Verein- 
barungen getroffen  worden: 

§  1. 

Die  für  den  deutschen  Handel  in  Tientsin  bestimmte  Niederlassung,  welche 
hiermit  seitens  der  Kaiserlich  Chinesischen  Regierung  der  Kaiserlich  Deutschen 
Regierung  auf  ewige  Zeiten  vermietet  wird,  soll  die  folgenden  Grenzen  haben:  j 
Im  Norden:    der   an   der  Nordseite   der  Grundstücke    der  Fokien  und  Canton 
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Reich,  der  Rand  der  von  dem  nördlichen  Teile  des  Dorfes  Hsiao  liu  chuang  nach  dem 
23.Märzi898.  Ostrande  der  Taku  Road  führenden  Strafse.  Die  zu  diesem  Dorfe  gehörigen 
Häuser  sollen  aufserhalb  der  Niederlassung  bleiben.  ||  Im  Westen:  die  östliche 
Seite  der  Taku  Road.  ||  Die  Errichtung  der  erforderlichen  Grenzsteine  wird 
alsbald  nach  Abschhifs  der  Übereinkunft  unter  Mitwirkung  der  Chinesischen 
Behörden  und  des  Kaiserlich  Deutschen  Konsuls  in  Tientsin  vorgenommen 
werden.  ||  Der  innerhalb  dieses  Terrains  belegene  Teil  des  Stadtwalles  kann 
nur  mit  Zustimmung  der  Chinesischen  Regierung  beseitigt  werden,  dagegen  ist 
es  zulässig,  Thore  hindurch  zu  legen. 

§  2. 

Falls  das  zwischen  der  südlichen  Grenze  des  Englischen  Settlements  und 
dem  an  der  Südgrenze  des  Grundstücks  der  Firma  Forbes  &  Co.  entlang 
führenden  Weg  befindliche,  aus  Besitz  der  „China  Merchants  Steam  Navigation 
Company",  der  „Chinese  Engineering  and  Mining  Company"  und  der  Firma 
Forbes  &  Co.  gebildete  Terrain  unter  Chinesischer  Verwaltung  bleibt,  so 
übernimmt  die  Chinesische  Regierung  die  Verpflichtung,  den  zwischen  diesen 
Grundstücken  und  dem  Flufs  befindlichen  Streifen  Landes  in  derselben  Weise 
in  Ordnung  bringen  zu  lassen  und  zu  erhalten,  wie  dies  mit  dem  Flufsufer  im 
Englischen  Settlement  geschehen  ist,  so  dafs  eine  Fortsetzung  des  Bunds  und 
der  denselben  abschliefsenden  Strafse  hergerichtet  wird.  ||  Die  Chinesische 
Regierung  wird  in  diesem  Falle  das  Halten  von  Verkaufsbuden  auf  diesem 
neuen  Bund  beziehungsweise  dem  neuen  Strafsenabschnitt  nicht  gestatten.  ||  Die 
Chinesische  Regierung  verpflichtet  sich  ferner,  den  das  Englische  Settlement 
und  den  südlich  von  dem  Grundstücke  der  Firma  Forbes  &  Co.  entlang  füh- 
renden Weg  verbindenden  Abschnitt  der  Taku  Road  in  gutem  Zustande  zu 
erhalten.  ||  Sollte  die  Chinesische  Regierung  den  im  §  2  übernommenen  Ver- 
pflichtungen nicht  binnen  einem  Jahre  nachkommen,  nachdem  seitens  des  Kaiser- 
lich Deutschen  Konsulats  in  Tientsin  die  Aufforderung  an  sie  ergangen  ist,  so 
soll  das  Recht,  die  notwendigen  Arbeiten  auf  Kosten  der  Chinesischen  Regie- 
rung ausführen  zu  lassen,  auf  die  Verwaltung  der  deutschen  Niederlassung 
übergehen. 

§  3. 

Das  nahe  am  Flufs  aufserhalb  des  Walles  belegene  Gebäude  nebst  dem 
dazu  gehörigen  Terrain,  welches  unter  dem  Namen  Po  wen  schu  yuan  bekannt 
und  von  den  Chinesischen  Behörden  in  eine  Hochschule  verwandelt  worden 
ist,  soll  dort  ungestört  belassen  werden,  ohne  dafs  von  demselben  irgend 
welche  Taxen  erhoben  werden  dürfen.  Sollte  es  sich  jedoch  bei  Anlage  des 
Quais  herausstellen,  dafs  die  an  der  Ostseite  des  besagten  Terrains  errichtete 
Umfassungsmauer  die  von  den  deutschen  Behörden  später  festzusetzende 
Bund  Linie  beinträchtigt,  so  sollen  die  Chinesischen  Behörden  gehalten  sein, 
diese  Mauer  gratis  um  so  viel  zurückzusetzen,   als  dies  notwendig  erscheint; 
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Teile    des   Flufsufers    dürfen    keine    Warenspeicher    oder   Mattenschuppen    er-     Reicll 
richtet  werden,  welche  der  Hochschule  Licht  und  Aussicht  nehmen  würden.     23.Märzi898. 

§  4. 
Das  innerhalb  des  Walles  belegene  Reisdepot  soll  dort  vorläufig  ungestört 
belassen  werden,  ohne  dafs  von  demselben  irgend  welche  Taxen  erhoben  wer- 
den dürfen.  Der  Verkehr  desselben  mit  dem  Flusse  soll  sich  nach  den 
später  zu  erlassenden  Landvorschriften  richten,  im  übrigen  aber  ein  unbehin- 
derter sein.  Die  chinesischen  Dschunken,  welche  Reis  für  das  Reisdepot 
bringen,  dürfen  dort  ohne  irgend  eine  Abgabe  löschen  oder  laden. 

§  5. 
Das  an  das  Reisdepot  anstofsende,  eine  Leichenhalle  für  chinesische  Be- 
amte aus  anderen  Provinzen  enthaltende  Gebäude  soll  dort  ungestört  für  immer 
belassen  werden,  ohne  dafs  Taxen  von  demselben  erhoben  werden  dürfen.  || 
Die  an  bestimmten  Tagen  daselbst  üblichen  religiösen  Gebräuche  dürfen  nicht 
gestört  werden,  vorausgesetzt,  dafs  dieselben  nicht  gegen  die  für  die  Ruhe 
und  Ordnung  der  Niederlassung  später  zu  erlassenden  Regulationen  verstol'seu. 

§  6. 

Der  in  dem  zur  Niederlassung  überwiesenen  Terrain  befindliche  Begräbnis- 
platz der  Canton,  Fokien  und  Che  kiang  Gilden  soll,  soweit  Gräber  darauf 
befindlich  sind,  ungestört  belassen  werden.  Die  Opfergebräuche  für  die  Ver- 
storbenen sollen  an  dieser  Stätte  nicht  behindert  werden.  Taxen  werden  von 
demselben  nicht  erhoben,  auch  sollen  die  Gilden  zum  Verkauf  desselben  nicht 
gezwungen  werden  können.  Hingegen  sollen  die  Gilden  dafür  sorgen,  dafs  der 
Platz  nach  Osten  zu  durch  eine  Mauer  abgeschlossen  wird.  In  derselben  soll 
ein  grofses  Thor  angebracht  werden,  durch  welches  ein  freier  Ein-  und  Aus- 
gang erlaubt  sein  wird. 

§  7- 

Innerhalb  der  Niederlassung,  aufserhalb  des  Walles,  befindet  sich  ein 
Abzugskanal  der  südlichen  Marsch;  derselbe  bleibt  unter  chinesischer  Ver- 
waltung, ebenso  wie  die  zeitweilig  nötige  Baggerung  desselben.  —  Für  die 
auf  diesem  Kanal  verkehrenden  Waren  wird  deutscherseits  keine  Abgabe 
erhoben. 

§  8- 

Chinesen  soll  es  gestattet  sein,  sich  in  Übereinstimmung  mit  den  später 
zu  erlassenden  Landkaufsbestimmungen  in  der  deutschen  Niederlassung  an- 
zusiedeln. 

§  9. 

Die  nach  Abschlufs  dieses  Vertrages  notwendig  werdende  Enteignung 
der  auf  dem  auf  ewige  Zeiten  an  Deutschland  vermieteten  Terrain  wohnenden 
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23.Marzi898.  Besitzern  des  Grund  und  Bodens,  sondern  von  der  Chinesischen  Regierung 
erwirbt.  Demgemäfs  sollen  die  Ortsbehördeu  solche  Personen,  welche  ihr 
Land   oder  ihren  Grundbesitz  nicht  gutwillig  verkaufen  wollen,   dazu  zwingen. 

§•  10. 
Seitens  des  Kaiserlich  Deutschen  Konsuls  in  Tientsin  wird  für  alles  in 
der  Niederlassung  enthaltene  Land  unbeschadet  der  Lage  eine  einmalige  Ent- 
schädigung von  75  Taels  für  den  Mow  gegen  Quittung  der  Chinesischen  Be- 
hörden ausbezahlt.  ||  Alles  der  Chinesischen  Regierung  gehörige  östlich  von 
dem  am  Flusse  entlang  laufenden  "Wege,  welcher  die  Ostgrenze  des  Begräbnis- 
platzes und  der  übrigen  Grundstücke  der  Fokien,  Canton  und  Che  kiang  Gilde, 
der  Leichenhalle  und  des  Reisdepots  bildet,  und  welcher  dann  von  der  Po 
wen  shu  yuan  am  Flusse  entlang  bis  zum  Dorfe  Hsiao  liu  chang  führt,  an- 
geschwemmte Uferland,  soll  zwar  mit  vermessen,  aber  für  dasselbe  keine  Ent- 
schädigung gezahlt  werden.  Aufserdem  wird  das  ganze  Land  des  Amtes  für 
öffentliche  Arbeiten  unentgeltlich  an  Deutschland  abgetreten ,  jedoch  soll 
Deutschland  dafür  ein  an  einer  anderen  Stelle  gelegenes  Stück  Land  für  die 
Zwecke  des  Arbeitsamtes  diesem  ebenfalls  unentgeltlich  abtreten. 

§•  11. 

Der  Enteignungswert  der  innerhalb  der  deutschen  Niederlassung  be- 
legenen Häuser  bleibt  der  Entscheidung  der  zu  diesem  Zwecke  zu  ernennenden 
Deutsch -Chinesischen  Kommission  vorbehalten.  Dieselbe  soll  jedoch  bei  Be- 
urteilung der  Sache  nach  dem  Vorbilde  der  auf  die  französische  Nieder- 
lassung Bezug  habenden  Regulationen,  wie  sie  aus  dem  Aktenmaterial  ersichtlich 
sind,  verfahren  und  auf  keinen  Fall  übertriebenen  Forderungen  der  Besitzer 
Gehör  schenken.  Falls  besonders  gut  gebaute  Häuser  vorhanden  sind,  so  soll 
bei  der  Taxierung  hierauf  in  gerechter  Weise  besondere  Rücksicht  genommen 
werden. 

§•  12. 

Das  Land  in  der  Niederlassung  ist  3  (drei)  Monate  nach  der  Bezahlung 
zu  räumen.  Was  die  von  Chinesen  bewohnten  Häuser  anbetrifft,  so  sollen 
dieselben  in  Anbetracht  der  jetzt  nahenden  kalten  Zeit,  wo  es  nicht  leicht  ist, 
dieselben  aufzugeben,  erst  3  (drei)  Monate  nach  der  nach  Eröffnung  des  Flusses 
im  kommenden  Frühjahre  erfolgenden  Bezahlung  des  Geldes  geräumt  werden. 
An  Umzugskosten  wird  jeder  Familie  von  den  deutschen  Behörden  ein  Betrag 
von  10  Taels  bezahlt  werden. 

§•  13. 

Wo  in  dem  für  die  deutsche  Niederlassung  in  Aussicht  genommenen 
Terrain  sich  Gräber  befinden,  sollen  die  Deutschen  dieselben  nicht  selbst  ent- 
fernen, sondern  in  ihrem  bisherigen  Zustande  belassen.  II  Falls  die  Nachkommen 
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selbst   mit   der    Verlegung   eines    Grabes    einverstanden    sind,    so    sollen    die  Nr.  H648. 
Deutschen  pro  Grab  einen  Tael  Verlegungskosten  bezahlen.  ^etch68 

23.Märzl898. 

§.  14. 
Nach  Erlegung  des  Landkaufpreises  soll  der  bisherige  chinesische  Eigen- 
tümer einen  Kaufvertrag  über  den  Uebergang  des  Landes  in  deutsche  Hände 
mit  Angabe  der  Grenzen  und  Gröfsenverhältnisse  des  Grundstückes  den 
Chinesischen  Behörden  zur  Abstempelung  einreichen,  welche  danach  denselben 
dem  Deutschen  Konsul  zur  Aufbewahrung  übersenden  werden. 

§•  15. 
Durch  die  Verwaltung  der  deutschen  Niederlassung  wird  an  die  Chine- 
sische Regierung  eine  jährliche  Grundsteuer  von  1000  grofsen  Cash  für  jedes 
Mow  des  überwiesenen  Landes  in  Übereinstimmung  mit  dem  Französischen 
Niederlassungs -Vertrage  gezahlt  werden.  Und  zwar  soll  dieses  am  15.  Tage 
jedes  12.  Monats  pränumerando  für  das  nächste  Jahr  geschehen.  Der  Betrag 
ist  von  dem  Deutschen  Konsul  an  das  Amt  des  Stadtmagistrats  abzuführen. 
Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  dieser  Grundsteuer  beginnt  mit  dem  Augen- 
blick des  Ankaufs  seitens  der  Deutschen  Behörde. 

§•  16. 
Unmittelbar  nach   der  Unterzeichnung  dieses  Vertrages   wird  seitens  des 
General-Gouverneurs  und  Handels-Superintendenten  der  Nördlichen  Häfen  eine 
die    Erteilung    der   Niederlassung    an    die    Deutsche    Regierung    verkündende 
Proklamation  erlassen  werden. 

§.  17. 
Vorstehende  Übereinkunft  soll  von  den,  von  dem  Handels-Superintendenten 
der  Nördlichen  Häfen  zu  diesem  Zwecke  abgeordneten  Beamten  und  dem  Kaiserlich 
deutschen  Konsul  in  Tientsin  in  je  fünf  in  deutscher  und  chinesischer  Sprache 
geschriebenen  Ausfertigungen  unterzeichnet  und  mit  Abdrücken  der  amtlichen 
Siegel  derselben  versehen  werden.  ||  Je  ein  Exemplar  erhalten:  ||  das  Tsungli 
Yamen,  ||  der  Handels-Superintendent,  ||  der  Kaiserlich  deutsche  Gesandte  zu 
Peking,  ||  der  Zoll-Tautai  zu  Tientsin,  ||  der  Kaiserlich  deutsche  Konsul  zu 
Tientsin. 

Zusatz-Bestimmungen, 
ad  §.  1.  Gegen  die  Überlassung  des  Teiles,  welcher  sich  zwischen 
dem  Grundstück  der  Firma  Forbes  &  Co.  und  den  Grundstücken  der  Gilden 
befindet,  ist  seitens  des  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
Peking  Einspruch  erhoben  worden.  Sollte  dieser  Einspruch  seitens  der  Regie- 
rung der  Vereinigten  Staaten  fallen  gelassen  werden,  so  soll  die  Nordgrenze 
der  deutschen  Niederlassung  derart  gelegt  werden,  dafs  der  an  der  südlichen 
Grenze  des  zur  Zeit  der  Firma  Forbes  &  Co.  gehörigen  Grundstücks  entlang 
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Nr.  ii648.  führende  Weg  zwischen  dem  Fluss  und  der  Taku  Road  die  Nordgrenze  bildet.  || 
DRekhheS  In  diesem  Falle  sollen  die  im  §  10  festgesetzten  Preise  auch  für  eine  even- 
•j3.Märzi898.  tuell  notwendig  werdende  Enteignung  des  augenblicklich  von  dem  Amerika- 
nischen Gesandten  beanspruchten  Terrains  mafsgebend  sein.  ||  An  der  südlich 
von  dem  Forbes'schen  Grundstücke,  nördlich  von  dem  Grundstücke  der  Gilden 
belegenen  Landungsbrücke  sollen  die  chinesischen  Kriegsschiffe  wie  bisher 
anlegen  dürfen,  ohne  an  Deutschland  dafür  Abgaben  zu  zahlen. 

ad  §.  13.  Sollten  die  Kaiserlich  Deutschen  Behörden  die  Anlage  eines 
Strafsennetzes  auf  dem  ihnen  zugewiesenen  Terrain  beabsichtigen,  so  sollen 
die  Besitzer  von  Gräbern,  welche  in  die  Fluchtlinie  dieser  Strafsen  fallen, 
durch  Verhandlungen  mit  den  Lokalbehörden  zur  Wegnahme  derselben  ver- 
anlafst  werden.  ||  Wenn  dabei  Gräber  von  Notabein  in  Frage  kommen,  welche 
dieselben  durchaus  nicht  verlegen  wollen,  so  müssen  Mittel  gefunden  werden, 
um  die  Strafse  ein  wenig  abweichen  zu  lassen. 

So  geschehen  zu  Tientsin,  den  dreifsigsten  Oktober  eintausendachthundert- 
undfiinfundueunzig,  entsprechend  dem  chinesischen  Datum  vom  dreizehnten 
Tage  des  neunten  Monats  des  einundzwanzigsten  Jahres  Kuangsü. 

(L.  S.)  (gez.)  v.  Seckendorff.  (2  chinesische  Unterschriften 

Kaiserlicher  Konsul.  und  chinesischer  Stempel.) 


Anlage   3. 
Vertrag    zwischen     der    Kaiserlich    Deutschen    Regierung    und    der    Deutsch- 
Asiatischen   Bank    in   Berlin    wegen   Übernahme   der    deutschen   Niederlassung 

in  Tientsin. 

Nachdem  die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  mit  der  Kaiserlich  Chine- 
sischen Regierung  das  in  beglaubigter  Abschrift  anliegende  Abkommen  vom 
30.  Oktober  1895  auf  Erwerbung  einer  Niederlassung  in  Tientsin  abgeschlossen 
hat,  ist  zwischen  ihr  und  der  Deutsch-Asiatischen  Bank,  vertreten  durch  ihren 
Vorstand,  nachstehender  Vertrag  wegen  Übernahme  dieser  Niederlassung  zu 
Stande  gekommen: 

§  1. 

Die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  wird  nach  Mafsgabe  des  mit  China 
abgeschlossenen  Abkommens  die  in  der  Niederlassung  liegenden  Grundstücke 
und  Gebäude  erwerben  und  der  Deutsch- Asiatischen  Bank  übertragen,  und 
zwar  das  Areal  nördlich  des  Schiffahrtskanals  sobald  als  möglich  und  den 
Rest  unter  Berücksichtigung  der  von  der  Bank  etwa  geltend  zu  machenden 
Wünsche.  ||  Sie  behält  sich  indes  das  Recht  vor,  zwei  von  ihr  auszuwählende 
Parzellen,  die  zur  Errichtung  eines  Konsulatsgebäudes  und  eines  Rathauses 
bestimmt  sind,  zu  Enteignungspreisen  zu  übernehmen. 

§  2. 

Die  Deutsch-Asiatische  Bank  verpflichtet  sich,  der  Kaiserlichen  Regierung 
die  zur  Erwerbung   des  Niederlassungsterrains   erforderlichen  Geldmittel   nach 
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Mafsgabe    der   fortschreitenden  Enteignung   zur  Verfügung  zu  stellen.  ||  Auch   Nr.  ii648. 
übernimmt    sie    die    durch  die  Vermessung   und   Aufnahme   der   Niederlassung     gUeiscch  es 
bereits   entstandenen   Kosten   im  Betrage   von   etwa   2200  Mark,   wogegen   ihr23.Märzi898. 
die  aufgenommenen  Pläne  und  Zeichnungen  ausgehändigt  werden  sollen. 

§  3. 

Die  Bank  verpflichtet  sich,  am  Flufsufer  innerhalb  eines  Jahres  von  der 
Übernahme  der  betreffenden  Ufergrundstücke  ab  ein  Bollwerk  (Bund)  und 
eine  dieses  abschliefsende  Strafse  durch  einen  Unternehmer  herstellen  zu 
lassen.  Die  Herstellung  soll  nach  dem  Vorbilde  der  in  der  englischen  Nieder- 
lassung bestehenden  Anlagen  erfolgen  sofern  dies  ohne  Überschreitung  des 
veranschlagten  Gesamtaufwands  von  90000  Taels  und  eines  etwaigen  Mehr- 
betrags bis  zu  10  Prozent  möglich  ist.  Andernfalls  ist  die  Bank  auf  Ver- 
langen des  Auswärtigen  Amts  bereit,  unter  Aufwendung  der  genannten  Summe 
die  Anlagen  entweder  in  geringerer  Güte  oder  nur  für  einen  Teil  des  Flufs- 
ufers  errichten  zu  lassen.  ||  Dagegen  ist  die  Bank  berechtigt,  die  von  ihr  her- 
zustellenden Uferanlagen  finanziell  auszunutzen,  d.  h.  Hafen-,  Anlege-  und 
Lagergebühren  nach  einem  von  der  Kaiserlichen  Regierung  zu  genehmigenden 
Tarif  zu  erheben.  Nach  Ablauf  von  50  Jahren  wird  die  Bank  die  Anlagen 
der  in  Tientsin  zu  begründenden  deutschen  Niederlassungsgemeinde  auf  Ver- 
langen gegen  Erstattung  der  aufgewendeten  Kosten  überlassen.  ||  Ferner  hat 
die  Bank  nach  Mafsgabe  der  entstehenden  Ansiedelungen  Strafsennetze  anzu- 
legen, die  sofort  unentgeltlich  in  das  Eigentum  der  Niederlassungsgemeinde 
übergehen  sollen. 

§  4. 

Die  Bank  verpflichtet  sich,  für  jedes  Niederlassungsgruudstück  in  dem 
anzulegenden  Grundbuch  folgende  beiden  Vermerke  eintragen  zu  lassen:  || 
1.  Dem  Kaiser  von  China  stehen  die  in  dem  Niederlassungsvertrage  zwischen 
Deutschland  und  China  vom  30.  Oktober  1895  vorgesehenen  Rechte  zu,  ins- 
besondere der  Anspruch  auf  einen  unablöslichen,  von  dem  Grundstückseigen- 
tümer an  das  Kaiserlich  Deutsche  Konsulat  für  Tientsin  abzuführenden  Grund- 

zins  von  jährlich Taels.     Eingetragen  am 

2.  Der  Eigentümer  des  Grundstücks  ist  verpflichtet:  a)  Mitglied  der  in 
Tientsin  zu  begründenden  deutschen  Niederlassungsgemeinde  nach  Mafsgabe 
der  Gemeindestatuten  zu  werden,  die  ihm  als  solchem  auferlegten  Lasten  zu 
tragen,  auch  die  für  die  Niederlassung  eingeführten  polizeilichen  Vorschriften 
bei  Vermeidung  einer  Konventionalstrafe,  die  der  höchsten  in  der  betreffenden 
Verordnung  vorgesehenen  Geldstrafe  entspricht,  zu  beachten;  ||  b)  sich  dem 
deutschen  Recht  und  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  in  allen  das  Grundstück 
und  die  Stellung  zur  Niederlassungsgemeinde  betreffenden  Rechtsverhältnissen 
zu  unterwerfen;  ||  c)  dafür  einzustehen,  dafs  die  Verpflichtungen  zu  a)  und  b) 
auch  von  Mietern,  Pächtern  und  sonstigen  Nutzungsberechtigten  sowie  von 
deren  Unterberechtigten  übernommen  und  erfüllt  werden;  ||  d)  keine  Veräufse- 
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Nr.  H648.  rung  des  Grundstücks  an  einen  Nichtdeutschen  ohne  ausdrückliche  Genehmigung 
DRe?cheS  des  Kaiserlich  Deutschen  Konsuls  für  Tientsin  vorzunehmen;  [|  e)  keine  Ver- 
23.Märzi898. äufserung  des  Grundstücks  vorzunehmen,  auch  kein  Nutzungsrecht  daran  ein- 
zuräumen oder  einräumen  zu  lassen,  hevor  nicht  der  Erwerber  oder  Nutzungs- 
berechtigte dem  Kaiserlichen  Konsul  für  Tientsin  eine  schriftliche,  bei  dem 
Angehörigen  einer  Vertragsmacht  von  dessen  Konsul  zu  genehmigende  Er- 
klärung eingereicht  hat ,  worin  er  sich  auch  persönlich  den  vorstehenden 
Verpflichtungen  unterwirft. 

Eine  unter  Verletzung  der  Verpflichtungen  zu  d)  und  e)  erfolgende  Ver- 
äufserung  des  Grundstücks  oder  Einräumung  eines  Nutzungsrechts  ist  unwirk- 
sam. ||  Eingetragen  zu  Gunsten  des  Deutschen  Reiches  auf  Grund  des  zwischen 
diesem  und  der  Deutsch  -  Asiatischen  Bank  unter  dem  29.  Mai  1897  ab- 
geschlossenen Vertrags  am 

§•  5. 
Die  Bank  ist  verpflichtet,  den  dritten  Teil  des  innerhalb  und  des  aufser- 
halb  des  Stadtwalls  zu  erwerbenden  Areals  an  deutsche  Interessenten  par- 
zellenweise zu  veräufsern,  dergestalt,  dafs  das  an  den  einzelnen  Erwerber 
abgegebene  Baugrundstück  nur  bis  zur  Höhe  von  8  Mow  auf  dieses  Drittel 
in  Anrechnung  gebracht  werden  darf. 

§  6. 

Die  Bauk  ist  berechtigt,  in  diesen  Vertrag  eine  von  ihr  zu  gründende 
Terraingesellschaft  oder  eine  dritte  dem  Auswärtigen  Amte  genehme  Person 
eintreten  zu  lassen.  |j  Dieser  Vertrag,  dessen  Stempelkosten  jeder  Teil  zur 
Hälfte  zu  tragen  hat,  ist  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ausgefertigt  und 
von  beiden  Teilen  unterschrieben  worden. 

Berlin,  den  29.  Mai  1897. 

Der  Reichskanzler.  , 

T     T.  Deutsch-Asiatische  Bank. 

In  Vertretung  .    . 

„    .,  Ti/r  i     n  §ez-    Rehders.       gez.    Erich, 

gez.  Freiherr  von  Marschall. 


Anlage  4. 
Vertrag   zwischen    der   Kaiserlich   Deutschen  Regierung    und    der  Deutsch- 
Asiatischen   Bank   in  Berlin   wegen  Übernahme    der  deutschen  Niederlassung 

in  Hankau. 

Nachdem  die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  mit  der  Kaiserlich  Chinesischen 
Regierung  das  in  beglaubigter  Abschrift  anliegende  Abkommen  vom  3.  Oktober 
1895  auf  Erwerbung  einer  Niederlassung  in  Hankau  abgeschlossen  und  ferner 
die  Deutsch- Asiatische  Bank  mit  den  Firmen  Arnhold,  Karberg  &  Co.  und 
Melchers  &  Co.  in  Hongkong  und  China  die  gleichfalls  in  beglaubigter  Abschrift 
angeschlossene  Vereinbarung  vom  Januar  d.  J.  wegen  gemeinsamer  Verwertung 
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dieser  Niederlassimg  getroffen  hat,  ist  zwischen  der  Kaiserlich  Deutschen  Re-   Nr.  116I8. 
gieruug   und   der  Deutsch-Asiatischen   Bank,    vertreten   durch   ihren  Vorstand.  De"tsc^es 
nachstehender  Vertrag   wegen  Übernahme   und  Einrichtung  der  Niederlassung  23.Märzi898. 
zustande  gekommen. 

§  1. 

Die  Kaiserlich  Deutsche  Regierung  wird  die  von  ihr  nach  Mafsgabe  des 
Abkommens  mit  China  innerhalb  der  Niederlassung  erworbenen  oder  noch  zu 
erwerbenden  Grundstücke  der  Deutsch-Asiatischen  Bank  auf  Wunsch  jederzeit 
übertragen. 

§  2. 

Die  Deutsch-Asiatische  Bank  verpflichtet  sich,  der  Kaiserlichen  Regierung 
die  zur  Erwerbung  dieser  Grundstücke  erforderlichen  Geldmittel  nach  Bedarf 
zur  Verfügung  zu  stellen.  ||  Auch  übernimmt  sie  die  durch  die  Vermessung 
und  Aufnahme  der  Niederlassung  bereits  entstandenen  oder  noch  entstehenden 
Kosten,  wogegen  ihr  die  aufgenommenen  Pläne  und  Zeichnungen  ausgehändigt 
werden  sollen. 

§  3. 

Die  im  §  1  erwähnten  Grundstücke  sollen  mit  dem  in  der  anliegenden 
Vereinbarung  aufgeführten  Grundbesitz  der  Firmen  Arnhold,  Karberg  &  Co. 
und  Melchers  &  Co.  zur  Bildung  einer  deutschen  Niederlassung  nach  Mafsgabe 
der  in  den  §§  4  und  5  enthaltenen  Bestimmungen  vereinigt  werden. 

§  4. 
Die  Bank  verpflichtet  sich,  am  Flufsufer  innerhalb  zweier  Jahre  vom 
Abschlufs  dieses  Vertrages  ab  ein  Bollwerk  (Bund)  und  eine  dieses  abschliefsende 
Strafse  herzustellen.  Die  Herstellung  soll  nach  dem  Vorbilde  der  in  der 
englischen  Niederlassung  bestehenden  Anlagen  erfolgen,  sofern  dies  ohne  Über- 
schreitung des  veranschlagten  Gesamtaufwandes  von  240  000  Mark  und  eines 
etwaigen  Mehrbetrages  bis  zu  10  Prozent  möglich  ist.  Andernfalls  wird  die 
Bank  unter  Aufwendung  der  genannten  Summe  die  Anlagen  entweder  in  ge- 
ringerer Güte  oder  nur  für  einen  Teil  des  Flufsufers  errichten  lassen.  ||  Da- 
gegen ist  die  Bank  berechtigt,  die  von  ihr  herzustellenden  Uferanlagen  finan- 
ziell auszunutzen,  d.  h.  Hafen-,  Anlege-  und  Lagergebühren  nach  einem  von 
der  Kaiserlichen  Regierung  zu  genehmigenden  Tarif  zu  erheben.  Nach  Ablauf 
von  50  Jahren  wird  die  Bank  die  Anlagen  der  in  Hankau  zu  begründenden 
deutschen  Niederlassungsgemeinde  auf  Verlangen  gegen  Erstattung  der  auf- 
gewendeten Kosten  überlassen.  ||  Ferner  hat  die  Bank  nach  Mafsgabe  der  ent- 
stehenden Ansiedelungen  Strafsennetze  anzulegen,  die  sofort  unentgeltlich  in 
das  Eigentum  der  Niederlassungsgemeinde  übergehen  sollen. 

§  5. 
Die  Bank   verpflichtet  sich,   für  jedes  Niederlassungsgrundstück  in  dem 
anzulegenden    Grundbuch    folgende    beiden    Vermerke    eintragen    zu   lassen:] 

Staatsarchiv  LX1.  16 
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Nr.  11648.  1)  Dem  Kaiser  von  China  stehen  die  in  dem  Niederlassungsvertrage  zwischen 
Deutsches  Deutschland    und  China  vom   3.  Oktober   1895   vorgesehenen  Rechte  zu,    ins- 

Beich. 

23.Märzi898.  besondere  der  Anspruch  auf  einen  unablöslichen,  von  dem  Grundstückseigen- 
tümer jedes  Jahr  am  ersten  Tage  des  vierten  chinesischen  Monats  pränumerando 
an  das  Kaiserlich  Deutsche  Konsulat  für  Hankau  abzuführenden  Grundzins  von 
O,20o2  Taels  für  jeden  Mow. 

Eingetragen  am 

2)  Der  Eigentümer  des  Grundstücks  ist  verpflichtet:  ||  a)  Mitglied  der  in 
Hankau  zu  begründenden  deutschen  Niederlassungsgemeinde  nach  Mafsgabe  der 
Gemeindestatuten  zu  werden,  die  ihm  als  solchem  auferlegten  Lasten  zu  tragen, 
auch  die  für  die  Niederlassung  eingeführten  polizeilichen  Vorschriften  bei  Ver- 
meidung einer  Konventionalstrafe,  die  der  höchsten  in  der  betreffenden  Ver- 
ordnung vorgesehenen  Geldstrafe  entspricht,  zu  beachten;'  b)  sich  dem  deutschen 
Recht  und  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  in  allen  das  Grundstück  und  die 
Stellung  zur  Niederlassungsgemeinde  betreffenden  Rechtsverhältnissen  zu  unter- 
werfen; ||  c)  dafür  einzustehen,  dafs  die  Verpflichtungen  zu  a)  und  b)  auch  von 
Mietern,  Pächtern  und  sonstigen  Nutzungsberechtigten  sowie  von  deren  Unter- 
berechtigten übernommen  und  erfüllt  werden;  ||  d)  ohne  ausdrückliche  Geneh- 
migung des  Kaiserlich  Deutschen  Konsuls  für  Hankau  keine  Veräufserung  des 
Grundstücks  an  einen  Nichtdeutschen  vorzunehmen,  auch  kein  Nutzungsrecht 
au  einen  Chinesen  einzuräumen  oder  einräumen  zu  lassen;  |j  e)  keine  Veräufse- 
rung des  Grundstücks  vorzunehmen,  auch  kein  Nutzungsrecht  daran  einzuräumen 
oder  einräumen  zu  lassen,  bevor  nicht  der  Erwerber  oder  Nutzungsberechtigte 
dem  Kaiserlichen  Konsul  für  Hankau  eine  schriftliche,  bei  dem  Angehörigen 
einer  Vertragsmacht  von  dessen  Konsul  zu  genehmigende  Erklärung  eingereicht 
hat,  worin  er  sich  auch  persönlich  den  vorstehenden  Verpflichtungen  unter- 
wirft. ||  Eine  unter  Verletzung  der  Verpflichtungen  zu  d)  und  e)  erfolgende 
Veräufserung  des  Grundstücks  oder  Einräumung  eines  Nutzungsrechtes  ist 
unwirksam. 

Eingetragen  zu  gunsten  des  Deutschen  Reiches  auf  Grund  .  .  .  am  .  .  . 

§  6. 
Der  Kaiserlichen  Regierung  steht  bis  zum  31.  Dezember  1908  das  Recht 
zu,  innerhalb  der  Niederlassung  von  den  noch  nicht  weiter  veräufserten  Grund- 
stücken zwei  zur  Errichtung  eines  Konsulatsgebäudes  und  eines  Rathauses  be- 
stimmte Parzellen  von  höchstens  je  10  Mow  auszuwählen  und  zu  den  Preisen,  zu 
denen  sie  nach  der  anliegenden  Vereinbarung  in  die  Gemeinschaft  eingebracht 
werden,  unter  Hinzurechnung  von  jährlich  4%  Zinsen  seit  dem  26.  Januar  d.J. 
zu  übernehmen. 

§  7. 

Die  Bank  ist  berechtigt,  in  diesen  Vertrag  eine  von  ihr  zu  gründende 
Terraingesellschaft  eintreten  zu  lassen.  ||  Dieser  Vertrag,  dessen  Stempelkosten 
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jeder  Teil   zur  Hälfte   zu   tragen  hat,    ist  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren   Nr.  ii648. 

ausgefertigt  und  von  heiden  Teilen  unterschrieben  worden.  ueich? 

Berlin,  den  10.  Februar  1898.  23.Märzi898. 

Der  Reichskanzler.  „         .    .   .  ,.    ,     „    , 

Deutsch-Asiatische  Bank. 
In  Vertretung  „     ,    ,  „    .    , 

gez.  R  e  h  d  e  r  s.      gez.  Erich, 
gez.   von    B  ü  1  o  w. 


Nr.    11649.     VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkunft,  abgeschlossen 
auf  der  internationalen  Sanitätskonferenz   in  Paris. 

3.  April  1894. 

Convention. 

Sa  Majeste  l'Einpereur  d'Alleinagne,  Roi  de  Prusse,  au  noin  de  1'Empire  Nr.  11649. 
Allemand;  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  etc..  et  ^11?^" 
Roi  Apostolique  de  Hongrie;  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges;  Sa  Majeste  le  3.  Apr.  lsw. 
Roi  de  Danemark;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne  et  en  Son  nom  Sa  Majeste 
la  Reine  Regente  du  Royauine;  le  President  de  la  Republique  Franchise;  Sa 
Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  d'Irlande,  Im- 
peratrice  des  Indes;  Sa  Majeste  le  Roi  des  Hellenes;  Sa  Majeste  le  Roi 
d'Italie;  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  et  en  Son  nom  Sa  Majeste  la 
Reine  Regente  du  Royaume;  Sa  Majeste  le  Schah  de  Perse;  Sa  Majeste  le 
Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  et  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les 
Russies,i|  Ayant  deeide  de  se  concerter  en  vue  de  regier  les  mesures  ä  prendre 
pour  la  prophylaxie  du  pelerinage  de  la  Mecque  et  la  surveillance  sanitaire  ä 
etablir  au  golfe  Persique,  ont  nomme  pour  Leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  || 
Sa  Majeste  l'Empereur  d'Alleinagne,  Roi  de  Prusse:  ||  M.  de  Schoen,  Son  Con- 
seiller  de  Legation  ä  l'Ambassade  d'Allemagne  ä  Paris;  ||  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  etc.,  et  Roi  Apostolique  de  Hongrie:  || 
M.  le  Comte  Charles  de  Kuefstein,  Son  Chambellan  et  Conseiller  intime,  En- 
voye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire,  Membre  de  la  Chambre  des 
Seigneurs  d'Autriche.  Chevalier  de  2°  classe  de  l'Ordre  de  la  Couronne  de 
fer;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges:  ||  M.  le  Baron  Eugene  Beyens,  Conseiller 
de  la  Legation  de  Belgique  ä  Paris,  Chevalier  de  l'Ordre  de  Leopold,  ||  M.  de 
Docteur  Alfred  Devaux,  Inspecteur  general  du  Service  de  sante*  civil  et  de 
l'hygiene  au  Ministere  de  l'Agriculture,  de  l'Industric  et  des  Travaux  publics, 
Officier  de  l'Ordre  de  Leopold,  ||  M.  le  Docteur  E.  van  Ermengem,  Professeur 
d'hygiene  et  de  bacteriologie  ä  l'Universite  de  Gand,  Chevalier  de  l'Ordre  de 
Leopold;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Danemark:  ||  M.  le  Comte  Gebhard  Leon  de 
Moltke-Huitfeldt,  Son  Chambellan  et  Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre 
Plenipotentiaire  pres  le  Gouvernement  de  la  Republique  Francaise,  Grand- 
Croix  de  l'Ordre  du  Danebrog  et  decore  de  la  Croix  d'Honneur  du  meme 
Ordre;  l|  Sa  Majeste   le  Roi   d'Espagne  et  en  Son  nom  Sa  Majeste  la  Reine 

16* 


244  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  H649.  Regente  du  Royaume:  ||  M.  Fernand  Jordan  de  Urries,  Marquis  de  Novallas, 
Itfatef"  ^0n  Chambellan,  Premier  Secretaire  de  l'Ambassade  d'Espagne  ä  Paris,  Cora- 
3.  April  1894.  mandeur  de  l'Ordre  de  Charles  III,  ||  M.  Amälio  Jimeno  y  Cabanas,  Senateur  du 
Royaume,  Professeur  ä  la  Faculte  de  medecine  de  Madrid,  Commandeur  avec 
plaque  de  l'Ordre  d'Isabelle  la  Catholique;  ||  Le  President  de  la  Republique 
Frangaise:  ||  M.  Camille  Barrere,  Ministre  Plenipotentiaire  de  lre  classe, 
Charge  d'Affaires  de  la  Republique  Franchise  ä  Munich,  Officier  de  l'Ordre 
national  de  la  Legion  d'honneur,  ||  M.  Gabriel  Hanotaux,  Ministre  Plenipoten- 
tiaire de  lre  classse,  Directeur  des  Consulats  et  des  Affaires  commerciales, 
Officier  de  l'Ordre  national  de  la  Legion  d'honnneur,  ||  M.  le  Professeur 
Brouardel,  President  du  Comite  consultatif  d'hygiene  publique  de  France, 
Doyen  de  la  Faculte  de  medecine  de  Paris,  Merubre  de  l'Academie  des 
sciences,  Commandeur  de  l'Ordre  national  de  la  Legion  d'honneur,  ||  M.  Henri 
Monod,  Conseiller  d'Etat,  Directeur  de  l'Assistance  et  de  l'Hygiene  publiques 
au  Ministere  de  l'Interieur,  Membre  de  l'Academie  de  medecine,  Officier  de 
l'Ordre  national  de  la  Lögion  d'honneur,  ||  M.  le  Professeur  Proust,  Inspecteur 
general  des  Services  sanitaires,  Professeur  ä  la  Faculte  de  medecine  de  Paris, 
Membre  de  l'Academie  de  medecine,  Commandeur  de  l'Ordre  national  de  la 
Legion  d'honneur;  ||  Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande- 
Bretagne  et  d'Irlande,  Imperatrice  des  Indes:  ||  M.  Phipps,  Ministre  Pleni- 
potentiaire, ||  M.  le  Docteur  Thorne  Thorne,  Chef  du  Departement  sanitaire  au 
„Local  Government  Board",  Compagnon  de  l'Ordre  du  Bain,  ||  M.  le  Chirurgien 
general  J.  M.  Cuningham,  ancien  Chef  du  Departement  medical  au  Gouverne- 
ment de  l'Inde,  Compagnon  de  l'Ordre  de  l'Etoile  des  Indes;  |j  Sa  Majeste  le 
Roi  des  Hellenes:  ||  M.  Criesis,  Charge  d'Affaires  de  Grece  ä  Paris,  ||  M.  le 
Docteur  Vafiades,  Delegue  grec  au  Conseil  sanitaire  de  Constantinople;  j|  Sa 
Majeste  le  Roi  d'Italie:  ||  M.  le  Marquis  Malaspina  di  Carbonara,  Premier 
Secretaire  de  l'Ambassade  d'Italie  ä  Paris,  Officier  de  l'Ordre  des  Saints 
Maurice  et  Lazare;  ||  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Pas  et  en  Son  nom 
Sa  Majeste"  la  Reine  R6gente  du  Royaume:  ||  M.  le  Chevalier  de  Stuers, 
Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  le  Gouvernement 
de  la  Republique  Franchise,  Commandeur  de  l'Ordre  du  Lion  neerlandais,  || 
M.  le  Docteur  V.  P.  Ruysch,  Conseiller  sanitaire  au  Ministere  de  l'Interieur 
des  Pays-Bas,  Chevalier  de  l'Ordre  du  Lion  neerlandais,  ||  M.  J.  A.  Kruyt, 
Consul  general  des  Pays-Bas  ä  Penang,  Chevalier  de  l'Ordre  du  Lion  neer- 
landais; ||  Sa  Majeste  le  Schah  de  Perse:  ||  M.  le  Docteur  Mirza  Zeynel  Abi- 
dine-Khan  Moiin-ol  Atebba,  Medecin  special  de  S.  A.  I.  le  Prince  heritier,  || 
M.  le  Docteur  Mirza  Khalil-Khan,  Medecin  du  Ministere  des  Affaires  etran- 
geres  de  Perse;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves:  |j  M.  Gabriel- 
Jose  de  Zogheb,  Consul  general,  Agent  diplomatique  du  Portugal  en  Egypte,  || 
et  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les  Russies:  ||  M.  Michel  de  Giers,  Con- 
seiller d'Etat,  Chambellan  de  sa  Cour,  Conseiller  du  Ministere  des  Affaires 
etrangeres  de  Russie, 
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Lesquels,    ayant   echange   leurs   pleins   pouvoirs  trouves  en  bonne  et  due  Nr-  11649- 

Vertrags- 

forrae,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes:  Staaten. 

I.  En  ce  qui  concerne   la  police   sanitaire   dans   les   ports   de   derart  de 3- Aprü  1894- 
l'Extreme-Orient    (Indes    britanniques ,    Possessions  neerlandaises,  etc.,  etc.) :  || 

Sont  adoptees  les  mesures  indiquees   et  precisees  dans  l'Annexe  I  de  la  pre- 
sente Convention. 

II.  En  ce  qui  touche  la  surveillance  sanitaire  des  pelerins  dans  la  mer 
Rouge:  ||  Sont  adoptees  les  dispositions  consignees  dans  l'Annexe  II. 

III.  En  ce  qui  concerne  la  protection  du  golfe  Persique:  ||  Sont  adoptees 
les  dispositions  consignees  dans  l'Annexe  III. 

IV.  En  ce  qui  touche  l'application  des  mesures  contenues  dans  les  pre- 
cedentes  annexes:  ||  Sont  adoptees  les  mesures  prescrites  dans  l'Annexe  IV. 

V.  Les  Annexes  ci-dessus  indiquees  ont  la  meme  valeur  que  si  elles 
etaient  incorporees  dans  la  presente  Convention. 

VI.  Les  Etats  qui  n'ont  point  pris  part  ä  la  presente  Convention  sont 
admis  ä  y  adherer,  sur  leur  demande.  Cette  adhesion  sera  notifiee  par  la 
voie  diplomatique  au  Gouvernement  de  la  Bipublique  Frangaise,  et  par  celui- 
ci  aux  autres  Gouvernements  signataires. 

VII.  La  presente  Convention  aura  une  duree  de  cinq  ans,  ä  compter  de 
l'echange  des  ratifications.  Elle  sera  renouvelee  de  cinq  en  cinq  annees  par 
tacite  reconduction,  ä  moins  que  l'une  des  Hautes  Parties  contractantes  n'ait 
notifie  six  mois  avant  l'expiration  de  ladite  periode  de  cinq  annees  son  in- 
tention  d'en  faire  cesser  les  effets.  ||  Dans  le  cas  oü  l'une  des  Puissances  de- 
noncerait  la  Convention,  cette  denonciation  n'aurait  d'effet  qu'ä  son  egard.  || 
La  presente  Convention  sera  ratifiee;  les  ratifications  en  seront  deposSes  ä 
Paris  le  plus  tot  possible  et,  au  plus  tard,  dans  le  delai  d'un  an  ä  dater  du 
jour  de  la  signature.  |{  En  foi  de  quoi  les  Plenipotentiaires  respectifs  l'ont 
signee  et  y  ont  appose  leurs  cachets. 

Fait  ä  Paris,  en  treize  exemplaires,  le  trois  avril  mil  huit  cent  quatre- 
vingt-quatorze. 

(L.  S.)  Unterschriften. 


Annexe    1. 

A.  Police  sanitaire  dans  les  ports  de  depart  des  navires  ä  pelerins  venant 

de  l'Ocean  Indien  et  de  l'Oceanie. 

1.  Visite  medicale  obligatoire,  individuelle,  faite  de  jour,  ä  terre,  au 
moment  de  l'embarquement,  pendant  le  temps  necessaire,  par  un  medecin, 
delegue  de  l'autorite  publique,  de  toutes  personnes  prenant  passage  ä  bord 
d'un  navire  ä  pelerins. 

2.  Desinfection  obligatoire  et  rigoureuse,  faite  ä  terre  sous  la  surveillance 
du  medecin  delegue  de  l'autorite  publique,  de  tout  objet  contamine  ou  suspect, 
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Nr.  ii649    dans    les    conditions    de    l'article   5   du   premier  reglement    insere    dans   l'An- 
veitrags-    nßxe  jy  ^  la  Convention  sanitaire  de  Venise. 

Staaten. 

3.APriii8'j4,  3.    Interdiction    d'embarquement   de   toute  personne  atteinte    de    cholera, 

d'affection  choleriforme  et  de  toute  diarrhee  suspecte. 

4.  Lorsqu'il  existe  des  cas  de  cholera  dans  le  port,  l'embarquement  ne 
se  fera  ä  bord  des  navires  ä  pelerins  qu'apres  que  les  personnes  reunies  en 
groupes  auront  ete"  soumises  pendant  cinq  jours  ä  une  Observation  permettant 
de  s'assurer  qu'aucune  d'elles  n'est  atteinte  du  cholera,  ||  II  est  entendu  que, 
pour  ex6cuter  cette  mesure,  chaque  Gouvernement  pourra  tenir  compte  des 
circonstances  et  possibilites  locales.*) 

5.  Les  pelerins  seront  tenus  de  justifier  des  moyens  strictement  neces- 
saires  pour  accomplir  le  pelerinage  ä  l'aller  et  au  retour  et  pour  le  sejour 
dans  les  Lieux  Saints. 

B.   Mesures  ä  prendre  ä  bord  des  navires  a  pelerins. 

Reglement. 

Titre  1.     Dispositons  gener ales. 

Article  1. 
Ce  reglement  est  applicable    aux  navires   ä  pelerins  qui  transportent  au 
Hedjaz  ou  qui  en  ramenent  des  pelerins  musulmans. 

Article  2. 
N'est  pas  considere  comme  navire  ä  pelerins  celui  qui,  outre  ses  passagers 
ordinaires,  parmi  lesquels  peuvent  etre  compris  les  pelerins  des  classes  supe- 
rieures,    embarque   des   pelerins   de   la   derniere   classe  en  proportion  moindre 
d'un  pelerin  par  cent  tonneaux  de  jauge  brüte. 

Article  3. 
Tout  navire  ä  pelerins,   ä  l'entree  de  la  mer  Rouge  et  ä  la  sortie,  doit 
se  conformer  aux  prescriptions  contenues  dans  le  Reglement  special  applicable 
au  pelerinage  du  Hedjaz,    qui   sera   publik   par   le   Conseil   de   Sante   de  Con- 
stantinople  conformement  aux  principes  edictes  dans  la  presente  Convention. 

Article  4. 
Les  navires  ä  vapeur  sont  seuls  admis  ä  faire  le  transport  des  pelerins 
au  long  cours.  Ce  transport  est  interdit  aux  autres  bateaux.  ||  Les  navires 
ä  pelerins  faisant  le  cabotage,  destines  aux  transports  de  courte  duree,  dits 
„voyages  au  cabotage",  sont  soumis  aux  prescriptions  contenues  dans  le  Regle- 
ment special  mentionne  ä  l'article  3. 


*)  La  Conference  a  decide  par  voie  d'interpretation,  d'une  part,  que  l'observation 
de  cinq  jours  pourrait  etre  pratiquee  ä  bord  des  navires  entre  l'inspection  medicale 
effectuee  au  depart  des  Indes  britanniques  et  la  seconde  visite  passee  ä  Aden,  et, 
d'autre  part,  que  dans  les  Indes  neerlandaises  cette  Observation  pourrait  avoir  Heu 
ä  bord  des  navires  en  partance. 
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Titre  II.     Mesures  ä  prendre  avant  le  dl-part.  Nr-  11649« 

Vertrags- 
Article    5.  Staaten. 

3.  April  1894. 

Le  capitaine  ou,  ä  defaut  du  capitaine,  le  proprietaire  ou  l'agent  de  tout 
navire  ä  pelerins  est  tenu  de  declarer  ä  l'autorite  competente*)  du  port  de 
depart  son  intention  d'erabarquer  des  pelerins,  au  moins  trois  jours  avant  le 
depart.  Cette  döclaration  doit  indiquer  le  jour  projete  pour  le  depart  et  la 
destination  du  navire. 

Article  6. 

A  la  suite  de  cette  declaration,  l'autorite  competente  fait  proceder,  aux 
frais  du  capitaine,  ä  l'inspection  et  au  mesurage  du  navire.  L'autorite  con- 
sulaire  dout  releve  le  navire  peut  assister  ä  cette  inspection.  ||  II  est  procede 
seulement  ä  l'inspection  si  le  capitaine  est  dejä  pourvu  d'un  certificät  de 
mesurage  delivre  par  l'autorite  competente  de  son  pays,  ä  moins  qu'il  n'y  ait 
soupcon  que  le  document  ne  repond  plus  ä  l'etat  actuel  du  navire. 

Article  7. 

L'autorite  competente  ne  permet  le  depart  d'un  navire  ä  pelerins  qu'apres 
s'etre  assuree: 

a)  Que  le  navire  a  ete  mis  en  etat  de  proprete  parfaite  et,  au  besoin, 
desinfecte;  ||  b)  Que  le  navire  est  en  etat  d'entreprendre  le  voyage  sans 
danger,  qu'il  est  bien  equipe,  bien  amenage,  bien  aöree,  pourvu  d'un  nombre 
süffisant  d'embarcations,  qu'il  ne  contient  rien  ä  bord  qui  soit  ou  puisse  de- 
venir  nuisible  ä  la  sante"  ou  ä  la  securite  des  passagers,  que  le  pont  et 
l'entrepont  sont  en  bois  et  pas  en  fer;  ||  Qu'il  existe  ä  bord,  en  sus  de  l'ap- 
provisionnement  de  l'equipage  et  convcnablement  arrimes,  des  vivres  ainsi  que 
du  combustible,  le  tout  de  bonne  qualite  et  en  quantite  süffisante  pour  tous 
les  pelerins  et  pour  toute  la  duree  declaröe  du  voyage;  ||  d)  Que  l'eau  potable 
embarquee  est  de  bonne  qualite  et  ä  une  originc  ä  l'abri  de  toute  contami- 
nation;  qu'elle  existe  en  quantite  süffisante;  qu'ä  bord  les  reservoirs  d'eau 
potable  sont  ä  l'abri  de  toute  souillure  et  fermes  de  sorte  que  la  dis- 
tribution  de  l'eau  ne  puisse  se  faire  que  par  les  robinets  ou  les  pompes;  || 
e)  Que  le  navire  possede  un  appareil  distillatoire  pouvant  prodnire  une  quan- 
tite d'eau  de  cinq  litres  au  moins,  par  tete  et  par  jour,  pour  toute  personne 
embarquee,  y  compris  l'equipage;  ||  f)  Que  le  navire  possede  une  etuve  ä  des- 
infection  pour  laquelle  il  aura  ete  constate  qu'elle  offre  securite  et  efficacitö;  || 
g)  Que  l'equipage  comprend  un  medecin  et  que  le  navire  possede  des  medica- 
ments,  conformement  ä  ce  qui  sera  dit  aux  articles  11  et  23;  ||  h)  Que  le 
pont    du   navire   est   degage   de   toutes   marcbandises  et  objets  encombrants;  || 


*)  L'autorite  competente  est  actuellement:    dans  les  Indes  anglaises,  un  officer 
designe  ä  cct  cffet  par  le  gouvernement  local  (Native  passenger  ships  Act,  18S7,  art.  7): 

—  dans  les  Indes  neerlandaises,  le  maitre  du  port;  —  en  Turquie,  l'autorite  sanitaire; 

—  en  Autridie-IIongrie,  1'autorite  sanitaire;   —  en  Italie,   le  capitaine  de  port;    —   en 
France,  en  Tuuisie  et  en  Espague  (des  Phiiippines ,  l'autorite  sanitaire. 
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Nr.  H649.  i)  Que  les   dispositions  du  navire   sont  telles   que  les  mesures  prescrites  par 
stLten!'   ^re  ^  pourront  etre  executees. 

3.  April  1894. 

Article  8. 

Le  capitaine  est  tenu  de  faire  afficher  ä  bord,  dans  un  endroit  apparent 
et  accessible  aux  inte>esses,  des  affiches  redigees  dans  les  principales  langues 
des  pays  habites  par  les  pelerins  ä  embarquer,  et  indiquant: 

1°  La  destination  du  navire;  ||  2°  La  ration  journaliere  en  eau  et  en 
vivres  allouee  ä  chaque  pelerin;  ||  3°  Le  tarif  des  vivres  non  compris  dans 
la  distribution  journaliere  et  devant  etre  payes  ä  part. 

Article  9. 
Le  capitaine  ne  peut  partir  qu'autant  qu'il  a  en  main: 
1°  Une  liste,  visee  par  l'autorite  competente  et  indiquant  le  nom,  le  sexe 
et  le  nombre  total  des  pelerins  qu'il  est  autorise  h  embarquer;  ||  2°  Une 
patente  de  sante  constatant  le  nom,  la  nationalite  et  le  tonnage  du  navire,  le 
nom  du  capitaine,  celui  du  medecin,  le  nombre  exact  des  personnes  embar- 
quees:  equipages,  pelerins  et  autres  passagers,  la  nature  de  la  cargaison,  le 
lieu  du  depart,  celui  de  la  destination,  l'etat  de  la  sante  publique  dans  le  lieu 
du  depart.  ||  L'autorite  competente  indiquera  sur  la  patente  si  le  chiffre  regle- 
mentaire  des  pelerins  est  atteint  ou  non,  et,  dans  le  cas  oü  il  ne  le  serait 
pas,  le  nombre  complementaire  des  passagers  que  le  navire  est  autorise  ä 
embarquer  dans  les  escales  subsequentes. 

Article  10. 
L'autorite    competente    est  tenue  de  prendre   des  mesures  efficaces  pour 
empecher   l'embarquement    de    toute    personne    ou    de   tout    objet    suspect*), 
suivant  les  prescriptions  faites  sur  les  precautions  ä  prendre  dans  les  ports. 

Titre  III.     Precautions  ä  prendre  penäant  la  traversee. 

Article  11. 

Chaque  navire  embarquant  100  pelerins    ou  plus  doit  avoir  ä  bord  un 

medecin    regulierement    diplöme    et!    commissionne    par    le    Gouvernement    du 

pays  auquel   le   navire    appartient.     Un    second    medecin  doit  etre   embarque 

des  que  le  nombre  des  pelerins  portes  par  le  navire  depasse  1  000. 

Article  12. 

Le  medecin  visite  les  pelerins,  soigne  les  malades  et  veille  ä  ce  que,  ä 
bord,  les  regles  de  l'hygiene  soient  observ6es.     II  doit  notamment: 

1°  S'assurer  que  les  vivres  distribues  aux  pelerins  sont  de  bonne  qua- 
lite,    que  leur  quantite  est  conforme  aux  engagements  pris,  qu'ils  sont  con- 

*)  D'apres  la  definition  de  l'Annexe  V,  I.  1°,  de  la  Convention  de  Venise. 
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venablement  prepares;  ||  2°  S'assurer  que  les  prescriptions  de  l'article  relatives  Nr-  U649. 
ä  la  distribution  de  l'eau  sont  observees;  ||  3°    S'il  y  a  doute   sur  la  qualite-     Staaten." 
de  l'eau  potable,   rappeler   par  ecrit  au  capitaine  les  prescriptions  de  l'ar-3.Apnii894. 
ticle  21  ci-dessous;  |j  4°  S'assurer  que  le  navire  est  maintenu  en  etat  constant 
de  proprete,  et  specialement  que  les  latrines  sont  nettoyes  conformement  aux 
prescriptions  de  l'article  18  ci-dessous;  j|  5°    S'assurer  que  les  logements  des 
pelerins  sout  maintenus  salubres,  et  que,   en  cas  de  raaladie  transmissible,  la 
desinfection  est  faite  comme  il  sera  dit  ä  l'article   19  ci-dessous;  ||  6°  Tenir 
un   Journal  de  tous  les  incidents  sanitaires  survenus  au  cours  du  voyage  et 
presenter  ce  Journal  ä  l'autorite  competente  du  port  d'arrivee. 

Article  13. 
Le  navire  doit  pouvoir  loger  les  pelerins  dans  l'entrepont.  ||  En  debors 
de  Pequipage,  le  navire  doit  fournir  ä  cbaque  individu,  quel  que  soit  son  äge, 
une  surface  d'au  moins  deux  metres  carres5  soit  un  metre  sur  deux  metres, 
avec  une  bauteur  d'entrepont  d'au  moins  un  metre  quatre-vingts  centimetres.  j 
Pour  les  navires  qui  fönt  le  cabotage,  chaque  pelerin  doit  disposer  d'un 
espace  d'au  moins  deux  metres  de  largeur  dans  le  long  des  plats-bords  du 
navire. 

Article  14. 

Le  pont  doit,  pendant  la  traversee,  rester  degage  des  objets  encombrants; 
il  doit  etre  reserve  jour  et  nuit  aux  personnes  embarquees  et  mis  gratuite- 
ment  ä  leur  disposition. 

Article  15. 

Les  gros  bagages  des  pelerins  sont  enregistres,  numerotes  et  place*s  dans 
la  cale.  Les  pelerins  ne  peuvent  garder  avec  eux  que  les  objets  strictement 
necessaires.  Les  reglements  faits  pour  ses  navires  par  cbaque  Gouvernement 
en  delermineront  la  nature,  la  quantite  et  les  dimensions. 

Article  16. 
Cbaque   jour,    les    entreponts   doivent  etre  nettoyes  avec  soin  et  frottes 
au  sable  sec  avec  lequel  on  melangera   des  agents    desinfectants    convenables 
pendant  que  les  pelerins  seront  sur  le  pont. 

Article  17. 
De  cbaque  cote  du  navire,  sur  le  pont,  doit  etre  röserve  un  endroit  de- 
robe  ä  la  vue  et  pourvu  d  une  pompe  ä  main  de  maniere  ä  fournir  de  l'eau 
de  mer  pour  les  besoins  des  pelerins.    Un  local  de  cette  nature  doit  etre  ex- 
clusivement  affecte  aux  femmes. 

Article  18. 
Le    navire    doit    etre    pourvu ,    outre    les   lieux   d'aisances   ä   l'usage    de 
l'equipage,  de  latrines  ä  effet  d'eau,  dans  la  proportion  d'au  moins  une  latrine 
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Nr.  H649.  pour  chaque  centaine  de  persomies  embarquees.  ||  Des  latrines  doivent    6tre 

Staaten8"    afl"ectees  exclusivement  aux  femmes.  ||  Aucuns  lieux  d'aisances  ne  doivent  exister 

3.  Aprü  1894.  dans   les   entreponts   ni   dans   la   cale.   ||  Les  latrines   destinees  aux   passagers 

aussi  bien  que   Celles   affectees  ä  l'equipage   doivent   etre  tenues  propreraent, 

nettoyees  et  desinfectees  trois  fois  par  jour. 

Article  19. 

La  dösinfection  du  navire  doit  etre  faite  conformement  aux  prescriptions 

des   paragraphes  5   et   6  de  l'article  5  de  l'annexe  IV  de  la  Convention   de 

Venise.*) 

Article  20. 

La  quantite  d'eau  potable  mise  cbaque  jour  gratuitement  ä  la  disposition 
de  chaque  pelerin,  quel  que  soit  son  äge,  doit  etre  d'au  moins  cinq  litres. 

Article  21. 
S'il  y  a  doute  sur  la  qualite  de  l'eau  potable  ou  sur  la  possibilitö  de  sa 
contamination,    soit  ä   son   origine,    soit  au   cours   du  trajet,   l'eau    doit  etre 
bouillie  et  sterilis£e,  et  le  capitaine  est  tenu  de  la  rejeter  ä  la  mer  au  premier 
port  de  reläche  oü  il  lui  est  possible  de  s'en  procurer  de  la  meilleure. 

Article  22. 

Le  navire  doit  etre  muni  de  deux  locaux  affectes  ä  la  cuisine  personnelle 

des  pelerins.     II  est  interdit  aux  pelerins  de  faire  du  feu  ailleurs,  notamment 

sur  le  pont. 

Article  23. 

Chaque  navire  doit  avoir  ä  bord  des  medicaments  et  les  objets  neces- 
saires  aux  soins  des  malades.  Les  reglements  faits  pour  ses  uavires  par 
chaque  Gouvernement  determineront  la  nature  et  les  quantites  des  medi- 
caments.    Les  soins  et  les  remedes  sont  fournis  gratuitement  aux  pelerins. 

Article  24. 
Une  infirmerie  regulierement  installee,  et  offrant  de  bonnes  conditions  de 
securite   et  de  salubrite,    doit  etre   rescrv6e  au  logement  des  malades.  j|  Elle 
doit  pouvoir  recevoir,   au  moins   5  p.  100  des  pelerins   embarques,   ä  raison 
de  3  metres  carres  par  töte. 

*)  On  videra  les  cabines  et  toutes  les  parties  du  bätiment.  ||  On  desinfectera  les 
parois  ä  Paide  de  la  Solution  de  sublime  additionne  de  10  p.  100  d'alcool.  La  pulveri- 
sation  se  fera  en  commen^ant  par  la  partie  superieure  de  la  paroi  suivant  une  ligne 
horizontale;  on  descendra  successivement  de  teile  sorte  que  toute  la  surface  soit  couverte 
d'une  coucbe  de  liquide  en  fines  gouttelettes.  ||  Les  planchers  seront  iaves  avec  la  meine 
Solution.  ||  Deux  heures  apres,  on  frottera  et  on  lavera  les  parois  et  le  plancher  ä  grande 
eau.  |j  Pour  desinfecter  la  cale  d'un  navire,  ou  injectera  d'abord,  ahn  de  neutraliser 
l'hydrogene  sulfure,  une  quantite  süffisante  de  Sulfate  de  fer,  on  videra  l'eau  de  la  cale, 
on  la  lavera  ä  l'eau  de  mer;  puis  on  injectera  une  certaine  quantite  de  la  Solution  de 
sublime.  ||  L'eau  de  cale  ne  sera  pas  döversee  dans  im  port. 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc.  251 

Article  25.  Nr-  11649 

Vertrags- 

Le  navire  doit  6tre  pourvu  des  moyens  d'isoler  les  personnes  atteintes  Staaten. 
de  cholera  ou  d'accidentes  choleriformes.  ||  Les  personnes  chargees  de  soigner"-^"  l894, 
de  tels  malades  peuvent  seules  penetrer  aupres  d'elles  et  n'auront  aucun  con- 
tact  avec  les  autres  personnes  embarquees.  ||  Les  objets  de  literie,  les  tapis, 
les  vetements  qui  auront  ete  en  contact  avec  les  malades  doivent  etre  im- 
mediatement  desinfectes.  L'ubservation  de  cette  regle  est  specialement  recom- 
mandöe  pour  les  vetements  des  personnes  qui  approcbent  des  malades,  et  qui 
ont  pu  etre  souilles.  Ceux  des  objets  ci-dessus  qui  n'ont  pas  de  valeur 
doivent  etre  soit  jetes  ä  la  mer  si  le  navire  n'est  pas  dans  un  port  ni  dans 
un  canal,  soit  detruits  par  le  feu.  Les  autres  doivent  etre  portes  ä  l'etuve 
dans  des  sacs  impermeables  impregnes  d'une  Solution  de  sublime.  ||  Les  de- 
jections  des  malades  doivent  etre  recueillies  dans  des  vases  contenant  une 
Solution  desinfectante.  Ces  vases  sont  vides  dans  les  latrines,  qui  doivent  etre 
rigoureusement  desinfectees  apres  chaque  projection  de  matieres.  ||  Les  locaux 
occupes  par  les  malades  doivent  etre  rigoureusement  desinfectes.  ||  Les  Ope- 
rations de  desinfection  doivent  etre  faites  conformSment  ä  l'article  5  de  l'an- 
nexe  IV  de  la  Convention  de  Venise. 

Article  26. 
En  cas  de  deces  survenu  pendant  la  traversee,  le  capitaine  doit  men- 
tionner  le  deces  en  face  du  nom  sur  la  liste  visäe  par  l'autorite-  du  port  de 
depart,  et,  en  outre,  inscrire  sur  son  livre  de  port  le  nom  de  la  personne 
decedee,  son  äge,  sa  provenance,  la  cause  presumee  de  la  mort  d'apres  le 
certificat  du  medecin  et  la  date  du  deces.  ||  En  cas  de  deces  par  maladie 
transmissible,  le  cadavre,  prealablement  enveloppe  d'un  suaire  impregnee  d'une 
Solution  de  sublime,  sera  jete  ä  la  mer.*) 

Article  27. 
La  patente  delivree  au  port  du  depart  ne  doit  pas  etre  changee  au  cours 
du  voyage.  ||  Elle  est  visee  par  l'autorite  sanitaire  de  chaque  port  de  reläche. 
Celle-ci  y  inscrit:  ||  1°  Le  nombre  des  passagers  debarques  ou  erabarques  ä 
nouveau;  ||  2°  Les  incidents  survenus  en  mer  et  touehaot  ä  la  sante  ou  ä  la 
vie  des  personnes  embarquees;  ||  3°   L'etat  sanitaire  du  port  de  reläche. 

Article  28. 
Dans  chaque  port  de  reläche,  le  capitaine  doit  faire  viser  par  l'autürite 
competente  la  liste  dressee  en  exöcution  de  l'article  9.  ||  Dans  le  cas  oü  un 
pelerin  est  debarque  en  cours  de  voyage,  le  capitaine  doit  mentionner  sur 
cette  liste  le  debarquement  en  face  du  nom  de  pelerin.  ||  En  cas  d'embarque- 
ment,  les  personnes  embarquees  doivent  etre  mentionnees  sur  cette  liste  con- 
formement  ä  l'article  9  et  prealablement  au  visa  nouveau. 


*)  Convention  de  Venise,  annexe  V,  titre  II,  6°. 
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Nr.  ii649.  Article  29. 

Vertrags- 
staaten. Le  capitaine  doit  veiller   ä   ce  que   toutes  les  Operations  prophylactiques 

3-ApriU894- executees    pendant  le  voyage  soient  inscrites   sur  le  livre  de  bord.     Ce  livre 

est  presente  par  lui  ä  l'autorite  competente  du  bord  d'arrivee.  *) 

Article  30. 
Le  capitaine  est  tenu  de  payer  la  totalite  des  taxes  sanitaires  qui  doivent 
etre  comprises  dans  le  prix  du  billet. 

Titre  IV.     Penalites. 
Article  31. 

Tout  capitaine  convaincu  de  ne  s'etre  pas  conforme,  pour  la  distribution 
de  l'eau,  des  vivres  ou  de  combustible,  aux  engagements  pris  par  lui,  sera 
passible  d'une  amende  de  2  livres  turques.  Cette  araende  est  percue  au 
profit  du  pelerin  qui  aura  ete  victime  du  manquement  et  qui  etablira  qu'il  a 
en  vain  reclame  l'execution  de  l'engagement  pris. 

Article  32. 
Toute   infraction   ä   l'article    8    est   punie    d'une    amende    de    30   livres 

turques. 

Article  33. 

Tout  capitaine  qui  aurait  commis  ou  qui  aurait  sciemment  laissee  com- 
mettre  une  fraude  quelconque  concernant  la  liste  des  pelerins  ou  la  patente 
sanitaire  prevues  ä  l'article  9  et  passible  d'une  amende  de  50  livres  turques. 

Article  34. 
Tout  capitaine  de  navire  arrivant  sans  patente  sanitaire  du  port  de  de- 
part,   ou  sans   visa  des  ports  de  relache,  ou  non  muni  de  la  liste  reglemen- 
taire  est  regulierement  tenue    suivant  les  articles  9,  27  et  28,    est  passible, 
dans  chaque  cas,  d'une  amende  de  12  livres  turques. 

Article  35. 
Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  ou  d'avoir  eu  ä  bord  plus  de  100  pele- 
rins sans  la  presence  d'un  m6decin  commissionne,  conformement  aux  prescrip- 
tions  de  l'article  11,  est  passible  d'une  amende  de  300  livres  turques. 

Article  36. 

Tout   capitaine    convaincu  d'avoir  ou  d'avoir  eu  ä  son  bord  un  nombre 

de    pelerins    supe>ieur  ä  celui  qu'il  est  autorise  ä  embarquer    conformement 

aux  prescriptions  de  l'article  9  est  passible  d'une  amende  de  5  livres  turques 

par  chaque  pelerin  en  surplus.  ||  Le  debarquement  des  pelerins  depassant  le 


")  Convention  de  Venise,  annexe  V,  titre  II,  7°. 
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nonibre   regulier    est   effectue  ä  la  premiere    Station  oü  reside    une   autorite"    Nr.  11649. 
competente,   et  le  capitaine   est  tenu  de  fournir  aux  pelerins  debarques  l'ar-    ^a^n. 
gent  necessaire  pour  poursuivre  leur  voyage  jusqu'ä  destination.  y.  April  isw. 

Article  37. 
Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  debarque  des  pelerins  dans  un  endroit 
autre  que  celui  de  destination,  sauf  leur  consentement  ou  hors  le  cas  de  force 
majeure,    est  passible  d'une   amende   de  20  livres  turques  par  chaque  pelerin 
döbarque  ä  tort. 

Article  38. 

Toute  infraction  aux  autres  prescriptions  du  present  reglement  est  punie 
d'une  amende  de  10  a  100  livres  turques. 

Article  39. 
Toute    contravention    constatee    en  cours   de  voyage    est  annotee   sur  la 
patente  de   sante,    ainsi   que  sur  la  liste   des  pelerins.     L'autorite  competente 
en  dresse  proces-verbal  pour  le  remettre  ä  qui  de  droit. 

Article  40. 
Dans  les  ports  ottomans  la  contravention  est  etablie  et  Tarnende  imposee 
par  l'autorite    competente,    conformement  aux   dispositions  de  l'Annexe  IV   de 
la  Convention. 

Article  41. 

Tous  les  agents  appeles  ä  concourir  ä  l'execution  de  ce  reglement  sont 
passibles  de  punitions  conformement  aux  lois  de  leurs  pays  respectifs,  en  cas 
de  fautes  commises  par  eux  dans  son  application. 

Article  42. 
Le   present  reglement  sera  affiche  dans  la  langue  de  la  nationalite'  du 
navire  et  dans  les  principales  langues  des  pays  habites  par  les  pelerins  ä  ein- 
barquer,  en  un  endroit  apparent  et  accessible,  ä  bord  de  chaque  navire  trans- 
portant  des  pelerins. 


Annexe  II. 
Surveillance  sanitaire  des  pelerinages  dans  la  mer  Rouge. 

Regime  sanitaire  applicable  aux  navires  ä  pelerins  dans  la  Station  sanitaire 
{reorganisee)  de  Camaran. 
Les  navires  ä  pelerins  venant  du  Sud  et  sc  rendant  au  Hedjaz  devront 
au  prealable  faire  escale  ä  la  Station  sanitaire  de  Camaran  et  seront  soumis 
au  regime  ci- apres:  ||  Les  navires  reconnus  indemnes  apres  visite  medicale 
auront  libre  pratique,  lorsque  les  Operations  suivantes  seront  terminees:  ||  Les 
pelerins  seront  debarques;    ils   prcndront   une   douche  - lavage  ou  un  bain  de 
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Nr.  He«,  mer;  leur  liiige  sale,  la  partie  de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs  bagages 
Vertrags-  ^  peut  *tre  suspecte5  d'apres  l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire,  seront 
3.  APriii894.  desinfectes ;  la  duree  de  ces  Operations,  en  y  comprenant  le  debarquement  et 
l'embarquement,  ne  devra  pas  depasser  quarante  -  huit  heures.  I|  Si  aucun  cas 
de  chol^ra,  de  diarrhee  ou  accident  choleriforme  n'est  constate  pendant  ces 
Operations,  les  pelerins  seront  rembarques  imniediatement  et  le  navire  se 
dirigera  vers  le  Hedjaz. 

Les  navires  suspects,  c'est-ä-dire  ceux  ä  bord  desquels  il  y  a  eu  des  cas 
de  cholera  au  moment  du  depart,  mais  aucun  cas  nouveau  depuis  sept  jours, 
seront  traites  de  la  facon  suivante:  ||  les  pelerins  seront  debarques;  ils 
prendront  une  doucbelavage  ou  un  bain  de  mer;  leur  linge  sale,  la  partie 
de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs  bagages  qui  peut  etre  suspecte,  d'apres 
l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire,  seront  desinfectes.  La  duree  de  ces 
Operations,  en  y  comprenant  le  debarquement  est  l'embarquement,  ne  devra 
pas  depasser  quarante  -  huit  heures.  ||  Si  aucun  cas  de  cholera  ou  d'accident 
choleriforme  n'est  constate  pendant  ces  Operations,  les  pelerins  seront  rem- 
barques immediatement,  et  le  navire  sera  dirige  sur  Djeddab,  oü  une  seconde 
visite  medicale  aura  lieu  ä  bord.  Si  son  resultat  est  favorable,  et  sur  le  vu 
de  la  declaration  ecrite  des  medecins  du  bord  certifiant,  sous  serment,  qu'il 
n'y  a  pas  eu  de  cas  pendant  la  traversee,  les  pelerins  seront  immediatement 
debarques.  ||  Si,  au  contraire,  le  cholera  ou  des  accidents  choleriformes  avaient 
ete  constates  pendant  le  voyage  ou  au  moment  de  l'arrivee,  le  navire  sera 
renvoye  ä  Camaran,  oü  il  subira  le  regime  des  navires  infectes. 

Les  navires  infectes,  c'est-ä-dire  ayant  ä  bord  des  cas  de  cholera  ou  des 
accidents  choleriformes,  ou  bien  en  ayant  presente  depuis  sept  jours,  subiront 
le  regime  suivant:  |]  Les  personnes  atteintes  de  cholera  ou  d'accidents  choleri- 
formes seront  debarquees  et  isolees  ä  l'hopital.  La  desinfection  sera  pratiquee 
d'une  facon  complete.  Les  autres  passagers  seront  debarques  et  isoles  par 
groupes,  aussi  peu  nombreux  que  possible,  de  maniere  que  l'ensemble  ne  soit 
pas  solidaire  d'un  groupe  particulier,  si  le  cholera  venait  ä  s'y  developper.  || 
Le  linge  sale,  les  objets  ä  usage,  les  vetements  de  l'equipage  et  des  passagers 
seront  desinfectes  ainsi  que  le  navire.  ||  L'autorite  sanitaire  locale  decidera  si 
le  dechargement  des  gros  bagages  et  des  marchaudises  est  necessaire,  si  le 
navire  entier  doit  etre  desinfecte  ou  si  une  partie  seulement  du  navire  doit 
subir  la  desinfection.  ||  Les  passagers  resteront  cinq  jours  ä  l'etablissement  de 
Camaran;  lorsque  les  cas  de  cholera  remouteront  ä  plusieurs  jours,  la  duree 
de  l'isolement  pourra  etre  diminuee.  Cette  duree  pourra  varier  selon  l'epoque 
de  l'apparition  du  dernier  cas  et  d'apres  la  decision  de  l'autorite  sanitaire.  || 
Le  navire  sera  dirige  ensuite  sur  Djeddab,  oü  une  visite  medicale  rigoureuse 
aura  lieu  ä  bord.  Si  son  resultat  est  favorable,  les  pelerins  seront  debarques. 
Si,  au  contraire,  le  cholera  ou  des  accidents  choleriformes  s'etaient  montres 
ä  bord  pendant  le  voyage  ou  au  moment  de  l'arrivee,  le  navire  sera  renvoye 
ä  Camaran,  oü  il  subira  de  nouveau  le  regime  des  navires  infectes. 
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Amäiorations  ä  opponier  ä  la  Station  sanitaire  de  Camaran.  Nr.  11640. 

Vertrags- 

A.  ßvacuation  complete  de  l'ile  de  Camaran  par  ses  habitants.  Staaten. 

3.  April  1891. 

B.  Moyens  d'assurer  la  securite  et  de  faciliter  le  mouvement  de  la  navi- 
gation  dans  la  baie  de  l'ile  de  Camaran:  ||  1°  Installation  de  bouees  et  de 
balises  en  nombre  süffisant;  ||  2°  Construction  d'un  möle  ou  quai  principal 
pour  debarquer  les  passagers  et  les  colis;  ||  3°  Un  appontement  different  pour 
embarquer  separement  les  pelerins  de  chaque  campement;  ||  4°  Des  chalands 
en  nombre  süffisant  avec  un  remorqueur  ä  vapeur,  pour  assurer  le  servicc 
de  debarquement  et  d'embarquement  des  pelerins.  ||  Le  debarquement  des 
pelerins  des  navires  infectes  sera  opere  par  les  moyens  de  bord. 

C.  Installation  de  la  Station  sanitaire  qui  comprendra:  ||  1°  Un  reseau  de 
voies  ferrees  reliant  les  debarcaderes  aux  locaux  de  l'admiiiistration  et  de 
desinfection  ainsi  qu'aux  locaux  des  divers  Services  et  aux  campements;  || 
2°  Des  locaux  pour  l'administration  et  pour  le  personnel  des  Services 
sauitaires  et  autres;  ||  3°  Des  bätiments  pour  la  desinfection  et  le  lavage  des 
effets  non  portes  et  autres  objets;  ||  4°  Des  bätiments  oü  les  pelerins  seront 
soumis  ä  des  bains-doucbes  ou  bains  de  mer  pendant  que  l'on  desinfectera  les 
vetements  en  usage;  ||  5°  Des  hopitaux  separes  pour  les  deux  sexes  et  com- 
pletement  isoles:  ||  a)  pour  l'observation  des  suspects,  ||  b)  pour  les  choleriques,|| 
c)  pour  les  malades  atteints  d'autres  affections  contagieuses,  [|  d)  pour  les 
maladies  ordinaires;  ||  6°  Les  campements  seront  separes  les  uns  des  autres 
d'une  maniere  efficace  et  la  distance  entre  eux  devra  etre  la  plus  grande 
possible;  les  logemeuts  destines  aux  pelerins  seront  construits  dans  les 
meilleures  conditions  hygieniques  et  ne  devront  contenir  que  vingt  -  cinq  per- 
sonnes;  ||  7°  Un  cimetiere  bien  situe  et  eloigne  de  toute  babitation  sans 
contact  avec  une  nappe  d'eau  souterraine,  et  draine  ä  o  in.  50  au-dessous  du 
plan  des  fosses. 

D.  Outillage  sanitaire  et  accessoires:  ||  1°  fituves  ä  vapeur  en  nombre 
süffisant  et  presentaut  toutes  les  conditions  de  securite ,  d'efficacite  et  de 
rapidite;  ||  2°  Pulverisateurs,  cuves  ä  desinfection  et  moyens  necessaires  pour 
la  desinfection  chimique,  analogues  ä  ceux  qui  ont  cte  indiques  par  la  Con- 
vention sanitaire  de  Venise  du  30  janvier  1892;  ||  3°  Machines  ä  distiller: 
appareils  destines  ä  la  Sterilisation  de  l'eau  par  la  chaleur;  machines  ä 
fabriquer  la  glace.  ||  Pour  la  distribution  de  l'eau  potable,  canalisations  et 
r^servoirs  fermes,  etanches  et  ne  pouvant  se  vider  que  par  des  robinets  ou 
par  des  pompes;  ||  4°  Laboratoire  bacteriologique  avec  le  personnel  necessaire;  || 
5°  Installation  de  tinettes  mobiles  pour  recueillir  les  matieres  fecales  prea- 
lablement  desinfectees.  fipandage  de  ces  matieres  sur  une  des  parties  de 
l'ile  les  plus  eloignees  des  campements,  en  tenant  compte  des  conditions 
necessaires  pour  le  bon  fonctionnement  de  ces  champs,  au  point  de  vue  de 
l'hygiene;  ||  6°  Les  eaux  sales  seront  eloignees  des  campements  sans  pouvoir 
stagner  ni  servir  ä  l'alimentation.     Les  eaux  vannes  qui  sortent  des  hopitaux 
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Nr.  ii649.  seront    desinfectees    par   le    lait    de   chaux,    suivant   les  indications  coutenues 

Vertrags-   daDg    jft  Collvention    fle    Venise. 
Staaten. 

3.  April  1894.  E.  L'autorite  sanitaire  assurera  dans  chaque  campement  l'etablissement 
de  magasins  de  comestibles  et  de  combustible.  ||  Le  tarif  des  prix  fixes  par 
l'autorite  competente  est  affiche  en  plusieurs  endroits  du  campement  et  dans 
les  principales  langues  des  pays  habites  par  les  pelerins.  |j  Le  controle  de  la 
qualite  des  vivres  et  d'un  approvisionnement  süffisant  est  fait  chaque  jour 
par  le  medecin  du  campement.  ||  L'eau  est  fournie  gratuitement.  ||  En  ce  qui 
concerne  les  vivres  et  l'eau,  les  regles  adoptees  pour  Camaran  sous  la  lettre 
E  sont  applicables  aux  campements  d'Abou-Saad,  de  Vasta  et  d'Abou-Ali. 

Amelioration  ä  apporter  aux  staiions  sanitaires  d'Abou-Saad,  de   Vasta  et 
d'Abou-Ali,  ainsi  qu'ä  Djeddah  et  ä   Yambo. 

1°  Creation  de  deux  höpitaux  pour  cboleriques,  hommes  et  femmes,  ä 
Abou  Ali;  ||  2°  Creation  ä  Vasta  d'un  höpital  pour  maladies  ordinaires;  || 
3°  Installation  ä  Abou-Saad  et  ä  Vasta  de  logements  en  pierres  capables  de 
contenir  500  personnes,  ä  raison  de  25  personnes  par  logement;  jj  4°  Trois 
etuves  ä  desinfection  placees  ä  Abou-Saad,  Vasta  et  Abou-Ali,  avec  buanderies 
et  accessoires;  ||  5°  Etablissement  de  douches-lavages  ä  Abou-Saad  et  Vasta ;|| 
6°  Dans  chacune  des  iles  d'Abou  -  Saad  et  Vasta  des  machines  ä  distiller 
pouvant  fournir  ensemble  quinze  tonnes  d'eau  par  jour;  ||  7°  Pour  les  cime- 
tieres,  les  matieres  fecales  et  les  eaux  sales,  le  regime  sera  regle  suivant  les 
principes  admis  pour  Camaran.  Un  cimetiere  sera  etabli  dans  chacune  des 
iles;  ||  8°  Installation  d'etuves  et  autres  moyens  de  desinfection  ä  Djeddah  et 
ä  Yambo  pour  les  pelerins  quittant  le  Hedjaz. 

Beorganisation  de  la  Station  sanitaire  de  Djebel-  Tor. 
En  ce  qui  concerne  la  reorganisation  de  la  Station  de  Djebel -Tor,  les 
Hautes  Parties  contractantes ,  confirmant  les  recommandations  et  voeux 
formules  par  la  Conference  de  Venise  relativement  ä  cette  Station,  laissent 
au  Conseil  maritime  sanitaire  d'Alexandrie  le  soin  de  realiser  ces  ameliorations 
et  estiment  en  outre:  ||  1°  Qu'il  est  necessaire  d'avoir  egalement  dans  la  Station 
des  machines  ä  steriliser  par  la  chaleur  l'eau  qu'on  peut  trouver  sur  place; || 
2°  Qu'il  importe  que  tous  les  vivres  qui  sont  empörtes  par  les  pelerins  de 
Djeddah  et  de  Yambo,  quand  il  y  a  du  cholera  au  Hedjaz,  soient  desinfectes 
comme  objets  suspects  ou  completement  detruits,  s'ils  se  trouvent  dans  des 
conditions  d'alteration  dangereuses;  ||  3°  Que  des  mesures  doivent  etre  prises 
pour  empecher  les  pelerins  d'emporter  au  depart  du  Djebel  -  Tor  des  outres 
qui  seront  remplacees  par  des  vases  en  terre  cuite  ou  des  bidons  metalliques;|| 
4°  Que  chaque  section  doit  y  etre  pourvue  d'un  medecin;  ||  5°  Qu'un  capitaine 
de  port  doit  etre  nomme  ä  El-Tor,  pour  y  diriger  les  embarquements  et  les 
debarquements  et  pour  faire  observer  les  reglements  par  les  capitaines  des 
navires  et  les  samboukdji. 
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Regime  sanitaire  ä  appliquer  aux  navires  ä  pelerins  venant  du  Nord.         Nr.  11649. 

I.  Voyage  d'aller.  —  Si  la  presence  du  cholera  n'est  pas  constatee  dans    Staaten. 
le  port  de  depart  ni  dans  ses  environs  et  aucun  accident  cholerique  ne  s'etant 3-  Apriii894. 
produit  pendaut  la  traversee,    le  navire   est  immediatement    admis  ä  la  libre 
pratique.  ||  Si  la  presence  du  cholera  est  constatee  dans  le  port  de  depart  ou 

dans  ses  environs  ou  si  un  accident  cholerique  s'est  produit  pendaut  la 
traversee,  le  navire  sera  soumis,  ä  Djebel-Tor,  aux  regles  instituees  pour  les 
navires  qui  viennent  du  Sud  et  qui  s'arretent  k  Camaran. 

II.  Voyage  de  retour.  —  Si  la  presence  du  cholera  n'est  pas  constatee 
au  Hedjaz  et  ne  l'a  pas  ete  au  cours  du  pelerinage,  les  navires  sont  soumis 
ä  Djebel-Tor  aux  regles  instituees  ä  Camaran  pour  les  navires  indemnes:  || 
Les  pelerins  seront  debarques;  ils  prendront  une  douche  -  lavage  ou  un  bain 
de  mer;  leur  linge  sale,  la  partie  de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs  bagages 
qui  peut  etre  suspecte,  d'apres  l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire,  seront 
desinfectes;  la  duree  de  ces  Operations,  en  y  comprenant  le  debarquement  et 
l'embarquement,  ne  devra  pas  depasser  quarante-huit  heures.  ||  Si  la  presence 
du  cholera  est  constatee  au  Hedjaz  ou  l'a  6te  au  cours  du  pelerinage,  les 
navires  sont  soumis  ä  Djebel  -  Tor  aux  regles  instituees  ä  Camaran  pour  les 
navires  infectes:  jj  Les  personnes  atteintes  de  cholera  ou  d'accidents  choleri- 
formes  seront  debarquees  et  isolees  ä  l'höpital.  La  desinfection  sera  pratiquee 
d'une  fagon  complete.  Les  autres  passagers  seront  debarquees  et  isoles  par 
groupes,  aussi  peu  nombreux  que  possible,  de  maniere  que  l'ensemble  ne  soit 
pas  solidaire  d'un  groupe  particulier,  si  le  cholera  venait  ä  s'y  developper.  || 
Le  linge  sale,  les  objets  ä  usage,  les  vetements  de  l'equipage  et  des  passagers 
seront  desinfectes  ainsi  que  le  navire.  ||  L'autorite  sanitaire  locale  decidera  si 
le  dechargement  des  gros  bagages  et  des  marchandises  est  necessaire,  si  le 
navire  entier  doit  etre  desinfecte  ou  si  une  partie  seulement  du  navire  doit 
subir  la  desinfection.  ||  Tous  les  pelerins  sont  soumis  ä  une  Observation  de 
sept  jours  pleins  ä  partir  de  celui  oü  ont  ete  terminees  les  Operations  de 
desinfection.  Si  un  accident  cholerique  s'est  produit  dans  une  section,  la 
periode  de  sept  jours  ne  commence  pour  cette  section  qu'ä  partir  de  celui  oü 
le  dernier  cas  a  ete  constate. 

Mesures  sanitaires  ä  appliquer  aux  departs  des  pelerins  des  ports  du  Hedjaz. 
Les  mesures  ä  adopter  pour  le  depart  de  Djeddah  et  Yambo  des  pelerins 
qui  vont  vers  le  Sud  sont  les  memes  que  Celles  edictees  pour  le  depart  des 
ports  situes  au  delä  du  detroit  de  Bab-el-Mandeb,  en  ce  qui  concerne  la 
visite  medicale  et  la  desinfection,  soit:  ||  1°  Visite  medicale  obligatoire  indivi- 
duelle, faite  de  jour,  ä  terre,  au  moment  de  l'embarquement,  pendaut  le  temps 
necessaire,  par  des  medecins  delegues  de  l'autorite  sanitaire,  de  toute  personne 
prenant  passage  ä  bord  d'un  navire;  ||  2°  Desinfection  obligatoire  et  rigoureuse 
faite  ä  terre,  sous  la  surveillance  du  medecin  delegue  de  l'autorite  publique, 
de  tout  objet   contamine    ou    suspect,   dans   les    conditions    de    l'article  5  du 
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Nr.  11649.  premier    reglement    insere    dans    1'annexe   IV    de    Ja    Convention    sanitaire    de 

Staaten."    ^eilise»  ||  Pour    les    pelerins  qui  s'embarquent  sur  des  navires  diriges  vers  le 

3.  April  1894.  Nord,  la  desinfection  se  fera  ä  Djebel-Tor,  sauf  quand  il  y  a  du  cholera  au 

Hedjaz:    en  ce  cas,   les  mesures  ci-dessus  sont  appliquees  aussi  ä  ces  navires 

ä  Djeddah  et  Yambo. 

Anlage  III. 
I.  Regime  sanitaire   applicable  aux  provenances  maritimes   dans  le  golfe 

Persique. 

Est  considere  comme  infecte  le  navire  qui  a  du  cholera  ä  bord  ou  qui 
a  presente  des  cas  nouveaux  de  cholera  depuis  sept  jours.  ||  Est  considtrö 
comme  suspect  le  navire  ä  bord  duquel  il  y  a  eu  des  cas  de  cholera  au 
moment  du  depart  ou  pendant  la  traversee,  mais  aucun  cas  nouveau  depuis 
sept  jours.  ||  Est  considere  comme  indemne,  bien  que  venant  d'un  port  con- 
tamine,  le  navire  qui  n'a  eu  ni  deces  ni  cas  de  cholera  ä  bord,  soit  avant  le 
depart,  soit  pendant  la  traversee,  soit  au  moment  de  l'arrivee.  ||  Les  navires 
infectes  sont  soumis  au  regime  suivant:  ||  1°  Les  malades  sont  immediatement 
debarques  et  isoles;  ||  2°  Les  autres  personnes  doivent  etro  egalement  debar- 
quees,  si  possible,  et  souniises  ä  une  Observation  dont  la  duree  variera  selon 
l'etat  sanitaire  du  navire  et  selon  la  date  du  dernier  cas,  sans  pouvoir 
depasser  cinq  jours;  ||  '6°  Le  linge  sale,  les  effets  ä  usage  et  les  objets  de 
l'equipage  et  des  passagers,  qui,  de  l'avis  de  l'autorite'  sanitaire  du  port, 
seront  consideres  comme  contamines,  seront  desinfectes,  ainsi  que  le  navire 
ou  seuleinent  la  partie  du  navire  qui  a  ete  contaminee. 

Les  navires  suspects  sont  soumis  aux  mesures  ci- apres:  ||  1°  Visite 
medicale;  ||  2°  Desinfection:  le  linge  sale,  les  effets  ä  usage  et  les  objets  de 
l'equipage  et  des  passagers,  qui,  de  l'avis  de  l'autorite  sanitaire  locale,  seront 
consideres  comme  contamines,  seront  desinfectes;  |J  3°  Evacuation  de  l'eau  de 
la  cale  apres  desinfection  et  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui 
est  emmagasinee  ä  bord.  ||  II  est  recommande  de  soumettre  l'equipage  et  les 
passagers  ä  une  Observation  de  cinq  jours  ä  compter  de  la  date  ä  laquelle 
le  navire  a  quitte*  le  port  de  depart. 

II  est  egalement  recommande  d'empecher  le  debarquement  de  l'equipage, 
sauf  pour  raisons  de  service.  ||  Les  navires  indemnes  seront  admis  ä  la  libre 
pratique  immediate,  quelle  que  soit  la  nature  de  leur  patente.  ||  Le  seul 
regime  que  peut  prescrire  ä  leur  sujet  l'autorite  du  port  d'arrivee  consiste 
dans  les  mesures  applicables  aux  navires  suspects  (visite  medicale,  desinfection, 
evacuation  de  l'eau  de  cale  et  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle 
qui  est  emmagasinee  ä  bord). 

II  est  recommande  de  soumettre  les  passagers  et  l'equipage  ä  une  Obser- 
vation de  cinq  jours  ä  compter  de  la  date  oü  le  navire  est  parti  du  port 
contamine.  |j  II  est  recommaude  egalement  d'empecher  le  debarquement 
de     l'equipage,    sauf     pour     raisons     de     service.         11     est     entendu     que 
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l'autorite  competente  du  port  d'arrivee  pourra  toujours  reclamer  un  certificat  Nr-  11649- 

.  ...        ,  .  .  ,     ,  ,  ,  .  .     '  Vertrags- 

attestant    qu  il    n  y  a  pas    eu   de    cas    de    cnolera    sur    le   navire   au    port   de    8taaten. 
depart.  ||  L'autorite  competente  du  port   tiendra  compte,   pour  l'application  de3-APri11894- 
ces  mesures,   de  la  presence    d'un    medecin    et    d'un   appareil    de    desinfection 
(etuve)  ä  bord  des  navires  des  trois  categories  susmentionnees. 

Des  mesures  speciales  peuvent  etre  prescrites  ä  l'egard  des  navires 
ehcombres,  notamment  des  navires  ä  pelerins  ou  de  tout  autre  navire  offrant 
de  mauvaises  conditions  d'hygiene.  ||  Les  marchandises  arrivant  par  mer  ne 
peuvent  6tre  traitees  autrement  que  les  marchandises  transportees  par  terre, 
au  point  de  vue  de  la  desinfection  et  des  defenses  d'importation,  de  transit 
et  de  quarantaine  (voir  Annexes  de  la  Convention  sanitaire  de  Dresde, 
titre  IV).  ||  Tout  navire  qui  ne  voudra  pas  se  soumettre  aux  obligations 
imposees  par  l'autorite  du  port  sera  libre  de  reprendre  la  mer.  ||  II  pourra 
etre  autorise  ä  debarquer  ses  marchandises,  apres  que  les  precautions  neces- 
saires  auront  ete  prises,  savoir:  ||  1°  Isolement  du  navire,  de  l'equipage  et 
des  passagers;  ||  2°  Evacuation  de  l'eau  de  la  cale,  apres  desinfection;  || 
3°  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui  etait  emmagasinee  ä 
bord.  ||  II  pourra  egalement  etre  autorise  ä  debarquer  les  passagers  qui  en 
feraient  la  demande,  ä  la  condition  que  ceux-ci  se  soumettent  aux  mesures 
prescrites  par  l'autorite  locale. 

II.  Postes  sanitaires  ä  etablir. 

1.  A  Faö  ou  ä  proximite  de  ce  point:  grand  lazaret  sur  terre  ferme 
avec  service  sanitaire  complet  ayant  sous  sa  direction  les  postes  sanitaires 
du  golfe  Persique  mentionnes  ci-dessous;  ||  2.  Petit  lazaret  dans  Tun  des  deux 
ilots  ottomans  Selahiye  ou  Yilaniye,  situes  pres  de  Bassorah,  pour  surveiller 
les  individus  qui  auraient  echappe  ä  la  visite  de  Faö;  ||  3.  Maintien  du  poste 
sanitaire  existant  actuellement  ä  Bassorali;  ||  4.  Installation  d'un  poste  sanitaire 
dans  la  baie  de  Koveit;  [|  5.  Poste  sauitaire  ä  Menama,  chef-lieu  des  iles  de 
Bahrein;  ||  6.  Poste  sanitaire  ä  Bender-Abbas;  ||  7.  Poste  sanitaire  ä  Bender- 
Boucbir;  jj  8.  Poste  sanitaire  ä  Mohammerah;  ||  9.  Poste  sanitaire  dans  le 
port  de  Gwadar  (Beloutchistan);  ||  10.  Poste  sanitaire  dans  le  port  de  Mascate 
(sur  la  cöte  d'Oman). 


Anlage  IV. 
Surveillance  et  execution, 

1.  La  mise  en  pratique  et  la  surveillance  des  mesures  concernant  les 
pelerinages  arretees  par  la  presente  Convention  sont  confiees,  dans  l'etendue 
de  la  competence  du  Conseil  superieur  de  sante  de  Constantinople,  ä  un 
Comitä  pris  dans  le  sein  de  ce  Conseil.  Ce  Comite  est  compose  de  trois 
des  representants  de  la  Turquie  dans  ce  Conseil,    et  de   ceux  des  Puissauces 

17* 
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Nr.  H649.  qui  ont  adhere  ou  qui  adhereront   aux   Conventions  sanitaires  de  Venise,    de 
staatTiT    Dresde  et  de  Paris.  ||  La    presidence    du   Comite    est    deferee    ä    Fun    de    ses 
3.  April  1894.  membres  ottomans.     En  cas  de  partage  des  voix,  le  president  a  voix  prepon- 
derante. 

2.  Afin  d'assurer  les  garanties  necessaires  au  bon  fonctionnemerit  des 
divers  etablissements  sanitaires  enumeres  dans  la  presente  Convention,  il  sera 
cree  un  corps  de  meclecins  diplömes  et  competents,  de  desinfecteurs  et  de 
niecaniciens  bien  exerces  et  de  gardes  sanitaires  recrutes  parrai  les  personnes 
ayant  fait  le  service  militaire  comme  officiers  ou  sous-officiers. 

3.  En  ce  qui  concerne  les  frais  resultant  du  regime  etabli  par  la 
presente  Convention,  il  y  a  lieu  de  maintenir  l'etat  actuel  au  point  de  vue 
de  la  repartition  des  frais  entre  le  Gouvernement  ottoman  et  le  Conseil 
superieur  de  sante  de  Constantinople,  repartition  qui  a  ete  fixee  ä  la  suitc 
d'une  entente  entre  le  Gouvernement  ottoman  et  les  Puissances  representees 
dans  ce  Conseil. 

4.  L'autorite  sanitaire  du  port  ottoman  de  reläche  ou  d'arrivee  qui 
constate  une  contravention  en  dresse  un  proces-verbal  sur  lequel  le  capitaine 
peut  inscrire  ses  observations.  Une  copie  certifiee  conforme  de  ce  proces- 
verbal  est  transmise,  au  port  de  reläche  ou  d'arrivee,  ä  l'autorite  consulaire 
du  pays  dont  le  navire  porte  le  pavillon.  Cette  autorite  assure  le  depöt  de 
Tarnende  entre  ses  mains.  En  l'absence  d'un  consul,  l'autorite  sanitaire  recoit 
cette  amende  en  depöt.  L'amende  n'est  definitivement  acquise  au  Conseil 
superieur  de  sante  de  Constantinople  que  lorsque  la  Commission  consulaire 
indiquee  ä  l'article  suivant  aura  prononce  sur  la  validite  de  l'amende.  ||  Un 
deuxieme  exemplaire  du  proces  -  verbal  certifie  conforme  devra  etre  adresse 
par  l'autorite  sanitaire  qui  a  constate  le  delit  au  President  du  Conseil  de 
sante  de  Constantinople,  qui  communiquera  cette  piece  ä  la  Commission 
consulaire.  |j  Une  annotation  sera  inscrite  sur  la  patente  par  l'autorite  sanitaire 
ou  consulaire  indiquant  la  contravention  relevee  et  le  depöt  de  Tarnende. 

5.  II  est  cree  ä  Constantinople  une  Commission  consulaire  pour  juger 
les  declarations  contradictoires  de  Tagent  sanitaire  et  du  capitaine  inculpe. 
Elle  sera  designee  chaque  annee  par  le  corps  consulaire.  ||  L'Administration 
sanitaire  pourra  etre  representee  par  un  agent  remplissant  les  fonctions  de 
ministere  public.  ||  Le  consul  de  la  nation  interessee  sera  toujours  convoque. 
II  a  droit  de  vote. 

6.  Le  produit  des  taxes  et  des  amendes  sanitaires  ne  peut,  en  aucun 
cas,  etre  employe  ä  des  objets  autres  que  ceux  relevant  des  Conseils  sanitaires. 
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Nr.    11650.     VERTRAGSSTAATEN.— Zusatzerklärung  zu  Nr.  11649. 

Paris,  30.  Oktober  1897. 

Declaration. 

Les  Gouvernements   signataires   de  la  Convention   sanitaire  internationale  Nr.  11650. 
conclue  ä  Paris,   le  3  avril  1894,    ayant  juge  utile  d'apporter  certains  amen-   v"rtra-s~ 
dements  ä  l'instrument  diplomatique  de  ladite  Convention,  avant  Fechange  des30.  okt.i897 
ratifications ,    les    soussignes,    ä    ce    düment    autorises,    sont   convenus    des 
dispositions  suivantes: 

I.  L'alin£a  5  de  la  section  A  de  l'annexe  I  de  la  Convention  sera  redige* 
comme  suit:  ||  „5°  Les  pelerins  seront  tenus,  si  les  circonstances  locales  le 
permettent,  de  justifier  des  moyens  strictement  n£cessaires  pour  accomplir  le 
pelerinage  ä  l'aller  et  au  retour  et  pour  le  sejour  dans  les  Lieux  -  Saints."  |j. 
II.  L'article  13  du  Reglement  insere  ä  la  section  B  de  la  meine  annexe  I 
sera  remplace  par  l'article  suivant: 

„Article  13. 

Le  navire  doit  pouvoir  loger  les  pelerins  dans  Fentrepont.  ||  En  dehors 
de  Fequipage,  le  navire  doit  fournir  ä  chaque  individu,  quel  que  soit  son  äge, 
une  surface  d'au  moins  150  decimetres  carres,  avec  une  hauteur  d'entrepont 
d'au  moins  un  metre  quatre-vingts  centimetres.  ||  Pour  les  navires  qui  fönt  le 
cabotage,  chaque  pelerin  doit  disposer  d'un  espace  d'au  moins  deux  metres 
de  largeur  dans  le  long  des  plats-bords  du  navire.'* 

III.  Les  Gouvernements  signataires  consentent  ä  ce  que  les  ratifications 
du  Gouvernement  de  Sa  Majeste  Britannique  ne  contiennent  pas  l'annexe  III 
de  la  Convention.  Les  dispositions  de  cette  annexe  ne  seront  pas  appliquees, 
en  consequence,  aux  navires  de  guerre  ou  de  commerce  de  la  Grande-Bretagne 
et  de  l'Irlande  et  de  l'Inde  anglaise. 

IV.  La  presente  Declaration  qui  restera  aunexee  ä  la  Convention 
sanitaire  internationale  de  Paris  du  3  avril  1894,  sera  inseree  dans  les  rati- 
fications des  Hautes  Parties  contractantes  et  est  substituee  aux  reserves 
inscrites  dans  le  proces-verbal  de  signature  de  la  Convention  en  date  du 
3  avril  1894.  ||  En  foi  de  quoi,  les  soussignes,  düment  autorises  ä  cet  effet, 
ont  dresse  la  presente  Declaration  et  l'out  revetue  de  leurs  cachets. 

Fait  en  treize  exemplaires,  ä  Paris,  le  30  octobre  1897. 

(L.  S.)  Unterschriften o 


Nr.    11651.    VERTRAGSSTAATEN.  —  Übereinkunft,  abgeschlossen 
auf  der  intcrnationalenSanitätskonferenz  in  Venedig. 

Venedig,  19.  März  1897. 
Convention. 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  l'Empire  Nr  11651 
Allemand;  Sa  Majeste  l'Empereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  etc.,  et  vemags- 
Roi  Apostolique  de  Hongrie;   Sa  Majeste   le    Roi   des  Beiges;   Sa  Majeste  le^Lisk 
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Nr.  11651.  Roi  d'Espagne,  et,  en  Son  nom,  Sa  Majeste  la  Reine  Regente  du  Royaume; 
Vertrags-  le  pr^sijent  (je  ia  Republique  Franchise;  Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume- 
i9.Märzi8y?.  Uni  de  le  Grande  -  Bretagne  et  d'Irlande,  Imperatrice  des  Indes;  Sa  Majeste 
le  Roi  des  Hellenes;  Sa  Majeste  le  Roi  d'Italie;  Si.n  Altesse  Royale  le  Grand- 
Duc  de  Luxerabourg;  Son  Altesse  le  Prince  de  Montenegro;  Sa  Majeste 
l'Empereur  des  Ottomans;  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas,  et,  en  Son  nom, 
Sa  Majeste  la  Reine  Regente  du  Royaume;  Sa  Majeste  le  Schah  de  Perse; 
Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves;  Sa  Majeste  le  Roi  de 
Roumanie;  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Toutes  les  Russies;  Sa  Majeste  le  Roi 
de  Serbie;  le  Conseil  Federal  Suisse,  ||  Ayant  decide  de  se  concerter  en  vue 
de  regier  les  mesures  ä  prendre  pour  prevenir  Pinvasion  et  la  propagation 
de  la  peste  et  la  surveillance  sanitaire  ä  etablir  ä  cet  effet  dans  la  mer 
Rouge  et  dans  le  golfe  Persique,  ont  nomine  pour  leurs  Plenipotentiaires, 
savoir: 

Sa  Majeste  l'Empereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  l'Empire 
Allemand:  ||  M.  Otto  de  Mühlberg,  Son  Conseiller  actuel  intime  de  Legation,  || 
M.  Curt  Lehmann,  Son  Conseiller  actuel  de  Legation;  ||  Sa  Majeste  l'Empereur 
d'Autriche,  Roi  de  Boheme,  etc.,  etc.,  et  Roi  Apostolique  de  Hongrie:  ||  M.  le 
Comte  Henry  Lützow,  Son  Chambellan  et  Envoye  Extraordinaire  et  Miüistre 
Plenipotentiaire  ä  Dresde,  ||  M.  le  Chev.  A.  de  Suzzara,  Conseiller  aulique  et 
ministeriel  au  Ministere  Imperial  et  Royal  des  Affaires  etrangeres,  ||  M.  le 
Dr.  Chev.  de  Kusy,  Conseiller  ministeriel  au  Ministere  Imperial  et  Royal  de 
l'Interieur  et  Conseiller  superieur  de  sante,  ||  M.  N.  Ebner  d'Ebenthall, 
Conseiller  ministeriel  au  Ministere  Imperial  et  Royal  du  Commerce,  ||  M.  le 
Dr.  Chyzer,  Conseiller  ministeriel  et  Chef  de  la  section  sanitaire  au  Ministere 
Royal  hongrois  de  l'Interieur,  j|  M.  E.  Roediger,  Conseiller  de  section  au 
Ministere  Royal  hongrois  du  Commerce;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges:  || 
M.  Beco,  Secretaire  general  de  Son  Ministere  de  l'Agriculture  et  des  Travaux 
publics,  Commandeur  de  l'Ordre  Royal  de  Leopold,  etc.,  M.  le  Dr.  E.  van 
Ermengem,  Professeur  d'hygiene  et  de  bacteriologie  ä  l'Universite  de  Gand, 
Officier  de  l'Ordre  Royal  de  Leopold;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne,  et,  en 
Son  nom,  Sa  Majeste  la  Reine  Regente  du  Royaume:  ||  Don  Silverio  Baguer 
de  Corsi  y  Rivas,  Comte  de  Baguer,  Son  Ministre  resident,  ||  M.  le  Dr.  Calvo 
y  Martin,  Professeur  de  la  Faculte'  de  Medecine,  Conseiller  de  l'Instruction 
publique,  Senateur  du  Royaume  ä  vie,  Membre  de  l'Academie  Royale  de 
Medecine  de  Madrid,  Grand  Cordon  de  premiere  classe  d'Isabelle  la  Catholique, 
Commandeur  de  l'Ordre  de  Charles  III,  ||  Don  Manuel  Alonso  Saüudo,  Professeur 
de  la  clinique  medicale  de  la  Faculte  de  Madrid  et  Membre  de  l'Academie 
Royale  de  Medecine  de  Saragosse;  ||  Le  President  de  la  Republique  Frangaise :|| 
M.  Camille  Barrere,  Ambassadeur  de  la  Republique  Frangaise  pres 
la  Confederation  Suisse,  Commandeur  de  l'Ordre  National  de  la  Legion 
d'honneur,  j|  M.  le  Prof.  Brouardel,  President  du  Comite  consultatif 
d'hygiene    publique    de    France,   Doyen   de  la  Faculte  de  Medecine  de  Paris, 
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Membre  de  l'Academie  des  Sciences,  Membre  de  l'Academie  de  Medecine,  Nr.  nesi. 
Commandeur  de  l'Ordre  National  de  la  Legion  d'honneur,  ||  M.  le  Prof.  Proust,  stalten'. 
Inspecteur  general  des  Services  sanitaires,  Professeur  d'hygiene  ä  la  Faculte  19-Härz1897- 
de  Medecine  de  Paris,  Membre  de  l'Academie  de  Medecine,  Commandeur  de 
l'Ordre  National  de  la  Legion  d'honneur;  ||  Sa  Majeste  la  Reine  du  Royaume- 
Uni  de  la  Grande  -  Bretagne  et  d'Irlande,  Imperatrice  des  Indes:  ||  L'hon.  M. 
Michael  Herbert,  Compagnon  de  l'Ordre  du  Bain,  Son  Secretaire  d'Ambassade,|| 
M.  le  Dr.  R.  Thorne  Thorne,  Compagnon  de  l'Ordre  du  Bain,  Chef  de  la 
Sectioii  medical  du  „Local  Government  Board",  ||  M.  James  Cleghorn,  Chirurgien 
General,  Directeur  general  du  Service  medical  des  Indes  Britanniques,  ||  M.  J.  Lane 
Notter,  Chirurgien  Colonel  du  Service  medical  militaire,  Professeur  d'hygiene 
militaire  ä  l'Ecole  de  Medecine  militaire  de  Netley,  ||  M.  H.  Farnall,  Compagnon 
de  l'Ordre  de  Saint -Michel  et  Saint -George,  Secretaire  au  Ministere  des 
Affaires  etrangeres  ä  Londres;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  des  Hellenes:  ||  M.  le  Dr. 
Zancarol,  Son  Delegue  au  Conseil  sanitaire,  maritime  et  quarautenaire 
d'Egypte,  Commandeur  de  l'Ordre  National  du  Sauveur;  ||  Sa  Majeste  le  Roi 
d'Italie:  ||  M.  le  Comte  Lelio  Bonin -Longare,  Son  Sous- Secretaire  d'Etat  pour 
les  Affaires  etrangeres,  ||  M.  le  Prof.  R.  Santoliquido,  Chef  de  division  pour  la 
sante  publique  au  Ministere  Royal  de  l'Interieur,  ||  M.  le  Dr.  Foä,  Professeur 
d'anatomie  pathologique  ä  l'Universite  de  Turin;  |]  Son  Altesse  Royale  le 
Grand -Duc  de  Luxembourg:  ||  M.  Beco,  Secretaire  general  du  Ministere 
d'Agriculture  et  des  Travaux  publics  de  Belgique,  ||  M.  le  Dr.  van  Ermengem, 
Professeur  d'hygiene  et  de  bacteriologie  ä  l'Universite  de  Gand;  ||  Son  Altesse 
le  Prince  de  Montenegro:  ||  M.  le  Comte  H.  Lützow,  Envoye  Extraordinaire 
et  Ministre  Plenipotentiaire  de  S.  M.  I.  et  R.  Apostolique  en  Saxe;  ||  Sa 
Majeste  l'Empereur  des  Ottomans:  ||  M.  le  Dr.  Cozzonis  Effendi,  Inspecteur 
general  de  l'Administration  sanitaire  de  l'Empire  Ottoman,  Grand  Cordon  de 
l'Ordre  du  Medjidie,  Grand  Officier  de  l'Ordre  de  l'Osmanie,  etc.;  ||  Sa  Majeste 
la  Reine  des  Pays-Bas,  et,  en  Son  nom,  Sa  Majeste  la  Reine  Regente  du 
Royaume:  ||  Le  Jonkheer  P.  J.  F.  M.  van  der  Does  de  Willebois,  Agent 
politique  et  Consul  general  des  Pays-Bas  en  Egypte,  Chevalier  de  l'Ordre  du 
Lion  Neerlandais,  j|  M.  le  Dr.  Ruysch,  Conseiller  au  Ministere  de  l'Interieur, 
Chevalier  de  l'Ordre  du  Lion  Neerlandais;  ||  Sa  Majeste  le  Schah  de  Perse:  || 
M.  le  Dr.  Panayote  Bey,  Delegue  de  Perse  au  Conseil  Superieur  de  sante  ä 
Constantinoplc,  Commandeur  des  Ordres  Imperiaux  du  Lion  et  Soleil,  de 
l'Osmanie  et  du  Medjidie;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves:  | 
M.  A.  D.  de  Oliveira  Soares,  Son  Charge  d'affaires  ad  interim  en  Italie,  || 
M.  le  Prof.  J.  Thomaz  de  Sousa  Martins,  ancien  Membre  du  Comite  central 
de  sante,  Professeur  de  pathologie  generale,  Commandeur  de  l'Ordre  National 
de  Saint  -  Jacques  de  1'EpeV,  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Roumanie:  ||  M.  A.  E. 
Lahovary,  Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  S.  M. 
le  Roi  d'Italie,  Commandeur  de  l'Ordre  Royal  de  la  Couronne  etc.;  ||  Sa 
Majeste    l'Empereur    de    Toutes   les    Russies:    ||    M.    Alexandre   Yonine,    Son 
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Nr.  11651.  Conseiller  prive  et  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  la 
Staaten.  Confederation  Suisse,  ||  M.  le  Dr.  Loukianow,  Conseiller  d'Etat  actuel,  Directeur 
i9.Märzi8ö7.  de  l'Institut  Imperial  de  medecine  experimentale;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de 
Serbie:  ||  M.  Milan  Jovanovitch  Batut,  Professeur  d'hygiene  publique  ä  la 
Faculte  des  Sciences  de  Beigrade;  ||  Le  Conseil  Fed^ral  Suisse:  M.  Gaston 
Carlin,  Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  pres  S.  M.  le 
Roi  d'Italie,  |j  M.  le  Dr.  F.  Schmid,  Directeur  du  Bureau  sanitaire  Federal 
Suisse, 

Lesquels  ayant  echange  leurs  pleins  pouvoirs,  trouve's  en  bonne  et  due 
forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes  touchant  les  regions  conta- 
minees  de  la  peste,  ainsi  qu'ä  l'egard  des  provenences  de  ces  regions: 

I.  Sont  adoptees  les  mesures  indiquees  et  precisees  dans  le  Reglement 
Sanitaire  General  pour  prevenir  l'invasion  et  la  propagation  de  la  peste, 
annexe  ä  la  presente  Convention,  lequel  a  la  meine  valeur  que  s'il  y  etait 
incorpore. 

II.  II  sera  recommande  aux  autorites  competentes  du  Maroc  d'appliquer, 
dans  les  ports  de  ce  pays,  des  mesures  en  harmonie  avec  celles  prevues  dans 
le  reglement  sus-mentionne. 

III.  Les  pays  qui  n'ont  pas  pris  part  ä  la  Conference  ou  qui  n'ont  pas 
signe  la  Convention,  pourront  y  acceder  sur  leur  demande.  j|  Cette  adhesion 
sera  notifiee,  par  la  voie  diplomatique,  au  Gouvernement  Royal  d'Italie  et, 
par  celui-ci,  aux  autres  Gouvernements  signataires. 

IV.  La  präsente  Convention  aura  une  duree  de  cinq  ans,  ä  compter  de 
l'echange  des  ratifications.  Elle  sera  renouvelee  de  cinq  en  cinq  annees,  par 
tacite  reconduction,  ä  moins  que  l'une  des  Hautes  Parties  contractantes  n'ait 
notifie  six  mois  avant  l'expiration  de  ladite  periode  de  cinq  annees,  son 
intention  d'en  faire  cesser  les  effets.  ||  Dans  le  cas  oü  l'une  des  Puissances 
denoncerait  la  Convention,  cette  denonciation  n'aurait  d'effet  qu'ä  son  egard. 

V.  Les  Hautes  Parties  contractantes  se  reservent  la  faculte  de  provoquer, 
par  la  voie  diplomatique,  les  modifications  qu'elles  jugeraient  necessaires 
d'apporter  ä  la  Convention  ou  ä  son  annexe.  ||  La  presente  Convention  sera 
ratifiee;  les  ratifications  en  seront  deposees  ä  Rome  le  plus  tot  possible  et, 
au  plus  tard,  dans  le  delai  d'un  an  ä  dater  du  jour  de  la  signature.  ||  En  foi 
de  quoi,  les  Plenipotentiaires  respectifs  l'ont  signee  et  y  ont  appose  leurs 
cacbets. 

Fait  ä  Venise,  en  dix-buit  exemplaires,  le  dix-neuf  mars  mil  huit  cent 
quatre-vingt  dix-sept. 

(L.  S.)  (Unterschriften.) 
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Reglement  sanitaire  general 


Nr.  11651. 
Vertrags- 
staaten. 

pour  prevenir  linvasion  et  la  propagation  de  la  peste.  i9.Märzi8&7. 


Chapitre  I.  Mesures  ä  prendre  hors  d'Europe. 
I.  Notification. 
Les  Gouvernements  des  pays  qui  adhereront  ä  la  presente  Convention 
notifieront  telegraphiquement  aux  divers  Gouvernements  l'existence  de  tout  cas 
de  peste  ayant  apparu  sur  leur  territoire,  conformement  au  titre  I  du  chapitre 
II  „Mesures  ä  prendre  en  Europe".  ||  Les  titres  II,  III,  IV  du  meme  chapitre 
II  sont  egalement  applicables.  ||  II  est  desirable  que,  dans  les  autres  pays,  les 
mesures  destinees  ä  tenir  les  Gouvernements  signataires  de  la  Convention  au 
courant  de  l'apparition  d'une  epidemie  de  peste,  ainsi  que  des  moyens  employes 
pour  eviter  sa  propagation  et  son  importation  dans  les  pays  indemnes,  prevus 
pour  l'Europe,  soient  egalement  appliquees. 

II.   Police  sanitaire  des  navires  partant  dans  les  ports   contamines. 
Mesures  communes  aux  navires  ordinaires  et  aux  navires  ä  pelerins. 

1°  Visite  medicale  obligatoire,  individuelle,  faite  de  jour,  ä  terre,  au 
moment  de  l'embarquement,  pendant  le  temps  necessaire,  par  un  medecin 
delegue  de  l'autorite  publique,  de  toute  personne  prenant  passage  ä  bord  d'un 
navire.  ||  L'autorite  consulaire  dont  releve  le  navire  peut  assister  ä  cette  visite. 

2°  Desinfection  obligatoire  et  rigoureuse,  faite  ä  terre,  sous  la  surveil- 
lance  du  medecin  delegue  de  l'autorite  publique,  de  tout  objet  contamine  ou 
suspect,  dans  les  conditions  de  l'article  5  du  chapitre  III  de  l'annexe  de  la 
presente  Convention.  ||  3°  Interdiction  d'embarquement  de  toute  personne  pre- 
sentant  des  symptömes  de  peste. 

Navires  ä  pelerins. 

1°  Lorsqu'il  existe  des  cas  de  peste  dans  le  port,  l'embarquement  ne  se 
fera  ä  bord  des  navires  ä  pelerins  qu'apres  que  les  personnes  reunies  en  grou- 
pes  aurout  ete  soumises  ä  une  Observation  permettant  de  s'assurer  qu'aucune 
d'elles  n'est  atteinte  de  la  peste.  ||  11  est  entendu  que  pour  executer  cette 
mesure  chaque  Gouvernement  pourra  tenir  compte  des  circonstances  et  possi- 
bilitös  locales*). 

2°  Les  pelerins  seront  tenus  de  justifier  des  moyens  strictement  necessai- 
res  pour  aecomplir  le  pelerinage  ä  l'aller  et  au  retour,  et  pour  le  sejour  dans 
les  Lieux  Saints,  si  les  circonstances  locales  le  permettent. 


*)  La  Conference  a  deeide,   par  voie  d'interpretation,  que,    dans  les  Indes  neer- 
landaises,  cette  Observation  pourrait  se  faire  ä  bord  des  navires  en  partance. 
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Nr-  1]651*  Mesures  ä  prendre  ä  bord  des  navires  ä  pelerins. 

Vertrags- 

staaten-  Titre  I.     Dispositions  qenerales. 

19.März1897.  J 

Article  1. 
Les  prescriptions   suivantes   sont  applicables   aux   navires   ä   pelerins    qui 
trausportent  au  Hedjaz  ou  au  golfe  Persique  ou  qui  en  ramenent  des  pelerins 
musulmans. 

Article  2. 

N'est  pas  considere  comme  navire  ä  pelerins  celui  qui,  outre  ses  passagers 
ordinaires,  parmi  lesquels  peuvent  etre  compris  les  pelerins  des  classes  supe- 
rieures,  embarque  des  pelerins  de  la  derniere  classe  en  proportion  moindre 
d'un  pelerin  par  cent  tonneaux  de  jauge  brüte. 

Article  3. 
Tout  navire  ä  pelerins,  ä  fentree  de  la  raer  Rouge  et  du  golfe  Persique, 
doit  se  conformer  aux  prescriptions  contenues  dans  le  Reglement  special  appli- 
cable au  pelerinage  du  Hedjaz  qui  sera  publie  par  le  Conseil  de  sante  de  Con- 
stantinople,  conformement  aux  principes  edictes  dans  la  presente  Convention. 

Article  4. 
Les  navires  ä  vapeur  sont  seuls  admis  ä  faire  le  transport  des  pelerins 
au  long  cours.  Ce  transport  est  interdit  aux  autres  bateaux.  ||  Les  navires  ä 
pelerins,  faisant  le  cabotage,  destines  aux  transports  de  courte  duree  dits 
„voyages  au  cabotage",  sont  soumis  aux  prescriptions  conteuues  daus  le  regle- 
rnent  special  rnentionne  ä  Tarticle  3. 

Titre  IL  Mesures  ä  prendre  avant  le  depart. 
Article  5. 
Le  capitaine  ou,  ä  defaut  du  capitaine,  le  proprietaire  ou  l'agent  de  tout 
navire  ä  pelerins  est  tenu  de  declarer  ä  l'autorite  competente*)  du  port  de 
depart  son  intention  d'embarquer  des  pelerins,  au  rnoins  trois  jours  avant  le 
depart.  Cette  declaration  doit  indiquer  le  jour  projete  pour  le  depart  et  la 
destiuation  du  navire. 

Article  6. 

A  la  suite  de  cette  declaration,  l'autorite  competente  fait  proceder,  aux 
frais  du  capitaine,  ä  l'inspection  et  au  mesurage  du  navire.  L'autorite  consu- 
laire   dont  releve   le  navire  peut  assister  ä  cette  inspection.  II  II  est  procede 


*)  L'autorite  competente  est  actuellement:  dans  les  Indes  anglaises,  im  „officer" 
desigue  ä  cet  effet  par  le  Gouvernement  local  (Native  passenger  Ships  Act,  1877,  art.  7); 
dans  les  Indes  neerlandaises,  le  maitre  du  port;  en  Turquie,  Tautorite  sanitaire;  en 
Autriche-Hongrie,  l'autorite  du  port;  en  Italie,  le  capitaine  de  port;  en  France,  en 
Tunisie  et  en  Espagne,  l'autorite  sanitaire;  en  Egypte,  l'autorite  sanitaire  quaran- 
tenaire  etc. 
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seulemeut   ä   l'inspection,    si   le   capitaine    est   dejä   pourvu    d'un    certificat    de  Nr.  ii65i. 
mesurage  delivre  par  l'autorite  competente  de  son  pays,  ä  moins  qu'il  n'y  ait   Vertra&s- 

StUtltrCD  > 

soupQon  que  le  document  ne  reponde  plus  ä  l'etat  actuel  du  navire.  i9.Märzi897. 

Article   7. 

L'autorite  competente  ne  permet  le  depart  d'un  navire  ä  pelerins  qu'apres 
s'etre  assuree: 

a)  que  le  navire  a  ete  rais  en  etat  de  proprete  parfaite  et,  au  besoin, 
desinfecte;  ||  b)  que  le  navire  est  en  etat  d'entreprendre  le  voyage  sans  dan- 
ger, qu'il  est  bien  equipe,  bien  amenage,  bien  aere,  pourvu  d'un  nombre  süffi- 
sant d'embarcations,  qu'il  ne  contient  rien  ä  bord  qui  soit  ou  puisse  devenir 
nuisible  ä  la  sante  ou  ä  la  securite  des  passagers,  que  le  pont  et  l'entrepont 
sont  en  bois  ou  en  fer  recouvert  de  bois;  ||  c)  qu'il  existe  ä  bord,  en  sus  de 
l'approvisionnement  de  l'equipage  et  convenablement  arriines,  des  vivres  ainsi 
que  du  combustible,  le  tout  de  bonne  qualite  et  en  quantite  süffisante  pour 
tous  les  pelerins  et  pour  toute  la  duree  declaree  du  voyage;  ||  d)  que  l'eau 
potable  embarquee  est  de  bonne  qualite  et  a  une  origine  ä  l'abri  de  toute 
contamination;  qu'elle  existe  en  quantite  süffisante;  qu'ä  bord,  les  reservoirs 
d'eau  potable  sont  ä  l'abri  de  toute  souillure  et  ferraes  de  sorte  que  la  distri- 
bution  de  l'eau  ne  puisse  se  faire  que  par  les  robinets  ou  les  pompes;  ||  e)  que 
le  navire  possede  un  appareil  distillatoire  pouvant  produire  une  quantite  d'eau 
de  cinq  litres  au  moin?,  par  tete  et  par  jour,  pour  toute  personne  embarquee, 
y  compris  l'equipage;  ||  f)  que  le  navire  possede  une  etuve  ä  desinfection  pour 
laquelle  il  aura  ete  constate  qu'elle  offre  securite  et  efficacite;  ||  g)  que  l'equi- 
page coinprend  un  medecin  diplöme  et  commissionne*),  soit  par  le  Gouverne- 
ment du  pays  auquel  le  navire  appartient,  soit  par  le  Gouvernement  du  port 
oü  le  navire  prend  des  pelerins,  et  que  le  navire  possede  des  medicaments, 
conformement  ä  ce  qui  sera  dit  aux  articles  11  et  23;  ||  b)  que  le  pont  du 
navire  est  degage  de  toutes  marcbandises  et  objets  encombrants;  ||  i)  que  les 
dispositions  du  navire  sont  telles  que  les  mesures  prescrites  par  le  titre  III 
pourront  etre  executees. 

Article  8. 

Le  capitaine  est  tenu  de  faire  apposer  ä  bord,  dans  un  endroit  apparent 
et  accessible  aux  interesses,  des  affiches  rödigees  dans  les  principales  langues 
des  pays  babites  par  les  pelerins  ä  embarquer,  et  indiquant:  ||  1°  La  desti- 
nation  du  navire;  ||  2°  La  ration  journaliere  en  eau  et  en  vivres  allouee  ä 
chaque  pelerin;  ||  3°  Le  tarif  des  vivres  non  compris  dans  la  distribution  jour- 
naliere et  devant  etre  payes  ä  part. 


*)    Exception    est    faite    pour   les   Gouvernements    qui   n'ont   pas   de    medecins 
commissionnes. 
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Nr.  H651.  Article  9. 

Vertrags- 
staaten. Le  capitaine  ne  peut  partir  qu'autant  qu'il  a  en  main: 

i9.Marzi89".  ^°  Une  liste  visee  par  l'autorite  competente  et  indiquant  le  nom,  le  sexe 

et  le  nombre  total  des  pelerins  qu'il  est  autorise  ä  embarquer;  ||  2°  Une  patente 

de  sante  constatant  le  nom,  la  nationalite  et  le  tonnage  du  navire,  le  nom  du 

capitaine,  celui  du  medecin,  le  nombre  exact  des  personnes  embarquees:  equi- 

page,  pelerins  et  autres  passagers,  la  nature  de  la  cargaison,  le  lieu  du  depart.j] 

L'autorite  competente  indiquera  sur  la  patente  si  le   chiffre  reglementaire  des 

pelerins  est  atteint  ou  non,  et,  dans  le  cas  oü  il  ne  le  serait  pas,  le  nombre 

complementaire  des  passagers  que  le  navire  est  autorise  ä  embarquer  dans  les 

escales  subsequentes. 

Article  10. 

L'autorite'  competente  est  tenue  de  prendre  des  mesures  efficaces  pour 
empecher  l'embarquement  de  toute  personne  ou  de  tout  objet  suspect1),  suivant 
les  prescriptions  faites  sur  les  precautions  ä  prendre  dans  les  ports. 

Titre  III.  Precautions  ä  prendre  pendant  la  traversee. 
Article  11. 
Chaque  navire  embarquant  des  pelerins  doit  avoir  ä  bord  un  medecin 
regulierement  diplöme  et  commissionne  par  le  Gouvernement  du  pays  auquel 
le  navire  appartient  ou  par  le  Gouvernement  du  port  oü  le  navire  prend  des 
pelerins.  Un  second  medecin  doit  etre  embarque  des  que  le  nombre  des  pe- 
lerins portes  par  le  navire  depasse  1000. 

Article  12. 

Le  medecin  visite  les  pelerins,  soigne  les  malades  et  veille  ä  ce  que,  ä 

bord,  les  regles  de  l'hygiene  soient  observees.    II  doit  notamment:  ||  1°  S'assu- 

rer   que   les   vivres   distribues  aux  pelerins   sont    de  bonne   qualite,    que   leur 

quantite  est   conforme  aux   engagements  pris,   qu'ils   sont  convenablement  pre- 

pares;  ||  2°  S'assurer  que  les  prescriptions   de  l'article  20  relatif  a  la  distri- 

bution   de  l'eau   sont   observees;  ||  3°   S'il  y  a   doute   sur  la   qualite  de  l'eau 

potable,  rappeler  par  ecrit  au  capitaine  les  prescriptions  de  l'article  21;  ||  4° 

S'assurer  que  le  navire  est  maintenu  en  etat  constant  de  proprete,  et  speciale- 

ment  que  les  latrines  sont  nettoyees  conformement  aux  prescriptions  de  l'article 

18;  ||  5°  S'assurer  que  les  logements  des  pelerins  sont  maintenus  salubres,  et 

que,   en  cas  de  maladie  transmissible,  la  desinfection  est  faite   comme  il  sera 

dit  ä  l'article  19;  ||  6°  Tenir  un  Journal  de  tous  les  incidents  sanitaires  sur- 

venus  au  cours  du  voyage  et  presenter  ce  Journal  ä  l'autorite  competente  du 

port  d'arrivöe. 

Article  13. 

Le  navire  doit  pouvoir  loger  les  pelerins  dans  l'entrepont.  ||  En  dehors 
de  l'^quipage,  le  navire  doit  fournir  ä  chaque  individu,  quel  que  soit  son  äge, 


*)  Voyez  cbapitre  IV,  titre  I,  art.  1  et  2  de  la  presente  Convention. 
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une  surface  de  im  raetre  cinquante  centimetres  carres,  c'est-ä-dire  seize  pieds   Nr.  116.51. 

carres  anglais,   avec  une  hauteur  d'entrepont  d'environ  im   metre  quatre-vingt   Vsetr*^~ 

centimetres.  ||  Pour  les  navires  qui  fönt  le  cabotage,  chaque  pelerin  doit  dis-  i9.Märzi897. 

poser  d'un  espace  d'au  moins  deux  metres  de  largeur  dans  le  long  des  plats- 

bords  du  navire. 

Article  14. 

Le  pont  doit,  pendant  la  traversee,  rester  degage  des  objets  encombrants; 

il  doit  etre  reserve  jour  et  nuit  aux  personnes  embarquöes  et  mis  gratuitenient 

ä  leur  disposition. 

Article  15. 

Les  gros  bagages  des  pelerins  sont  enregistres,  numerotes  et  places  dans 

la  cale.     Les  pelerins   ne  peuvent  garder  avec   eux  que   les  objets  stricteraent 

necessaires.     Les  reglements   faits  pour  ses  navires  par   chaque  Gouvernement 

en  determineront  la  nature,  la  quantite  et  les  dimensions. 

Article  16. 

Chaque  jour,  les  entreponts  doivent  etre  nettoyes  avec  soin  et  frottes  au 

sable  sec,  avec  lequel  on  melangera  des  desinfectants,  pendant  que  les  pelerins 

seront  sur  le  pont. 

Article  17. 

De   chaque    cöte   du    navire,    sur  le  pont,    doit  etre  reserve   un   endroit 

derobe  ä  la  vue  et  pourvu  d'une  pompe  ä  main,  de  maniere  ä  fournir  de  l'eau 

de  mer,    pour  les  besoins  des  pelerins.  Un  local  de  cette  nature  doit  etre 
exclusivement  affecte  aux  femmes. 

Article  18. 

Le  navire  doit  etre  pourvu,  outre  les  lieux  d'aisance  ä  l'usage  de  l'equi- 
page,  de  latrines  ä  effet  d'eau,  dans  la  proportion  d'au  moins  une  latrine  pour 
chaque  centaine  de  personnes  embarquees.  ||  Des  latrines  doivent  etre  affectees 
exclusivement  aux  femmes. 

Aucun  lieu  d'aisance  ne  doit  exister  dans  les  entreponts  ni  dans  la  cale.  || 

Les  latrines  destinees  aux  passagers,   aussi  bien  que   Celles  affectees  ä  l'equi- 

page,    doivent    etre   tenues    proprement,    nettoyees    et   desinfectees    trois    fois 

par  jour. 

Article  19. 

La  desinfection  du  navire  doit  etre  faite  conformement  aux  prescriptions 
des  numeros  5  et  6  du  chapitre  III  de  l'annexe  de  la  presente  Convention. 

Article  20. 
La  quantite  d'eau  potable  mise  chaque  jour  gratuitement  ä  la  disposition 
de  chaque  pelerin,  quel  que  soit  son  äge,  doit  etre  d'au  moins  cinq  litres. 

Article  21. 
S'il  y  a  doute  sur  la  qualite  de  l'eau  potable  ou  sur  la  possibilite  de  sa 
contamination,    soit   ä  son   origine,    soit  au    cours  du  trajet,    l'eau  doit   etre 
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Nr.  ii65i.  bouillie   ou  autrement  sterilisee,   et  le   capitaine   est  tenu  de  la  rejeter  ä  la 
Staaten*"   mer  au  Pren}ier  Port   de  reläche   oü  il  lui   sera  possible  de  s'en  procurer  de 
i9.Märzi897.  meilleure. 

Article  22. 

Le  navire  doit  etre  inuni  de  deux  locaux  affectes  ä  la  cuisine  personnelle 

des  pelerins.     II  est  interdit  aux  pelerins  de  faire  du  feu  ailleurs,  notamment 

sur  le  pont. 

Article  23. 

Chaque  navire  doit  avoir  ä  bord  des  medicaments  et  les  objets  necessaires 
aux  soins  des  malades.  Les  reglements  faits  pour  ces  navires  par  chaque 
Gouvernement  determineront  la  nature  et  la  quantite  des  medicaments.  Les 
soins  et  les  remedes  sont  fournis  gratuitement  aux  pelerins. 

Article  24. 

Une  infirmerie  regulierement  installee  et  offrant  de  bonnes  conditions  de 
securite  et  de  salubrite,  doit  etre  reservee  aux  logements  des  malades.  ||  Elle 
doit  pouvoir  recevoir  au  moins  5  pour  cent  des  pelerins  embarques  ä  raison 
de  trois  metres  carres  par  tete.  *) 

Article  25. 
Le  navire  doit  etre  pourvu  des  moyens  d'isoler  les  personnes  atteintes  de 
peste.  ||  Les  personnes  chargees  de  soigner  les  pesteux  peuvent  seules  penetrer 
aupres  d'eux  et  n'auront  aueun  contact  avec  les  autres  personnes  embarquees.  II 


*)  La  Conference  ayant  eu  connaissance  des  conditions  dans  lesquelles  les  infir- 
meries  doivent  etre  etablies  d'apres  l'article  53  de  l'acte  sur  les  navires  ä  pelerins 
edicte  par  le  Gouvernement  de  l'Inde,  en  recommande  l'execution.  Celle-ci  serait  con- 
sideree  comme  se  substituant  ä  l'article  24. 

(Extrait.)  L'infirinerie  sera  installee  sur  le  pont  superieur,  dans  les  parties  con- 
struites  sur  le  pont  lui-meme.  Cette  infirmerie  permanente  comptera  six  lits  au  moins, 
et  aura  une  superficie  de  144  pieds  carres  au  moins,  une  capacite  de  864  pieds  cubes 
au  moins.  Si  le  navire  porte  cinquante  femmes  ou  plus,  il  y  aura  une  deuxieme  infir- 
merie permanente  de  deux  lits  au  moins,  ayant  une  superficie  de  72  pieds  carres  et 
une  capacite  de  288  pieds  cubes  au  moins.  Cette  infirmerie  sera  reservee  aux  femmes 
et  aux  enfants  ayant  moins  de  douze  ans. 

L'eclairage  et  l'aeration  de  ces  infirmeries  doivent  etre  reconnus  suffisants  par 
l'inspocte.ur.  Elles  seront  construites  sur  une  plate- forme  elevee  d'au  moins  10  centi- 
metres,  solidement  etablies,  leur  toit  sera  bien  calfate.  II  est  preferable  de  les  con- 
struire  en  fer  plutot  qu'en  bois. 

On  ne  recevra  sous  aueun  pretexte  dans  l'infirmerie  permanente  des  malades 
atteints  de  variole,  de  cholera,  de  fievre  jaune  ou  de  peste. 

Le  navire  aura  ä  bord  le  materiel  necessaire  pour  construire  sur  le  pont  superieur 
une  deuxieme  infirmerie  temporaire,  reservee  aux  malades  qui  devraient  etre  isoles 
(cholera,  peste,  fievre  jaune,  variole  ou  autres  maladies  contagieuses). 

L'emplacement  que  devrait  oecuper  cette  infirmerie  temporaire  sera  designe 
d'avance  par  l'inspecteur.  Elle  sera  construite  dans  des  conditions  analogues  ä  Celles 
de  l'infirmerie  permanente.    Elle  aura  une  superficie  d'au  moins  144  pieds  carres. 
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Les  objets  de  literie,  les  tapis,   les  vetements  qui  auront  ete  en  contact  avec  Nr.  ii65i. 
les    malades    doivent   etre   immediatement   dösinfectes.     L'observation   de   cette   Vertra&s- 

staaten. 

regle  est  specialement  recommandee  pour  les  vetements  des  personnes  qui  i9.Märzi897. 
approchent  les  malades,  et  qui  ont  pu  etre  souilles.  Ceux  des  objets  ci-dessus 
qui  n'ont  pas  de  valeur  doivent  etre,  soit  jetes  ä  la  in  er  si  le  navire  n'est 
pas  dans  un  port  ni  dans  un  canal,  soit  detruits  par  le  feu.  Les  autres  doi- 
vent etre  portes  ä  l'etuve  dans  des  sacs  impermeables  laves  avec  une  Solution 
de  sublime.  ||  Les  dejeetions  des  malades  doivent  etre  recueillies  dans  des 
vases  contenant  une  Solution  desinfeetante.  Ces  vases  sont  vides  dans  les 
latrines,  qui  doivent  etre  rigoureusement  desmfectees  apres  cbaque  projeetion 
de  matieres.  ||  Les  locaux  oecupes  par  les  malades  doivent  etre  rigoureusement 
desinfectes.  ||  Les  Operations  de  desinfection  doivent  etre  faites  conformement 
au  numero  5  du  cbapitre  III  de  la  presente  Convention. 

Article  26. 

En  cas  de  deces  survenu  pendant  la  traversee,  le  capitaine  doit  men- 
tionner  le  deces  en  face  du  nom  sur  la  liste  visee  par  l'autorite  du  port  de 
depart,  et,  en  outre,  inscrire  sur  son  livre  de  bord  le  nom  de  la  personne 
decedee,  son  äge,  sa  provenance,  la  cause  presumee  de  la  mort  d 'apres  le 
certificat  du  medicin  et  la  date  du  deces.  ||  En  cas  de  deces  par  maladie 
transmissible,  le  cadavre,  prealablement  enveloppe  d'un  suaire  impregne  d'une 
Solution  de  sublime,  sera  jete  ä  la  mer. 

Article  27. 

La  patente  delivree  au  port  du  depart  ne  doit  pas  etre  changee  au  cours 
du  voyage.  ||  Elle  est  visee  par  l'autorite  sanitaire  de  chaque  port  de  reläcbe. 
Celle-ci  y  inscrit:  ||  1°  Le  nombre  des  passagers  debarques  ou  embarques 
dans  ce  port;  ||  2°  Les  ineidents  survenus  en  mer  et  touchant  ä  la  sante  ou 
ä  la  vie  des  personnes  embarquees;  ||  3°  L'etat  sanitaire  du  port  de  reläcbe. 

Article  28. 

Dans  chaque  port  de  reläche,  le  capitaine  doit  faire  viser  par  l'autorite 
competente  la  liste  dressee  en  execution  de  l'article  9.  ||  Dans  le  cas  oü  un 
pelerin  est  debarque  en  cours  de  voyage,  le  capitaine  doit  mentionner  sur 
cette  liste  le  debarquement  en  face  du  nom  du  pelerin.  ||  En  cas  d'embarque- 
ment,  les  personnes  embarquees  doivent  etre  mentionnees  sur  cette  liste  con- 
formement ä  l'article  9  et  prealablement  au  visa  nouveau  que  doit  apposer 
l'autorite  competente. 

Article  29. 

Le  capitaine  doit  veiller  ä  ce  que  toutes  les  Operations  propbylactiques 
executees  pendant  le  voyage  soient  inscrites  sur  le  livre  de  bord.  Ce  livre 
est  presente  par  lui  ä  l'autorite  competente  du  port  d'arrivee. 
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Nr.  11651.  Article  30. 

stLten.  Le  capitaine  est  tenu  de  payer  la  totalite  des  taxes  sanitaires  qui  doivent 

io.Märzi897.  etre  comprises  dans  le  prix  du  billet. 

Titre  IV.  Penälites. 
Article  31. 
Tout  capitaine  convaincu  de  ne  pas  s'etre  conforme,  pour  la  distribution 
de  l'eau,  des  vivres  ou  du  combustible,  aux  engagements  pris  par  lui,  sera 
passible  d'une  amende  de  deux  livres  turques*).  Cette  amende  est  percue  au 
profit  du  pelerin  qui  aura  ete  victime  du  manquement  et  qui  etablira  qu'il  a 
en  vain  reclame  l'execution  de  l'engagement  pris. 

Article  32. 
Toute  infraction  ä  l'article  8  est  punie  d'une  amende  de  30  livres  turques. 

Article  33. 
Tout  capitaine  qui  aurait  commis  ou  qui  aurait  sciemment  laisse  com- 
mettre  une   fraude   quelconque  concernant   la  liste   des  pelerins   ou  la  patente 
sanitaire  prevues  ä  l'article  9,  est  passible  d'une  ameude  de  50  livres  turques. 

Article  34. 
Tout  capitaine  de  navire  arrivant  sans  patente  sanitaire  du  port  de  depart, 
ou  sans  visa  des  ports  de  reläcbe,  ou  non  muni  de  la  liste  reglementaire  et 
regulierement  tenue  suivant  les  articles  9,  27  et  28,  est  passible,  dans  chaque 
cas,  d'une  amende  de  12  livres  turques. 

Article  35. 
Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  ou  d'avoir  eu  ä  bord  plus  de  cent  pele- 
rins sans  la  presence  d'un  medecin  commissionne,  conformement  aux  prescrip- 
tions  de  l'article  11,  est  passible  d'une  amende  de  300  livres  turques. 

Article  36. 
Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  ou  d'avoir  eu  ä  son  bord  un  nombre  de 
pelerins  superieur  ä  celui  qu'il  est  autorise  ä  embarquer,  conformement  aux 
prescriptions  de  l'article  9,  est  passible  d'une  amende  de  5  livres  turques  par 
chaque  pelerin  en  surplus.  ||  Le  debarquement  des  pelerins  depassant  le  nombre 
regulier  est  effectue  ä  la  premiere  Station  oü  reside  une  autorite  competente, 
et  le  capitaine  est  tenu  de  fournir  aux  pelerins  debarques  l'argent  necessaire 
pour  poursuivre  leur  voyage  jusqu'ä  destination. 

Article  37. 
Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  debarque  des  pelerins  dans  un  endroit 
autre  que  celui  de  leur  destination,  sauf  leur  consentement  ou  hors  le  cas  de 


*)  La  livre  turque  vaut  22  frs.,  50. 
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forcc   majeure,    est  passible  d'une    amende  de  20  livres    turques  par   chaquc  Nr.  11651. 
pelerin  debarque  ä  tort.  Staaten." 

Article  38.  lo.MärzW 

Toutes  autres  infractions  aux  prescriptions  du  present  reglement  sont 
punies  d'une  amende  de  10  ä  100  livres  turques. 

Article  39. 
Toute    contravention    constatee   en  cours    de  voyage    est  annotee    sur  la 
patente  de  sante,  ainsi  que  sur  la  liste  des  pelerins.     L'autorite  competente  en 
dresse  proces-verbal  pour  le  remettre  ä  qui  de  droit. 

Article  40. 
Dans  les  ports  ottomans  la  contravention  est  etablie  et  Tarnende  imposee 
par  l'autorite  competente,  conformement  aux  dispositions  du  chapitre  V  de  la 

presente  Convention. 

Article  41. 

Tous  les  agents  appeles  ä  concourir  ä  l'execution  de  ce  reglement  sont 
passibles  de  punitions  conformement  aux  lois  de  leurs  pays  respectifs  en  cas 
de  fautes  commises  par  eux  dans  son  application. 

Article  42. 
Le   present  reglement  sera  affiche  dans   la  langue    de  la  nationalste  du 
navire  et  dans  les    principales   langues  des    pays   habites    par  les   pelerins  ä 
enibarquer,    en   un   endroit   apparent  et   accessible,    ä  bord   de   chaque  navire 
trausportant  des  pelerins. 

III.  Mesures  ä  prendre  pour  prevenir  l'importation  de  la  peste. 

1.  Voie  de  terre. 

Les  mesures  prises  sur  la  voie  de  terre  contre  les  provenances  des  regions 
contanunees  de  peste  doivent  etre  conformes  aux  principes  sanitaires  formules 
par  la  presente  Convention.  Les  pratiques  modernes  de  la  desinfection  doivent 
etre  substituees  aux  quarantaines  de  terre.  |j  Dans  ce  but,  des  etuves  et  d'au- 
tres  outillages  de  desinfection  seront  disposes  dans  des  points  bien  choisis  sur 
les  routes  suivies  par  les  voyageurs.  Les  memes  moyens  seront  employes  sur 
les  lignes  des  chemins  de  fer  creees  ou  ä  creer.  Les  marcbandises  seront 
desinfectees  suivant  les  principes  adoptes  par  la  presente  Convention.  ||  Chaque 
Gouvernement  est  libre  de  fermer  ses  frontieres  aux  passagers  et  aux  mar- 
cbandises. 

2.  Voie  maritime. 

A.    Mesures  a  prendre  dans  la  mer  Rouge. 
Article  1. 
Navires  indemnes.     a)  Les  navires  reconnus  indemnes,  apres  visite  medi- 
calc,  auront  libre  pratique  immediate,  quelle  que  soit  la  nature  de  leur  patente.  || 

Staatsarchir  LH.  18 
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Nr.  H651.  Le  navire  devra  toutefois  avoir  complete  ou  completer  dix  jours  pleins  ä 
Staaten"    Par^r  du  moment  de  son  depart  du  dernier  port  contamine.  ||  Le  seul  regime 

i9.Märzi897.  que  peut  prescrire  ä  leur  sujet  l'autorite   du  port  d'arrivee   consiste  dans  les 

mesures  applicables  aux  navires  suspects  (visite  medicale,  desinfection  du  linge 

sale,  evacuation  de   l'eau   de  cale   et  Substitution   d'uue  bonne   eau  potable  ä 

celle    qui    est    emmagasinee    ä   bord).  ||    b)    Les   navires    indemnes    ordinaires 

auront  la  faculte   de  passer  le   canal  de  Suez   en  quarantaine.     Ils    entreront 

dans   la  Mediterranee   en   continuant   l'observation   de   dix  jours.     Les   navires 

ayant  un  medecin  et  une  etuve  ne  subiront  pas  la  desinfection  avant  le  transit 

en  quarantaine.  ,_.   ,     _ 

Article  2. 

Navires  suspects.     Les  navires  suspects  sont  ceux  ä  bord  desquels  il  y  a 

eu  des  cas  de  peste  au  moment  du  depart  ou  pendant  la  traversee,  mais  aucun 

cas  nouveau  depuis  douze  jours.     Ces  navires  seront  traites  d'une  fagon  diffe- 

rente  suivant   qu'ils   ont   ou  n'ont    pas   ä   bord   un   medecin   et    un  appareil  ä 

desinfection    (etuve).  ||   a)   Les    navires   ayant  un    medecin   et    un    appareil    de 

desinfection  (etuve),  remplissant  les  conditions  voulues,  seront  admis  ä  passer 

le  canal    de   Suez  en   quarantaine    daus  les  conditions  du  reglement  pour   le 

transit.  ||   b)  Les  autres  navires  suspects   n'ayant  ni  medecin  ni  appareil  de 

desinfection    (etuve)    seront,    avant    d'etre    admis   ä    transiter    en    quarantaine, 

retenus  aux  Sources   de  Moise  pendant  le  temps  necessaire  pour   operer  les 

desinfections  du  linge  sale,  du  linge  de  corps  et  autres  objets  susceptibles,  et 

s'assurer  de  l'etat  sanitaire  du  navire.  ||  S'il  s'agit  d'un  navire  postal  ou  d'un 

paquebot   specialement    affecte   au   transport   des   voyageurs,    sans   appareil   de 

desinfection    (etuve),   mais  ayant   un  medecin    ä  bord,    si  l'autorite   locale   a 

l'assurance,  par  une  constatation  officielle,  que  les  mesures  d'assainissement  et 

de   desinfection   ont   et6   convenablement   pratiquees,   soit  au   point  de  depart, 

soit  pendant  la  traverse>,  le  passage  en  quarantaine  sera  accorde.  ||  S'il  s'agit 

de   navires    postaux  ou    de   paquebots    specialement  affectes   au   transport   des 

voyageurs,    sans   appareil   de   desinfection    (etuve),    mais   ayant   un   medecin   ä 

bord,  si  le  dernier  cas  de  peste  remonte  ä  plus  de  quatorze  jours  et  si  l'etat 

sanitaire   du   navire   est  satisfaisant,    la  libre   pratique   pourra  etre   donnee    ä 

Suez,  lorsque  les  Operations  de  desinfection  seront  terminees.  |]  Pour  un  bateau 

ayant   un  trajet  indemne  de   moins  de   quatorze  jours,   les   passagers  ä   desti- 

nation  d'figypte  seront   debarques  aux  Sources   de  Moise  et  isoles   pendant  le 

temps   necessaire   pour   completer   dix  jours;   leur  linge   sale  et   leurs  effets  a 

usage  seront  desinfectes.     11s  recevront  alors  la  libre  pratique.     Les  bateaux 

ayant  un  trajet  indemne   de  moins  de  quatorze  jours  et   demandant  ä  obtenir 

la  libre  pratique   en  figypte  seront  retenus  aux  Sources  de  Moise  le  temps 

necessaire  pour  completer  dix  jours;  ils  subiront  la  desinfection  reglementaire. 

Article  3. 
Navires  infectes,  c'est-ä  dire  ayant  de  la  peste  ä  bord  ou  ayant  presente 
des  cas  de  peste  depuis  douze  jours.     Ils  se  divisent  en  navires  avec  medecin 
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et  appareil  de  desinfection  (etuve) ,  et  navires  sans  medecin  et  sans  appareil  Nr.  11651. 
de   desinfection    (etuve).    II    a)   Les   navires   sans   medecin   et   sans   appareil   de    Vertras8- 

,  .  .    ,  Staaten. 

desinfection  (£tuve)  seront  arretes  au  Sources  de  Moise,  les  personnes  atteintes  io.Märzi897. 
de  peste  debarquees  et  isolees  dans  un  höpital.  La  desinfection  sera  pratiquee 
d'une  facon  complete.  Les  autres  passagers  seront  debarques  et  isoles  par 
groupes  aussi  peu  nombreux  que  possible,  de  maniere  que  l'ensemble  ne  soit 
pas  solidaire  d'un  groupe  particulier  si  la  peste  venait  ä  se  developper.  ||  Le 
linge  sale,  les  objets  ä  usage,  les  vetements  de  l'equipage  et  des  passagers 
seront  desinfectes  ainsi  que  le  navire.  ||  II  est  bien  entendu  qu'il  ne  s'agit 
pas  du  dechargement  des  marcbandises,  mais  seulement  de  la  desinfection  de 
la  partie  du  navire  qui  a  ete  infectee.  ||  Les  passagers  resteront  dix  jours  ä 
l'etablissement  des  Sources  de  Moise;  lorsque  les  cas  de  peste  reraonteront  ä 
plusieurs  jours,  la  duree  de  risolement  sera  diminuee.  Cette  duree  variera 
selon  l'epoque  de  l'apparition  du  dernier  cas.  ||  .Ainsi,  lorsque  le  dernier  cas 
se  sera  produit  depuis  neuf,  dix,  onze  ou  douze  jours,  la  duree  de  l'observa- 
tion  sera  de  24  lieures;  s'il  s'est  produit  depuis  buit  jours,  l'observation  sera 
de  deux  jours;  s'il  s'est  produit  depuis  sept  jours,  l'observation  sera  de  trois 
jours  et  ainsi  de  suite  comme  cela  est  indique  au  tableau  place  plus  loin.  || 
b)  Navires  avec  medecin  et  appareil  de  desinfection  (etuve).  —  Les  navires 
avec  medecin  et  etuve  seront  arretes  aux  Sources  de  Mo'ise.  ||  Le  medecin  du 
bord  declarera  sous  serraent  quelles  sont  les  personnes  ä  bord  atteintes  de 
peste.  Ces  malades  seront  debarques  et  isoles.  [|  Apres  le  debarquement  de 
ces  malades,  le  linge  sale  du  reste  des  passagers  et  de  l'equipage  subira  la 
desinfection  ä  bord.  ||  Lorsque  la  peste  se  sera  montree  exclusivement  dans 
l'equipage,  la  desinfection  du  linge  ne  portera  que  sur  le  linge  sale  de  l'equi- 
page et  le  linge  des  postes  de  l'equipage. 

Le  medecin  du  bord  indiquera  aussi,  sous  serment,  la  partie  ou  le  com- 
partiment  du  navire  et  la  section  de  l'höpital  dans  lesquels  le  ou  les  malades 
auront  ete  transportes.  II  declarera  egalement,  sous  serment  quelles  sont  les 
personnes  qui  ont  ete  en  rapport  avec  le  pestifere  depuis  la  premiere  mani- 
festation  de  la  maladie,  soit  par  des  contacts  directs,  soit  par  des  contacts 
avec  des  objets  capables  de  transmettre  l'infection.  Ces  personnes  seulement 
seront  considerees  comme  „suspects".  |[  La  partie  ou  le  compartiment  du 
navire  et  la  section  de  l'höpital  dans  lesquels  le  ou  les  malades  auront  ete 
transportes,  seront  completement  desinfectes.  On  entend  par  „partie  du  navire" 
la  cabine  du  malade,  les  cabines  attenantes,  le  couloir  de  ces  cabines,  le  pont, 
les  parties  du  pont  sur  lesquelles  le  ou  les  malades  auraient  sejourne.  ||  S'il 
est  impossible  de  desinfecter  la  partie  ou  le  compartiment  du  navire  qui  a 
ete  occupe  par  les  personnes  atteintes  de  peste  sans  debarquer  les  personnes 
declarees  suspectes,  ces  personnes  seront  eu  placees  sur  un  autre  navire  spe- 
cialement  affecte  ä  cet  usage,  ou  debarquees  et  logees  dans  l'etablissement 
sanitaire,  sans  contact  avec  les  malades,  lesquels  seront  places  dans  l'höpital.  | 
La  duree  de  ce  sejour  sur  le  navire  ou  ä  terre  pour  la  desinfection  sera  aussi 

18* 
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Nr.  11651.  courte   que    possible    et   n'excedera   pas    vingt-quatre    heures.  ||    Les    suspects 
Vertrags-   gulc)iront  une  Observation,   soit  sur  leur  bätiment,   soit  sur  le   navire  affecte"  ä 

Staaten. 

i9.Märzi897.  cet  usage;  la  duree  de  cette  Observation  variera  selon  le  tableau  smvant: 

Lorsque  le  dernier  cas  de  peste  se  sera  produit  dans  le  cours  du  dou- 
zieme,  du  onzieme,  du  dixieme  ou  du  neuvieme  jour  avant  l'arrivee  ä  Suez 
l'observation  sera  de  24  heures.  ||  S'il  s'est  produit  dans  le  cours  du  huitieme 
jour  avant  l'arrivee  ä  Suez  l'observation  sera  de  2  jours.  ||  S'il  s'est  produit 
dans  le  cours  du  septieme  jour  avant  l'arrivee  ä  Suez  l'observation  sera  de 
3  jours.  ||  S'il  s'est  produit  dans  le  cours  du  sixieme  jour  avant  l'arrivee  ä 
Suez  l'observation  sera  de  4  jours.  ||  S'il  s'est  produit  dans  le  cours  du  cin- 
quieme  ou  du  quatrierae  jour  avant  l'arrivee  ä  Suez  l'observation  sera  de  5 
et  6  jours.  ||  S'il  s'est  produit  dans  le  cours  du  troisieme  jour  ou  du  second 
jour  avant  l'arrivee  ä  Suez  l'observation  sera  de  7  et  8  jours.  ||  S'il  s'est 
produit  un  jour  avant  l'arrivee  ä  Suez  l'observation  sera  de  9  jours. 

Le  passage  en  quarantaine  pourra  etre  accorde  avant  l'expiration  des 
delais  indiques  dans  le  tableau  ci-dessus  si  l'autorite  sanitaire  le  juge  possible; 
il  sera  en  tout  cas  accorde  lorsque  la  desinfection  aura  ete  accomplie,  si  le 
navire  abandonne,  outre  ses  malades,  les  personnes  indiquees  ci-dessus  comme 
„suspectes".  ||  Une  etuve  placee  sur  un  ponton  pourra  venir  accoster  le  navire 
pour  rendre  plus  rapides  les  Operations  de  desinfection.  ||  Les  navires  infectes 
demandant  ä  obtenir  la  libre  pratique  en  Egypte  seront  retenus  dix  jours  aux 
Sources  de  Mo'ise  ä  compter  du  dernier  cas  survenu  ä  bord  et  subiront  la 
desinfection  reglementaire.  ||  Le  temps  pris  par  les  Operations  de  desinfection 
est  compris  dans  la  duree  de  l'observation. 

Organisation  de  la  surveillance  et  de  la  desinfection  ä  Suez  et  aux  Sources 

de  Mo'ise. 

1°  La  visite  medicale,  prevue  par  le  reglement,  sera  faite,  pour  chaque 
navire  arrivant  ä  Suez,  par  un  des  medecins  de  la  Station.  Elle  sera  faite 
de  jour  pour  les  provenances  des  ports  contamines  de  peste.  (|  2°  Les  mede- 
cins seront  au  nombre  de  sept,  un  medecin  en  chef,  quatre  titulaires  et  deux 
suppleants.  Si  le  Service  medical  etait  encore  insuffisant,  ou  aurait  recours 
aux  medecins  de  la  marine  des  differents  Etats,  qui  seraient  places  sous  l'au- 
torite du  medecin  en  chef  de  la  Station  sanitaire.  ||  3°  Ils  seront  pourvus 
d'un  diplome  regulier,  choisis  de  preference  parmi  les  medecins  ayant  fait  des 
etudes  speciales  pratiques  d'epidemiologie  et  de  bacteriologie.  ||  4°  Ils  seront 
nommes  par  le  Ministre  de  l'Interieur,  sur  la  presentation  du  Conseil  sanitaire, 
maritime  et  quarantenaire  d'Egypte.  ||  5°  Ils  recevront  un  traitement  qui  sera 
de  six  mille  francs  pour  les  medecins  suppleants  et  qui,  primitivement  de  huit 
mille  francs,  pourra  s'elever  progressivement  ä  douze  mille  francs  pour  les 
quatre  medecins  et  de  douze  mille  ä  quinze  mille  francs  pour  le  medecin  en 
chef.  ||  6°  La  Station  de  desinfection  et  d'isolement  des  Sources  de  Mo'ise  est 
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placee  sous   l'autorite  du    medecin  en   chef  de  Suez.  ||   7°  Si   des  malades  y  Nr.  11651. 

,  •  Vertrags- 

sont  debarques,  deux  des  mödecins  de  Suez  y  seront  internes,  1  un  pour  soigner  staaten. 
les  pesteux,  l'autre  pour  soigner  les  personnes  non  atteintes  de  peste.  ||  8°  Le  i9.Märzi897. 
norabre  des  gardes  sanitaires  sera  porte  ä  vingt.  j|  Un  de  ces  gardes  sera 
specialement  Charge  de  l'entretien  des  etuves  placees  aux  Sources  de  Mo'ise.  || 
9°  La  Station  de  desinfection  et  d'isolement  des  Sources  de  Mo'ise  compren- 
dra:  ||  a)  Trois  etuves  ä  desinfection  au  moins,  dont  une  sera  placee  sur  un 
ponton;  ||  b)  Un  nouvel  hopital  d'isolement  de  douze  lits  pour  les  malades 
et  les  suspects.  Cet  hopital  sera  dispose  de  fagon  ä  ce  que  les  malades,  les 
suspects,  les  hommes  et  le  femmes  soient  isoles  les  uns  des  autres;  ||  c)  Des 
baraquements,  des  tenteshöpital  et  des  tentes  ordinaires  pour  les  personnes 
debarquöes;  ||  d)  Des  baignoires  et  des  douches-lavage  en  nombre  süffisant;  || 
e)  Les  bätiments  necessaires  pour  les  Services  communs,  le  personnel  medical, 
les  gardes  etc.;  un  magasin,  une  buanderie;  ||  f)  Un  reservoir  d'eau. 

Passage  en  quarantaine  du  Canal  de  Suez. 

1°  L'autorite  sanitaire  de  Suez  accorde  le  passage  en  quarantaine;  le 
Conseil  en  est  immediatement  informe.  Dans  les  cas  douteux,  la  decision  est 
prise  par  le  Conseil.  |j  2°  Un  telegramme  est  aussitöt  expedie  ä  l'autorite 
designee  par  chaque  Puissance.  L'expedition  du  telegramme  sera  faite  aux 
frais  du  bätiment.  ||  3°  Chaque  Puissance  edictera  des  dispositions  penales 
contre  les  bätiments  qui,  abandonnant  le  parcours  indique  par  le  capitaine, 
aborderaient  indüment  un  des  ports  du  territoire  de  cette  Puissance.  Seront 
exceptes  les  cas  de  force  majeure  et  de  reläche  forcee.  ||  Lors  de  l'arraisonne- 
ment,  le  capitaine  sera  tenu  de  declarer  s'il  a  ä  son  bord  des  equipes  de 
Chauffeurs  indigenes  ou  de  serviteurs  ä  gages  quelconques,  non  inscrits  sur  le 
röle  d'equipage  ou  le  registre  ä  cet  usage.  Les  questions  suivantes  seront 
posees  aux  capitaines  de  tous  les  navires  se  presentant  ä  Suez,  venant  du  Sud. 
Ils  y  repondront  sous  serment:  ||  „Avez-vous  des  auxiliaires:  Chauffeurs  ou 
autres  gens  de  service,  non  inscrits  sur  le  röle  d'equipage  ou  sur  le  registre 
special?  Quelle  est  leur  nationalite?  Oü  les  avez-vous  embarques?"  ||  Les 
medecins  sanitaires  devront  s'assurer  de  la  presence  de  ces  auxiliaires  et  s'ils 
constatent  qu'il  y  a  des  manquants  parmi  eux,  chercher  avec  soin  les  causes 
de  l'absence. 

4°  Un  officier  sanitaire  et  deux  gardes  sanitaires  montent  ä  bord.  Ils 
doivent  accompagner  le  navire  jusqu'ä  Port-Said;  ils  ont  pour  mission  d'em- 
pecher  les  Communications  et  de  veiller  ä  l'execution  des  mesures  prescrites 
pendant  la  traversee  du  Canal.  ||  5°  Les  voyageurs  pourront  s'embarquer  ä 
Port-Said  en  quarantaine.  Mais  tout  erabarquement  ou  debarquement  et  tout 
transbordement  de  passagers  et  de  marchandises  sont  interdits  pendant  le 
parcours  du  Canal  de  Suez  ä  Port-Said.  ||  6°  Les  navires  transitant  en  qua- 
rantaine devront  effectuer  le  parcours  de  Suez  ä  Port-Said  sans  garage.  ||  En 
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Nr.  H651.  cas  d'echouage  ou  de  garage  indispensable,  les  Operations  necessaires  seront 
stalten'  effectuees  par  le  personnel  du  bord,  en  evitant  toute  communication  avec  le 
lä.MärzisoT.  personnel  de  la  Compagnie  du  Canal  de  Suez.  ||  Les  transports  de  troupes 
transitant  en  quarantaine  seront  tenus  de  traverser  le  canal  seulement  de 
jour.  ||  S'ils  doivent  sejourner  de  nuit  dans  le  canal,  ils  prendront  leur  mouil- 
lage  au  lac  Timsah.  ||  7°  Le  stationnement  des  navires  transitant  en  quaran- 
taine est  interdit  dans  le  port  de  Port-Said,  sauf  dans  le  cas  prevu  aux  parag. 
5  et  8.  Les  Operations  de  ravitaillement  devront  etre  pratiquees  avec  les 
moyens  du  bord.  ||  Ceux  des  chargeurs,  ou  toute  autre  personne,  qui  seront 
montes  ä  bord,  seront  isoles  sur  le  ponton  quarantenaire.  Leurs  vetements  y 
subiront  la  desinfection  reglementaire. 

8°  Lorsqu'il  sera  indispensable,  pour  les  navires  transitant  en  quarantaine, 
de  prendre  du  charbon  h  Port-Said,  ces  navires  devront  executer  cette  Opera- 
tion dans  un  endroit,  offrant  les  garanties  necessaires  d'isolement  et  de  sur- 
veillance  sanitaire,  qui  sera  indique  par  le  Conseil  sanitaire.  Pour  les  navires 
ä  bord  desquels  une  surveillance  efficace  de  cette  Operation  est  possible  et  oü 
tout  contact  avec  les  gens  du  bord  peut  etre  evite,  le  charbonnage  par  les 
ouvriers  du  port  sera  autorise.  La  nuit  le  lieu  de  l'operation  devra  etre 
eclaire  ä  la  lumiere  electrique.  ||  9°  Les  pilotes,  les  eleetriciens,  les  agents 
de  la  Compagnie  et  les  gardes  sanitaires  seront  deposes  ä  Port-Said,  hors  du 
port,  entre  les  jetees,  et  de  lä  conduits  directement  au  ponton  de  quarantaine, 
oü  leurs  vetements  subiront  une  desinfection  complete. 

Mesures  ä  prendre  pour  les  navires  venant  en  Egypte  d'un  port  contamine  de 
peste,  par  Ja  Mediterranee. 

1°  Les  navires  ordinaires  indemnes  venant  d'un  port  d'Europe  ou  du 
bassin  de  la  Mediterranee  infecte  de  peste,  se  presentant  pour  passer  le  Canal 
de  Suez,  obtiendront  le  passage  en  quarantaine.  Ils  continueront  leur  trajet 
en  Observation  de  dix  jours.  ||  2°  Les  navires  ordinaires  indemnes  qui  voudront 
aborder  en  Egypte,  pourront  s'arreter  ä  Alexandrie  ou  ä  Port-Said,  oü  les 
passagers  acheveront  le  temps  de  l'observation,  soit  dans  le  lazaret  de  Gabari, 
soit  ä  bord,  selon  la  decision  de  l'autorite  sanitaire  locale.  ||  3°  Les  mesures 
auxquelles  sont  soumis  les  navires  infectes  et  suspects  venant  d'un  port  con- 
tamine de  peste  d'Europe  ou  des  rives  de  la  Mediterranee,  desirant  aborder 
dans  un  des  ports  d'Egypte  ou  passer  le  canal  de  Suez,  seront  d£terminees 
par  le  Conseil  sanitaire  conformement  au  reglement  adopte  par  la  presente 
Convention.  ||  Ces  mesures,  .pour  devenir  executoires,  devront  etre  acceptees 
par  les  diverses  Puissances  representees  au  Conseil.  Elles  regleront  le  regime 
impose"  aux  navires,  aux  passagers  et  aux  marchandises.  |j  Le  Conseil  soumettra 
dans  les  memes  formes  aux  Puissances  un  reglement  visant  les  meines  questions 
en  ce  qui  concerne  le  cholera.  ||  Ces  deux  reglements  doivent  etre  presentes 
dans  le  plus  bref  delai  possible. 
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Surveillance  sanitaire  des  pelerinages  dans  la  mer  Rouge.  Nr.  nesi. 

Vertrags- 

Megime  sanitaire  applicable  aux  navires  ä  pelerins  venant  aVun  port  contamine    staaten- 

19.Märzl897. 

dans  la  Station  sanitaire  (reorganisee)  de  Camaran. 

Les  navires  ä  pelerins  venant  du  Sud  et  se  rendant  au  Hedjaz  devront 
au  prealable  faire  escale  ä  la  Station  sanitaire  de  Camaran  et  seront  soumis 
au  regime  ci- apres:  ||  Les  navires  reconnus  „indemnes"  apres  visite  mödicale 
auront  libre  pratique,  lorsque  les  Operations  suivantes  seront  terminees:  ||  Les 
pelerins  seront  debarques;  ils  prendront  une  doucbe-lavage  ou  un  bain  de 
mer;  leur  linge  sale  ,  la  partie  de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs  bagages 
qui  peut  etre  suspecte,  d'apres  l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire,  seront 
desinfectes;  la  duree  de  ces  Operations  en  y  comprenant  le  debarquement  et 
l'embarquement,  ne  devra  pas  depasser  72  heures.  ||  Si  aucun  cas  de  peste 
n'est  constate  pendant  ces  Operations,  les  pelerins  seront  reembarques  imme- 
diatement  et  le  navire  se  dirigera  vers  le  Hedjaz.  ||  Les  navires  „suspects", 
c'est-ä-dire  ceux  ä  bord  desquels  il  y  a  eu  des  cas  de  peste  au  moment  du 
depart,  mais  aucun  cas  nouveau  depuis  douze  jours,  seront  traites  de  la  facon 
suivante:  les  pelerins  seront  debarques;  ils  prendront  une  douche-lavage  ou  un 
bain  de  mer;  leur  linge  sale,  la  partie  de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs 
bagages  qui  peut  etre  suspecte,  d'apres  l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire, 
seront  desinfectes;  l'eau  de  la  cale  sera  changee.  Les  parties  du  navire  habi- 
t6es  par  les  malades  seront  desinfectees.  La  duree  de  ces  Operations,  en  y 
comprenant  le  debarquement  et  l'embarquement ,  ne  devra  pas  depasser 
72  heures.  Si  aucun  cas  de  peste  n'est  constate  pendant  ces  Operations,  les 
pelerins  seront  reembarques  immediatement,  et  le  navire  sera  dirige  sur 
Djeddah,  oü  une  seconde  visite  m^dicale  aura  lieu  ä  bord.  Si  son  resultat 
est  favorable,  et  sur  le  vu  de  la  declaration  ecrite  des  medecins  du  bord, 
sous  serment,  qu'il  n'y  a  pas  eu  de  cas  de  peste  pendant  la  traversee,  les 
pelerins  seront  immediatement  debarques.  ||  Si,  au  contraire,  un  ou  plusieurs 
cas  de  peste  ont  ete  constates  pendant  le  voyage  ou  au  moment  de  l'arrivee, 
le  navire  sera  renvoye  ä  Camaran,  oü  il  subira  le  regime  des  navires  infectes. 

Les  navires  infectes  c'est-ä-dire  ayant  ä  bord  des  cas  de  peste,  ou  bien 
en  ayant  presente  depuis  douze  jours,  subiront  le  regime  suivant:  ||  Les  per- 
sonnes,  atteintes  de  peste  seront  debarquees  et  isolees  ä  l'höpital.  La  des- 
infection  sera  pratiquee  d'une  facon  complete.  Les  autres  passagers  seront 
debarques  et  isoles  par  groupes,  aussi  peu  nombreux  que  possible,  de  maniere 
que  l'ensemble  ne  soit  pas  solidaire  d'un  groupe  particulier,  si  la  peste  venait 
ä  s'y  developper.  ||  Le  linge  sale,  les  objets  ä  usage,  les  vetements  de  l'equi- 
page  et  des  passagers  seront  desinfectes  ainsi  que  le  navire.  ||  L'autorite  sani- 
taire locale  decidera  si  le  dechargement  des  gros  bagages  et  des  marchandises 
est  necessaire,  si  le  navire  entier  doit  etre  desinfecte  ou  si  une  partie  seule- 
ment  du  navire  doit  subir  la  desinfection.  ||  Les  passagers  resteront  douze 
jours   ä   l'etablissement   de   Camaran;   lorsque    les   cas    de    peste    remonteront 
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Nr.  ii65i.  ä  plusieurs  jours,  la  duree  de  l'isolenient  pourra  etre  diniinu£e.  Cette  duree 
staatfn"   Pourra  varier  selon  l'epoque  de  l'apparition   du   dernier   cas  et  d'apres  la  de- 

i9.Märzi89".  cision  de  l'autorite  sanitaire.  ||  Le  navire  sera  dirige  ensuite  sur  Djeddah,  oü 
une  visite  medicale  individuelle  et  rigoureuse  aura  lieu  ä  bord.  Si  son 
resultat  est  favorable,  les  pelerins  seront  debarques.  Si,  au  contraire,  la  peste 
s'etait  montree  ä  bord  pendant  le  voyage  ou  au  moment  de  l'arrivee,  le  navire 
serait  renvoye  ä  Camaran,  oü  il  subirait  de  nouveau  le  regime  des  navires 
infectes. 

Ameliörations  ä  apporter  ä  la  Station  de  Camaran. 

A.  Evacuation  complete  de  l'ile  de  Camaran  par  ses  habitants. 

B.  Moyens  d'assurer  la  securite  et  de  faciliter  le  mouvement  de  la  navi- 
gation  dans  la  baie  de  l'ile  de  Camaran:  ||  1°  Installation  de  bouees  et  de 
balises  en  nombre  süffisant.  ||  2°  Construction  d'un  möle  ou  quai  principal  pour 
debarquer  les  passagers  et  les  colis.  ||  3°  Un  appontement  different  pour 
embarquer  separement  les  pelerins  de  chaque  campement.  ||  4°  Des  chalands 
en  nombre  süffisant,  avec  un  remorqueur  ä  vapeur  pour  assurer  le  service  de 
debarquement  et  d'embarquement  des  pelerins.  ||  Le  debarquement  des  pelerins 
des  navires  infectes  sera  opere  par  les  moyens  du  bord. 

C.  Installation  de  la  Station  sanitaire,  qui  comprendra:  ||  1°  Un  reseau 
de  voies  ferrees  reliant  les  debarcaderes  aux  locaux  de  1'Administration  et  de 
desinfection  ainsi  qu'aux  locaux  des  divers  Services  et  aux  campements.  || 
2°  Des  locaux  pour  l'Admini&tration  et  pour  le  personnel  des  Services  sani- 
taires  et  autres.  ||  3°  Des  bätiments  pour  la  desinfection  et  le  lavage  des  effets 
portes  et  autres  objets.  ||  4°  Des  bätiments  oü  les  pelerins  seront  soumis  ä 
des  bains-douches  ou  ä  des  bains  de  mer  pendant  que  Ton  desinfectera  les 
vetements  en  usage.  ||  5°  Des  höpitaux  separes  pour  les  deux  sexes  et  com- 
pletement  isoles:  ||  a)  pour  l'observation  des  suspects;  ||  b)  pour  les  pesteux;j| 
c)  pour  les  malades  atteints  d'autres  affections  contagieuses;  ||  d)  pour  les 
malades  ordinaires.  ||  6°  Les  campements  seront  separes  les  uns  des  autres 
d'une  maniere  efficace  et  la  distance  entre  eux  devra  etre  la  plus  grande  pos- 
sible;  les  logements  destines  aux  pelerins  seront  construits  dans  les  meilleures 
condition«  hygieniques  et  ne  devront  contenir  que  vingt-cinq  personnes.  ||  7°  Un 
cimetiere  bien  situe  et  eloigne  de  toute  habitation,  saus  contact  avec  une  nappe 
d'eau  souterraine,  et  draine  ä  0  m.  50  au-dessous  du  plan  des  fosses. 

D.  Outillage  sanitaire:  ||  1°  Etuves  ä  vapeur  en  nombre  süffisant  et  pre- 
sentant  toutes  les  conditions  de  securite,  d'efficacite  et  de  rapidite.  ||  2°  Pul- 
verisateurs,  etuves  ä  desinfection  et  moyens  necessaires  pour  la  desinfection 
chimique  analogues  ä  ceux  qui  sont  indiques  dans  le  chapitre  III  de  l'annexe 
de  la  presente  Convention.  ||  3°  Machines  ä  distiller  l'eau;  appareils  destines 
ä  la  Sterilisation  de  l'eau  par  la  chaleur;  machines  ä  fabriquer  la  glace.  || 
Pour  la  distribution  de  l'eau  potable:  canalisations  et  reservoirs  fermes,  etan- 
ches,  et  ne  pouvant  se  vider  que  par  des  robinets  ou  dss  pompes.  ||  4°  Labo- 
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ratoire  bacteriologique  avec  le  personnel  necessaire.  ||  5°  Installations  de  tinettes  Nr.  nesi. 
mobiles  pour  recueillir  les  matieres  fecales  prealablement  desinfectees.    Epan-    ^a^' 
dage   de    ces    matieres    sur    une    des    parties    de    l'ile    les   plus   eloignees    des  i9.Märzi897. 
campements,    en   tenant  compte   des   conditions  necessaires  pour  le  bon  fonc- 
tionnement  de   ces  champs  d'epandage  au  point   de  vue  de  l'hygiene.  ||  6°  Les 
eaux  sales  seront  eloignees  des   campements   sans  pouvoir   stagner  ni  servir  ä 
Palimentation.     Les  eaux  vannes   qui   sortent   des  hopitaux  seront  desinfectees 
par  le  lait  de  chaux,  suivant  les  indications  contenues  dans  le  chapitre  III  de 
l'annexe  de  la  presente  Convention. 

E.  L'autorite  sanitaire  assure,  dans  chaque  campement,  un  etablissement 
pour  les  comestibles,  un  pour  le  combustible.  ||  Le  tarif  des  prix  fixes  par 
l'autorite  competente  est  affiche*  dans  plusieurs  endroits  du  campement  et  dans 
les  principales  langues  des  pays  babites  par  les  pelerins.  ||  Le  contröle  de  la 
qualite  des  vivres  et  de  l'approvisionnement  süffisant  est  fait  chaque  jour  par 
le  medecin  du  campement.  ||  L'eau  est  fournie  gratuitement. 

Ameliorations  ä  apporter  aux  stations  sanitaires  d'Abou-Saad,  de   Vasta  et 

d'Abou-AU. 
1°  Creation  de  deux  hopitaux  pour  pesteux,  hommes  et  femmes  ä  Abou- 
Ali.  ||  2°  Creation  ä  Vasta  d'un  hopital  pour  malades  ordinaires.  ||  3°  In- 
stallation ä  Abou-Saad  et  ä  Vasta  de  logements  en  pierre  capables  de  contenir 
cinquante  personnes  par  logement.  j|  4°  Trois  £tuves  ä  desinfection  placees  ä 
Abou-Saad,  Vasta,  Abou-Ali,  avec  buanderies  et  accessoires.  ||  5°  Etablisse- 
ment de  douches-lavages  ä  Abou-Saad  et  ä  Vasta.  ||  6°  Dans  chacune  des  iles 
d'Abou  Saad  et  de  Vasta,  des  machiues  ä  distiller  pouvant  fournir  ensemble 
quinze  tonnes  d'eau  par  jour.  ||  7°  Par  les  cimetieres,  les  matieres  fecales  et 
les  eaux  sales,  le  regime  sera  regle  d'apres  les  principes  admis  pour  Camaran. 
Un  cimetiere  sera  etabli  dans  une  des  iles.  ||  En  ce  qui  concerne  les  vivres  et 
l'eau,  les  regles  adoptees  pour  Camaran  sous  la  lettre  E  sont  applicables  aux 
campements  d'Abou-Saad,  de  Vasta  et  d'Abou- Ali.  ||  II  est  desirable  que  les 
inatallations  de  Abou-Saad,  Vasta  et  Abou-Ali,  soient  terminees  dans  le  plus 
bref  delai  possible. 

Reorganisation  de  la  Station  sanitaire  de  Djehel-Tor. 
La  Conference  confirme  les  recommandations  et  voeux  dejä  formul^s, 
laissant  au  Conseil  sanitaire  le  soin  de  realiser  ces  ameliorations  et  estime  en 
outre:  ||  1°  Qu'il  est  necessaire  de  fournir  aux  pelerins  une  bonne  eau  potable, 
soit  qu'on  la  trouve  sur  place,  soit  qu'on  l'obtienne  par  la  distillation.  || 
2°  Qu'il  importe  que  tous  les  vivres  qui  sont  importSs  par  les  pelerins  de 
Djeddah  et  de  Yambo,  quand  il  y  a  de  la  peste  au  Hedjaz,  soient  desinfectes 
comme  objets  suspects,  ou  completement  detruits,  s'ils  se  trouvent  dans  des 
conditions  d'alterations  dangereuses.  ||  3°  Que  des  mesures  doivent  etre  prises 
pour  empecher  les  pelerins    d'emporter    au  depart  de  Djebel-Tor  des   outres, 
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Nr.  ii65i.  qui  seront  remplacees  par  des  vases  en  terre  cuite  ou  des  bidons  metalliques.  jl 
Staate^"   ^°  Que  cna(lue  section  doit  etre  pourvue  d'un  medecin.  ||  5°    Qu'un  capitaine 

i9.Märzi897.  de  port  doit  etre  nommee  ä  El-Tor,  pour  diriger  les  debarquements  et  pour 
faire  observer  les  reglements  par  les  capitaines  des  navires  et  les  sara- 
boukdjis.  ||  6°  Que  pendant  les  epoques  des  pelerinages  les  pelerins  seulement 
soient  mis  en  Observation  ä  Djebel-Tor.  ||  7°  Que  le  village  de  Kouroum  soit 
evacue.  ||  8°  Qu'un  fil  tel^graphique  relie  le  campement  de  Djebel-Tor  ä  la 
Station  sanitaire  de  Suez. 

Reglement  applicable  dans  les  ports  arabiques  de  la  mer  Rouge  ä  l'epoque 

du  pelerinage. 

Regime  sanitaire  ä  apjMquer  aux  navires  ä  pelerins  venant  du  Nord. 

I.  Voyage  d'aller. 
Si  la  presence  de  la  peste  n'est  pas  constat^e  dans  le  port  de  depart  ni 
dans  ses  environs,  si  aucun  cas  de  peste  ne  s'est  produit  pendant  la  traversee, 
le  navire  est  immediatement  admis  ä  la  libre  pratique.  ||  Si  la  presence  de  la 
peste  est  constatee  dans  le  port  de  depart  ou  dans  ses  environs,  ou  si  un  cas 
de  peste  s'est  produit  pendant  la  traversee,  le  navire  sera  soumis  ä  Djebel- 
Tor  aux  regles  instituees  pour  les  navires  qui  viennent  du  Sud  et  qui  s'ar- 
retent  ä  Camaran. 

II.    Voyage  de  retour. 

Article  1. 
Tout  navire  provenant  d'un  port  du  Hedjaz  ou  de  tout  autre  port  de  la 
cöte  arabique  de  la  mer  Rouge,  contamine  de  peste,  ayant  ä  bord  des  pele- 
rins ou  masses  analogues,  ä  destination  de  Suez  ou  d'un  port  de  la  Medi- 
terranee,  est  tenu  de  se  rendre  ä  El-Tor  pour  y  soubir  l'observation  regle- 
mentaire  indiquee  plus  bas.  ||  II  y  a  sera  procede  au  debarquement  des 
passagers,  bagages  et  marcbandises  susceptibles  et  ä  leur  desinfection,  ainsi 
qu'ä  celle  des  effets  ä  usage  et  du  navire. 

Article  2. 
Les  navires  qui  raraeneront  les  pelerins  ne  traverseront  le  canal  qu'en 
quarantaine.  ||  Les  pelerins  egyptiens  apres  avoir  quitte  El-Tor,  devront  de- 
barquer  ä  Ras  Mallap  ou  tout  autre  endroit  designe  par  le  Conseil  sanitaire, 
pour  y  subir  l'observation  de  trois  jours  et  une  visite  mödicale,  avant  d'etre 
admis  en  libre  pratique.  ||  Dans  le  cas  oü,  pendant  la  traversee  de  El-Tor  ä 
Suez,  ces  navires  auraient  eu  un  cas  suspect  ä  bord,  ils  seront  repousses 
ä  El-Tor. 

Article  3. 

Les  agents  des  Compagnies  de  navigation  et  les  capitaines  sont  prevenus 
qu'apres  avoir  fini  leur  Observation  ä  la  Station  sanitaire  de  El-Tor  et  ä  Ras 
Mallap,  les  pelerins  egyptiens  seront  seuls  autorites  ä  quitter  definitivement  le 
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navire    pour    rentrer   ensuite   daus  leurs   foyers.     Ne   seront  reconnus   comme  Nr.  ii65i. 
Egyptiens   ou   residant   en   Egypte   que   les   pelerins    porteurs    d'une    carte   de    ^3." 
residance  emanant   d'une   autorite   egyptienne,    et  conforme   au   modele   etabli.  i9.Märzi897. 
Des  exemplaires  de  cette  carte  seront  deposes  aupres  des  autorites  consulaires 
et  sanitaires  de  Djeddah  et  de  Yambo,  oü  les  agents  et  capilaines  de  navire 
pourront  les  examiner.  ||  Les  pelerins  non  egyptiens,    tels  que  les  Turcs,   les 
Russes,  les  Persans,  les  Tunisiens,  les  Algeriens,  les  Marocains,  etc.,  ne  pour- 
ront,   apres  avoir  quitte  El-Tor,   etre  debarques  dans  un  port  egyptien.  ||  En 
cons^quence  les  agents   de   navigation    et  les   capitaines   sont  prevenus  que  le 
transbordement  des  pelerins  etrangers  ä  l'Egypte,   soit  ä  Tor,   soit  ä  Suez,  ä 
Tort  Said   ou   ä    Alexandrie   est  inderdit.  j|  Les   bateaux   qui  auraient  ä  leur 
bord  des  pelerins  appartenant  aux  nationales  denommees  dans  le  paragraphe 
precedent  suivront  la  condition  de  ces  pelerins  et  ne  seront  recus  dans  aucun 
port  egyptien  de  la  Mediterranee. 

Article  4. 
Si  la  prßsence  de  la  peste  n'est  pas  constatee  au  Hedjaz  et  ne  l'a  pas 
ete  au  cours  du  pelerinage,  les  navires  seront  soumis  ä  Djebel-Tor  aux  regles 
instituees  ä  Camuran  pour  les  navires  indemnes.  ||  Les  pelerins  seront  debar- 
ques; ils  prendront  une  douche-lavage  ou  un  bain  de  mer;  leur  linge  sale,  la 
partie  de  leurs  effets  ä  usage  et  de  leurs  bagages  qui  peut  etre  suspecte, 
d'apres  l'appreciation  de  l'autorite  sanitaire,  seront  desinfectes;  la  duree  de 
ces  Operations,  en  y  comprenant  le  debarquement  et  l'embarquement,  ne  devra 
pas  depasser  soixante-douze  heures.  ||  Si  la  presence  de  la  peste  est  constatee 
au  Hedjaz  ou  l'a  ete  au  cours  du  pelerinage,  ces  navires  seront  soumis,  ä 
Djebel-Tor,  aux  regles  instituees  ä  Camaran  pour  les  navires  infectes.  ||  Les 
personnes  atteintes  de  peste  seront  debarquees  et  isolees  ä  l'höpital.  La  des- 
infection  sera  pratiquee  d'une  facon  complete.  Les  autres  passagers  seront 
debarques  et  isoles  par  groupes,  aussi  peu  nombreux  que  possible,  de  maniere 
que  l'ensemble  ne  soit  pas  solidaire  d'un  groupe  particulier,  si  la  peste  venait 
ä  s'y  developper.  ||  Le  linge  sale,  les  objets  ä  usage,  les  vetements  de  l'equi- 
page  et  des  passagers  seront  desinfectes,  ainsi  que  le  navire.  ||  L'autorite 
sanitaire  locale  decidera  si  le  decliargement  des  gros  bagages  et  des  marcban- 
dises  est  necessaire,  si  le  navire  entier  doit  etre  desint'ecte  ou  si  une  partie 
seulement  du  navire  doit  subir  la  desinfection.  ||  Tous  les  pelerins  seront  soumis 
ä  une  Observation  de  douze  jours  pleins  ä  partir  de  celui  oü  ont  ete  termiuees 
les  Operations  de  desinfection.  Si  un  cas  de  peste  s'est  produit  daus  une 
sectiou,  la  periode  de  douze  jours  ne  commence  pour  cette  section  qu'ä  partir 
de  celui  oü  le  deinier  cas  a  ete  constate. 

Article  5. 
Les   navires   provenant   d'un   port   contamine   de  peste   du  Hedjaz   ou   de 
tout  autre  port  de  la  cöte  arabique  de  la  mer  Rouge,  sans  y  avoir  embarque 
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Nr.  11651.  des  pelerins  ou  masses  analogues  et  qui  n'auront  pas  eu  ä  bord ,  durant  la 
ertrags-  t;raverg£ej  d'accident  suspect,  sont  places  dans  la  categorie  des  navires  ordinaires 
i9.Marzis97.  suspects.  11s  seront  soumis  aux  mesures  präventives  et  au  traitement  imposes 
ä  ces  navires.  ||  S'ils  sont  ä  destination  de  l'Egypte,  ils  subiront  une  Obser- 
vation de  dix  jours  ä  compter  de  la  date  du  depart,  aux  Sources  de  Mo'ise; 
ils  seront  soumis  en  outre  ä  toutes  les  mesures  prescrites  pour  les  bateaux 
suspects  (desinfection,  etc.)  et  ne  seront  admis  ä  la  libre  pratique  qu'apres 
visite  medicale  favorable.  ||  II  est  entendu  que,  si  ces  navires,  durant  la  tra- 
versße,  ont  eu  des  accidents  suspects,  l'observation  sera  subie  aux  Sources  de 
Mo'ise  et  sera  de  douze  jours. 

Article  6. 

Les  caravanes  compos£es  de  pelerins  egyptiens  devront,  avant  de  se 
rendre  en  Egypte,  subir  une  quarantaine  de  rigueur  de  douze  jours  ä  El-Tor; 
elles  seront  ensuite  dirigees  sur  Ras  Mallap  pour  y  subir  une  Observation  de 
cinq  jours,  apres  laquelle  elles  ne  seront  admises  en  libre  pratique  qu'apres 
visite  medicale  favorable  et  desinfection  des  effets.  ||  Les  caravanes  composees 
de  pelerins  Prangers  devant  se  rendre  dans  leurs  foyers  par  la  voie  de  terre 
seront  soumises  aux  memes  mesures  que  les  caravanes  egyptiennes  et  devront 
etre  accompagnees  par  des  gardes  sanitaires  jusqu'aux  limites  du  desert.  j|  Les 
caravanes  venant  du  Hedjaz  par  la  route  de  Akaba  ou  de  Moila,  seront  sou- 
mises, ä  leur  arrivee  au  canal,  ä  la  visite  medicale  et  ä  la  desinfection  du 
linge  sale  et  des  effets  ä  usage. 

Article  7. 

1°  Le  transbordement  des  pelerins  est  strictement  interdit  dans  les  bords 
egyptiens.  ||  2°  Les  navires  venant  du  Hedjaz  ou  d'un  port  de  la  cöte  ara- 
bique  de  la  mer  Rouge  avec  patente  nette,  n'ayant  pas  ä  bord  des  pelerins 
ou  masses  analogues  et  qui  n'auront  pas  eu  d'accident  suspect  durant  la  tra- 
versee,  seront  admis  en  libre  pratique  ä  Suez  apres  visite  medicale  favorable. 

Article  8. 
Les  navires  partant  du  Hedjaz  avec  patente   nette  et  ayant  ä  leur  bord 
des   pelerins   ä   destination    d'un    port    de   la  cöte   africaine   de  la  mer  Rouge 
sont  autorises  ä  se  rendre  ä  Souakim  pour  y  subir  l'observation  de  trois  jours 
avec  debarquement  des  passagers  au  campement  quarantenaire. 

Article  9. 
Les  caravanes  de  pelerins  arrivant   par  voie  de    terre  seront  soumises  ä 
la  visite  me'dicale  et  ä  la  desinfection  aux  Sources  de  Mo'ise. 

Mesures  sanitaires   ä  appliquer  au  depart  des  pelerins  des  ports  du  Hedjas  et 

allant  vers  le  Sud. 

II  y  aura  dans  les  ports  d'embarquement  des  installations  sanitaires  assez 
completes  pour  qu'on  puisse  appliquer  aux  pelerins  qui  rentrent  dans  leur  pays, 
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les  mesures  qui  sont  obligatoires  an  moment  du  depart  de  ces  pelerins  dans  Nr.  nesi. 
les  ports  situes  au  delä  du  detroit  de  Bab-el-Mandeb.  ||  L'application  de  ces    graten! 
mesures  sera  facultative,    c'est-ä-dire   qu'elles  ne  seront  appliquees   que  dans lo.Märziso". 
les  cas  oü   l'autorite   consulaire   du   pays    auquel  appartient  le   pelerin,   ou  le 
medecin  du  navire  ä  bord  duquel  il  va  s'embarquer,  les  jugera  necessaires. 

B.   Mesures  ä  preudre  (laus  le  golfe  Persique. 

I.    Regime  sanifaire  applicable  aux  provenanees  maritimes  dans  le  yolfe 

Persique. 

Est  considere  corame  infecte  le  navire  qui  a  la  peste  ä  bord  ou  qui  a 
presente  un  ou  plusieurs  cas  de  peste  depuis  douze  jours.  ||  Est  considere 
comme  suspect  le  navire  ä  bord  duquel  il  y  a  eu  des  cas  de  peste  au  moment 
du  depart  ou  pendant  la  traversee,  mais  aucun  cas  depuis  douze  jours.  ||  Est 
considere  comme  indemne,  bien  que  venant  d'un  port  contamine,  le  navire  qui 
n'a  eu  ni  deces  ni  cas  de  peste  ä  bord,  soit  avant  le  depart,  soit  pendant  la 
traversee,  soit  au  moment  de  l'arrivee.  ||  Les  navires  infectes  sont  soumis  au 
regime  suivant: 

1°  Les  malades  sont  immediatement  debarques  et  isoles.  jj  2°  Les  autres 
personnes  doivent  etre  egalement  debarquees,  si  possible,  et  soumises  ä  une 
Observation  dont  la  duree  variera  selon  l'etat  sanitaire  du  navire  et  selou  la 
date  du  dernier  cas,  sans  pouvoir  d£passer  dix  jours.  j|  3°  Le  linge  sale,  les 
effets  ä  l'usage  et  les  objets  de  l'equipage  et  des  passagers  qui,  de  l'avis  de 
l'autorite  sanitaire  du  port,  seront  consideres  comme  contamines,  seront  des- 
infectes  ainsi  que  le  navire  ou  seulement  la  partie  du  navire  qui  a  ete  con- 
taminee.  ||  Une  desinfection  plus  etendue  pourra  etre  ordonnee  par  l'autorite 
sanitaire  locale. 

Les  navires  suspects  sont  soumis  aux  mesures  ci- apres:  jj  1°  Visite  medi- 
cale.  j|  2°  Desinfection;  le  linge  sale,  les  effets  ä  usage  et  les  objets  de 
l'equipage  et  des  passagers  qui,  de  l'avis  de  l'autorite  sanitaire  locale,  seront 
consideres  comme  contamines,  seront  desinfectes.  ||  3°  Toutes  les  parties  du 
navire  qui  ont  ete  habitees  par  les  malades  ou  les  suspects,  devront  etre 
desinfectees.  Une  desinfection  plus  etendue  pourra  etre  ordonnee  par  l'auto- 
rite sanitaire  locale.  j]  4°  Evacuation  de  l'eau  de  la  cale  apres  desinfection  et 
Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui  est  emmagasinee  ä  bord.  || 
5°  L'equipage  et  les  passagers  sont  soumis  ä  une  Observation  de  dix  jours  ä 
compter  du  moment  oü  il  n'existe  plus  de  cas  de  peste  ä  bord.  ||  Les  navires 
indemnes  seront  admis  ä  la  libre  pratique  immediate,  quelle  que  soit  la 
nature  de  leur  patente.  |j  Ces  navires  doivent,  toutefois,  avoir  complete  ou 
completer  dix  jours  pleins  ä  partir  du  moment  de  leur  depart  du  dernier 
port  contamine. 

Le  seul  regime  que  peut  prescrire  ä  leur  sujet  l'autorite  de  port  d'ar- 
rivee  consiste  dans  les  mesures   applicables  aux  navires  suspects  (visite  medi- 
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Nr.  ii65i.  cale,  desinfection,  evacuation  de  l'eau  de  cale  et  Substitution  d'une  bonne  eau 
Vertrags-   p^^g  ^  ceQe  qUi  ggj  eminagasinee  ä  bord).  II  II   est   entendu   que   l'autorite 

i9.Märzi897.  competente  du  port  d'arrivee  pourra  toujours  reclamer  du  medecin  ou,  ä  son 
defaut,  du  capitaine  et  sous  serment,  un  certifieat  attestant  qu'il  n'y  a  pas  eu 
de  cas  de  peste  sur  le  navire  depuis  le  depart.  |j  L'autorite  competente  du 
port  tiendra  compte,  pour  l'application  de  ces  mesures,  de  la  prösence  d'un 
medecin  diplöme  et  d'un  appareil  de  desinfection  (etuve)  ä  bord  des  navires 
des  trois  categories  susmentionnees.  ||  Des  mesures  speciales  peuvent  etre 
prescrites  ä  l'egard  des  navires  offrant  de  mauvaises  conditions  d'hygieue.  || 
Les  marchandises  arrivant  par  mer  ne  peuvent  etre  traitees  autrement  que  les 
marcbandises  transportees  par  terre,  au  point  de  vue  de  la  desinfection  et  des 
defenses  d'importation ,  de  transit  et  de  quarantaine.  ||  Tout  navire  qui  ne 
voudra  pas  se  soumettre  aux  obligations  imposees  par  l'autorite  du  port  sera 
libre  de  reprendre  la  mer.  ||  II  pourra  etre  autorise  ä  debarquer  ses  marchan- 
dises, apres  que  les  precautions  necessaires  auront  ete  prises,  savoir:  ||  1°  Isole- 
ment  du  navire,  de  l'equipage  et  des  passagers.  |]  2°  Evacuation  de  l'eau  de  la 
cale,  apres  desinfection.  ||  3°  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui 
etait  eminagasinee  ä  bord.  ||  II  pourra  egalement  etre  autorise  ä  debarquer  les 
passagers  qui  en  feraient  la  demande,  ä  la  condition  que  ceux-ci  se  soumettent 
aux  mesures  prescrites  par  l'autorite  locale. 


II.    Etablissements  sanitaires  du  golfe  Persique. 

II  y  a  lieu  d'installer  au  golfe  Persique  deux  etablissements  sanitaires, 
Fun  au  detroit  d'Ormutz  (ile  d'Ormutz,  ile  de  Kisbm,  ou,  ä  leur  defaut,  une 
localite  ä  fixer  dans  leur  voisinage);  l'autre  aux  environs  de  Bassorab  dans 
un  lieu  ä  determiner.  j|  II  y  aura  ä  la  Station  sanitaire  du  detroit  d'Ormutz 
deux  medecins  au  moins,  des  agents  sanitaires,  des  gardes  sanitaires  et  tout 
un  outillage  de  desinfection.  Un  petit  höpital  sera  construit.  ||  A  la  Station 
des  environs  de  Bassorab  seront  construits  un  grand  lazaret  et  des  installations 
pour  la  desinfection  des  marcbandises  et  comportant  un  service  medical  com- 
pose  de  plusieurs  medecins.  ||  Les  navires,  avant  de  penetrer  dans  le  golfe 
Persique,  seront  arraisonnes  a  l'etablissement  sanitaire  du  detroit  d'Ormutz. 
Ils  y  subiront  le  regime  sanitaire  prescht  par  le  reglement.  S'ils  ont  des 
malades  atteints  de  peste  ä  bord,  ils  les  debarqueront.  ||  Toutefois,  les  navires 
qui  doivent  remonter  le  Chat-El-Arab  seront  autorises,  si  la  dur6"e  de  l'ubser- 
vation  n'est  pas  terminee,  ä  continuer  leur  route,  ä  la  condition  de  passer  le 
golfe  Persique  et  le  Cbat-Ell-Arab  en  quarantaine.  Un  gardien-cbef,  deux 
gardes  sanitaires  pris  ä  Ormutz  surveilleront  le  bateau  jusqu'ä  Bassorab,  oü 
une  seconde  visite  medicale  sera  pratiquee  et  oü  se  feront  les  desinfections 
necessaires. 

Les  bateaux  qui  doivent  toucher  aux  ports  de  la  Perse  pour  y  debarquer 
des  passagers  ou  des  marcbandises  pourront  faire  ces  Operations  ä  Bender- 
Bouchir,  lorsqu'une  installation  sanitaire  convenable  y  aura  ete  etablie;  jusque- 
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lä  ces  Operations  seront  pratiquees  ä  Ormutz  et  ä  Bassorah.  ||  II  est  bien  Nr.  ii65i. 
entendu  qu'un  navire  qui  reste  indemne  ä  l'expiration  des  dix  jours  ä  compter  s^3" 
de  la  date  ä  laquelle  il  a  quitte  le  dernier  port  contamine  de  peste,  recevra  i9.Märzi897. 
la  libre  pratique  dans  les  ports  du  Golfe  apres  constatation,  ä  l'arrivee,  de 
son  etat  indemne.  ||  Les  etablissements  sauitaires  d'Orrautz  et  de  Bassorah 
seront  places  sous  la  dependance  du  Conseil  Superieur  de  sante  de  Constan- 
tinople.  Pour  la  Station  d'Orinutz  une  entente  sera  etablie  entre  le  Gouverne- 
ment ottoman  et  le  Gouvernement  persan.  ||  En  attendant  que  les  Gouverne- 
ments ottoman  et  persan  aient  etabli  cette  entente,  il  sera  organise  d'urgence 
dans  une  des  lies  du  detroit  d'Ormutz  un  poste  sanitaire  dans  lequel  seront 
places,  par  les  soins  du  Conseil  sanitaire,  des  medecins  et  des  gardes  saui- 
taires. Ces  derniers  aecompagneront  les  navires  passant  en  quarantaine  jusque 
dans  le  Chat-El-Arab,  dans  l'etablissement  place  aux  environs  de  Bassorah.  || 
Le  Conseil  Superieur  de  sante  de  Ccnstantinople  devra,  en  outre,  organiser  sans 
delai  les  etablissements  sanitaires  de  Hannikim  et  de  Kizil  Dize,  pres  de 
Bayazid,  sur  les  frontieres  turco-persane  et  turco-russe. 

Chapitre  II.    Mesures  ä  prendre  en  Europe. 

Titre  I.     3fesures  destinees  ä  tenir  les  Gouvernements  signataires  de  la  Con- 
vention au  courant    de  l'etat   d'une  epidemie  de  peste,    ainsi  que  des  moyens 
employes  pour  eviter  sa  propagation  et  son  importation  dans  les  endroits 

indemnes. 

Notification  et  Communications  ulterieures. 

Le  Gouvernement  du  pays  contamine  doit  notifier  aux  divers  Gouverne- 
ments l'existence  de  tout  cas  de  peste.  Cette  mesure  est  essentielle.  ||  Elle 
n'aura  de  valeur  reelle  que  si  celui-ci  est  prevenu  lui-meme  des  cas  de  peste 
et  des  cas  douteux  survenus  sur  son  territoire.  On  ne  saurait  donc  trop 
recommander  aux  divers  Gouvernements  la  declaration  obligatoire  des  cas  de 
peste  par  les  medecins.  ||  L'objet  de  la  notification  sera  l'existence  de  cas  de 
peste,  l'endroit  oü  ces  cas  ont  paru,  la  date  de  leur  apparition,  le  nombre 
des  cas  constates  et  celui  des  deces.  ||  La  notification  sera  faite  aux  agences 
diplomatiques  ou  consulaires  dans  la  capitale  du  pays  contamine.  Pour  les 
pays  qui  n'y  sont  pas  representes,  la  notification  sera  faite  directement  par 
telegraphe  aux  Gouvernements  etrangers.  ||  Cette  premiere  notification  sera 
suivie  de  Communications  ulterieures  donnees  d'une  facon  reguliere,  de  maniere 
ä  tenir  les  Gouvernements  au  courant  de  la  marche  de  l'epidemie.  Ces  Com- 
munications se  feront  au  moins  une  fois  par  semaine.  ||  Les  renseignements 
sur  le  döbut  et  sur  la  marche  de  la  maladie  devront  etre  aussi  complets  que 
possible.  Ils  indiqueront  plus  particulierement  les  mesures  prises  en  vue  de 
combattre  l'extension  de  l'6pid6mie.  Ils  devront  preciser  les  mesures  prophy- 
lactiques  adoptees  relativement:  ||  ä  l'inspection  sanitaire  ou  ä  la  visite  medi- 
cale,  ||  ä  l'isolement,  ||  a  la  desinfection,  ||  et  les  mesures  prescrites  au  poiut 
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Nr.  ii65i.  de  vue  du  depart  des  navires  et  de  l'exportation  des  objets  susceptibles.  ||  II 
staateiT*  es^  entenu,u  que  les  pays  liraitrophes  se  reservent  de  faire  des  arrangements 
i9.Märzi897.  speciaux  en  vue  d'organiser  un  service  d'informations  directes  entre  les  chefs 
des  administrations  des  frontieres.  ||  Le  Gouvernement  de  chaque  Etat  sera 
tenu  de  publier  immediatement  les  mesures  qu'il  croit  devoir  prescrire  au 
sujet  des  provenances  d'un  pays  ou  d'une  circonscription  territoriale  contaminee.  || 
II  communiquera  aussitöt  cette  publication  ä  l'agent  diplomatique  ou  consulaire 
du  pays  contamine,  residant  dans  sa  capitale.  A  defaut  d'agence  diplomatique 
ou  consulaire  dans  la  capitale,  la  communication  se  fera  directement  au 
Gouvernement  du  pays  interesse.  ||  II  sera  tenu  ögalement  de  faire  connaitre 
par  les  memes  voies  le  retrait  de  ces  mesures  ou  les  modifications  dont  elles 
seraient  l'objet. 

Titre  II.     Conditions  dans  lesquelles  wie  circonscription*)   territoriale  doit  etre 
consideree  comme  contaminee  ou  saine. 

Est  consideree  comme  contaminee  toute  circonscription  oü  a  ete  constatee 
officiellement  l'existence  de  cas  de  peste.  ||  N'est  plus  consideree  comme  con- 
taminee toute  circonscription  dans  laquelle  la  peste  a  existe,  mais  oü,  apres 
constatation  officielle,  il  n'y  a  eu  ni  deces,  ni  cas  nouveau  de  peste  depuis 
dix  jours  apres  la  guerison  ou  la  mort  du  dernier  pesteux,  ä  condition  que 
les  mesures  de  desinfection  necessaires  aient  ete  executees.  ||  Les  mesures 
preventives  seront  appliquees  au  territoire  contamine  ä  partir  du  moment  oü 
des  cas  de  peste  auront  ete  officiellement  constates.  ||  Ces  mesures  cesseront 
d'etre  appliquees  des  qu'il  aura  ete  officiellement  constate  que  la  circonscription 
est  redevenue  saine.  ||  Ne  sera  pas  considere  comme  autorisant  l'application 
de  ces  mesures  le  fait  que  quelques  cas  importes  se  sont  manifestes  dans  une 
circonscription  territoriale,  sans  donner  lieu  ä  des  cas  de  transmission. 

Titre  III.    Necessite  de  limiter  aux  circonscriptions  territoriales  contaminees  les 
mesures  destinees  ä  empecher  la  propagation  de  Vepidemie. 

Pour  restreindre  les  mesures  aux  seules  regions  atteintes,  les  Gouverne- 
ments ne  doivent  les  appliquer  qu'aux  provenances  des  circonscriptions  conta- 
minees. ||  Mais  cette  restriction  limitee  ä  la  circonscription  contaminee  ne 
devra  etre  acceptee  qu'ä  la  condition  formelle  que  le  Gouvernement  du  pays 
contamine  prenne  les  mesures  necessaires  pour  prevenir  l'exportation  des  objets 
susceptibles  provenant  de  la  circonscription  contaminee.  ||  Quand  une  circon- 
scription  est  contaminee,  aucune  mesure  restrictive  ne  sera  prise  contre  les 


*)  On  entend  par  le  mot  circonscription  une  partie  de  territoire  d'un  pays  placee 
sous  une  autorite  administrative  bien  determinee,  ainsi:  une  province,  un  „gouverne- 
ment",  un  district,  un  departement,  un  canton,  une  ile,  une  commune,  une  ville,  un 
village,  un  port,  un  polder,  etc.,  quelles  que  soient  l'etendu  et  la  population  de  ces 
portions  de  territoire. 
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provenances    de    cettc    circonscription,    si   ccs   provenanccs    l'ont  quittee    cinq  Nr.  11651. 
iours  au  nioins  avant  le  premier  cas  de  peste.  ^  r.ags" 

0  1  r  Staaten. 

19.Märzl897. 

Titre  IV.    Marchandises  ou  objets  susceptibles  envisages  au  xioint  de  vue  des 
defenses  d'importation  ou  de  transit  et  de  la  desinfection. 

I.    Iraportation  et  transit. 

Les  objets  ou  marchandises  susceptibles,  qui  peuvent  etre  prohibes  ä 
l'entree,  sont:  ||  1°  Les  linges  de  corps,  hardes  et  vetements  portes  (effets  ä 
usage),  les  literies  ayant  servi.  ||  Lorsque  ces  objets  sont  transportes  corame 
bagages  ou  ä  la  suite  d'un  changeraent  de  domicile  (effets  d'installation),  ils 
sont  soumis  ä  un  regime  special.  ||  Les  paquets  laisses  par  les  soldats  et  les 
raatelots  et  renvoyes  dans  leur  patrie  apres  deces  sont  assimiles  aux  objets 
corapris  dans  le  1°  qui  precede.  ||  2°  Les  Chiffons  et  drilles,  sans  en  excepter 
les  Chiffons  comprimes  par  la  force  hydraulique,  qui  sont  transportes  corarae 
marchandises  en  ballots.  ||  3°  Les  sacs  uses,  les  tapis,  les  broderies  ayant 
servi.  ||  4°  Les  cuirs  verts,  les  peaux  non  tannees,  les  peaux  fraiches.  ||  5°  Les 
debris  frais  d'animaux,  onglons,  sabots,  crins,  poils,  soies  et  laines  brutes.  |l 
6°  Les  cheveux. 

Le  transit  des  marchandises  ou  objets  susceptibles,  emballes  de  teile 
facon  qu'ils  ne  puissent  etre  manipules  en  route,  ne  doit  pas  etre  interdit.  j| 
De  meme,  lorsque  les  marchandises  ou  objets  susceptibles  sont  transportes  de 
teile  facon  qu'en  cours  de  route,  ils  n'aient  pu  etre  en  contact  avec  des  objets 
souilles,  leur  transit  ä  travers  une  circonscription  territoriale  contaminee  ne 
doit  pas  etre  un  obstacle  ä  leur  entree  dans  le  pays  de  destination.  ||  Les 
marchandises  et  objets  susceptibles  ne  tomberont  pas  sous  l'application  des 
mesures  de  prohibition  ä  l'entree,  s'il  est  demontre  ä  l'autorite  du  pays  de 
destination  qu'ils  ont  ete  expedies  cinq  jours  au  moins  avant  le  premier  cas 
de  pesto.  |j  II  n'est  pas  admissible  que  les  marchandises  puissent  etre  retenues 
en  quarantaine,  aux  frontieres  de  terre.  La  prohibition  pure  et  simple  ou  la 
desinfection  sont  les  seules  mesures  qui  puissent  etre  prises. 

II.    Desinfection. 

Bagages.  —  La  desinfection  sera  obligatoire  pour  le  linge  sale,  les  hardes, 
vetements  et  objets,  qui  fönt  partie  de  bagages  ou  de  mobiliers  (effets  d'in- 
stallation), provenant  d'une  circonscription  territoriale  declaree  contaminee  et 
que  l'autorite  sanitaire  locale  considerera  comme  contamines.  ||  Marchandises. 
—  La  desinfection  ne  sera  appliquee  qu'aux  marchandises  et  objets  que 
l'autorite  sanitaire  locale  considerera  comme  contamines,  ou  ä  ceux  dont  l'im- 
portation  peut  etre  defendue.  ||  II  appartient  ä  l'autorite  du  pays  de  desti- 
nation de  fixer  le  mode  et  l'endroit  de  la  desinfection.  ||  La  desinfection  devra 
etre  faite  de  maniere  a  ne  deteriorer  les  objets  que  le  moins  possible.  ||  II 
appartient  ä  cliaque  ßtat  de  regier  la  question  relative  au  payement  eventuel 
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Nr.  ii65i.  de  dommages-interets  rösultant  d'une  desinfection.  ||  Les  lettres  et  correspon- 
vertrags-    (janceS)  imprimes,  livres,  journaux,  papiers  d'affaires  etc.  (non  compris  les  colis 
i<hMärziS97.  postaux)  ne  seront  soumis  ä  aucune  restriction  ni  desinfection. 

Titre  V.    Mesures  ä  prendre  aux  frontieres  terrestres.     Service  des  chemins 

de  fer.  Voyageurs. 
Les  voitures  affectees  au  transport  des  voyageurs,  de  la  poste  et  des 
bagages  ne  peuvent  etre  retenues  aux  frontieres.  ]]  S'il  arrive  qu'une  de  ces 
voitures  soit  souillee,  eile  sera  detachee  du  train  pour  etre  desinfectee,  soit  ä 
la  frontiere,  soit  ä  la  Station  d'arret  la  plus  rapprochee,  lorsque  la  chose  sera 
possible.  ||  II  en  sera  de  rneme  pour  les  wagons  ä  marchandises.  ||  II  ne  sera 
plus  etabli  de  quarantaines  terrestres.  Seules  les  personnes  presentant  des 
symptömes  de  peste  peuvent  etre  retenues.  ||  Ce  principe  n'exclut  pas  le  droit 
pour  chaque  Etat,  de  fermer,  au  besoin,  une  partie  de  ses  frontieres.  |j  II 
importe  que  les  voyageurs  soient  soumis,  au  point  de  vue  de  leur  etat  de 
sante,  ä  une  surveillance  de  la  part  du  personnel  des  chemins  de  fer.  ||  L'inter- 
vention  medicale  se  bornera  ä  une  visite  des  voyageurs  et  aux  soins  ä  donner 
aux  malades.  ||  S'il  y  a  visite  medicale,  eile  sera  combinee  autant  que  possible 
avec  la  visite  douaniere,  de  facon  que  les  voyageurs  soient  retenus  le  moins 
longtemps  possible.  ||  Des  que  les  voyageurs  venant  d'un  endroit  contamine 
seront  arrives  ä  destination,  il  serait  de  la  plus  haute  utilite  de  les  soumettre 
ä  une  surveillance  de  dix  jours  ä  compter  de  la  date  du  depart.  ||  Les  mesu- 
res concernant  le  passage  aux  frontieres  du  personnel  des  chemins  de  fer  et 
de  la  poste  sont  du  ressort  des  administrations  interessees.  Elles  seront 
combinees  de  facon  ä  ne  pas  entraver  le  service  regulier.  ||  Les  Gouverne- 
ments se  reservent  le  droit  de  prendre  des  mesures  particulieres  ä  l'egard  de 
certaines  categories  de  personnes  notamment  envers:  ||  a)  Les  bohemiens  et 
les  vagabonds;  ||  b)  Les  emigrants  et  les  personnes  voyageant  ou  passant  la 
frontiere  par  troupes. 

Titre  VI.    Regime  special  des  sones-frontieres. 
Le  reglement  du  trafic-frontiere   et   des  questions  inherentes  ä  ce  trafic 
ainsi   que  l'adoption   de  mesures   exceptionnelles  de  surveillance,   doivent  etre 
laissßs  ä  des  arrangements  sp6ciaux  entre  les  Etats  limitrophes. 

Titre  VII.     Voies  fluviales,  fleuves,  canaux  et  lacs. 
On  doit  laisser  aux  Gouvernements  des  Etats  riverains  le  soin  de  regier, 
par  des  arrangements  spöciaux,  le  regime  sanitaire  des  voies  fluviales. 

Titre  VIII.    Partie  maritime.     Mesures  ä  prendre  dans  les  ports. 
Est  consider^   comme  infecte  le  navire  qui  a  la  peste  ä  bord   ou  qui  a 
presente  un   ou  plusieurs   cas   de   peste   depuis   douze  jours.   ||    Est   considere 
comme  suspect  le  navire  ä  bord  duquel  il  y  a  eu  des  cas  de  peste  au  moment 
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du  depart    ou  pendant  la  traversee,   mais  aucun   cas   nouveau  depuis    douze  Nr.  ii65i. 
jours.  ||  Est  considere  comme  indemne,  bien  que  venant  d'un  port  contamine,    graten8" 
le  navire  qui  n'a  eu  ni  deces  ni  cas  de  peste  k  bord,   soit  avant  le  depart.  i9.Märzi897. 
soit  pendant  la  traversee,  soit  au  moment  de  l'arrivee.  ||  Les  navires  infectes 
sont  soumis  au  regime  suivant: 

1°  Les  malades  sont  immediatement  debarques  et  isoles.  ||  2°  Les  autres 
pcrsonnes  doivent  etre  egalement  debarquöes,  si  possible,  et  soumises  ä  une 
Observation  ou  ä  une  surveillauce  *)  dont  la  duree  variera  selon  l'etat  sanitaire 
du  navire  et  selon  la  date  du  dernier  cas,  sans  pouvoir  depasser  dix  jours.  |j 
3°  Le  linge  sale,  les  effets  ä  usage  et  les  objets  de  l'equipage  et  des  passa- 
gers, qui,  de  l'avis  de  l'autorite  sanitaire  du  port,  seront  consideres  comme 
contamines,  seront  desinfectes.  ||  4°  L'eau  de  la  cale  sera  evacuee  apres  des- 
infection  et  l'on  substituera  une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui  est  emmagasinee 
ä  bord.  ||  5°  Toutes  les  parties  du  navire  qui  ont  ete  habitßes  par  les  pesteux 
devront  etre  desinfectees.  Une  desinfection  plus  etendue  pourra  etre  ordonnee 
par  l'autorite  sanitaire  locale. 

Les  navires  suspects  sont  soumis  aux  mesures  ci-apres:  ||  1°  Visite 
mßdicale.  ||  2°  Desinfection:  le  linge  sale,  les  effets  ä  usage  et  les  objets  de 
l'equipage  et  de  passagers,  qui,  de  l'avis  de  l'autorite  sanitaire  locale,  seront 
consideres  comme  contamines,  seront  desinfectes.  ||  3°  Evacuation  de  l'eau  de 
la  cale  apres  desinfection  et  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui 
est  emmagasinee  ä  bord.  ||  4°  Desinfection  de  toutes  les  parties  du  navire  qui 
ont  ete  habitees  par  les  pesteux.  Une  desinfection  plus  etendue  pourra  etre 
ordonnee  par  l'autorite  sanitaire  locale.  ||  II  est  recommande  de  soumettre  k 
une  surveillance,  au  point  de  vue  de  leur  etat  de  sante,  l'equipage  et  les 
passagers  pendant  dix  jours  k  dater  de  l'arrivee  du  navire.  ||  II  est  egalement 
recommande  d'empecher  le  debarquement  de  l'equipage,  sauf  pour  raisons  de 
service.  ||  Les  navires  indemnes  seront  admis  k  la  libre  pratique  immediate, 
quelle  que  soit  la  nature  de  leur  patente.  ||  Le  seul  regime  que  peut  prescrire 
ä  leur  sujet  l'autorite  du  port  d'arrivee  consiste  dans  les  mesures  applicables 
aux  navires  suspects  (visite  m^dicale,  desinfection,  Evacuation  de  l'eau  de  cale 
et  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui  est  emmagasinee  k  bord), 
sauf  toutefois  ce  qui  a  trait  ä  la  desinfection  du  navire. 

II  est  recomrrfande  de  soumettre  ä  une  surveillance,  au  point  de  vue  de 
leur  etat  de  sante,  l'equipage  et  les  passagers  pendant  dix  jours  ä  compter 
de  la  date  oü  le  navire  est  parti  du  port  contamine.  ||  II  est  egalement  recom- 
mande" d'empecher  le  debarquement  de  l'equipage,  sauf  pour  raisons  de  service.  || 
II    est    entendu   que    l'autorite   competente    du  port   d'arrivee  pourra  toujours 


*)  Le  mot  „Observation"  veut  dire:  isolement  des  voyageurs  soit  ä  bord  d'un 
navire,  soit- dans "un  lazaret,  avant  qu'ils  n'obtiennent  la  libre  pratique.  ||  Le  mot  „sur- 
veillance" veut  ;,dire:  les  voyageurs  ne  seront  pas  isoles;  ils  obtiennent  de  suite  lalibre 
pratique,  mais_sont  suivis  dans  les, diverses  localites  oü  ils  se  rendent  et  soumis  ä  un 
examen  medical  constataut  lour  etat  de  sante. 

19* 
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Nr.  H651.  reclamer  un  certificat  du  medecin  du  bord  ou,  ä  son  defaut,  du  capitaine,  et 
Vertrags-  goug  germeDf  attestant  qu'il  n'y  a  pas  eu  de  cas  de  peste  sur  le  navire  depuis 
i9.Märzi897.  le  depart.  ||  L'autorite'  compötente  du  port  tiendra  compte,  pour  l'application 
de  ces  niesures,  de  la  presence  d'un  medecin  et  d'un  appareil  de  desinfection 
(etuve)  ä  bord  des  navires  des  trois  catögories  susmentionnees.  ||  Des  mesures 
speciales  peuvent  6tre  prescrites  ä  l'egard  des  navires  encombres,  notamment 
des  navires  d'emigrants  ou  de  tout  autre  navire  offrant  de  mauvaises  conditions 
d'hygiene.  ||  Les  marchandises  arrivant  par  mer  ne  peuvent  etre  traitees  autre- 
ment  que  les  marchandises  transport^es  par  terre,  au  point  de  vue  de  la  des- 
infection et  des  defenses  d'importation,  de  transit  et  de  quarantaine.  |j  Tout 
navire  qui  ne  voudra  pas  se  soumettre  aux  obligations  imposees  par  l'autorite 
du  port  sera  libre  de  reprendre  la  mer. 

II  pourra  etre  autorise  ä  debarquer  ses  marchandises,  apres  que  les  pre- 
cautions  necessaires  auront  ete  prises  ä  savoir:  |j  1°  Tsolement  du  navire,  de 
l'equipage  et  des  passagers.  ||  2°  Evacuation  de  l'eau  de  la  cale,  apres  desin- 
fection. ||  3°  Substitution  d'une  bonne  eau  potable  ä  celle  qui  etait  emmaga- 
sinee  ä  bord.  ||  II  pourra  egalement  etre  autorise  ä  debarquer  les  passagers 
qui  en  feraient  la  demande  ä  la  condition  que  ceux-ci  se  soumettent  aux 
mesures  prescrites  par  l'autorite  locale.  j|  Chaque  pays  doit  pourvoir  au  moins 
un  des  ports  du  littoral  de  chacune  de  ses  mers  d'une  Organisation  et  d'un 
outillage  suffisants  pour  recevoir  un  navire,  quel  que  soit  son  6tat  sanitaire.  || 
Les  bateaux  de  cabotage  feront  l'objet  d'un  regime  special  ä  etablir  d'un 
commun  accord  entre  les  pays  interess6s. 

Titre  IX.    Mesures  ä  prendre  ä  Vegard  des  navires  provenant  d'un  port 
contamine  et  remontant  le  Danube. 

En  attendant  que  la  ville  de  Soulina  soit  pourvue  d'une  bonne  eau 
potable,  les  bateaux  qui  remontent  le  fleuve  devront  etre  soumis  ä  une  hygiene 
rigoureuse.  ||  L'encombrement  des  passagers  sera  strictement  interdit.  ||  Les 
bateaux  entrant  en  Roumanie  par  le  Danube  seront  retenus  jusqu'ä  la  visite 
medicale  et  jusqu'ä  parachevement  des  Operations  de  dösinfection.  ||  Les 
bateaux  se  presentant  ä  Soulina  devront  subir,  avant  de  pouvoir  remonter  le 
Danube,  une  ou  plusieurs  visites  medicales  faites  de  jour.  Chaque  matin,  ä 
une  heure  indiquee,  le  medecin  s'assurera  de  l'etat  de  sante  de  tout  le  per- 
sonnel  du  bateau  et  ne  permettra  l'entree  qui  s'il  constate  que  cet  etat  est 
satisfaisant.  II  delivrera  sans  frais  au  capitaine  ou  au  batelier  un  passeport 
sanitaire  ou  patente,  ou  certificat  dont  la  production  sera  exigee  aux  garages 
ulterieurs.  ||  II  y  aura  une  visite  chaque  jour.  La  duree  de  l'arret  ä  Soulina 
des  navires  non  infectes  ne  depassera  pas  six  jours.  La  desinfection  des 
linges  contamines  sera  effectuee  des  l'arrivee.  ||  On  substituera  une  eau  potable 
de  bonne  qualite  ä  l'eau  douteuse  qui  pourrait  etre  ä  bord.  ||  L'eau  de  la 
cale  sera  desinfectee.  ||  Les  mesures  qui  viennent  d'etre  indiquees  ne  seront 
applicables  qu'aux  provenances  des   ports  contamines   de  peste.  |j  II  est  bien 
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entendu  qu'un  navire  provenant   d'un  port  non  contamine"  pourra,   s'il  ne  veut   Nr.  U65i. 
pas    etre    soumis    aux    mesures    restrictives    prec^demment    indiquees,    ne    pas    ^aten8" 
accepter    les    voyageurs   venant    d'un    port    contamine.  ||  Le    regime    pour   les  i9.Märzi8»7. 
bateaux  suspects  et  infectes  sera  le  meme  que  dans  les  autres  ports  d'Europe. 

Chapitre  III.    Instructions  recommandees  pour  faire  les  Operations  de 

desinfection. 

1°  Les  hardes,  vieux  Chiffons,  pansements  infectes,  les  papiers  et  autres 
objets  sans  valeur  seront  detruits  par  le  feu.  ||  2°  Les  linges,  objets  de  literie, 
veternents,  matelas,  tapis,  etc.,  contamine^  ou  suspects,  seront  d£sinfectes  dans 
des  etuves  fonctionnant  ä  la  pression  normale  ou  ä  la  pression  d'une  atmos- 
phere  et  demie  ä  deux  atmospheres,  avec  ou  sans  circulation  de  vapeur  satu- 
r6e.  ||  Pour  etre  considerees  comme  instruments  de  desinfection  efficaces,  ces 
etuves  doivent  etre  soumises  a  des  epreuves  indiquant,  ä  l'aide  du  thermo- 
metre  ä  signal,  le  moment  oü  la  temperature  reelle  obtenue  au  sein  d'un 
matelas  s'eleve  au  moins  ä  100°.  ||  Pour  etre  certain  de  l'efficacite  de  l'ope- 
ration,  cette  temperature  doit  etre  maintenue  reelle  pendant  dix  ä  quinze 
minutes.  ||  3°  Solutions  desinfectantes:  ||  a)  Solution  de  sublime  ä  1  pour 
1000,  additionnee  de  10  grammes  de  chlorure  de  sodium.  ||  Cette  Solution 
sera  coloree  avec  du  bleu  d'aniline  ou  du  bleu  d'indigo.  Elle  ne  sera  pas 
mise  dans  des  vases  metalliques;  ||  b)  Solution  d'acide  phenique  pur  cristallisG 
ä  5°/0  ou  d'acide  phenique  brut,  impur,  du  commerce  ä  5°/0  dans  une  disso- 
lution  chaude  de  savon  noir;   ||  c)  Le  lait  de  chaux  fraichement  prepare*). 

4°  Recommandations  speciales  ä  observer  dans  l'emploi  des  Solutions  des- 
infectantes. ||  On  plongera  dans  la  Solution  de  sublime  des  linges,  veternents, 
objets  souilles  par  les  dejections  des  malades.  La  Solution  d'acide  phenique 
pur  et  la  Solution  savonneuse  pheniquee  conviennent  parfaitement  pour  le 
meme  usage.  Les  objets  resteront  dans  la  Solution  six  heures  au  moins.  | 
On  lavera  avec  la  Solution  de  sublime"  les  objets  qui  ne  peuvent  supporter 
sans  deterioration  la  temperature  de  l'etuve  (100°),  les  objets  en  cuir,  bois 
colle,  feutre,  velours,  soie,  etc.;  les  pieces  de  monnaie  pourront  etre  des- 
infectees  par  la  Solution  pheniquee  savonneuse.  ||  Les  personnes  qui  donnent 
des  soins  aux  malades  se  laveront  les  mains  et  le  visage  avec  la  Solution  de 
sublime  ou  une  des  Solutions  pheniquees.  ||  Les  Solutions  pheniquees  serviront 
surtout  pour  desinfecter  les  objets  qui  ne  supportent  ni  la  temperature  de 
100  °  cent.,    ni  le  contact  du  sublime,    tels    que    les  metaux,    les    instruments, 


*)  Pour  avoir  du  lait  de  chaux  tres  actif,  on  prend  de  la  chaux  de  bonne  qualite, 
on  la  fait  se  deliter  en  l'arrosant  petit  ä  petit  avec  la  moitie  de  son  poids  d'eau.  Quand 
la  delitescence  est  effectuee,  on  met  la  poudre  dans  uu  recipient  soigneusement  bouche 
et  place  dans  un  endroit  sec.  Comme  uu  kilogramme  de  chaux  qui  absorbe  500  g 
d'eau  pour  se  deliter  a  acquis  un  volume  de  2  litres  200,  il  suffit  de  la  delayer  dans 
le  double  de  son  volume  d'eau,  soit  4  kg,  400  g,  pour  avoir  un  lait  de  chaux  qui  soit 
euviron  ä  20  pour  100. 
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Nr.  ii65i.  etc.  ||  Le  lait  de  chaux  est  specialenient  recommande  pour  la  desinfection  des 

Vertrags-      ,  , . 

Staaten,  dejections  et  des  voinissements.  Les  crachats  et  les  matieres  purulentes 
i9.Märzi897.  doivent  etre  d&ruits  par  le  feu.  ||  5°  Desinfections  des  bateaux  occupes  par 
des  malades  atteints  de  peste.  ||  On  videra  la  ou  les  cabines  et  toutes  les  par- 
ties  du  bätiment  occupees  par  des  malades  ou  des  suspects;  on  soumettra  tous 
les  objets  aux  prescriptious  precedentes.  ||  On  desinfectera  les  parois  ä  l'aide 
de  la  Solution  de  sublime"  additionnee  de  10°/0  d'alcool.  La  pulverisation.se 
fera  en  commencant  par  la  partie  superieure  de  la  paroi  suivant  une  ligne 
horizontale;  on  descendra  successivement  de  teile  sorte  que  toute  la  surface 
soit  couverte  d'une  couche  de  fines  gouttelettes.  ||  Les  planchers  seront  laves 
avec  la  m&me  Solution.  ||  Deux  heures  apres,  on  frottera  et  on  lavera  les 
parois  et  le  plancher  ä  grande  eau.  ||  6°  Desinfection  de  la  cale  d'un  navire 
infecte.  ||  Pour  desinfecter  la  cale  d'un  navire  on  injectera  d'abord,  afin  de 
neutraliser  l'bydrogene  sulfure,  une  quantite  süffisante  de  sulfate  de  fer,  on 
videra  l'eau  de  la  cale,  on  la  lavera  ä  l'eau  de  ruer;  puis  on  injectera  une 
certaine  quantite  de  la  Solution  de  sublime.  ||  L'eau  de  cale  ne  sera  pas  de- 
versee  dans  un  port. 

Chapitre  IV.     Mesures  de  preservation  qu'il  est  recommande   de   prendre 
ä  bord  des  navires  au  moment  du  depart;   pendant  la  traversee   et  lors 

de  l'arrivee. 

Nota.  La  transmission  de  la  peste  parait  se  faire  par  les  excretions  des  ma- 
lades (crachats,  dejections),  les  produits  morbides  (suppuration  des  bubons,  des  an- 
thrax,  etc )  et,  par  suite,  par  les  linges,  les  vetements  et  les  mains  souilles. 

I.     Mesures  ä  prendre  au  point  de  depart. 

1°  Le  capitaine  veillera  ä  ne  pas  laisser  embarquer  les  personnes  su- 
spectes  d'etre  atteintes  de  la  peste.  II  refusera  d'accepter  ä  bord  les  linges, 
hardes,  objets  de  literie  et  en  general  tous  objets  sales  ou  suspects.  ||  Les 
objets  de  literie,  vetements,  hardes,  etc.,  ayaut  appartenu  ä  des  malades  atteints 
de  peste  ne  seront  pas  admis  ä  bord.  ||  2°  Avant  1'embarquement,  le  navire  sera 
mis  dans  un  6tat  de  proprete  parfaite;  au  besoin  il  sera  desinfecte.  ||  3°  II  est 
indispensable  que  l'eau  potable  embarquee  ä  bord  soit  prise  ä  une  source  qui 
soit  ä  l'abri  de  toute  contamination  possible.  ||  L'eau  n'expose  ä  aucun  danger 
si  eile  est  distillee  ou  bouillie. 

II.     Mesures  ä  prendre  pendant  la  traversee. 

1°  II  est  desirable  que  dans  chaque  navire,  un  endroit  special  soit  re- 
serv6  pour  isoler  les  personnes  atteintes  d'une  affection  contagieuse.  ||  2°  S'il 
n'en  existe  pas,  la  cabine  ou  tout  autre  endroit  dans  lequel  une  personne  est 
atteinte  de  peste  sera  mis  en  interdit.  ||  Seules  les  personnes  chargees  de 
donner  des  soins  aux  malades  y  pourront  penetrer.  Elles  meines  seront  isolees 
de  tout  contact  avec  les  autres  personnes.  ||  3°  Les  objets  de  literie,  les  linges. 
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les  veteinents  qui  auront  ete*  en  contact  avec  le  malade  seront  immediatement  Nr.  11651. 
et  dans  la  chambre  meme  du  malade  plonges  dans  une  Solution  desinfectante.   Vertrag8- 

staaten. 

II  en  sera  de  meme  pour  les  vetements  des  personnes  qui  leur  auront  donne  i9.Marzi897. 
des  soins  et  qui  auraient  ete  souilles.  [|  Ceux  de  ces  objets  qui  n'ont  pas  de 
valeur  seront  brules  ou  jetes  ä  la  mer,  si  le  navire  n'est  pas  dans  un  port 
ou  dans  un  canal.  Les  autres  seront  portes  ä  l'etuve  dans  des  sacs  imper- 
meables laves  avec  une  Solution  de  sublime,  de  facon  k  eviter  tout  contact 
avec  les  objets  environnants.  ||  S'il  n'y  a  pas  d'eluve  ä  bord,  ces  objets  reste- 
ront  plonges  dans  la  Solution  desinfectante  pendant  six  heures.  ||  4°  Les  ex- 
cretions  des  malades  (crachats,  matieres  fecales,  urine)  sont  recues  dans  un 
vase  dans  lequel  on  aura  prealablement  verse  un  verre  d'une  Solution  desinfec- 
tante indiquee  plus  haut.  ||  Ces  excretions  seront  immediatement  jetees  dans 
les  cabinets.  Ceux-ci  seront  rigoureusement  desinfectes  apres  cbaque  projec- 
tion.  J|  5°  Les  locaux  occupes  par  les  malades  seront  rigoureusement  desinfectes 
suivant  les  regles  indiquees  plus  haut.  ||  6°  Les  cadavres,  prealablement  en- 
veloppes  d'un  suaire,  impregne  de  sublime,  seront  jetes  ä  la  mer.  ||  7°  Toutes 
les  Operations  prophylactiques  executees  pendant  la  traversee  seront  inscrites 
sur  le  Journal  du  bord,  qui  sera  presente  ä  l'autorite  sanitaire  au  moment  de 
l'arrivee  dans  un  port.  ||  8°  Ces  prescriptions  devront  etre  appliquees  ä  tout 
ce  qui  a  ete  en  contact  avec  les  malades,  quelles  qu'aient  ete  la  gravite  et 
l'issue  de  maladie. 

III.  Mesures  ä  prendre  lors  de  l'arrivee. 
1°  Si  le  navire  est  infecte,  les  personnes  atteintes  seront  debarquees  et 
isolees  dans  un  local  special.  ||  Seront  considerßes  comme  douteux  les  individus 
ayant  ete  en  contact  avec  les  malades.  ||  2°  Tous  les  objets  contamines  et  les 
objets  tel  que  les  habits,  les  objets  de  literie,  matelas,  tapis  et  autres  objets 
qui  ont  ete  en  contact  avec  le  malade,  les  vetements  de  ceux  qui  lui  ont  donne 
des  soins,  les  objets  contenus  dans  la  cabine  du  malade  et  dans  les  cabines,  le 
pont  ou  les  parties  du  pont  sur  lesquelles  le  malade  aurait  sejourne,  seront 
desinfectes. 

Chapitre  V.     Surveillance  et  execution. 

Competence  du  Conseil  Superieur  de  sante  de  Constantinople  {mer  Monge  — 
golfe  Persigue  —  frontieres  turco-persane  et  russe). 

1°  La  mise  en  pratique  et  la  surveillance  des  mesures  contre  1'invasion 
de  la  peste  arretSes  par  la  presente  Convention,  sont  confiees,  dans  l'etendue 
de  la  competence  du  Conseil  Superieur  de  sante  de  Constantinople,  au  Comite 
etabli  par  l'article  1  de  l'annexe  IV  de  la  Convention  de  Paris,  du  3  avril 
1894,  avec  cette  disposition  interpretative,  que  les  membres  de  ce  Comite 
seront  prix  exclusivement  dans  le  sein  du  Conseil  Superieur  de  sante  de  Con- 
stantinople et  representeront  les  Puissances  qui  auront  adhere  ou  adhereront 
aux  Conventions  sanitaires  de  Venise  1892,  de  Dresde  1893,   de  Paris  1894 
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Nr.  ii65i.  et  de  Venise  1897.  ||  2°  Le  corps  de  medecins  diplömes  et  competents,  de 
Staaten.'  d^sinfecteurs  et  de  mecaniciens  bien  exerces  et  de  gardes  sanitaires  recrutes 
i9.Marzi897.  parmi  les  persomies  ayant  fait  le  Service  militaire,  comme  officiers  ou  sous- 
officiers,  prevu  ä  l'article  2  de  l'annexe  IV  de  la  meme  Convention,  est 
Charge  d'assurer  le  bou  fonctionnement  des  divers  etablissements  sanitaires 
enumeres  et  institues  par  les  reglements  actuels.  ||  3°  Les  depenses  d'etablisse- 
ment  des  postes  sanitaires  definitifs  et  provisoires  prevus  par  la  presente 
Convention  sont,  quant  ä  la  construction  des  bätiments,  ä  la  Charge  du  Gou- 
vernement ottoman.  Le  Conseil  Superieur  de  sante  de  Constantinople  est 
autorise,  si  besoin  est  et  vu  l'urgence,  ä  faire  l'avance  des  sommes  necessaires 
sur  le  fonds  de  reserve,  qui  lui  seront  fournies,  sur  sa  demande,  par  la  „Com- 
mission  mixte  chargee  de  la  revision  du  tarif  sanitaire".  II  devra,  dans  ce 
cas,  veiller  ä  la  construction  de  ces  etablissements.  ||  4°  Le  Conseil  Superieur 
de  sante  de  Constantinople  devra,  en  outre,  organiser  saus  delai  les  etablisse- 
ments sanitaires  de  Hannikim  et  de  Kizil  Dize,  pres  de  Bayazid,  sur  les  fron- 
tieres  turco-persane  et  turco-russe,  au  moyen  des  fonds  qui  sont  des  maintenant 
mis  ä  sa  disposition.  ||  5°  Les  articles  4,  5  et  6  l'annexe  IV  de  la  Convention 
de  Paris  de  1894  sont  applicables  aux  dispositions  du  present  reglement. 

*  Competence  du  Conseil  sanitaire,  maritime  et  quarantenaire  d'j&gypte. 

6°  Les  depenses  resultant  des  mesures  prevues  par  les  reglements  con- 
tenus  dans  la  Convention  pourront  etre  couvertes  par  les  moyens  suivants  que 
la  Conference  a  recommandes  autant  pour  les  nouvelles  installations  aux 
Sources  de  Mo'ise  que  pour  l'augnientation  du  personnel  dependant  du  Conseil 
sanitaire:  ||  a)  Prorogation,  avec  l'assentiment  des  Puissances,  du  D^cret  Khe- 
divial  du  28  decembre  1896  (fixant  au  1  juillet  1897  l'entree  en  vigueur  du 
tarif  röduit  des  droits  de  phare)  jusqu'au  moment  oü  la  difference  entre  le 
rendement  du  tarif  actuel  et  du  tarif  reduit  aura  atteint  le  chiffre  de  L.  6g. 
4  OOO.  La  somme  ainsi  realisee  sera  effectee  aux  depenses  extraordinaires 
(nouvelles  installations  aux  Sources  de  Mo'ise).  ||  b)  pour  les  depenses  ordi- 
nales (augmentation  du  personnel),  versement  annuel  au  Conseil  sanitaire,  par 
le  Gouvernement  egyptien,  d'une  somme  de  L.  eg.  4  000,  qui  pourrait  etre 
prelevöe  sur  l'excedent  du  Service  des  phares  reste  ä  la  disposition  de  ce 
Gouvernement.  Toutefois  il  sera  deduit  de  cette  somme  le  produit  d'une  taxe 
quarantenaire  supplementaire  de  P.  T.  10  (piastres  tarif)  par  pelerin,  ä  pre- 
lever  ä  El-Tor.  ||  Au  cas  oü  le  Gouvernement  egyptien  verrait  des  difficultes 
ä  supporter  cette  part  dans  les  depenses,  les  Puissances  representöes  au  Con- 
seil sanitaire  s'entendraient  avec  le  Gouvernement  Khedivial  pour  assurer  la 
participation  de  ce  dernier  aux  depenses  prevues. 
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Nr.    11652.     DEUTSCHES  REICH.  —   Denkschrift,  dem  Reichstage 
zugleich  mit  vorstellenden  Verträgen  vorgelegt. 

28.  April  1898. 
Denkschrift. 
Auf  der  internationalen  Sanitätskonferenz  zu  Dresden  ist  von  dem  ersten  Nr.  H652. 
französischem  Delegierten  in  der  Sitzung  vom  10.  April  1893  die  Erklärung  ße^hM 
abgegeben  worden,  dafs  die  französische  Regierung  die  Absicht  habe,  die  Ini-  2?.Apr.  1898. 
tiative  zu  einer  neuen  internationalen  Sanitätskonferenz  zu  ergreifen,  der  die 
Aufgabe  zufallen  würde,  behufs  Bekämpfung  der  Cholera  Vorbeugungsmafs- 
nahmen  hinsichtlich  der  Hedjaz-Pilgerfahrten  sowie  die  Einrichtung  einer  sani- 
tätspolizeilichen Überwachung  im  Persischen  Meerbusen  zu  vereinbaren.  ||  Auf 
Einladung  der  französischen  Regierung  trat  demnächst  eine  solche  Konferenz 
am  7.  Februar  1894  in  Paris  zusammen.  Es  waren  dort  durch  Delegierte 
vertreten:  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Griechenland, 
Italien,  die  Niederlande,  Persien,  Portugal,  Rufsland,  Schweden-Norwegen  und 
die  Türkei.  Nach  einer  einleitenden  Diskussion  im  Plenum,  bei  der  die  fran- 
zösische Delegation  das  Programm  für  die  Arbeiten  der  Konferenz  des  näheren 
darlegte,  wurden  die  einzelnen  Fragen  drei  Kommissionen  zur  Beratung  über- 
wiesen. Die  Kommissionsbeschlüsse  wurden  alsdann  dem  Plenum  unterbreitet, 
und  am  3.  April  1894  erfolgte  die  Unterzeichnung  der  vorliegenden  Pariser 
Übereinkunft,  an  welcher  sich  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Däne- 
mark, Spanien,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Griechenland,  Italien,  die  Nieder- 
lande, Persien,  Portugal  und  Rufsland  betheiligt  haben.*)  Das  hiermit  erzielte 
Ergebnis  war  insofern  ein  unvollkommenes,  als  einerseits  von  den  grofs- 
britannischen  Delegierten  bei  Unterzeichnung  der  Konvention  gewisse  Vor- 
behalte gemacht  worden  waren,  die  solche  auch  seitens  der  Delegierten  der 
übrigen  Signatarmächte  zur  Folge  hatten,  und  als  andererseits  die  Konvention 
seitens  der  türkischen  Delegierten  nicht  unterzeichnet  wurde,  während  gerade 
die  Zustimmung  der  Türkei  zu  den  Pariser  Beschlüssen  für  deren  Durch- 
führung in  wesentlichen  Punkten  die  Voraussetzung  bildet.  Nachdem  am 
3.  April  1894  die  Konferenz  geschlossen  worden  war,  haben  daher  behufs 
Beseitigung  der  Schwierigkeiten,  welche  infolge  jener  Vorbehalte  erwachsen 
waren,  und  behufs  Herbeiführung  des  nachträglichen  Beitritts  der  Türkei  zu 
der  Pariser  Übereinkunft  zwischen  den  beteiligten  Mächten  weitere  Verhand- 
lungen stattgefunden.  Dieselben  haben,  soweit  es  sich  um  die  in  Rede  stehen- 
den Vorbehalte    handelte,    zu    einem    günstigen  Ergebnisse   geführt,    indem   in 


•)  Die  gro&britannischen  Delegierten  haben  bei  der  Unterzeichnung  der  Konvention 
erklärt,  clals  dieselbe  nach  der  Ratifikation  mit  den  hernach  erwähnten  Vorbehalten 
auf  alle  Kolonien  und  Besitzungen  Ihrer  Britischen  Majestät  mit  Ausnahme  der  fol- 
genden anwendbar  sein  soll:  Kauada,  Neu-Foundland,  Kap  der  guten  Hoffnung,  Natal, 
Neu-Süd -Wales,  Victoria,  Queensland,  Tasmanien,  Stiel -Australien,  West -Australien, 
Neu-Secland. 
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Nr.  ii652.  Paris  am  30.  Oktober  v.  J.  von  Vertretern  der  Signatarmäclite  die  vorliegende 
Reich.     Deklaration  unterzeichnet  wurde.    Dagegen  sind  die  Bemühungen  der  Signatar- 

28.Apr.i898.  mächte,  die  türkische  Regierung  zur  Annahme  der  Pariser  Beschlüsse  zu  ver- 
anlassen, bisher  nicht  von  dem  gewünschten  Erfolge  begleitet  gewesen.  Die 
türkische  Delegation  hat  zwar  auf  der  Venediger  Pestkonferenz  in  der  Sitzung 
vom  6.  März  1897  den  Beitritt  der  Pforte  zu  der  Pariser  Konvention  erklärt, 
doch  ist  diese  Beitrittserklärung  in  der  darauf  folgenden  Sitzung  vom  8.  März 
1897  mit  so  erheblichen  Einschränkungen  versehen  worden,  dafs  danach  ihre 
Bedeutung  sehr  zweifelhaft  ist. 

Obwohl  hiernach  die  in  der  Pariser  Übereinkunft  und  der  Zusatzerklärung 
zu  derselben  enthaltenen  Bestimmungen,  insoweit  sie  die  Mitwirkung  der  Türkei 
voraussetzen,  bisher  mehr  einen  akademischen  Charakter  besitzen,  so  ist  doch 
auf  den  Wunsch  Frankreichs  die  alsbaldige  Ratifikation  der  Abmachungen  in 
Aussicht  genommen  worden,  indem  man  dabei  von  der  Hoffnung  ausgeht,  dafs 
es  nach  der  Ratifikation  den  weiteren  Bemühungen  der  Signatarmächte  ge- 
lingen wird,  die  Pforte  der  Inkraftsetzung  der  Pariser  Abmachungen  günstiger 
zu  stimmen.  ||  Die  Pariser  Übereinkunft  hätte  nach  der  Bestimmung  unter 
Ziffer  VII  Absatz  3  bereits  innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Unterzeichnung 
ratifiziert  werden  sollen.  Diese  Frist  hat  indes  nicht  innegehalten  werden 
können  und  ist  daher  im  Wege  der  Korrespondenz  auf  unbestimmte  Zeit  ver- 
längert worden.  ||  Bei  Aufstellung  der  vereinbarten  sanitären  Bestimmungen 
(Anlage  I  bis  IV  der  Übereinkunft)  ist  den  in  der  internationalen  Dresdener 
Sanitätskonvention  (Reichs-Gesetzbl.  1894  S.  343)  zur  Anwendung  gelangten 
allgemeinen  Grundsätzen,  soweit  möglich,  Rechnung  getragen  worden.  ||  Anlage  I 
handelt  zunächst  von  den  sanitätspolizeilichen  Mafsnahmen,  welche  in  den  Ab- 
gangshäfen der  aus  dem  Indischen  Ocean  und  Oceanien  kommenden  Pilger- 
schiffe zur  Anwendung  gebracht  werden  sollen  (obligatorische  ärztliche  Revision, 
Desinfektion  verseuchter  und  verdächtiger  Gegenstände,  Ausschlufs  cholera- 
kranker und  verdächtiger  Personen  von  der  Überfahrt  u.  s.  w.)  und  enthält 
ferner  ein  Reglement  über  die  an  Bord  der  Pilgerschiffe  zu  treffenden  Mafs- 
nahmen. Das  Reglement  zerfällt  in  vier  Titel.  ||  Im  Titel  I  werden  einige  all- 
gemeine Bestimmungen  gegeben,  Titel  II  handelt  von  den  Mafsnahmen,  welche 
vor  der  Abfahrt  zu  treffen  sind  (Kontrolle  der  Schiffe  durch  die  zuständige 
Behörde  des  Abgaugshafens,  Liste  der  Passagiere,  Gesundheitspatent),  Titel  III 
von  den  Vorsichtsmafsregeln  während  der  Fahrt  (Anwesenheit  eines  oder 
mehrerer  Ärzte,  Pflichten  der  Ärzte,  Unterbringung  der  Passagiere,  des  Ge- 
päcks u.  s.  w.).  Im  Titel  IV  werden  für  die  Übertretung  der  Vorschriften 
des  Reglements  gewisse  Strafbestimmungen  aufgestellt,  die  vorkommenden  Falls 
auch  gegen  deutsche  Schiffsführer  anzuwenden  sein  würden.  Anlage  II  enthält 
Vorschriften  bezüglich  der  sanitätspolizeilichen  Überwachung  der  Pilgerfahrten 
im  Roten  Meere  (Behandlung  der  von  Süden  kommenden  Pilgerschiffe  in  der 
Sanitätstation  Camaran,  wobei  zwischen  reinen,  verdächtigen  und  verseuchten 
Schiffen    unterschieden    wird;    Verbesserungen,    welche    in    den   verschiedenen 
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Sanitätsstationen    vorgenommen    werden    sollen;    Behandlung    der    von    Norden  Nr.  11652. 
kommenden  Pilgerschiffe).  ||  In  Anlage  III  werden  Bestimmungen  über  die  sani-     Reich 
tätspolizeiliche    Behandlung    verseuchter,    verdächtiger    und    reiner    Schiffe    im28.Apr.isy8. 
Persischen  Meerbusen    gegeben,    aufserdem  wird   die  Errichtung  verschiedener 
Sanitätsstationen  vorgesehen.  j|  Anlage  IV  beschäftigt  sich  mit  der  Ausführung 
und  Überwachung    der  auf  Grund   der  Konvention   zu  treffenden  Mafsnahmen, 
insbesondere    wird   unter   Ziffer  5    die  Bildung  einer  Konsularkommission  vor- 
gesehen,   welche  über  Verstöfse  gegen  die  oben  erwähnten  Straf bestimmungen 
abzuurteilen  haben  soll.  ||  Schliefslich  ist  zu  erwähnen,    dafs   Deutschland   ein 
unmittelbares  Interesse   an   den  in  Rede  stehenden  Abmachungen  nur  insofern 
haben  würde,    als   dieselben   sich   auf  die  Pilgerschiffahrt  beziehen,    dafs   aber 
die  deutsche  Rhederei  an  der  Pilgerschiffahrt  zur  Zeit  gar  nicht  oder  in  nur 
verschwindend  geringem  Mafse  betheiligt  ist. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1897  entnahm  die  österreichisch-ungarische  Regie- 
rung aus  dem  gefahrdrohenden  Auftreten  der  Beulenpest  in  Indien  Anlafs,  den 
Zusammentritt  einer  internationalen  Sanitätskonferenz  behufs  Vereinbarung  von 
Mafsnahmen  zur  Bekämpfung  der  Pest  in  Anregung  zu  bringen.  Das  vor- 
gelegte Programm  bezeichnete  es  als  die  wesentliche  Aufgabe  der  Konferenz, 
zu  prüfen,  einmal,  inwieweit  die  zur  Bekämpfung  der  Cholera  getroffenen  Ver- 
einbarungen auch  gegenüber  der  Verbreitung  der  Pest  eine  genügende  Gewähr 
bieten,  und  ferner,  inwiefern  durch  auf  internationale  Vereinbarungen  gestützte 
sanitätspolizeiliche  Mafsnahmen  in  Asien  selbst  die  Epidemie  an  der  Wurzel 
getroffen  werden  könnte.  ||  Die  Konferenz  trat  am  16.  Februar  1897  in  Venedig 
zusammen.  Auf  derselben  waren  durch  Delegierte  vertreten:  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  Frankreich,  Großbritannien,  Griechenland,  Italien,  Luxemburg, 
Montenegro,  die  Niederlande,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Rufsland,  Serbien, 
Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz,  die  Türkei,  Bulgarien  und  Egypten. 
In  einer  im  Plenum  stattgehabten  Generaldiskussion  legten  die  Vertreter  der 
einzelnen  Staaten  die  prinzipielle  Auffassung  ihrer  Regierungen  dar,  und  es 
wurde  sodann  das  vorhandene  Material  an  zwei  Kommissionen  verteilt.  Die 
Beschlüsse  derselben  wurden  demnächst  dem  Plenum  zur  Genehmigung  unter- 
breitet und  am  19.  März  1897  schlofs  die  Konferenz  ihre  Beratungen  mit 
der  Unterzeichnung  der  vorliegenden  Venediger  Übereinkunft  ab,  an  welcher 
sich  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Groß- 
britannien*), Griechenland,  Italien,  Luxemburg,  Montenegro,  die  Türkei,  die 
Niederlande,  Persien,  Portugal,  Rumänien,  Rufsland,  Serbien  und  die  Schweiz 
beteiligt  haben.  ||  Die  Delegierten  von  Spanien,  Griechenland,  Persien,  Portugal, 
der  Türkei   und   Serbien   haben   die  Konvention  ad  referendum  unterzeichnet.  II 


*)  Die  grofsbritaunische  Delegation  hat  bei  der  Unterzeichnung  der  Konvention 
bezüglich  der  Kolonien  und  Besitzungen  Ihrer  Britischen  Majestät  erklärt,  dafs  die 
Konvention  nach  der  Ratifikation  anwendbar  sein  soll  auf  Indien  und  die  Straits 
Settlements. 
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Nr.  H652.  Bei    Unterzeichnung    der    Übereinkunft    hat    Deutschland    durch    seinen   ersten 
Reich 6S   Delegierten  eine  Erklärung  dahin  abgeben  lassen,    dafs   die  Kaiserliche  Regie- 

29.Apr.i898.rung  sich  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage  sähe,  das  auf  die  in  Europa  zu  treffenden 
Abwehrmafsregeln  bezügliche  Kapitel  n  des  der  Konvention  beigefügten  Regle- 
ments anzunehmen,  dafs  sie  sich  aber  vorbehalte,  mittelst  einer  an  die  König- 
lich italienische  Regierung  zu  richtenden  Erklärung  den  betreffenden  Ab- 
machungen innerhalb  eines  Zeitraums  von  sechs  Monaten  beizutreten.  Dieser 
Vorbehalt  hatte  darin  seinen  Grund,  dafs  damals  von  Reichswegen  eine  Sach- 
verständigenkommission zur  Erforschung  der  Pest  nach  Indien  entsandt  worden 
war,  und  die  Kaiserliche  Regierung  vor  endgültiger  Entschliefsung  über  die  auf 
den  europäischen  Verkehr  bezüglichen  Bestimmungen  der  Venediger  Konvention 
erst  die  Forschungsergebnisse  dieser  Kommission  abwarten  wollte.  Nachdem 
die  Kommission  zurückgekehrt  war  und  über  ihre  Studien  Bericht  erstattet 
hatte,  ist  deutscherseits  unter  dem  6.  September  v.  J.  der  Beitritt  zu  den 
betreffenden  Abmachungen  bei  der  Königlich  italienischen  Regierung  erklärt 
worden. 

Die  auf  der  Konferenz  behufs  Bekämpfung  der  Pest  vereinbarten,  in  dem 
gedachten  Reglement  enthaltenen  Mafsnahmen  sind  im  wesentlichen  mit  den 
durch  die  internationalen  Abmachungen  zur  Bekämpfung  der  Cholera  fest- 
gesetzten Mafsregeln  identisch;  ein  grofser  Teil  der  Bestimmungen  des  Regle- 
ments ist  fast  wörtlich  aus  der  Dresdener  Übereinkunft  vom  15.  April  1893 
(vergl.  Kapitel  II  des  Reglements)  und  der  Pariser  Übereinkunft  vom  3.  April 
1894  (vergl.  Kapitel  I  des  Reglements)  übernommen  worden.  Zu  den  aus  der 
letzteren  entnommenen  Bestimmungen  gehören  insbesondere  auch  die  oben- 
gedachten Bestimmungen  strafrechtlicher  Natur  (vergl.  Kapitell  des  Reglements 
unter  II  Titel  IV  und  Kapitel  V  unter  5°).  Kapitel  III  und  IV  enthalten 
lediglich  die  Empfehlung  gewisser  Mafsnahmen,  aber  keine  verbindlichen  Vor- 
schriften. ||  Bei  der  Revision  des  auf  die  Pest  bezüglichen  Teils  der  Vor- 
schriften betreffend  die  gesundheitspolizeiliche  Kontrolle  der  einen  deutschen 
Hafen  anlaufenden  Seeschiffe,  und  der  Desinfektionsanweisung  für  Seeschiffe  ist 
darauf  Bedacht  genommen  worden,  dieselben  mit  den  Bestimmungen  der  Vene- 
diger Konvention  in  Einklang  zu  bringen.  ||  Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dafs 
die  Venediger  Konferenz  dem  Wunsche  Ausdruck  gegeben  hat,  es  möchte  als- 
bald eine  internationale  technische  Kommission  mit  den  vorbereitenden  Arbeiten 
zu  einer  einheitlichen  Gestaltung  und  Kodifikation  der  verschiedenen  Sanitäts- 
konventionen beauftragt  werden. 

Nr.    11653.     JAPAN    und    PORTUGAL.     —     Handels-    und    Schiff- 
fahrt svertrag. 

Lissabon,  26.  Januar  1897. 

Nr.  11653.  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  et  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et 

"portul'r  des   A1garves>    animes   d'un    egal  desir  de    maintenir  les  bons    rapports    dejä 

26,Jan.i897.heureusement   etablis   entre   eux,  en  etendant  et  en  augmentant  les  relations 
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entre   leurs  Etats  respectifs,  et  persuades   que  ce  but  ne  saurait  etre  mieux  Nr.  11653. 
atteint  que  par  la  revision  des  traites  jusqu'ici  en  vigueur  entre  les  deux  Pays,  Jp^ratnngna"d 
ont  resolu  de  proceder  ä  cette  revision  sur  les  bases  de  l'equite  et  de  l'interet26.Jan.  1897 
mutuels,  et  ont  nomme,  ä  cet  effet,  pour  leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  ||  Sa 
Majeste  l'Empcreur  du  Japon:  ||  M.  Sone  Arasuke,  Jushii,  36me  classe  de  l'Ordre 
Imperial  du  Tresor  Sacre,  Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipoten- 
tiaire  pres  la  cour  de  Sa  Majeste  Tres-Fidele.  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portu- 
gal et  des  Algarves:  ||  Le  Conseiller  Luiz  Maria  Pinto  do  Soveral,  Ministre  et 
Secrötaire  d'Etat  des  Affaires  Etrangeres,  Grand  Cordon  de  l'Ordre  du  Christ, 
de  l'Ordre    de  Saint  Michel   et  de  Saint  Georges   d'Angleterre,  et   de   l'Ordre 
de  Ernest  Pie  de  Saxe  Cobourg  Gotha,  etc.  ||  Lesquels,  apres  s'etre  communi- 
quö  leurs  pleins  pouvoirs,  troüves  en  bonne  et  due  forme,  ont  arrete  et  conclu 
les  articles  suivauts: 

Article  I. 
Les  sujets  de  chaeune  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes  auront  toute 
liberte  d'entrer,  de  voyager  ou  de  resider  en  un  lieu  quelconque  du  territoire 
de  l'autre,  et  y  jouiront  d'une  pleine  et  entiere  protection  pour  leurs  personnes 
et  leurs  proprietes.  ||  Ils  auront  un  acces  libre  et  facile  aux  tribunaux  pour 
la  poursuite  ou  la  defense  de  leurs  droits;  ils  auront,  sur  le  meme  pied  que 
les  sujets  du  Pays,  la  faculte  de  choisir  et  d'employer  des  avoues,  des  avocats 
et  des  mandataires,  afin  de  poursuivre  et  de  defendre  leurs  droits  devant  ces 
tribunaux,  et,  quant  aux  autres  matieres  qui  se  rapportent  ä  l'administration 
de  la  justice,  ils  jouiront  de  tous  les  droits  et  Privileges  dont  jouissent  les 
sujets  du  Pays.  ||  Pour  tout  ce  qui  concerne  le  droit  de  residence  et  de  voyage, 
la  possession  des  biens  et  effets  mobiliers  de  quelque  espece  que  ce  soit,  la 
transmission  des  biens  mobiliers  par  succession  testamentaire  ou  autre,  et  le 
droit  de  disposer  de  quelque  maniere  que  ce  soit  des  biens  de  toutes  sortes 
qu'ils  peuvent  legalement  acquerir,  les  sujets  de  chaeune  des  deux  Parties 
Contractantes  jouiront,  dans  le  territoire  de  l'autre,  des  memes  Privileges, 
libertes  et  droits,  et  ne  seront  soumis,  sous  ce  rapport,  ä  aueun  impöt  ou 
Charge  plus  eleves  que  les  sujets  du  Pays  ou  les  sujets  ou  citoyens  de  la 
nation  la  plus  favorisee.  Les  sujets  de  chaeune  des  Parties  Contractantes 
jouiront,  dans  le  territoire  de  l'autre,  d'une  liberte'  entiere  de  conscience,  et 
pourront,  en  se  conformant  aux  Lois,  Ordonnances  et  Reglements,  se  livrer  ä 
l'exercice  prive  ou  public  de  leur  eulte;  ils  jouiront  aussi  du  droit  d'inhumer 
leurs  nationaux  respectifs,  suivant  leurs  coutumes  religieuses,  dans  des  lieux 
convenables  et  appropries  qui  seront  etablis  et  entretenus  ä  cet  effet.  ||  Ils  ne 
seront  contraints,  sous  aueun  pr^texte,  ä  payer  des  charges  ou  taxes  autres  ou 
plus  elevees  que  Celles  qui  sont  ou  seront  imposees  aux  sujets  du  Pays  ou  aux 
sujets  ou  citoyens  de  la  nation  la  plus  favorisee.  ||  Les  sujets  de  chaeune  des 
Parties  Contractantes  qui  resident  dans  le  territoire  de  l'autre,  ne  seront 
astreints  ä  aueun  service  militaire  obligatoire,  soit  dans  l'armee  ou  la  marine, 
soit  dans  la  garde  nationale  ou  la  milice;  ils  seront  exempts  de  toutes  contri- 
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Nr.  11653.  butions  imposees  en  Heu  et  place   du  service  personnel,  et  de  tous  emprunts 

Japan  und 

Portugal. 

26.  Jan.  1897. 


apan  un    £orc£g  fe  ionies  exactions  ou  de  contributions  militaires. 

Portugal. 


Article  II. 
II  y  aura,  entre  les  territoires  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes, 
liberte"  reciproque  de  commerce  et  de  navigation.  ||  Les  sujets  de  chacune  des 
Parties  Contractantes  pourront  exercer  en  quelque  lieu  que  ce  soit  du  territoire 
de  l'autre,  le  commerce  en  gros  ou  en  detail  de  tous  produits,  objets  fabri- 
ques et  marchandises  de  commerce  licite,  soit  en  personne,  soit  par  leur 
representants,  tant  seuls  qu'en  societe  avec  des  etrangers  ou  des  sujets  du 
Pays;  ils  pourront  y  posseder  ou  louer,  meme  par  bau  empbyteotique,  et 
occuper  des  maisons  des  fabriques,  des  magasins,  et  des  boutiques,  et  louer 
des  terrains  et  les  prendre  ä  bail  empbyteotique,  ä  Peffet  d'y  resider  ou  d'y 
exercer  leur  profession,  le  tout  en  se  couformant  aux  lois,  aux  reglements  de 
police  et  de  douane  du  pays,  comme  les  nationaux  eux-memes.  ||  Ils  auront 
pleine  liberte  de  se  rendre  avec  leurs  navires  et  leurs  cargaisons  dans  tous 
les  lieux,  ports  et  rivieres  du  territoire  de  l'autre,  qui  sont  ou  pourront  etre 
ouverts  au  commerce  etranger,  et  ils  jouiront  respectivement,  en  matiere  de 
commerce  et  de  navigation,  du  meme  traitement  que  les  sujets  ou  citoyens  de 
la  nation  la  plus  favorisee,  sans  avoir  ä  payer  aucun  impöt,  taxe  ou  droit  de 
quelque  nature  ou  denomination  que  ce  soit,  percus  au  nom  ou  au  profit  du 
Gouvernement,  des  fonctionnaires  publics,  des  particuliers,  des  corporations  ou 
etablissements  quelconques,  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  aux  sujets 
ou  citoyens  de  la  nation  la  plus  favorisee.  ||  II  est  toutefois  entendu  que  les 
stipulations  contenues  dans  cet  article  ainsi  que  dans  l'article  precedent  ne 
derogent  en  rien  aux  Lois,  Ordonnances  et  Reglements  speciaux  en  matiere  de 
commerce,  d'agriculture,  de  mines,  de  peche,  de  police  et  de  securite  publique 
en  vigueur  dans  chacun  des  deux  Pays  et  applicables  ä  tous  les  etrangers  en 
genöral. 

Article  III. 

Les  habitations,  fabriques,  magasins  et  boutiques  des  sujets  de  chacune 
des  Hautes  Parties  Contractantes  dans  le  territoire  de  l'autre,  ainsi  que  leur 
dependances  scront  respectes.  ||  II  ne  sera  pas  permis  de  proceder  ä  des  per- 
quisitions  ou  visites  domiciliaires  dans  ces  habitations,  fabriques,  magasins  et 
boutiques,  ou  bien  d'examiner  ou  d'inspecter  les  livres,  papiers  ou  comptes, 
sauf  dans  les  conditions  et  formes  prescrites  par  les  Lois,  Ordonnances  et 
Reglements  applicables  aux  sujets  du  Pays. 

Article  IV. 

II  ne  sera  impose  ä  l'importation  directe  dans  le  territoire  de  Sa  Majeste 

le  Roi  de  Portugal,   de  tous  articles   produits   ou  fabriques   dans  le  territoire 

de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  enumeres  ä  la  table  A,  de  quelque  endroit 

qu'ils  viennent,    et  ä  l'importation   directe   dans  le  territoire    de  Sa  Majeste" 
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l'Empereur  du  Japon,  de  tous  articles  produits  ou  fabriques  dans  le  territoire  Nr.  H653. 
de  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal,  enumeres  ä  la  table  B,  de  quelque  endroit  Jpran  u"d 
qu'ils  vienneut,  aucuns  droits  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  sur  Ies26.jan.i89?. 
articles  similaires  produits  ou  fabriques  dans  tout  autre  pays  etranger.  ||  L'im- 
portation  directe  consiste  dans  l'embarquement  des  marcbandises  dans  un  port 
de  l'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  et  dans  leur  debarquement,  durant 
le  meme  voyage,  dans  un  port  de  l'autre  Partie  Contractante,  quelle  que  soit 
la  nationalste  du  navire,  et  bien  que  celui-ci  aborde,  en  escale  ou  en  reläcbe, 
un  ou  plusieurs  ports  d'une  tierce  puissance.  Elle  est  demontree  par  le  mani- 
feste et  les  connaissements.  Est  assimilee  ä  l'importation  directe  l'importation 
sous  connaissement  direct  (through  bill  of  lading),  quand  bien  meme  les  mar- 
cbandises specifiees  sur  le  dit  connaissement  auraient  ete"  transbordees  ou 
deposees  dans  les  entrepöts  d'une  tierce  puissance.  Dans  ce  cas  il  sera  exige 
le  certificat  d'origine.  ||  De  meme,  aucune  probibition  ne  sera  maintenue  ou 
imposee  sur  l'importation  dans  le  territoire  de  l'une  des  Parties  Contractantes 
d'un  article  quelconque  produit  ou  fabrique  dans  le  territoire  de  l'autre,  de 
quelque  endroit  qu'il  vienne,  ä  moins  que  cette  probibition  ne  soit  egalement 
appliquee  ä  l'importation  des  articles  similaires  produits  ou  fabriques  dans  tout 
autre  pays.  ||  Cette  derniere  disposition  n'est  pas  applicable  aux  probibitions 
d'articles  qui,  pour  des  raisons  sanitaires,  ou  en  vue  de  la  securite  ou  de  la 
morale  publiques,  pourront  offrir  quelque  danger;  eile  n'est  aussi  applicable  ä 
d'autres  prohibitions,  provenant  de  la  necessite  de  proteger  les  droits  de  pro- 
priete  commerciale,  industrielle  ou  litte>aire,  et  de  proteger  la  conservation  du 
bötail  et  des  plantes  utiles  a  l'agriculture. 

Article  V. 
II  ne  sera  impose  dans  le  territoire  de  cbacune  des  Hautes  Parties  Con- 
tractantes, ä  l'exporfation  d'un  article  quelconque  a  destination  du  territoire 
de  l'autre,  aucun  droit  ou  Charge  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  qui  sont  ou 
seront  payables  ä  l'exportation  des  articles  similaires  ä  destination  d'un  autre 
pays  etranger  quel  qu'il  soit;  de  meme,  aucune  probibition  ne  sera  imposee  ä 
l'exportation  d'aucun  article  du  territoire  de  l'une  des  Parties  Contractantes 
ä  destination  du  territoire  de  l'autre,  sans  que  cette  probibition  soit  egalement 
etendue  ä  l'exportation  des  articles  similaires  ä  destination  de  tout  autre  pays. 

Article  VI. 
Les  sujets  de  cbacune  des  Hautes  Parties  Contractantes   seront  exempts, 
dans  le  territoire  de  l'autre,  de  tout  droit  de  transit,  et  jouiront  d'une  parfaite 
6galite  de  traitement  avec  les  sujets  du  Pays  relativement  ä  tout  ce  qui  con- 
cerne  l'emmagasinage,  les  primes,  les  facilites  et  les  drawbacks. 

Article  VII. 

Tous  les  articles  qui  sont  ou  pourront  etre  legalement  importes  dans  les 
ports  du  territoire  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon  sur  des  navires  japo- 
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Nr.  11653.  nais  pourront,  de  meine,  etre  importes  dans  ces  ports  sur  des  navires  portugais; 

JpPan  ™a  dans  ce  cas,  ces  articles  n'auront  ä  payer  ancuns  droit  ou  Charge,  de  quelque 
26.Jan.i897.  d^nomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  sur  les 
memes  articles  importes  par  des  navires  japonais.  Reciproquement,  tous  les 
articles  qui  sont  ou  pourront  etre  legalement  importes  dans  les  ports  du  terri- 
toire  de  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  sur  des  navires  portugais  pourront, 
de  meme,  6tre  importes  dans  ces  ports  sur  des  navires  japonais;  dans  ce  cas, 
ces  articles  n'auront  ä  payer  aucuns  droit  ou  Charge,  de  quelque  denomination 
que  ce  soit,  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  sur  les  memes  articles 
importes  par  des  navires  portugais.  ||  Cette  egalite  reciproque  de  traitement 
sera  accordee  indistinctement,  soit  que  ces  articles  viennent  directement  des 
pays  d'origine,  soit  qu'ils  viennent  de  tout  autre  lieu.  |j  De  la  meme  mauiere, 
il  y  aura  parfaite  egalite  de  traitement  relativement  ä  l'exportation;  ainsi,  les 
memes  droits  d'exportation  seront  payes,  et  les  memes  primes  et  drawbacks 
seront  accordes,  dans  les  territoires  de  chaeune  des  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes,  sur  l'exportation  de  tout  article  qui  est  ou  pourra  etre  legalement 
exporte,  que  cette  exportation  ait  lieu  sur  des  navires  japonais  ou  sur  des 
navires  portugais  et  quel  que  soit  le  lieu  de  destination,  qu'il  soit  un  des  ports 
de  chaeune  des  Parties  Contractantes  ou  un  des  ports  d'une  puissance  tierce. 

Article  VIII. 
Aucun  droit  de  tonnage,  de  port,  de  pilotage,  de  phare,  de  quarantaine 
ou  autres  droits  similaires  ou  analogues  de  quelque  nature  ou  sous  quelque 
denomination  que  ce  soit,  leves  au  nom  ou  au  profit  du  Gouvernement,  des 
fonetionnaires  publics,  des  particuliers,  des  corporations  ou  des  etablissements 
de  toutes  sortes,  qui  ne  seraient  egalement  et  sous  les  memes  conditions 
imposes,  en  pareil  cas,  sur  les  navires  de  la  nation  la  plus  favorisee,  ne  seront 
imposes  dans  les  ports  des  territoires  de  chaeun  des  deux  Pays,  sur  les  navires 
de  l'autre.  ||  Toutefois  cette  disposition  ne  portera  pas  sur  les  Traites  que  le 
Portugal  a  conclus  avec  la  Republique  Sud-Africaine,  le  11  decembre  1875, 
et  l'Etat  Libre  d'Orange,  le  10  mars  1876,  ni  sur  les  stipulations  intervenues 
ou  qui  pourront  intervenir  entre  le  Portugal  et  le  Bresil. 

Article  IX. 
En  tout  ce  qui  concerne  le  placement,  le  chargement  et  le  dechargement 
des  navires  dans  les  ports,  bassins,  docks,  rades,  havres  ou  rivieres  des  terri- 
toires  des   deux  Pays,   les   navires  japonais   et  les   navires   portugais   jouiront 
reciproquement  au  Portugal  et  au  Japon  des  Privileges  accordes  aux  navires 

de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  X. 

Le  cabotage  dans  les  territoires  de  l'une  et  de  l'autre  des  Hautes  Parties 
Contractantes  sera  regi  par  les  Lois,  Ordonnances  et  Reglements  du  Japon  et 
du  Portugal  respectivement.     II  est  toutefois  entendu  que  les  sujets  japonais 
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dans  le  territoire  de  Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon,  jouiront,  sous  ce  rap-  Nr.  11653. 
port,  des  droits  qui  sont  ou  pourront  etre  accordes  par  ces  Lois,  Ordonnances  JpPa"  nijd 
et  Reglements  aux  sujets  ou  citoyens  de  tout  autre  Pays.  ||  Tout  navire  japo-  26.jan.  1807. 
nais  Charge  ä  l'etranger  d'une  cargaison  destinße  ä  deux  ou  plusieurs  ports  du 
territoire    du   Portugal,    et    tout    navire    portugais    Charge   ä    l'etranger    d'une 
cargaison    destinee    ä    deux    ou    plusieurs    ports    du    territoire   de   Sa  Majeste 
l'Empereur  du  Japon.  pourra  decharger  uue  partie   de  sa  cargaison  dans  un 
port,   et  continuer  son  voyage  pour  l'autre   ou  les  autres  ports   de  destination 
oü  le  commerce  etranger  est  autorise,   dans  le  but   d'y  decharger  le  reste  de 
sa  cargaison  d'origine,  en  se  conformant  toujours  aux  Lois  et  aux  Reglement, 
de  douane  des  deux  Pays. 

Article  XI. 

Tout  vaisseau  de  guerre  ou  navire  de  commerce  de  l'une  ou  de  l'autre 
des  Hautes  Parties  Contracfantes  qui  serait  force  par  un  mauvais  temps  ou 
par  suite  de  tout  autre  danger  de  s'abriter  dans  un  port  de  l'autre,  aura  la 
liberte  de  s'y  faire  reparer,  de  s'y  procurer  toutes  les  provisions  necessaires, 
et  de  reprendre  la  mer,  sans  payer  d'autres  charges  que  celles  qui  seraient 
payees  par  les  navires  nationaux.  Dans  le  cas,  cependant,  oü  le  capitaine  du 
navire  de  commerce  se  trouverait  dans  la  nßcessite  de  vendre  une  partie  de 
sa  cargaison  pour  payer  les  frais,  il  sera  oblige  de  se  conformer  aux  Regle- 
ments et  Tarifs  du  lieu  oü  il  aurait  reläche\  |j  Si  un  vaisseau  de  guerre  ou 
un  navire  de  commerce  de  l'une  des  Parties  Contractantes  a  £choue  ou  nau- 
frage"  sur  les  cötes  de  l'autre,  les  autorites  locales  en  informeront  le  Consul- 
General,  le  Consul,  le  Vice-Consul  ou  l'Agent  consulaire  du  lieu  de  l'accident, 
et,  s'il  n'y  existe  pas  de  ces  officiers  consulaires,  elles  en  informeront  le 
Consul- General,  le  Consul,  le  Vice-Consul  ou  l'Agent  consulaire  du  district  le 
plus  voisin.  ||  Toutes  les  Operations  relatives  au  sauvetage  des  navires  japonais 
naufrages  ou  6choues  dans  les  eaux  territoriales  de  Sa  Majeste  le  Roi  de 
Portugal,  auront  lieu  conformement  aux  Lois,  Ordonnances  et  Reglements  du 
Portugal  et,  reciproquement,  toutes  les  mesures  de  sauvetage  relatives  aux 
navires  portugais  naufrages  ou  echoues  dans  les  eaux  territoriales  de  Sa  Majeste 
l'Empereur  du  Japon,  auront  lieu  conformement  aux  Lois,  Ordonnances  et 
Reglements  du  Japon.  ||  Tous  navires  ou  vaisseaux  ainsi  echoues  ou  naufrages, 
tous  debris  et  accessoires,  toutes  fournitures  leur  appartenant,  et  tous  effets 
et  marchandises  sauves  des  dits  navires  ou  vaisseaux,  y  compris  ceux  qui 
auraient  ete  jetes  ä  la  mer  ou  les  produits  des  dits  objets,  s'ils  sont  vendus, 
ainsi  que  tous  papiers  trouves  ä  bord  de  ces  navires  ou  vaisseaux  echoues  ou 
naufrages,  seront  remis  aux  propri^taires  ou  ä  leurs  representants,  quand  ils 
les  reclameront.  Dans  le  cas  oü  ces  propri£taires  ou  representants  ne  se 
trouveraient  pas  sur  les  lieux,  les  dits  produits  ou  objets  seront  remis  aux 
Consuls-Generaux,  Consuls,  Vice-Consuls  ou  Agents  consulaires  respectifs,  sur 
leur  reclamation,  dans  le  dölai  fixe"  par  les  Lois  du  Pays,  et  ces  officiers  con- 
sulaires, proprietaires  ou  representants  payeront  seulement  les  depenses  occa- 

SUutsarciiiv  LX1.  20 
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Nr.  H653.  sionnees  pour  la  conservation  des  dits  objets  ainsi  que  les  frais  de  sauvetage 
Japan  und  QU  autres  depenses  auxquels  seraient  soumis,   en  cas  de  naufrage,  les  navires 

Portugal. 

26.jan.i897.  nationaux.  ||  Les  effets  et  marchandises  sauves  du  naufrage  seront  exempts  de 

tous  droits  de  douane,  ä  moins  qu'ils  n'entrent  ä  la  douane  pour  la  consomm- 

mation  Interieure,  auquel  cas  ils  payeront  les  droits  ordinaires.  ||  Dans  le  cas 

oü  un  navire  appartenant   aux  sujets   d'une   des  Parties  Contractantes  ferait 

naufrage    ou    echouerait    sur   le    territoire    de   l'autre,    les    Consuls-Generaux, 

Consuls,   Vice-Consuls,   ou  Agents   consulaires   respectifs   seront  autorises,    en 

l'absence   du  proprietaire,   capitaine  ou  autre  representant  du  proprietaire   ä 

preter  leur  appui  officiel  pour  procurer  toute  l'assistance  necessaire  aux  sujets 

des  Etats    respectifs.     II   en    sera  de    roeme  dans    le  cas    oü  le   proprietaire» 

capitaine    ou    autre    representant    serait    präsent,    et   demanderait    une    teile 

assistance. 

Article  XII. 

Tous  les  navires  qui,  conformement  aux  Lois  japonaises,  sont  consideres 
comme  navires  japonais,  et  tous  les  navires  qui,  conformement  aux  Lois  portu- 
gaises,  sont  considerös  comme  navires  portugais  seront  respectiveraent  consi- 
deres comme  navires  japonais  et  portugais  pour  le  but  de  ce  Traite. 

Article  XIII. 
Si  un  marin  deserte  d'un  vaisseau  de  guerre  ou  d'un  navire  de  commerce 
appartenant  ä  l'une  ou  l'autre  des  Hautes  Parties  Contractantes  sur  le  terri- 
toire de  l'autre,  les  Autorites  locales  seront  tenues  de  preter  toute  l'assistance 
en  leur  pouvoir  pour  l'arrestation  et  la  remise  de  ce  deserteur,  sur  la  demande 
qui  leur  sera  adressee  par  le  Consul  du  Pays  auquel  appartient  le  navire  ou 
vaisseau  du  deserteur  ou  par  le  representant  du  dit  Consul.  ||  II  est  entendu 
que  cette   stipulation   ne   s'appliquera  pas  aux  sujets  du  Pays  oü  la  desertion 

a  eu  lieu. 

Article  XIV. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  qu'en  tout  ce  qui  concerne 
l'exercice  du  commerce,  la  navigation  et  l'industrie,  aucuns  privilege,  faveur 
ou  immunite  que  l'une  ou  l'autre  des  Parties  Contractantes  a  dejä  accorde  ou 
accorderait  ä  l'avenir,  au  Gouvernement  ou  aux  sujets  ou  citoyens  de  tout 
autre  Etat,  seront  etendus  immediatement  et  sans  condition  au  Gouvernement 
ou  aux  sujects  de  l'autre  Partie  Contractante,  leur  intention  etant  que  l'exer- 
cice du  commerce,  la  navigation  et  l'industrie,  de  cbaque  Pays  soient  places, 
k  tous  egards,  par  l'autre,  sur  le  pied  de  la"  nation  la  plus  favorisee.  ||  Les 
prescriptions  de  cet  article  et  de  I'aiticle  IV  ne  s'appliquent  pas  aux  faveurs 
ayant  le  caractere   de   privileges  que  le  Portugal  a  accordees  ou  accordera  ä 

l'Espagne  et  au  Bresil. 

Article  XV. 

Cliacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourra  nommer  les  Consuls- 
Generaux,  Consuls,  Vice-Consuls,  Pro-Consuls  et  Agents  consulaires  dans  tous 
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los  ports,  villes  et  places  de  Pautre,  sauf  dans  les  localites  oü  il  y  aurait  in-  Nr.  11653. 
convenient  a  admettre  de  tels  officiers  consulaires.  ||  Cette  exception  ne  sera  '^"l^ 
cependant  pas  faite  ä  l'egard  de  l'une  des  Parties  Contractantes,  sans  I'etre26.jan.t897. 
egalement  ä  l'ögard   de  toutes  les  autres  puissances.  ||  Les  Consuls-Generaux, 
Consuls,  Vice-Consuls,  Pro-Consuls  etAgents  consulaires  exerceront  toutes  leurs 
fonctions  et  jouiront  de  tous  les  Privileges,  exemptions   et  immunites  qui  sont 
ou  seront  accordes  ä  l'avenir  aux  officiers  consulaires  de  la  nation  la  plus 
favorisee. 

Article  XVI. 

Les  sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  jouiront,  sur  le 
territoire  de  l'autre,  de  la  meine  protection  que  les  sujets  du  Pays  relative- 
ment  aux  patentes,  marques  de  fabrique  et  dessins,  en  remplissant  les  forma- 
liter prescrites  par  la  loi. 

Article  XVII. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  donne,  en  ce  qui  le 
concerne,  son  adhesion  ä  l'Arrangement  suivant:  ||  Les  divers  quartiers  etran- 
gers  qui  existent  au  Japon  seront  incorpores  aux  comraunes  respectives  du 
Japon  et  feront  des  lors  partie  du  Systeme  municipal  du  Japon.  ||  Les  autorites 
japonaises  competentes  assumeront  en  consequence  toutes  les  obligations  et  tous 
les  devoirs  municipaux  qui  resultent  de  ce  nouvel  etat  de  choses,  et  les  fonds 
et  biens  municipaux  qui  pourraient  appartenir  ä  ces  quartiers  seront  de  plein 
droit,  transferes  aux  dites  Autorites  japonaises.  ||  Lorsque  les  changements  ci- 
dessus  indiques  auront  ete  effectues,  les  baux  ä  perpetuite  en  vertu  desquels 
les  etrangers  possedent  actuellement  des  proprietes  dans  les  quartiers  seront 
confirmes,  et  les  proprietes  de  cette  nature  ne  donneront  lieu  a  aucuns  impöts, 
taxes,  charges,  contributions  ou  conditions  quelconques  autres  que  ceux  expres- 
sement  stipules  dans  les  baux  en  question.  II  est  toutefois  entendu  qu'aux 
Autorites  consulaires  dont  il  y  est  fait  mention  seront  substitues  les  Autorites 
japonaises.  ||  Les  terraius  que  le  Gouvernement  japonais  aurait  concedes  exempts 
de  rentes,  vu  l'usage  public  auquel  ils  etaient  affectes,  resteront,  sous  la  reserve 
des  droits  de  la  souverainete  territoriale,  affrancbis  d'une  maniere  permauente 
de  tous  impöts,  taxes  et  charges,  et  ils  ne  seront  point  detournes  de  l'usage 
auquel  ils  etaient  primitivem ent  destines. 

Article  XVIII. 
Le  present  Traite  prendra,  du  jour  oü  il  entrera  en  vigueur,  lieu  et  place 
des  stipulations  du  Traite  et  de  tous  les  arrangemeuts  et  Conventions  subsidi- 
äres  existant  entre  les  Hautes  Parties  Contractantes,   et  ä  partir  du  meme 
jour,  les  dites  stipulations,  arrangements  et  Conventions  cesseront  d'etre  obli- 

gatoires. 

Article  XIX. 

Le  present  Traite  entrera  en  vigueur  le  17me  jour  du  7me  mois  de  la  32me 
annee  de  Meiji,  correspondant  au  17  juillet  1899,  et  il  restera  valable  pendant 

20* 
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Nr.  ii653.  une  periode  de  douze  ans  apres  le  jour  oü  il  entrera  en  vigueur.  II  sera 
Portal"    execut°ire)  Pour  lß  Portugal,   dans  la  metropole,  aux  iles  adjacentes  (Madere, 

26.Jan.i897.  Porto-Santo  et  Azores)  et  ä  Macau.  ||  L'une  ou  l'autre  des  Hautes  Parties  Con- 
tractantes  aura  le  droit,  ä  un  moment  quelconque  apres  que  onze  ans  se  seront 
ecoules  depuis  l'entree  en  vigueur  de  ce  Traite,  de  notifier  ä  l'autre,  son  inten- 
tion  de  mettre  fin  au  present  Traite,  et  ä  l'expiration  de  douze  mois  apres 
cette  notification,  ce  Traite  cessera  et  finira  entierement. 

Article  XX. 
Le  present  Traite  sera  raüfie*  par  les  Hautes  Parties  Contractantes  et  les 
ratifications  en  seront  echangees  ä  Lisbonne  au  plus  tot  possible,  n'excedant 
pas  le  delai  de  six  inois  apres  la  signature.  ||  En  foi  de  quoi  les  Plenipoten- 
tiaires  des  deux  Pays  ont  signe  le  present  Traite,  fait  en  double  exemplaire 
et  6crit  en  langue  frangaise,  et  y  ont  appose"  leurs  sceaux. 

Fait  ä  Lisbonne   le  26me  jour   du  1er  mois  de  la  30me  annee  de  Meiji, 
correspondant  au  26  Janvier  de  1897. 

[L.S.]         Sone  Arasuke. 
[L.S.]         Luiz  do  Soveral. 


Table  A. 

Produits  Japonais   qui  jouiront  du  Traitement  de  la  Nation  la  plus  favorisee 

ä  leur  importation  au  Portugal,  Madere,  Porto  Santo,  Azores  et  Macau. 

Acide  sulphurique.  Allumettes.  Antimoine.  Bronze.  Camphre  crue  et 
rafinee.  Charbon.  Cire  vegetale.  Cuivre:  lingots  et  feuilles.  Essence  de 
menthe  poivree.  Eventails.  Feuilles  de  tabac.  Fils  de  coton,  simples  et  tissus 
de  coton.  Graines  et  huiles  de  colza.  Huile  de  camphre.  Huiles  de  poisson. 
Manganese.  Menthol  et  crystaux  de  menthol.  Nates  et  paillassons.  Ouvrages 
en  bambou,  cloisonne,  glace,  ivoire,  ecaille,  lacque,  bois,  porcelaine  et  terre. 
Ouvrages  en  bronze.  Ouvrages  en  cuivre.  Ouvrages  en  papier.  Papier  de 
toute  espece.  Plantes  marines.  Paravents.  Poissons  de  tout  sorte  y  compris 
coquillages:  frais,  sales,  sech6s,  presses,  fumäs  ou  en  saumure.  Riz.  Soie, 
crue,  en  dechets,  bourre,  cocons,  fils  de  toute  sorte  et  tissus.  Soufre.  The 
Tresses  et  bandes  tissees  de  paille. 

Table   B. 

Produits  Portugals  qui  jouiront  du  Traitement  de  la  Nation  la  plus  favorisee 

ä  leur  importation  au  Japon. 

Note.  —  Cette  table  s'applique  non  seulement  aux  produits  de  la  metro- 
pole, mais  egalement  aux  produits  des  colonies  respectives,  exportes  de  la 
metropole  et  de  Macau. 

Cacao  en  feves  et  ecale  de  cacao  brut.  Cafe"  brut  en  feves.  Chandelles 
et  bougies.     Chapeaux,  y  compris  les  chapeaux  de  feutre.    Cuirs  de  toute  sorte. 
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Dentelles  de  toute  sorte,  en  lin  ou  coton.     Fruits  et  baies:  frais,  sal6s,  sech6s,  Nr.  H653. 

,,,,„..  .       .  A  ,    .    .       ,       Japan  und 

en  saumure,  Sucres  ou  prepares  ä  lhuile  ou  au  vinaigre,  merae  eu  recipients  Portuga1 
de  verre,  de  terre  cuite,  de  fer-blanc,  ou  autres  hermetiquement  fermes.  26.Jan.i897. 
Huiles  vegetales  (huiles  d'olives,  d'arachides,  de  sezame,  de  coco  et  de  palrae). 
Huiles  minerales.  Legumes  non  prepares  ou  en  conserve.  Liege  ouvre. 
Ouvrages  en  metaux.  Ouvrages  en  tissus  de  coton,  de  laine  ou  de  lin.  Ouvra- 
ges  en  cuirs.  Plomb  en  saumons,  lingots  et  plaques.  Poissons  marines  ä 
l'huile,  en  recipients  hermetiquement  ferm6s.  Savons.  Sels  de  quinine.  Sucre. 
Tissus  de  laine,  de  lin  et  de  coton.  Verres  ä  vitres.  Vins  de  toute  espece 
en  füts,  barrils  ou  bouteilles,  quel  que  soit  leur  titrage  alcoolique. 


Protocole. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majeste*  l'Empereur  du  Japon  et  le  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste"  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves,  jugeant  utile,  dans 
l'int^ret  des  deux  Pays,  de  regier  certaines  matieres  speciales  qui  les  concer- 
nent  mutuellement,  separement  du  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation  signe 
en  ce  jour,  sont  convenus,  par  leurs  Plenipotentiaires  respectifs,  des  disposi- 
tions  suivantes: 

1°  II  est  convenu  par  les  Parties  Contractantes  qu'un  mois  apres  l'echange 
des  ratifications  du  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation  signe  en  ce  jour,  le 
Tarif  d'importation  aujourd'hui  en  vigueur  ä  l'egard  des  articles  et  marchan- 
dises  importes  au  Japon  par  les  sujets  de  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal 
cessera  d'etre  obligatoire.  A  partir  du  meine  moment,  le  Tarif  gene>al  etabli 
par  la  Loi  interieure  du  Japon  sera  applicable  aux  articles  et  marchandises 
produits  ou  manufactures  du  territoire  de  Sa  Majest6  le  Roi  de  Portugal  sur 
leur  importation  au  Japon  sous  reserve  des  stipulations  de  l'article  XXIII  du 
Tratte-  existant  entre  les  deux  Parties  Contractantes,  aussi  lougtemps  que  les 
dites  stipulations  resteront  en  vigueur,  puis,  subsequemment  de  l'article  IV  du 
Traite  signe  en  ce  jour.  Mais  aucune  disposition  de  ce  Protocole  n'aura  pour 
effet  de  limiter  le  droit  du  Gouvernement  japonais  de  restreindre  ou  de  pro- 
hiber  l'importation  des  drogues,  medecines,  aliments  ou  boissons  älteres;  des 
gravures,  peintures,  livres,  cartes,  gravures  lithographiees  ou  autres,  et  photo- 
graphies  ind6cents  ou  obscenes,  ou  tous  autres  articles  indecents  ou  obscenes; 
articles  en  violation  des  Lois  japonaises  sur  les  patentes,  les  marques  de  fabri- 
que  ou  la  propriete  litteraire;  ou  tout  autre  article  qui,  pour  des  raisons  sani- 
taires  ou  en  vue  de  la  säcurite"  ou  de  morale  publiques,  pourra  offrir  quelque 
danger.  ||  II  est  toutefois  entendu  que  dans  le  cas  oü  l'application  du  principe 
de  la  nation  la  plus  favorisSe  en  matiere  des  droits  de  douane  garantis  par 
le  Tratte"  signe  en  ce  jour,  aussi  bien  que  par  ce  Protocole  se  trouvera  non 
satisfaisante  dans  la  pratique,  les  deux  gouvernements  s'accorderont  a  substi- 
tuer  le  Tarif  conventionel  concernant  les  articles  d'exportation  ayant  un  interM 
special  pour  chacun  des  deux  Pays. 
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Nr.  H653.  2°  Le   Gouvernement  japonais  consent,  en   attendant   l'ouverture  complete 

Portugal  ^u  Pays  aux  suJe^s  portugais,  d'etendre  le  Systeme  existant  des  passeports  de 
26. Jan.  1897.  facon  ä  permettre  aux  portugais,  sur  la  production  d'un  certificat  favorable 
emanant  de  la  Lokation  du  Portugal  ä  Tokio  ou  de  l'un  quelconque  des  Con- 
sulats  du  Portugal  dans  les  ports  ouverts,  d'obtenir  sur  leur  demande  du 
Ministre  Imperial  des  Affaires  Etrangeres  ou  des  autorites  principales  de  la 
Prefecture  dans  laquelle  est  situee  un  port  ouvert,  des  passeports  valables  pour 
toute  l'etendue  du  pays  et  pour  toute  periode  n'excedant  pas  douze  mois.  ||  II 
est  bien  entendu  que  sous  cette  reserve,  les  Lois  et  Reglements  existants  et 
regissant  les  sujets  portugais  qui  voyagent  dans  l'Empire  du  Japon  sont 
maintenus. 

3°  Le  Gouvernement  japonais  consent  que  l'article  XVI  du  Traite  signe" 
en  ce  jour  pourra  etre  mis  en  vigueur  ä  partir  du  jour  de  l'^change  des  rati- 
fication  du  dit  Traite. 

4°  Les  Plenipotentiaires  soussignes  ont  convenu  que  ce  Protocole  sera 
soumis  ä  l'approbation  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes  en  raeme  temps 
que  le  Traite  de  Commerce  et  de  Navigation  signe"  en  ce  jour,  et  que,  quand 
le  dit  Traite  sera  ratifie,  les  stipulations  contenues  dans  ce  Protocole  seront 
egalement  considörees  comme  approuvees,  sans  qu'il  soit  uecessaire  d'une  rati- 
fication  formelle  ulterieure.  |[  II  est  egalement  convenu  que  ce  Protocole  prendra 
fin  en  meme  temps  que  le  dit  Traite  cessera  d'etre  obligatoire. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires  des  deux  Pays  ont  signe  le  present 
Protocole  et  y  ont  appose  leurs  sceaux. 

Fait  ä  Lisbonne,  en  double  exemplaire,  le  jour  26me  du  1er  mois  de  la 
30me  Annee  de  Meiji,  correspondant  au  26  Janvier  1897. 

(L. S.)         Sone  Arasuke. 
(L. S.)         Luiz  do  Soveral. 


Nr.    11654.     FRANKREICH  und  JAPAN.    —    Handels-   und   Schiff- 

fahrtsvertrag. 

Paris,  4.  August  1896. 

Nr.  11654.  Sa  Majeste"  l'Empereur  du  Japon  et  le  President  de  la  Republique  Fran- 

Frantreich  gajse)  animes  d'un  egal  desir  de  maintenir  les  bons  rapports  dejä  heureusement 

und  Japan.    p  _«. 

4.  Aug.  1896.  etablis  entre  eux  en  etendant  et  en  augmentant  les  relations  entre  leurs  Etats 
respectifs,  et  persuades  que  ce  but  ne  saurait  etre  mieux  atteint  que  par  la 
revision  des  Traites  jusqu'ici  en  vigueur  entre  les  deux  Pays,  ont  resolu  de 
proceder  ä  cette  revision  sur  les  bases  de  l'equite"  et  de  l'interet  mutuels  et 
ont  nomine  ä  cet  effet  pour  Leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majeste  l'Em- 
pereur du  Japon,  ||  M.  Sone  Arasuke,  son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre 
Plenipotentiaire  pres  le  Gouvernement  de  la  Republique  Frangaise;  ||  et  le 
President  de  la  Republique  Francaise,  ||  Son  Excellence  M.  Gabriel  Hanotaux, 
Ministre   des   Affaires  Etrangeres,  ||  Lesquels,    apres   s'etre   communique   leurs 
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pleins  pouvoirs  trouves  en  bonne  et  due  forme,    ont  arret6   et  conclu  les  ar-   Nr-  1165i- 

...  .  ,  Frankreich 

ticles  smvants:  .    j_.   ,  .  nnd  Taoan 

Article  premier.  und  Japan 

1  4.  Aug.  1896. 

II  y  aura  reciproquement  pleine  et  entiere  liberte  de  commerce  et  de 
navigation  entre  les  Etats  et  possessions  des  deux  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes.  ||  Les  Japonais  en  France  et  les  Francis  au  Japon  jouiront  de  la  plus 
complete  et  constante  protection  pour  leurs  personnes  et  leurs  proprietes.  || 
Ils  pourront  reciproquement,  dans  toute  l'etendue  des  Etats  et  possessions 
respectifs,  voyager,  resider  et  se  livrer  ä  l'exercice  de  leurs  professions, 
acquerir,  posseder  et  transmettre  par  succession,  par  testament,  donation  ou 
de  toute  autre  maniere  que  ce  soit,  des  biens,  valeurs  et  effets  mobiliers  de 
toutes  sortes;  ils  jouiront  ä  cet  effet  des  memes  Privileges,  libertes  et  droits 
que  les  nationaux  ou  les  ressortissants  de  la  nation  la  plus  favorisee,  sans 
pouvoir  etre  tenus  ä  acquitter  des  impöts  ou  taxes  autres  ou  plus  eleves.  ||  Ils 
auront  un  libre  et  facile  acces  aupres  des  tribunaux  de  justice  taut  pour  re- 
clamer  que  pour  defendre  leurs  droits  en  toute  instance  et  ä  tous  les  degres 
de  juridiction  etablis  par  les  lois.  Ils  seront  libres  de  choisir  et  d'employer 
dans  toutes  les  circonstances  les  lßgistes,  avoues,  avocats  et  agents  de  toute 
classe  qu'ils  jugeraient  ä  propos,  et  jouiront  sous  ce  rapport  des  memes  droits 
et  privileges  que  ceux  qui  sont  ou  seront  accordös  aux  nationaux. 

Article  2. 
Les  ressortissants  de  chacune  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes 
jouiront  dans  toute  l'etendue  des  Etats  et  possessions  de  l'autre  Partie  Con- 
tractante  d'une  entiere  liberte  de  conscience  et  pourront,  en  se  conformant 
aux  Lois,  Ordonnances  et  Reglements  du  pays,  elever  et  posseder  des  eglises, 
se  livrer  ä  l'exercice  prive  ou  public  de  leur  culte;  ils  jouiront  aussi,  sous  les 
memes  conditions,  du  droit  d'etre  inhumes  suivant  leurs  coutumes  religieuses 
dans  des  cimetieres  convenablement  situes,  lesquels  seront  etablis  dans  le  cas 
oü  il  n'en  existerait  point  et  seront  soigneusement  entretenus. 

Article  3. 
Les  Japonais  en  France  et  les  Francais  au  Japon  ne  seront  contraints, 
sous  aucun  pretexte,  a  subir  des  charges  ou  ä  payer  des  taxes,  impöts,  con- 
tributions  ou  patentes,  sous  quelque  denomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus 
eleves  que  ceux  qui  sont  ou  seront  percus  sur  les  nationaux  ou  les  ressor- 
tissants de  la  nation  la  plus  favorisee.  ||  Ils  ne  seront  astreints  ä  aucun  Ser- 
vice obligatoire,  soit  dans  les  armees  de  terre  ou  de  mer,  soit  dans  les  gardes 
ou  milices  nationales.  Ils  seront  exempts  de  toutes  contributions  imposees  en 
lieu  et  place  du  service  personnel,  de  tous  emprunts  forces  et  de  toute  autre 
contributiou  extraordinaire  de  quelque  nature  que  ce  soit. 

Article  4. 
Les  ressortissants  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  pourront, 
en  quelque  lieu  que  ce  soit  des  Etats  et  Possessions  de  l'autre  Partie,  exercer 
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Nr.  H654.  toute  espece  d'industrie  ou  de  mutier,  faire  le  commerce  tant  en  gros  qu'en 
nnd^rin  d6tail  de  tous  produits,  objets  fabriqu£s  ou  manufactur£s,  de  tous  articles  de 
4. Aug.  1896. commerce  licite,  soit  en  personne,  soit  par  leurs  agents,  seuls  ou  en  entrant 
en  societe  commerciale  avec  des  etrangers  ou  avec  des  nationaux;  ils  pourront 
y  poss^der,  louer,  meme  par  bail  emphyteotique,  et  occuper  les  maisons  et 
boutiques  qui  leur  seront  necessaires,  louer  des  terres,  les  prendre  ä  bail  em- 
phyteotique, ä  l'effet  d'y  resider  et  d'y  exercer  leur  profession;  le  tout  en  se 
conformant,  comme  les  nationaux  eux-memes  et  les  ressortissants  de  la  nation 
la  plus  favorisee,  aux  Lois  et  Reglements  des  pays  respectifs.  ||  II  est  entendu 
qu'en  tout  ce  qui  concerne  l'agriculture  et  le  droit  de  propriete  sur  les  biens 
immobiliers,  les  Japonais  en  France  et  les  Francais  au  Japon  jouiront  du 
mßme  traitement  que  les  sujets  ou  citoyens  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Article  5. 
Les  Japonais  en  France  et  les  Frangais  au  Japon  auront  pleine  liberte 
d'entrer  avec  leurs  navires  et  leurs  cargaisons  dans  tous  les  ports,  mouillages 
et  rivieres  de  leurs  territoires  respectifs  qui  sont  ou  pourront  etre  ouverts  au 
commerce  exte"rieur  et  jouiront,  en  matiere  de  commerce  et  de  navigation,  du 
möme  traitement  que  les  nationaux  et  ressortissants  de  la  nation  la  plus  favo- 
risee, sans  avoir  ä  payer  aucuns  impöts,  taxes  ou  droits  de  quelque  nature  ou 
de  quelque  denomination  que  ce  soit,  pergus  au  nom  ou  au  profit  du  Gou- 
vernement, de  fonctionnaires  publics,  de  particuliers,  de  corporations  ou  eta- 
blissements  quelconques,  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  aux  nationaux 
ou  ressortissants  de  la  nation  la  plus  favorisee,  le  tout  en  se  conformant  aux 
Lois,  Ordonnances  et  Reglements  des  pays  respectifs. 

Article  6. 
Les  habitations,  magasins  et  boutiques  des  sujets  ou  citoyens  de  chacune 
des  Hautes  Parties  Contractantes,  ainsi  que  leurs  dependances,  seront  respec- 
tes.  ||  II  ne  sera  point  permis  d'y  proc^der  ä  des  perquisitions  ou  visites 
domiciliaires  non  plus  que  d'examiner  ou  d'inspecter  les  livres,  papiers  ou 
comptes,  sauf  dans  les  conditions  et  formes  prescrites  par  les  Lois,  Ordon- 
nances et  Reglements  applicables  aux  nationaux. 

Article  7. 
Les  droits  de  douane  pergus  ä  l'entree  au  Japon  et  en  France  sur  les 
produits  de  l'autre  pays  ne  pourront  etre  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  im- 
poses aux  marchandises  similaires  originaires  du  pays  le  plus  favorise  et  en 
provenant  dans  les  memes  conditions.  ||  Les  droits  pergus  ä  la  sortie  du  Japon 
et  de  France  sur  les  produits  destines  ä  l'autre  pays  ne  pourront  egalement 
§tre  autres  ou  plus  eleves  que  ceux  imposes  aux  memes  produits  destines  au 
pays  le  plus  favorise\  ||  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent,  en  outre, 
ä  n'^tablir  aucune  restriction  ou  prohibition  d'importation  ou  d'exportation  qui 
ne  soit,  en  meme  temps,  applicable  aux  autres  nations. 
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Article  8.  Nr.  ne54. 

Frankreich 

Les  ressortissants  de  chacune  de  Hautes  Parties  Contractantes  jouiront,  und  Japan, 
dans  les  Etats  et  Possessions  de  l'autre,  de  l'exemption  de  tous  droits  de 4>  Aug- 1896, 
transit  quelconques  et  d'une  parfaite  egalite  de  traitement  avec  les  nationaux 
pour  tout  ce  qui  concerne  le  magasinage,  les  primes,  les  facilitös  et  les  draw- 
backs.  ||  Les  marchandises  de  toute  nature  originaires  de  l'un  des  deux  pays 
et  iinportees  dans  l'autre  ne  pourront  etre  assujetties  ä  des  droits  d'accise, 
d'octroi  ou  de  consommation  pergus  pour  le  compte  de  l'Etat  ou  des  com- 
munes,  superieurs  ä  ceux  qui  grevent  ou  greveraient  les  marchandises  simi- 
laires  de  production  nationale. 

Article  9. 

Les  droits  de  douane  pergus  ä  l'entree  ou  ä  la  sortie  des  territoires  de 
chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes,  les  primes  et  les  drawbacks  seront 
les  memes,  que  les  importations  ou  les  exportations  aient  lieu  par  les  navires 
japonais  ou  francais  ou  par  des  navires  de  toute  autre  nationalite. 

Article  10. 
Aucuns  droits  de  tonnage,  de  port,  de  pilotage,  de  phare,  de  quarantaine 
ou  autres  droits  similaires  ou  analogues,  de  quelque  nature  ou  sous  quelque 
denomination  que  ce  soit,  leves  au  nom  ou  au  profit  du  Gouvernement,  de 
fonctionnaires  publics,  de  particuliers,  de  corporatious  ou  d'etablissements 
quelconques,  qui  ne  seraient  egalement  et  sous  les  memes  conditions  imposes 
en  pareil  cas  sur  les  navires  nationaux  en  general  ou  sur  les  navires  de  la 
nation  la  plus  favorisee,  ne  seront  imposes  dans  les  ports  des  Etats  et  Pos- 
sessions de  chacun  des  deux  Pays  sur  les  navires  de  l'autre  pays.  Cette 
egalite  de  traitement  sera  appliquee  reciproqueraent  aux  navires  respectifs,  de 
quelque  endroit  qu'ils  arrivent  et  quel  que  soit  le  lieu  de  destination. 

Article  11. 
En  ce  qui  concerne  le  placement  des  navires,  leur  chargement,  leur  de- 
chargement  dans  les  ports,  rades,  havres,  bassins,  docks  ou  rivieres  des  Etats 
et  Possessions  des  deux  Pays,  il  ne  sera  accorde  aux  navires  nationaux  aucun 
privilege  ni  aucune  faveur  qui  ne  le  soit  egalement  aux  navires  de  l'autre 
Puissance,  la  volonte  des  Hautes  Parties  Contractantes  etaut  que,  sous  ce  rap- 
port  aussi,  les  bätiments  japonais  et  francais  soient  respectivement  traites  sur 
le  pied  d'une  parfaite  egalite\ 

Article  12. 
II  est  fait  exception  aux  dispositions  du  present  tratte"  pour  le  cabotage 
dont  le  regime  reste  soumis  aux  Lois,  Ordonnances  et  Reglements  du  Japon 
et  de  la  France  respectivement,  II  est  entendu  toutefois  que  les  Japonais  en 
France  et  les  Francais  au  Japon  jouiront,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  cabo- 
tage, des  droits  et  Privileges  qui  sont  ou  seront  accordes  par  ces  memes  Lois, 
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xr.  1165-t.  Ordonnances  et  Reglements  aux  ressortissants  de  tout  autre  pays.  ||  Tout 
nndTjaron  nav're  japonais  Charge  au  Japon  ou  ä  l'etranger  d'une  cargaison  destinee  en 
4.  Aug.  1896.  tout  ou  en  partie  ä  deux  ou  plusieurs  ports  de  France  et  tout  navire  francais 
Charge  en  France  ou  ä  l'etranger  d'une  cargaison  destinee  en  tout  ou  en 
partie  ä  deux  ou  plusieurs  ports  du  Japon  pourra,  en  se  conformant  aux  Lois 
et  aux  Reglements  de  douane  du  pays,  decharger  une  partie  de  sa  cargaison 
dans  un  port,  et  continuer  son  voyage  pour  l'autre  ou  les  autres  ports  de 
destination,  dans  le  but  d'y  decharger  une  autre  partie  ou  le  reste  de  sa  car- 
gaison d'origine.  ||  Le  Gouvernement  Japonais  concede  en  outre  aux  navires 
francais  le  droit  de  continuer,  comme  par  le  passe,  et  pour  toute  la  duree 
du  present  traite,  ä  transporter  des  cargaisons  entre  les  ports  ouverts  de 
l'Empire,  ä  l'exception  des  ports  d'Osaka,  de  Niigata  et  d'Ebisuminato. 

Article  13. 
Tout  navire  de  commerce  de  l'une  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes 
qui  serait  force  par  le  mauvais  temps  ou  pour  toute  autre  raison  de  se  refu- 
gier  dans  un  port  de  l'autre  Partie  Contractante  aura  la  liberie  de  s'y  faire 
reparer,  de  s'y  pourvoir  de  tous  les  approvisionnements  dcnt  il  aura  besoin  et 
de  reprendre  la  mer  sans  payer  d'autres  droits  que  ceux  qui  seraient  acquittes 
en  pareille  circonstance  par  les  bätiments  nationaux.  Dans  le  cas  cependant 
oü  le  capitaine  d'un  navire  de  commerce  se  trouverait  dans  la  necessite  de 
vendre  une  partie  de  sa  cargaison  pour  payer  les  frais,  il  sera  oblige  de  se 
conformer  aux  Reglements  et  Tarifs  du  lieu  oü  il  aurait  reläche.  ||  S'il  arrive 
qu'un  navire  quelconque  de  l'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  echoue  ou 
fasse  naufrage  sur  les  cötes  de  l'autre  Partie,  les  autorites  locales  en  infor- 
meront  sans  retard  le  Consul  General,  le  Consul,  le  Vice-Consul  ou  l'Agent 
consulaire  de  la  nationalite  du  navire  le  plus  voisin,  lequel  sera  admis  ä  inter- 
venir  en  sa  qualite  pour  procurer  toute  l'assistance  necessaire.  ||  Toutes  les 
Operations  relatives  au  sauvetage  des  navires  japonais  naufrages  ou  echoues 
dans  les  eaux  territoriales  de  la  France  auront  lieu  conformement  aux  Lois. 
Ordonnances  et  Reglements  francais,  et  reciproquement,  toutes  les  mesures  de 
sauvetage  relatives  aux  navires  francais  naufrages  ou  echoues  dans  les  eaux 
territoriales  du  Japon  auront  lieu  conformement  aux  Lois,  Ordonnances  et 
Reglements  japonais.  ||  Tous  navires  ou  vaisseaux  ainsi  echoues  ou  naufrages, 
tous  debris  et  accessoires,  toutes  fournitures  leur  appartenant  et  tous  effets  et 
marchandises  sauves  desdits  navires  ou  vaisseaux,  y  compris  ceux  qui  auraient 
ete  jetes  ä  la  mer,  ou  les  produits  desdits  objets,  s'ils  sont  vendus,  ainsi  que 
tous  papiers  trouves  ä  bord  de  ces  navires  ou  vaisseaux  echoues  ou  naufrages 
seront  remis  aux  proprietaires  ou  ä  leurs  representants.  Dans  le  cas  oü  ces 
proprietaires  ou  representants  ne  se  trouveraient  pas  sur  les  lieux,  lesdits 
produits  ou  objets  seront  remis  aux  Consuls  generaux,  Consuls,  Yice-Consuls 
ou  Agents  consulaires  respectifs  et  ces  officiers  consulaires,  proprietaires  ou 
representants   payeront  seulement  les  depenses  occasionnees  pour  la  conserva- 
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tion  desdits  objets  ainsi  que  les  frais  de  sauvetage  ou  autres  depenses  auxquels   Nr.  11654. 
seraient  sourais,    en  cas  de  naufrage,   les  navires  nationaux.  ||  Les   effets  et  J^™^ 
marchandises  sauves  du  naufrage  seront  exempts   de  tous  droits  de  douane,  a*-Aug.  isog. 
moins  qu'ils  n'entrent  dans  la  cousommation  interieure. 

Article  14. 

Les  navires  de  guerre  de  l'une  des  deux  Puissances  pourront  entrer, 
sejourner  et  se  radouber  dans  ceux  des  ports  de  l'autre  Puissauce  dont  l'acces 
est  permis  aux  navires  de  guerre  de  la  nation  la  plus  favorisee;  ils  y  seront 
soumis  aux  memes  regles  et  y  jöuiront  des  memes  honneurs,  avantages,  Privi- 
leges et  exemptions  concädes  ä  cette  derniere. 

Article  15. 

Les  paquebots  charges  d'un  service  postal  et  appartenant  ä  des  compag- 
nies  subventionnees  par  Tun  des  deux  Etats  Contractants  ne  pourront  etre, 
dans  les  ports  de  l'autre  Etat,  detournes  de  leur  destination  ni  etre  sujets  ä 
saisie,  arret,  embargo  ou  arret  du  Prince. 

Article  16. 

Tous  les  navires  qui,  conformement  aux  Lois  japonaises,  sont  consideres 
comme  navires  japonais  et  tous  les  navires  qui,  conformement  aux  Lois  fran- 
gaises,  sont  consideres  comme  navires  francais,  seront  respectivement  consideres 
comme  japonais  et  francais  pour  1'application  du  präsent  Traite. 

Article  17. 

Les  Consuls  generaux,  Consuls,  Vice-Consuls  et  Agents  consulaires  de 
cbacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  residant  dans  les  Etats  et  Posses- 
sions de  l'autre  Partie  recevront  des  autorites  locales,  pour  la  recherche,  saisie 
et  arrestation  des  deserteurs  des  navires  de  leur  pays  respectif,  toute  aide  et 
assistance  qui  pourront  leur  etre  donnees  conformement  aux  lois.  ||  II  est 
entendu  que  cette  stipulation  ne  s'appliquera  pas  aux  ressortissants  du  Pays 
oü  la  desertion  aura  lieu. 

Article  18. 

Les  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  que  dans  toutes  les  matieres 
relatives  au  commerce,  ä  la  navigation  et  ä  l'exercice  de  l'industrie,  tont 
privilege,  faveur  ou  immunite  quelconque  que  l'une  d'elles  a  dejä  accordes  ou 
accorderait  ä  l'avenir  au  Gouvernement  ou  aux  ressortissants  de  tout  autre 
pays,  seront  etendus  immediatement  et  sans  condition  au  Gouvernemeut  et  aux 
ressortissants  de  l'autre  Partie,  leur  intention  etant  que,  pour  ce  qui  concerne 
le  commerce,  la  navigation  et  l'industrie,  les  Japonais  en  France  et  les  Fran- 
cais au  Japon  jouissent,  sous  tous  les  rapports,  du  traitement  de  la  nation  la 
plus  favorisee. 
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Nr.  ii654.  Article  19. 

Frankreich 

und  Japan.  Chacune   des   Hautes  Parties   Contractantes   pourra    nommer   des   Consuls 

■i. Aug.  1896. generaux,    Consuls,    Vice-Consuls   et  Agents  consulaires  dans  tous  les    ports, 

villes    et   places    de    l'autre   Partie.     Ces   Agents    et   les    Consuls    suppl6ants, 

Chanceliers   et  Secretaires   attaches  ä   leur  poste  exerceront,   en  toute  liberte, 

leurs  fonctions  et  attributious  et  jouiront,  ä  Charge  de  r6ciprocite,  de  tous  les 

Privileges,  exemptions  et  immunites,  ainsi  que  des  pouvoirs  qui  sont  ou  seront 

accordes  aux  officiers  consulaires  de  la  nation  la  plus  favorisee.  ||  Ils  n'entre- 

ront  en  fonctions  et  ne  jouiront  des  droits,  Privileges  et  immunites  consulaires 

qu'apres   en  avoir   obtenu   l'autorisation   du  Gouvernement  territorial.  ||  En  ce 

qui  concerne  le  lieu  de  leur  residence,  les  deux  Gouvernements  ne  s'opposeront 

respectivement  aucune  restriction  qui  ne  soit  commune  dans  leur  pays  ä  toutes 

les  nations. 

Article  20. 

Les  ressortissants  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  jouiront, 
dans  les  Etats  et  Possessions  de  l'autre  Partie,  de  la  meme  protection  que  les 
nationaux  pour  tout  ce  qui  concerne  les  brevets  d'invention,  les  marques  de 
fabrique  ou  de  commerce,  ainsi  que  les  dessins  ou  modeles  industriels  et  de 
fabrique  de  toute  espece,  en  remplissant  les  formalites  prescrites  par  la  loi. 

Article  21. 
Le  Gouvernement  de  la  Republique  Francaise  donne,  en  ce  qui  le  con- 
cerne, son  adhesion  ä  l'Arrangement  suivant:  ||  Les  divers  quartiers  etrangers 
qui  existent  au  Japon  seront  incorpores  aux  communes  respectives  du  Japon 
et  feront  des  lors  partie  du  Systeme  municipal  du  Japon.  ||  Les  Autorites 
japonaises  compStentes  assumeront  en  consequence  toutes  les  obligations  et 
tous  les  devoirs  municipaux  qui  resultent  de  ce  nouvel  etat  de  choses  et  les 
fonds  et  biens  municipaux  qui  pourraient  appartenir  ä  ces  quartiers  seront,  de 
plein  droit,  transferes  auxdites  Autorites  japonaises.  ||  Lorsque  les  change- 
ments  ci-dessus  indiques  auront  ete  effectues,  les  baux  ä  perpeluite  en  vertu 
desquels  les  etrangers  possedent  actuellement  des  proprißtes  dans  les  quartiers 
seront  confirmes  et  les  proprietes  de  cette  nature  ne  donneront  lieu  ä  aucuns 
impots,  taxes,  charges,  contributions  ou  conditions  quelconques  autres  que  ceux 
expressement  stipules  dans  les  baux  en  question.  II  est  entendu  toutefois 
qu'aux  Autorites  consulaires  dont  il  y  est  fait  mention  seront  Substitutes  les 
Autorites  japonaises.  ||  Les  terrains  que  le  Gouvernement  japonais  aurait  con- 
cedes  exempts  de  rentes,  vu  l'usage  public  auquel  ils  etaient  affectes,  resteront, 
sous  la  reserve  des  droits  de  la  souverainete  territoriale,  affranchis  d'une 
maniere  permanente  de  tous  impots,  taxes  et  charges;  et  ils  ne  seront  point 
detournes  de  l'usage  auquel  ils  etaient  primitivement  destines. 

Article  22. 
Les  dispositions    du  present   traite  sont   applicables  ä  l'Algerie.     II  est 
entendu    qu'elles    deviendraient   en   outre    applicables  aux   colonies  francaises 
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pour  lesquelles  le  Gouvernement  Francais  en  reclamerait  le  benßfice.  Le  Nr.  11654. 
Repräsentant  de  la  Republique  Franchise  ä  Tokyo  aurait  ä  cet  effet  ä  le  uni  Japan# 
notifier  au  Gouvernement  Japonais  dans  un  delai  de  deux  ans,  ä  dater  du  jour  i-  ^s-  isoc 
de  l'echange  des  ratifications  du  present  traite. 

Article  23. 
A  dater  de  la  raise  en  vigueur  du  present  traite,  seront  abrog^s  le  Traite 
du  9  octobre  1858,  la  Convention  du  25  juin  1866  et  en  general  tous  les 
arrangements  conclus  entre  les  Hautes  Parties  Contractantes  existant  anterieu- 
rement  ä  cette  date.  En  consequence,  la  juridiction  francaise  au  Japon  et  les 
Privileges,  exemptions  ou  immunites  dont  les  Francais  jouissaient  en  matiere 
juridictionnelle  seront  supprimes  de  plein  droit  et  sans  qu'il  soit  besoin  de 
notification,  du  jour  de  la  mise  en  vigueur  du  present  traite;  et  les  Francais 
seront  des  lors  soumis  ä  la  juridiction  des  tribunaux  japonais. 

Article  24. 
Le  [present  Traite  ne  produira  ses  effets  que  trois  ans  au  moins  apres 
la  signature.  II  entrera  en  vigueur  une  annee  apres  que  le  Gouvernement  de 
S.  M.  l'Empereur  du  Japon  aura  notifie  au  Gouvernement  de  la  Republique 
Frangaise  son  intention  de  le  voir  mis  ä  execution.  ||  Cette  notification  pourra 
etre  faite  ä  un  moment  quelconque  apres  l'expiration  des  deux  annees  qui 
suivront  la  date  de  sa  signature.  ||  Le  present  Traite  restera  obligatoire  pen- 
dant  une  periode  de  douze  ans,  ä  partir  du  jour  oü  il  aura  ete  mis  ä  execu- 
tion. ||  Chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes  aura  le  droit,  ä  un  moment 
quelconque  apres  que  onze  annees  se  seront  ecoulees  depuis  l'entree  en  vigueur 
du  present  Traite,  de  notifier  ä  l'autre  partie  son  intention  d'y  mettre  fin  et 
ä  l'expiration  du  douzieme  mois  qui  suivra  cette  notification,  le  Traite  cessera 
et  expirera  entierement.  ||  Toutefois  l'article  7  du  Traite  pourra  &tre  denonce 
ä  toute  epoque  par  le  Gouvernement  Francais  et,  dans  ce  cas,  cet  article 
cessera  d'etre  en  vigueur  un  an  apres  sa  denonciation. 

Article  25. 
Le  present  Traite  sera  ratifie  et  les  ratifications   en  seront  echangees  ä 
Tokyo   aussitöt  que   faire   se  pourra.  ||  En   foi  de   quoi,    les   plenipotentiaires 
des  deux  pays  ont  signe  le  present  Traite  et  y  ont  appose  leurs  sceaux. 
Fait  ä  Paris,  en  double  exemplaire,  le  4  aoüt  1896. 

(L.  S.)         Signe:  Sone  Arasuke. 
(L.  S.)         Signe:  G.  Hanotaux. 


Protocole. 
Le  Gouvernement  de  S.  M.  l'empereur  du  Japon  et  le  Gouvernement  de 
la  Republique  Franchise,    estimant  qu'il  est  utile  aux  inte>ets  des  deux  pays 
de  regier  certaines  questions  speciales  qui  les  Interessent  mutuellement  et  qui 
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Nr.  H654.  ne  sont  pas  prevues  au  Traite  de  commerce  et  de  navigation  signe  cejourd'hui, 
unTjapan.  leurs  Plenipotentiaires  respectifs  sont  convenus  des  stipulations  suivantes: 

4.  Aug.  1896. 

I. 

II  est  convenu  entre  les  Hautes  Parties  Contractantes  que,  six  mois  apres 
l'eehange  des  ratifications  du  Traite  de  commerce  et  de  navigation  signe  ce- 
jourd'hui, le  tarif  d'importation  ci-annexe  sera,  sous  reserve  des  stipulations 
de  l'article  19  du  Traite  du  9  octobre  1858,  aussi  longtemps  que  ledit  Traite 
restera  en  vigueur,  puis  subsequemment  des  articles  7  et  18  du  Traite  en  date 
de  ce  jour,  applicable  aux  produits  du  sol,  des  industries  ou  manufactures  des 
Etats  et  Possessions  de  la  Republique  Francaise  ä  leur  importation  au  Japon. 
Mais  rien  de  ce  qui  est  contenu  dans  le  Traite,  dans  ce  Protocole  ou  dans 
le  Tarif  annexe  ne  pourra  etre  tenu  commc  limitant  ou  determinant  le  droit 
du  Gouvernement  Japonais  et  du  Gouvernement  Francais  de  restreindre  ou  de 
prohiber  l'importation  des  drogues,  m£decines,  aliments  ou  breuvages  falsifies, 
d'imprimes,  peintures,  livres,  cartes,  litbographies  ou  gravures  indecentes  ou 
obscenes,  ou  d'autres  objets  pouvant  offrir  quclque  danger  pour  la  securite  ou 
la  morale  publiques,  d'articles  fabriques  en  violation  des  lois  qui,  au  Japon  et 
en  France,  reglementent  les  brevets  d'invention,  les  marques  de  fabrique  ou  la 
propriete  litteraire.  Ce  droit  reciproque  s'etendra  egalement  aux  prohibitions 
sanitaires  ou  autres  provenant  de  la  necessite1  de  proteger  la  sante"  des  pcr- 
sonnes,  ainsi  que  la  conservation  du  betail  et  des  plantes  utiles  ä  ragriculture.|] 
Les  droits  ad  valorem  etablis  par  ledit  Tarif  seront,  autant  que  cela  sera 
reconnu  possible,  convertis  en  droits  specifiques  par  une  Convention  supple- 
mentaire  qui  sera  conclue  entre  les  deux  Gouvernements  dans  le  dölai  de  six 
mois  ä  compter  de  la  ratification  du  Traite  en  date  de  ce  jour.  Pour  l'eva- 
luation  desdits  droits  specifiques,  il  est  convenu  qu'on  prendra  pour  base  la 
moyenne  des  prix  etablie  par  les  releves  des  Douanes  japonaises  des  six  pre- 
miers  mois  de  l'annee  1894,  en  .y  ajoutant  les  frais  d'assurance  et  de  transport 
du  lieu  d'achat,  de  production  ou  de  fabrication  jusqu'au  port  d'arrivce,  ainsi 
que  les  frais  de  commission,  s'il  en  existe.  Dans  le  cas  oü  la  Convention  sup- 
plementaire  ne  serait  pas  entree  en  vigueur  au  moment  oü  le  tarif  nouveau 
commencerait  ä  etre  appliquö,  ce  seront  les  droits  ad  valorem  qui,  dans  l'in- 
tervalle,  seront  percus.  Ces  droits  seront  calcules  sur  le  prix  reel  des  mar- 
cbandises  au  lieu  d'achat,  de  production  ou  de  fabrication,  augmente  des  frais 
de  transport  et  d'assurance  dudit  lieu  jusqu'au  port  de  dechargement,  ainsi 
que  des  frais  de  commission,  s'il  en  existe.  |]  Au  cas  oü  article  7  du  Traite 
cesserait  d'etre  en  vigueur  par  suite  de  la  denonciation  qui  en  serait  faite  par 
le  Gouvernement  Frangais,  le  tarif  ci-annexe  ou  le  tarif  specifique  qui  lui  sera 
Substitut  cessera  egalement  d'etre  applique.  ||  En  ce  qui  concerne  les  articles 
non  enumeres  dans  ledit  Tarif,  le  Tarif  general  du  Japon  s'appliquera,  des 
qu'il  sera  en  vigueur,  sous  reserve  des  stipulations  de  l'article  19  du  Traite 
du  9  octobre  1858  ou  des  articles  7   et   18   du   Traite    conclu    cejourd'hui.  || 
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A  dater  du  jour  oü  le  nouveau  Tarif  aura  son    effet,    le  Tarif   d'importation  Nr.  lies*. 
actuellement   en   vigueur   au  Japon  cessera  d'etre  applique  en  ce  qui  concerne  u^d  j  *' 
les  objets  et  marchandises  importös  au  Japon  par  des  citoyens  frangais.  ||  En  4.  Aug.  1896. 
ce    qui    concerne    toutes    les    autres    stipulation    des    Traites   et   Conventions 
actuellement  existants,  elles  seront  maintenues  sans  conditions  jusqu'ä  l'epoque 
oü    le   Traite   de  commerce  et  de  navigation  en  date  de  ce  jour  sera  mis  en 
vigueur. 

II. 

Le  Gouvernement  Japonais  consent,  en  attendant  l'ouverture  complete  du 
pays  aux  citoyens  francais,  d'etendre  le  Systeme  existant  des  passeports  de 
facon  ä  permettre  aux  Francais,  sur  la  production  d'un  certificat  favorable 
emanant  de  la  Legation  de  France  ä  Tokyo  ou  de  Tun  quelconque  des  Con- 
sulats  de  France  dans  les  ports  ouverts,  d'obtenir  sur  leur  demande,  du  Mi- 
nistere  Imperial  des  Affaires  Etrangeres  ä  Tokyo  ou  des  autorites  principales 
de  la  Prefecture  dans  laquelle  est  situe  un  port  ouvert,  des  passeports  valables 
pour  toute  l'etendue  du  pays  et  pour  toute  periode  n'excedant  pas  douze  mois.n 
II  est  bien  entcndu  que,  sous  cette  reserve,  les  Lois  et  Reglements  existants 
et  regissant  les  citoyens  francais  qui  voyagent  dans  l'Empire  du  Japon  sont 
maintenus. 

III. 

Le  Gouvernement  Japonais  s'engage,  avant  la  cessation  de  la  juridiction 
consulaire  francaise  au  Japon,  ä  adherer  aux  Conventions  internationales  con- 
cernant  la  protection  de  la  propriete  industrielle  et  de  la  propriete  litteraire. 

IV. 

Les  Plenipotentiaires  soussignes  sont  convenus  que  le  present  Protocole 
sera  soumis  aux  deux  Ilautes  Parties  Contractantes  en  meme  temps  que  le 
Traite  de  commerce  et  de  navigation  signe  en  ce  jour  et  que,  quand  ledit 
Traite  sera  ratifie,  les  arrangements  contenus  dans  ce  Protocole  seront  egale- 
ment  consider^s  comme  approuves  sans  qu'il  soit  necessaire  d'une  ratification 
formelle  subsequente.  ||  II  est  convenu  que  ce  Protocole  prendra  fin  et  cessera 
d'etre  obligatoire  en  meme  temps  que  le  Traite  auquel  il  est  annexe. 

En  foi  de  quoi,  les  Plenipotentiaires  des  deux  Pays  ont  signe  le  present 
Protocole  et  y  ont  appose  leurs  sceaux. 

Fait  ä  Paris,  en  double  exemplaire,  le  4  aoüt  1896. 

(L.  S.)         Signe:  Sone  Arasuke\ 
(L.  S.)         Signe:  G.  Hanotaux. 
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Nr.    11655.     DEUTSCHES     REICH     und     ORANJE  -  FREISTAAT.     — 

Freundschafts-  und  Handelsvertrag. 

28.  April  1897. 
Nr.  11655.  Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preufsen,  im  Namen  des 

KeidTund  Deutschen  Reichs  einerseits,  und  der  Hochedle  Staatspräsident  des  Oranje- 
Oranje-  Freistaats  andererseits,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Beziehungen  zwischen 
w™~  a,g9'7  beiden  Ländern  zu  fördern  und  zu  befestigen,  haben  beschlossen,  einen  Freund- 
schafts- und  Handelsvertrag  abzuschliefsen,  und  zu  Bevollmächtigten  ernannt:  || 
Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preufsen:  ||  Allerhöchstihren 
Staatsminister,  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes,  Herrn  Adolf  Freiherrn 
Marschall  von  Bieberstein,  ||  der  Hochedle  Staatspräsident  des  Oranje-Frei- 
staats:  ||  den  Generalkonsul  des  Oranje-Freistaats  für  das  Königreich  der 
Niederlande,  Herrn  Dr.  Hendrik  Pieter  Nikolaas  Muller,  ||  welche  nach  gegen- 
seitiger Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten, 
den  folgenden  Vertrag  abgeschlossen  haben: 

Artikel  1. 
Zwischen    dem    Deutschen   Reiche    und   dem   Oranje-Freistaate   soll  fort- 
dauernd Friede    und  Freundschaft  und   zwischen   den  Angehörigen  der  beiden 
Länder  Freiheit  des  Handels  bestehen. 

Artikel  2. 
Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  sollen  in  dem 
Gebiete  des  anderen  hinsichtlich  der  Ausübung  ihrer  Religion,  sowie  in  Bezug 
auf  Handel  und  Gewerbebetrieb  dieselben  Rechte,  Privilegien  und  Begünsti- 
gungen aller  Art  geniefsen,  welche  den  Inländern  zustehen  oder  zustehen  werden, 
und  keinen  anderen  oder  lästigeren  allgemeinen  oder  örtlichen  Abgaben,  Auf- 
lagen, Beschränkungen  oder  Verpflichtungen  irgend  welcher  Art  unterliegen, 
als  denjenigen,  welchen  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  unter- 
worfen sind  und  unterworfen  sein  werden. 

Artikel  3. 
Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  sollen  in  dem 
Gebiete  des  anderen  gleich  den  Inländern  berechtigt  sein,  ihren  Wohnsitz  zu 
nehmen,  zu  reisen,  Grofs-  und  Kleinhandel  zu  treiben,  jede  Art  von  beweg- 
lichem oder  unbeweglichem  Vermögen  zu  besitzen,  durch  Kaufvertrag,  Tausch, 
Schenkung,  letzten  Willen  oder  auf  andere  Weise  solches  Vermögen  zu  erwer- 
ben und  darüber  zu  verfügen,  sowie  Erbschaften  kraft  Gesetzes  zu  erwerben. 
Auch  sollen  sie  in  keinem  dieser  Fälle  anderen  oder  höheren  Abgaben  und 
Auflagen  unterliegen,  als  die  Inländer. 

Artikel  4. 
Die  Deutschen  in  dem  Oranje-Freistaat  und  die  Angehörigen  des  Oranje- 
Freistaats  in  Deutschland   sollen  volle  Freiheit  haben,    wie    die  Inländer  ihre 
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Geschäfte    entweder  in  Person  oder  durch  einen  Agenten  ihrer  eigenen  "Wahl  Nr.  11655. 
zu   regeln,    ohne   verpflichtet  zu  sein,    hierfür  bevorrechtigten  Einzelnen  oder  ßeich  nnd 
Körperschaften  eine  Vergütung  oder  Schadloshaltung  zu  zahlen,    welche  nicht    oranjo- 
auch   von    den  Inländern   selbst  zu  zahlen  wäre.  ||  Sie  sollen  freien  Zutritt  zu28.Arr.  1897, 
den  Gerichten  haben  und  hinsichtlich  der   Verfolgung  und   Verteidigung  ihrer 
Rechte  alle  Befreiungen  und  Vorrechte  der  Inländer  geniefsen. 

Artikel  5. 

Aktiengesellschaften  und  sonstige  kommerzielle,  industrielle  oder  finanzielle 
Gesellschaften,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile 
nach  Mafsgabe  der  dort  geltenden  Gesetze  errichtet  sind,  sollen  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  alle  Rechte  auszuüben  befugt  sein,  welche  den  gleichartigen 
Gesellschaften  der  meistbegünstigten  Nation  zustehen. 

Artikel  6. 

Die  Angehörigen  jedes  der  beiden  vertragschliefsenden  Teile  werden  auf 
dem  Gebiete  des  anderen  hinsichtlich  des  Militärdienstes,  sowohl  in  der  regu- 
lären Armee,  als  in  der  Miliz  und  Nationalgarde,  sowie  hinsichtlich  jedes 
Amtsdienstes  gerichtlicher,  administrativer  und  munizipaler  Art,  hinsichtlich 
aller  militärischen  Requisitionen  und  Leistungen,  sowie  in  Bezug  auf  Zwangs- 
anleihen und  sonstige  Lasten,  welche  zu  Kriegszwecken  oder  infolge  anderer 
aufsergewöhnlicher  Umstände  aufgelegt  werden,  dieselben  Rechte  geniefsen, 
wie  die  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation.  ||  Sie  dürfen  weder  persön- 
lich noch  in  Bezug  auf  ihre  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  zu  anderen 
Verpflichtungen,  Beschränkungen,  Taxen  oder  Abgaben  angehalten  werden,  als 
denjenigen,  welchen  die  Inländer  unterworfen  sein  werden. 

Artikel  7. 

Die  vertragschliefsenden  Teile  werden,  sobald  in  dem  Oranje-Freistaate 
der  Schutz  der  Modelle,  Muster,  Fabrik-  oder  Handelszeichen,  sowie  der  Be- 
zeichnung oder  Etikettierung  der  Waren  oder  ihrer  Verpackung  nach  Mafsgabe 
der  in  dieser  Beziehung  allgemein  angenommenen  Grundsätze  durch  Gesetz 
geregelt  sein  wird,  durch  ein  Abkommen  oder  durch  Austausch  von  Erklä- 
rungen die  Förmlichkeiten  festsetzen,  von  deren  Erfüllung  der  Genufs  der 
bezüglichen,  vou  dem  einen  oder  anderen  Teile  seinen  Angehörigen  eingeräumten 
Rechte  abhängig  sein  wird. 

Artikel  8. 

Kein  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbot  darf  von  einem  der  ver- 
tragschliefsenden Teile  dem  anderen  gegenüber  erlassen  werden,  welches  nicht 
entweder  gleichzeitig  auf  alle,  oder  doch  unter  gleichen  Voraussetzungen  auch 
auf  andere  Nationen  Anwendung  findet.  ||  Hinsichtlich  der  Ein-  und  Ausfuhr 
der  Waren,   ihrer  Durchfuhr  oder  zollamtlichen  Niederlage,    der  zu  zahlenden 
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Nr.  H655.  Zölle,  welcher  Art  sie  seien,  und  der  Zollförmlichkeiten  jeder  Art  verpflichtet 
Reichend  sicn  Jecler  der  vertragschließenden  Teile,  den  anderen  unverzüglich  und  ohne 
Oranje-  weiteres  an  jeder  Begünstigung,  jedem  Vorrecht  oder  jeder  Herabsetzung  in 
den  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben,  sowie  jeder  anderen  Befreiung  oder  Kon- 
zession teilnehmen  zu  lassen,  welche  er  einer  dritten  Macht  eingeräumt  hat 
oder  einräumen  wird.  ||  Begünstigungen ,  welche  einer  der  beiden  vertrag- 
schliefsenden  Teile  unmittelbar  angrenzenden  fremden  Staaten,  Kolonien  oder 
Gebieten  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  in  den  Grenzzonen,  oder  welche  er 
fremden  Staaten,  Kolonien  oder  Gebieten  durch  eine  schon  abgeschlossene  oder 
künftig  abzuschliefsende  Zollvereinigung  gewährt  hat  oder  gewähren  sollte, 
können  von  dem  anderen  Teile  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  solange 
diese  Begünstigungen  auch  allen  übrigen  nicht  angrenzenden,  beziehungsweise 
nicht  zollgeeinten  Staaten,  Kolonien  oder  Gebieten  vorenthalten  werden.  Zu 
den  letzteren  Staaten  ist  auch  der  nicht  angrenzende,  beziehungsweise  nicht 
zollgeeinte  Schutzstaat  einer  in  der  bezeichneten  Weise  begünstigten  Kolonie 
oder  eines  solchen  Gebiets  zu  rechnen. 

Ferner  werden  diejenigen  besonderen  Begünstigungen,  welche  der  Oranje- 
Freistaat  der  an  ihn  angrenzenden  Südafrikanischen  Republik,  ohne  mit  ihr 
eine  Zollvereinigung  abgeschlossen  zu  haben ,  bereits  eingeräumt  hat  oder 
künftig  einräumen  wird,  um  den  nachbarlichen  Verkehr  zwischen  beiden  Staaten 
auch  aufserhalb  der  eigentlichen  Grenzzonen  zu  erleichtern,  von  dem  Deutschen 
Reiche  so  lange  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  als  diese  Begünsti- 
gungen auch  allen  übrigen  Staaten ,  Kolonien  oder  Gebieten  vorenthalten 
bleiben. 

Artikel  9. 

Jeder  der  vertragschliefsenden  Teile  kann  in  den  Handelsplätzen  des  Ge- 
biets des  anderen  Teiles  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten bestellen.  ||  Die  Bestellung  von  Konsularagenten  kann  durch  die  General- 
konsuln, Konsuln  und  Vizekonsuln  erfolgen,  sofern  diese  nach  der  Gesetzgebung 
des  Staates,  welcher  sie  ernannt  hat,  dazu  befugt  sind.  ||  Beide  Teile  behalten 
sich  das  Recht  vor,  die  Zulassung  von  Konsularbeamten  für  einzelne  Orte  aus- 
zuschliefsen.  Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dafs  dieser  Vorbehalt  gleich- 
mäfsig  allen  Mächten  gegenüber  Anwendung  findet.  ||  Die  Generalkonsuln,  Kon- 
suln, Vizekonsuln  und  Konsularagenten  können  aus  Angehörigen  beider  Länder 
oder  dritter  Staaten  gewählt  werden.  Sie  treten  ihre  Thätigkeit  an,  sobald 
sie  von  der  Regierung  des  Landes,  in  welchem  ihnen  ihr  Amtssitz  angewiesen 
ist,  in  den  dort  üblichen  Formen  zugelassen  und  anerkannt  worden  sind.  || 
Das  Exequatur  soll  ihnen  kostenfrei  erteilt  werden.  Beide  Teile  behalten  sich 
das  Recht  vor,  das  Exequatur  unter  Mitteilung  der  Beweggründe  wieder  zu- 
rückzuziehen. ||  Von'  jeder  Änderung  der  Amtsbezirke  der  Konsuln  wird  die 
Regierung  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben,  in  Kenntnis 
gesetzt  werden. 
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Artikel  10.  Nr.  ii655. 

Deutsches 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und   ihre  Kanzler   oder  Sekre-  K6iCh  und 
täre,    sowie    die    Konsularagenten,    welche    Augehörige    des    Staates    sind,    für     0ranJe- 

Freistaat. 

welchen  sie  ernannt,  sollen  von  der  Militäreinquartierung  und  den  Militärlasten  28. Apr.  1897. 
überhaupt,  von  den  direkten,  Personal-,  Mobiliar-  und  Luxussteuern  befreit 
sein,  mögen  solche  vom  Staate  oder  von  den  Gemeinden  auferlegt  sein,  es  sei 
denn,  dass  sie  Grundbesitz  haben,  Handel  oder  irgend  ein  Gewerbe  betreiben, 
in  welchen  Fällen  sie  denselben  Taxen,  Lasten  und  Steuern  unterworfen  sein 
sollen,  welche  die  sonstigen  Einwohner  des  Landes  als  Grundeigentümer,  Kauf- 
leute oder  Gewerbetreibende  zu  entrichten  haben.  ||  Sie  dürfen  weder  verhaftet 
noch  gefänglich  eingezogen  werden,  ausgenommen  für  Handlungen,  welche  die 
Strafgesetzgebung  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben,  als  Ver- 
brechen bezeichnet  und  bestraft. 

Artikel  11. 
Die  Generalkonsuln,   Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler  und  Sekre- 
täre, sowie  die  Konsularagenten  sind  verbunden,  vor  Gericht  Zeugnis  abzulegen, 
wenn    die  Landesgerichte    solches  für  erforderlich  halten.     Doch  soll  die  Ge- 
richtsbehörde in  diesem  Falle  sie  mittelst  amtlichen  Schreibens  ersuchen,  vor 

ihr  zu  erscheinen. 

Artikel  12. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  Konsularagenten  können 
an  dem  Konsulatsgebäude  das  Wappen  des  Staates,  für  welchen  sie  ernannt 
sind,  mit  der  Umschrift:  „Generalkonsulat,  Konsulat,  Vizekonsulat  oder  Kon- 
sularagent^ von  .  .  .  ."  anbringen  und  ihre  Landesflagge  auf  dem  Konsulats- 
gebäude aufziehen.  ||  Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  die  äufseren  Abzeichen 
niemals  so  aufgefafst  werden  dürfen,  als  begründeten  sie  ein  Asylrecht. 

Artikel  13. 
Die  Konsulatsarchive  sind  jederzeit  unverletzlich,  und  die  Landesbehörden 
dürfen  unter  keinem  Vorwande  und  in  keinem  Falle  die  zu  den  Archiven 
gehörigen  Dienstpapiere  einsehen  oder  mit  Beschlag  belegen.  Die  Dienst- 
papiere müssen  stets  von  den  das  etwaige  kaufmännische  Geschäft  oder  Ge- 
werbe des  Konsularbeamten  betreffenden  Büchern  und  Papieren  vollständig 
gesondert  sein.  Die  Amtsräume  und  Wohnungen  der  Berufskonsuln,  welche 
Angehörige  des  Staates  sind,  der  sie  ernannt  hat,  sollen  jederzeit  unverletzlich 
sein.  Die  Landesbehörden  sollen,  soweit  es  sich  nicht  um  Verfolgung  von 
Verbrechen  handelt,  ohne  Zustimmung  des  Konsuls  keine  Amtshandlung  dort 
vornehmen.  ||  Die  daselbst  niedergelegten  Papiere  und  Bücher  dürfen  in  keinem 
Falle  durchsucht  oder  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Artikel  14. 
In   Fällen  der  Behinderung,   Abwesenheit  oder  des  Todes  von   General- 
konsuln, Konsuln  oder  Vizekonsuln  sollen  die  Kanzler  und  Sekretäre,  insoweit 
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Nr.  Hess,  sie  als  solche  der  Regierung  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben, 

Reichend  namnaft  gemacht  worden  sind,    von  Rechtswegen  befugt  sein,   einstweilen  die 

Orauje-     konsularischen  Amtsbefugnisse  auszuüben,  und  sie   sollen  während   dieser  Zeit 

28  Ipr  1897.  ^e  Freiheiten  und  Privilegien  geniefsen,   welche  nach   diesem  Vertrage  damit 

verbunden  sind. 

Artikel  15. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  oder  Konsularagenten  kön- 
nen in  Ausübung  der  ihnen  zuerteilten  Amtsbefugnisse  sich  an  die  Behörden 
ihres  Amtsbezirkes  wenden,  um  gegen  jede  Verletzung  der  zwischen  beiden 
Teilen  bestehenden  Verträge  oder  Vereinbarungen  und  gegen  jede  den  Ange- 
hörigen des  Staates,  für  welchen  sie  ernannt  sind,  zur  Beschwerde  gereichende 
Beeinträchtigung  Einspruch  zu  erheben.  Wenn  ihre  Vorstellungen  von  diesen 
Behörden  nicht  berücksichtigt  werden,  so  können  sie,  in  Ermangelung  eines 
diplomatischen  Vertreters  des  genannten  Staates,  sich  an  die  Centralregierung 
des  Landes  wenden,  in  welchem  sie  ihren  Amtssitz  haben. 

Artikel  16. 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler,  sowie  die 
Konsularagenten  haben  das  Recht,  sowohl  in  ihrer  Kanzlei  als  auch  in  der 
Wohnung  der  Beteiligten  diejenigen  Erklärungen  aufzunehmen,  welche  die 
Reisenden,  Handeltreibenden  und  alle  sonstigen  Angehörigen  des  Staates,  für 
welchen  sie  ernannt  sind,  abzugeben  haben.  Sie  können  aufserdem,  soweit  sie 
nach  den  Gesetzen  dieses  Staates  dazu  ermächtigt  sind,  alle  letztwilligen  Ver- 
fügungen von  Angehörigen  dieses  Staates  aufnehmen  und  beurkunden.  ||  In 
gleicher  Weise  können  sie  alle  anderen  Rechtshandlungen  aufnehmen  und 
beurkunden,  bei  welchen  diese  Angehörigen,  sei  es  allein,  sei  es  gemeinschaft- 
lich mit  Angehörigen  oder  sonstigen  Einwohnern  des  Landes,  in  welchem  sie 
ihren  Amtssitz  haben,  beteiligt  sind.  ||  Zur  Aufnahme  und  Beurkundung  von 
Rechtshandlungen,  an  welchen  ausschliefslich  Angehörige  des  Staates,  in  wel- 
chem die  Konsularbeamten  ihren  Amtssitz  haben,  oder  eines  dritten  Staates 
beteiligt  sind,  sind  diese  Beamten  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  des  Staates,  für 
welchen  sie  ernannt  sind,  dann  befugt,  wenn  die  Rechtshandlungen  bewegliche 
oder  unbewegliche  Gegenstände,  welche  sich  in  diesem  Staate  befinden,  oder 
Angelegenheiten,  welche  daselbst  zur  Erledigung  kommen  sollen,  ausschliefslich 
betreffen.  Die  Konsularbeamten  können  auch  jede  Art  von  Verhandlungen  und 
Schriftstücken,  welche  von  Behörden  oder  Beamten  des  Staates,  für  welchen 
sie  ernannt  sind,  ausgegangen  sind,  übersetzen  und  beglaubigen.  ||  Alle  vor- 
erwähnten Urkunden  sowie  die  Abschriften,  Auszüge  oder  Übersetzungen  solcher 
Urkunden  sollen,  wenn  sie  durch  die  gedachten  Konsularbeamten  vorschrifts- 
mäfsig  beglaubigt  und  mit  dem  Amtssiegel  der  Konsularbehörde  versehen  sind, 
in  jedem  der  beiden  Staaten  dieselbe  Kraft  und  Geltung  haben,  als  wenn  sie 
vor  einem  Notar  oder  anderen  öffentlichen  oder  gerichtlichen,  in  dem  einen 
oder    dem    anderen    der    beiden    Staaten    zuständigen    Beamten    aufgenommen 


Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc.  325 

wären,   mit  der  Mafsgabe,   dafs  sie  dem  Stempel,  der  Registrierung  oder  jeder  Nr.  11655. 
anderen  in  dem  Staate,   in  welchem   sie  zur  Ausführung  gelangen  sollen,  be-  R^c^ 
stehenden  Taxe  oder  Auflage  unterworfen  sind.  ||  Wenn  gegen  die  Genauigkeit    Oranje- 
oder  die  Echtheit  der  Abschriften,  Auszüge  oder  Übersetzungen  Zweifel  erhoben  -J™154***' 
werden,  so  soll  die  Konsularbehörde  der  zuständigen  Laudesbehörde  auf  Ver- 
langen die  Urschrift  behufs  Vergleichung  zur  Verfügung  stellen. 

Artikel  17. 
Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Vizekonsuln  und  ihre  Kanzler  oder  Sekre- 
täre,   sowie   die  Konsularagenten    sollen   in   beiden   Staaten   aller   Befreiungen, 
Vorrechte  und  Befugnisse  teilhaftig  sein,  welche  den  Beamten  gleichen  Grades 
der  meistbegünstigten  Nation  zustehen. 

Artikel  18. 
Über  die  gegenseitige  Auslieferung  der  Verbrecher   und   Erledigung  von 
Requisitionen  in  Strafsachen  wird  zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen  eine 
besondere  Vereinbarung  getroffen  werden. 

Artikel  19. 
Die   Bestimmungen    des    gegenwärtigen  Vertrags    erstrecken   sich   ebenso, 
wie  auf  das  Deutsche  Reich,    auch  auf  die  mit  demselben  gegenwärtig  oder 
künftig  zollgeeinten  Länder  oder  Gebiete. 

Artikel  20. 
Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationen  sollen  in 
Berlin  so  bald  als  möglich  ausgewechselt  werden.  ||  Derselbe  soll  zwei  Monate 
nach  der  Auswechselung  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten  und  drei  Jahre, 
vom  Tage  des  Inkrafttretens  an  gerechnet,  in  Wirksamkeit  bleiben.  ||  Wenn 
ein  Jahr  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  keiner  der  vertragschliefsenden  Teile  dem 
anderen  durch  eine  amtliche  Erklärung  seine  Absicht  kund  giebt,  die  Wirk- 
samkeit des  Vertrags  aufhören  zu  lassen,  so  soll  derselbe  noch  ein  Jahr  von 
dem  Tage  ab  in  Geltung  bleiben,  an  welchem  der  eine  oder  der  andere  der 
vertragschliefsenden  Teile  denselben  gekündigt  haben  wird.  ||  Die  vertrag- 
schliefsenden Teile  behalten  sich  die  Befugnis  vor,  nach  gemeinsamer  Verstän- 
digung in  diesen  Vertrag  jederlei  Abänderungen  aufzunehmen,  welche  mit  dem 
Geiste  und  den  Grundlagen  desselben  nicht  im  Widerspruch  stehen  und  deren 
Nützlichkeit  durch  die  Erfahrung  dargethan  sein  sollte.  ||  Zur  Urkund  dessen 
haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  den  gegenwärtigen  Vertrag  unter- 
zeichnet und  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  zu  Berlin,  den  28.  April  1897. 

(L.  S.)         Freiherr  von  Marschall. 
(L.  S.)         Dr.  Hendrik  P.  N.  Muller. 
Für  getreue  Abschrift: 
(L.  S.)  Schiott  mann,  Kanzleirat. 


326  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Denkschrift, 

dem  Deutschen   Reichstage   bei   Einbringung   des   vorstehenden  Vertrages 

vorgelegt  (20.  Jan.  1898). 

Nr.  11655.  Während    die    Handelsbeziehungen    des    Deutschen    Reichs    zu    der    Kap- 

BeiciTünd  Kolonie  und  der  Südafrikanischen  Republik  vertragsmäfsig  geregelt  sind,  bestand 
Oranje-  bisher  kein  Handelsvertrag  zwischen  dem  Reiche  und  dem  Oranje-Freistaate. 
28.Ipr.i897  Als  daher  im  Jahre  1890  der  damalige  Generalkonsul  des  Oranje-Freistaats 
für  die  Niederlande  im  Auftrage  seiner  Regierung  den  Abschlufs  eines  Ver- 
trags mit  dem  Reiche  in  Vorschlag  brachte,  erschien  es  im  deutschen  Interesse 
angezeigt,  der  Anregung  Folge  zu  geben,  um  für  die  Handelsbeziehungen 
zwischen  dem  Reiche  und  dem  Freistaat  eine  vertragsmäfsige  Grundlage  zu 
schaffen.  ||  Die  eingeleiteten  Verhandlungen  führten  am  7.  April  1892  zur 
Unterzeichnung  eines  Freundschafts-  und  Handelsvertrages.  Dieser  Vertrag 
wurde  zunächst  von  der  Regierung  in  Bloemfontein  dem  Volksrate  des  Oranje- 
Freistaats  vorgelegt.  Der  Volksrat  erklärte  sich  mit  dem  Abschlufs  eines 
solchen  Vertrags  im  allgemeinen  einverstanden,  wünschte  jedoch  —  insbeson- 
dere mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Beziehungen  des  Freistaats  zur  Süd- 
afrikanischen Republik  einerseits  und  zur  Kapkolonie  andererseits  —  einige 
Abänderungen,  welche  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  erforderlich  machten. 
Im  weiteren  Verlauf  ist  der  Vertrag  am  28.  April  v.  J.  in  der  jetzt  vor- 
liegenden abgeänderten  Form  von  neuem  gezeichnet  worden.  ||  Dieser  Vertrag, 
welcher  inzwischen  die  Zustimmung  des  freistaatlichen  Volksrats  bereits  ge- 
funden hat,  schliefst  sich  dem  Vertrag  an,  den  das  Reich  am  22.  Januar  1885 
mit  der  Südafrikanischen  Republik  abgeschlossen  hat  (Reichs -Gesetzbl.  1886 
Nr.  22);  er  unterscheidet  sich  von  dem  letztgenannten  Vertrag  —  abgesehen 
von  einigen  redaktionellen  Änderungen  —  wesentlich  nur  in  folgenden  Punkten : 
1.  Im  Artikel  8  entsprechen  Absatz  1  und  2  den  beiden  ersten  Absätzen 
in  Artikel  7  des  Vertrags  mit  der  Südafrikanischen  Republik.  Dagegen  ent- 
hält der  Absatz  3  —  abgesehen  von  einer  präziseren  Ausdrucksweise  —  eine 
Erweiterung  gegenüber  dem  entsprechenden  Absätze  des  letzterwähnten  Ver- 
trags. Denn  es  ist  dort  gesagt,  dafs  jedem  vertragschliefsenden  Teile  trotz 
des  Meistbegünstigungsrechts  nicht  nur  die  von  dem  anderen  Teile  dem  Nach- 
bargebiete zur  Erleichterung  des  eigentlichen  Grenzverkehrs  gewährten  Begün- 
stigungen, sondern  auch  diejenigen  besonderen  Begünstigungen  vorenthalten  bleiben 
sollen,  die  der  andere  vertragschliefsende  Teil  dritten  Ländern  auf  Grund  einer 
Zollvereinigung  eingeräumt  hat.  Diese  Erweiterung  entspricht  einem  Wunsche 
des  Oranje-Freistaats  und  konnte  von  uns  unbedenklich  zugestanden  werden, 
da  sie  nur  einen  allgemein  anerkannten  und  auch  von  Deutschland  mit  Rücksicht 
auf  sein  Verhältnis  zu  Luxemburg  und  verschiedenen  österreichischen  Gemeinden 
stets  vertretenen  Grundsatz  zum  Ausdrucke  bringt.  ||  Ferner  hat  Artikel  8  einen 
Zusatz  erhalten,  der  besagt,  dafs  Deutschland  auf  Grund  des  Meistbegünstigungs- 
rechts auch  diejenigen,  das  Mals  der  eigentlichen  Grenzverkehrserleichterungen 
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übersteigenden  besonderen  Begünstigungen  nicht  in  Anspruch  nehmen  darf,  die   Nr.  11655. 
der  Oranje-Freistaat  der  Südafrikanischen  Republik,    ohne   mit  ihr  eine  Zoll-  Eeich  utld 
Vereinigung  abgeschlossen  zu  haben,  bewilligt  hat  oder  bewilligen  wird.    Hierzu     Oranje- 
ist  zu  bemerken,  dafs  zwischen  dem  Oranje-Freistaat  und  der  Südafrikanischen  28Apr  189'7 
Republik  die  sogenannte  Paschefstroom-Konvention  vom  9.  März  1889  besteht, 
wonach   im   Prinzipe    die    beiderseitigen   Landeserzeugnisse   zollfrei   von  einem 
Gebiete  zum  anderen  verkehren  sollen.     Mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmung 
und    in    Anbetracht    des    auch    im    übrigen    bestehenden    nahen    Verhältnisses 
zwischen  der  Südafrikanischen  Republik   und   dem  Oranje-Freistaate   hat   letz- 
terer  auf  die   Aufnahme    des    fraglichen   Zusatzes   Wert    gelegt.     Unsererseits 
erschien  es  unbedenklich,  in  diesem  Punkte  der  Regierung  in  Bloemfontein  ent- 
gegenzukommen,   da    unsere    Ausfuhr    nach    dem    Oranje-Freistaate    nach    der 
Natur  der  in  Betracht  kommenden  Produktionsverhältnisse  durch  die  Vorrechte, 
die  der  Oranje-Freistaat   der  Südafrikanischen  Republik    eingeräumt  hat  oder 
einräumen  wird,  keine  irgendwie  erhebliche  Schädigung  erleiden  kann. 

2.  Die  in  Artikel  10  Absatz  2  unseres  Vertrags  mit  der  Südafrikanischen 
Republik  getroffene  Abmachung  wegen  der  Vernehmung  von  Konsularbeamten 
als  Zeugen  ist  in  dem  vorliegenden  Vertrage  (Artikel  11)  fortgelassen  worden, 
weil  ein  Bedürfnis   zur  Aufnahme   dieser  Vorschrift   nicht  vorhanden  erschien. 

3.  Ebenso  hat  —  auf  Wunsch  der  freistaatlichen  Regierung  —  der  Ar- 
tikel 16  des  Vertrags  mit  der  Südafrikanischen  Republik,  betreffend  die  Be- 
fugnis der  Konsuln  zur  Vornahme  von  EhescTüiefsungen,  in  dem  vorliegenden 
Vertrage  keine  Aufnahme  gefunden.  Diese  Streichung  erschien  unbedenklich, 
da  die  Civilehe  in  dem  Freistaate  gesetzlich  besteht. 

4.  Auch  die  Bestimmungen  des  mehrgedachten  Vertrags  (Artikel  17 
bis  29)  über  die  Befugnisse  der  Konsularbeamten  in  Nachlafssachen  sind  in 
den  vorliegenden  Vertrag  nicht  aufgenommen  worden.  Der  Oranje-Freistaat 
glaubte  sich  in  dieser  Hinsicht  nur  unter  solchen  Vorbehalten  vertragsmäßig 
binden  zu  können,  die  den  Bestimmungen  ihre  hauptsächliche  Bedeutung  ge- 
nommen haben  würden.  Es  erschien  deshalb  angezeigt,  die  fraglichen  Bestim- 
mungen, die  überdies  über  den  üblichen  Rahmen  unserer  Handelsverträge 
hinausgehen,  ganz  wegzulassen.  Eine  Beeinträchtigung  unserer  Interessen  ist 
hiervon  nicht  zu  befürchten. 

5.  Die  Bestimmungen  im  Satze  2  des  Artikels  31  des  Vertrags  mit  der 
Südafrikanischen  Republik,  wonach  bis  zum  Abschlufs  eines  formellen  Aus- 
lieferungsvertrags dem  Deutschen  Reiche  in  Auslieferungssachen  ein  Meist- 
begünstigungsrecht eingeräumt  wird,  ist  im  Artikel  18  des  vorliegenden  Ver- 
trags mit  Rücksicht  darauf  weggelassen  worden,  dafs  die  Verhandlungen  über 
den  Auslieferungsvertrag  bereits  dem  Abschlüsse  nahe  sind. 

6.  In  Abweichung  von  der  Bestimmung  im  Relativsatze  des  Artikels  32 
Absatz  1  des  Vertrags  mit  der  Südafrikanischen  Republik  ist  in  der  Fassung 
des  Artikels  19  des  vorliegenden  Vertrags  zum  Ausdrucke  gebracht,  dafs  die 
Vertragsiestimmungen  zwar    auf  die   Zollanschlüsse  Deutschlands,   nicht   aber 
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Nr.  U655.  auch  auf  die  mit  dem  anderen  vertragschliefsenden  Teile   zollgeeinten  Gebiete 
RdciTund  Anwendung  rinden    sollen.     Diese   Einschränkung    war    erforderlich,    weil    der 
Oranje-     Oranje-Freistaat  sich  nicht  in  der  Lage  befindet,  die  Ausdehnung  des  Vertrags 
28  Apr*897  auf  die   Kapkolonie    und    die   übrigen   mit  ihm   zollvereinten  Gebiete  zu   ver- 
sprechen.   Andererseits  ist  die  im  Vertrage  mit  der  Südafrikanischen  Republik 
vorkommende  Einschränkung,   dafs   nur  die  „auf  den  Handel  bezüglichen"  Be- 
stimmungen des  Vertrags  auf  die  Zollanschlüsse  Anwendung  finden  sollen,  des- 
halb als  entbehrlich  fortgelassen  worden,  weil  die  Bestimmungen  des  vorliegen- 
den Vertrags  nur  noch  solche  sind,  die  den  gewöhnlichen  Inhalt  der  deutschen 
Handelsverträge  zu  bilden  pflegen. 

7.  Der  Zeitraum,  während  dessen  der  Vertrag  unkündbar  in  Geltung 
bleiben  soll,  ist  vorliegendenfalls  (Artikel  20  Absatz  2)  auf  drei  Jahre  fest- 
gesetzt worden.  Eine  weitergehende  Geltungsdauer  des  Vertrages  war  nicht 
zu  erreichen. 


Nr.  11656.  VERTRAGSSTAATEN.  —  Abkommen  zur  gemeinsamen 
Regelung  einiger  Fragen  des  internationalenPrivat- 
rechtsvom  14.  November  1896  nebst  Zusatzprotokoll 
vom  22.  Mai  1897,  dem  das  Deutsche  Reich  am 
9.  November  1897  mit  Österreich -Ungarn  beige- 
treten ist. 

Haag,  14.  November  1896. 

Nr.  ii656.  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,    Sa  Majeste  le  Roi  d'Espagne  et  en  Son 

staaTeT    ^om  ^a  Majeste  la  Reine-Regente  du  Royaume,  le  President  de  la  Republique 

u.Nov.1896.  Francaise,  Sa  Majeste  le  Roi  d'ltalie,  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de 
Luxembourg,  Duc  de  Nassau,  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  et  en  Son 
Nom  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du  Royaume,  Sa  Majeste  le  Roi  de  Por- 
tugal et  des  Algarves,  etc.,  etc.  et  le  Conseil  Föderal  Suisse,  ||  desirant  etablir 
des  regles  communes  concernaut  plusieurs  matieres  de  droit  international  prive, 
se  rapportant  a  la  procedure  civile,  ont  resolu  de  conclure  un  traite  ä  cet 
effet  et  ont  nomme  pour  Leurs  plenipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majeste  le  Roi 
des  Beiges:  ||  le  Comte  Degrelle-Rogier,  Son  envoye  extraordinaire  et  ministre 
plenipotentiaire  pres  la  Cour  Royale  des  Pays-Bas;  !|  Sa  Majeste*  le  Roi 
d'Espagne  et  en  Son  Nom  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du  Royaume:  ||  M.  Arturo 
de  Baguer,  Son  envoye  extraordinaire  et  ministre  plenipotentiaire  pres  la  Cour 
Royale  des  Pays-Bas;  ||  Le  President  de  la  Republique  Francaise:  j|  le  comte 
de  Segur  d'Aguesseau,  Charge  d'affaires  de  France  ä  la  Haye,  et  M.  Louis 
Renault,  professeur  de  droit  des  gens  ä  l'universitö  de  Paris,  jurisconsulte 
conseil  au  departement  des  affaires  etrangeres;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  d'ltalie: 
le  marquis  Paul  de  Gregorio,  Son  Charge  d'affaires  ä  la  Haye;  ||  Son  Altesse 
Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg,  Duc  de  Nassau:  ||  le  comte  de  Villers, 
Son    charge    d'affaires  ä  Berlin;  ||  Sa   Majeste   la  Reine-Regente   du  Royaume 
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des  Pays-Bas:  ||  M.M.  jonkheer  J.Röell,  ministre  des  affaires  Strangeres,  W.  van  Nr.  nese. 
der  Kaay,  ministre  de  la  justice,  et  T.  M.  C.  Asser,  membre  du  conseil  d'etat,    ^attn." 
President    des   Conferences   de   droit  international   prive,    qui  ont  eu  lieu  ä  lat4.Nov.i896. 
Haye  dans  les  annees  1893  et  1894;  ||  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des 
Algarves,  etc.,  etc.:  ||  le  comte  de  Selir,  Son  envoye  extraordinaire  et  ministre 
plenipotentiaire  pres  la  Cour  Royale  des  Pays-Bas;  ||  Le  Conseil  FederalSuisse:|j 
M.  Ferdinand  Koch,  consul-general  de  la  Confederation  Suisse  ä  Rotterdam,  || 
lesquels,    apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs,    trouves  en  bonne  et 
düe  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

a)  Commimications  d'actes  judiciaires  ou  extrajudiciaires. 

Article  premier. 
En  matiere  civile  ou  commerciale,  les  significations  d'actes  ä  destination 
de  l'etranger  se  feront  dans  les  Etats  contractants  sur  la  demande  des  officiers 
du  ministöre  public  ou  des  tribunaux  d'un  de  ces  Etats,  adressee  ä  l'autorite 
competente  d'un  autre  de  ces  Etats.  ||  La  transmission  se  fera  par  la  voie 
diplomatique,    ä  moins   que  la  commuuication  directe  ne  soit  admise  entre  les 

autorites  des  deux  Etats. 

Article  2. 
La    sigüification    sera  faite  par  les  soins   de  l'autorite  requise.     Elle  ne 
pourra    etre    refusee   que   si  l'Etat,    sur   le   territoire   duquel  eile  devrait  etre 
faite,   la  juge  de  nature  ä  porter  atteinte  ä  sa  souverainete  ou  ä  sa  securite. 

Article  3. 

Ponr    faire    preuve    de    la    sigüification,    il   suffira  d'un  recSpisse  date  et 

legalise  ou  d'une  attestation  de  l'autorite  requise,  constatant  le  fait  et  la  date 

de    la   sigüification.  ||  Le   recepisse  ou  l'attestation  sera  transcrit  sur  Tun  des 

doubles    de  l'acte  ä  signifier  ou  amiexe  ä  ce  double,    qui  aurait  ete  transmis 

dans  ce  but. 

Article  4. 
Les  dispositions  des  articles  qui  precedent  ne  s'opposent  pas  ||  1°  ä  la 
faculte  d'adresser  directemcnt,  par  la  voie  de  la  poste,  des  actes  aux  interesses 
se  trouvant  ä  l'etranger;  ||  2°  ä  la  faculte  pour  les  interesses  de  faire  faire 
des  significations  directement  par  les  soins  des  officiers  ministeriels  ou  des 
fonctionnaires  competents  du  pays  de  destination;  ||  3°  ä  la  faculte  pour  chaque 
Etat  de  faire  faire,  par  les  soins  de  ses  agents  diplomatiques  ou  consulaires, 
les  significations  destinees  ä  l'etranger.  j|  Dans  chacun  de  ces  cas,  la  faculte 
prevue  n'existe,  que  si  les  lois  des  Etats  interesses  ou  les  Conventions  inter- 
vcnues  entre  eux  l'admettent. 

b)  Commissions  Bogatoires. 

Article  5. 
En  matiere  civile  ou  commerciale,  l'autorite  judiciaire  d'un  Etat  contrac- 
tant   pourra,    conformöment  aux  dispositions  de  sa  legislation,   s'adresser  par 
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Nr.  H656.   commission  rogatoire  ä  l'autorite  competente  d'un  autre  Etat  contractant  pour 
Staaten."   *u*  demander  de  faire,  dans  son  ressort,  soit  un  acte  d'instruction,  soit  d'autres 
n.  Nov.1896.  actes  judiciaires. 

Article  6. 

La  transraission  des  commissions  rogatoires  se  fera  par  la  voie  diploma- 
tique, ä  moins  que  la  communication  directe  ne  soit  admise  entre  les  autorites 
de  deux  Etats.  ||  Si  la  commission  rogatoire  n'est  pas  redigee  dans  la  langue 
de  l'autorite  requise,  eile  devra,  sauf  enteilte  contraire,  etre  accompagnee  d'une 
traduction,  faite  dans  la  langue  convenue  entre  les  deux  Etats  interesses,  et 
certifiee  conforme. 

Article  7. 

L'autorite  judiciaire  a  laquelle  la  commission  est  adressee,  sera  obligee 
d'y  satisfaire.  Toutefois  eile  pourra  se  refuser  k  y  donner  suite:  ||  1°  si  l'au- 
thenticite  du  document  n'est  pas  etablie;  ||  2°  si  dans  l'Etat  requis  l'execution 
de  la  commission  rogatoire  ne  rentre  pas  dans  les  attributions  du  pouvoir 
judiciaire.  |j  En  outre,  cette  execution  pourra  etre  refusee,  si  l'Etat,  sur  le 
territoire  duquel  eile  devrait  avoir  Heu,  la  juge  de  nature  ä  porter  atteinte  ä 
sa  souverainete  ou  ä  sa  säcurite. 

Article  8. 
En  cas  d'incompetence  de  l'autorite  requise,  la  commission  rogatoire  sera 
transmise  d'office  ä  l'autorite  judiciaire  competente  du  meine  Etat,  suivant  les 
regles  etablies  par  la  legislation  de  celui-ci. 

Article  9. 
Dans  tous  les  cas  oü  la  commission  rogatoire  n'est  pas  executee  par  l'au- 
torite requise,  celle-ci  en  informera  immediatement  l'autorite  requerante,  en 
indiquant,  dans  le  cas  de  l'article  7,  les  raisons  pour  lesquelles  l'execution  de 
la  commission  rogatoire  ä  ete  refusee  et,  dans  le  cas  de  l'article  8,  l'autorite 
ä  laquelle  la  commission  est  transmise. 

Article  10. 
L'autorite  judiciaire,  qui  procede  ä  l'execution  d'une  commission  rogatoire, 
appliquera  les  lois  de  son  pays,  en  ce  qui  concerne  les  formes  ä  suivre.  |[ 
Toutefois,  il  sera  defere  ä  la  demande  de  l'autorite  requerante,  tendant  ä  ce 
qu'il  soit  procede  suivant  une  forme  speciale,  meine  non  prevue  par  la  legis- 
lation de  l'Etat  requis,  pourvu  que  la  forme  dont  il  s'agit,  ne  soit  pas  pro- 
hibee  par  cette  legislation. 

c)  Caution  „judicatuin  soM". 

Article  11. 
Aucune  caution  ni  depöt,  sous  quelque  denomination  que  ce  soit,  ne  peut 
etre  impos6,  ä  raison  soit  de  leur  qualite  d'etrangers,  soit  du  defaut  de  domi- 
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eile  ou  de  residence  dans  le  pays,  aux  nationaux  d'un  des  Etats  contraetants,  Nr.  nese. 
ayant  leur  domicile  dans  Tun  de  ces  Etats,  qui  seront  dernandeurs  ou  inter-  Vert,ags" 
venants  devant  les  tribunaux  d'un  autre  de  ces  Etats.  u.Nov.  1*96. 

Article  12. 
Les  coudaranations  aux  frais  et  depens  du  proces,  prononeees  dans  un 
des  Etats  contraetants  contre  le  demandeur  ou  l'intervenant  dispenses  de  la 
caution  ou  du  depöt,  en  vertu  soit  de  l'article  11,  soit  de  la  loi  de  l'Etat  oü 
l'action  est  intentee,  seront  rendues  executoires  dans  chacuu  des  autres  Etats 
contraetants  par  l'autorite  competente,  d'apres  la  loi  du  pays. 

Article  13. 
L'autorite  competente  se  bornera  ä  examiner:  [|  1°  si,    d'apres  la  loi  du 
pays  oü  la  condainnation  a  ete  prononcee,    l'expedition   de   la  decision   reunit 
les  conditions  necessaires  ä  son  authenticite;  ||   2°  si,  d'apres  la  meine  loi,  la 
decision  est  pass6e  en  force  de  chose  jugee. 

d)  Assistance  judiciaire  gratuite. 

Article  14. 
Les    ressortissants    de    chaeun    des  Etats  contraetants  seront  admis  dans 
tous  les  autres  Etats  contraetants  au  benefice  de  l'assistance  judiciaire  gratuite, 
comme  les  nationaux  eux-memes,    en   se   conformant  ä  la  legislation  de  l'Etat 
oü  l'assistance  judiciaire  gratuite  est  reclamee. 

Article  15. 

Dans  tous  les  cas,  le  certificat  ou  la  declaration  d'indigence  doit  etre 
delivre  ou  recu  par  les  autorites  de  la  residence  habituelle  de  l'etranger,  ou, 
ä  defaut  de  celle-ci,  par  les  autorites  de  sa  residence  actuelle. 

Si  le  requerant  ne  reside  pas  dans  le  pays  oü  la  demande  est  l'ormee,  le 
certificat  ou  la  declaration  d'indigence  sera  legalise  gratuitement  par  uii  agent 
diplomatique  ou  consulaire  du  pays  oü  le  document  doit  etre  produit. 

Article  16. 
L'autorite  competente  pour  delivrer  le  certificat  ou  recevoir  la  declaration 
d'indigence  pourra  prendre  des  renseignements  sur  la  Situation  de  l'ortune  du 
requerant  aupres  des  autorites  des  autres  Etats  contraetants.  ||  L'autorite 
chargee  de  statuer  sur  la  demande  d'assistance  judiciaire  gratuite  conserve, 
dans  les  limites  de  ses  attributions,  le  droit  de  contröler  les  certiticats,  decla- 
rations  et  renseignements  qui  lui  sont  fournis. 

e)  Contrahite  par  corps. 

Article  17. 
La  contrainte  par  corps,  soit  comme  rnoyen  d'execution,  soit  comme  me- 
sure   simplement  conservatoire,  ne  pourra  pas,  en  mauere  civjle  ou  commer- 
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Nr.  H656.  ciale,   etre   appliquee   aux   Prangers  appartenant  ä  un   des  Etats   contractants 
\etrtrtags"   dans  les  cas  oü  eile  ne  serait  pas  applicable  aux  ressortissants  du  pays. 

U.Nov.1896. 

Dispositions  finales. 

I.  La  presente  Convention  sera  ratifiee.  Les  ratifications  en  seront  depo- 
sees  ä  la  Haye  le  plus  tot  possible. 

IT.  Elle  aura  une  dur£e  de  cinq  ans  ä  partir  de  la  date  du  depöt  des 
ratifications. 

III.  Elle  sera  renouvelee  tacitement  de  cinq  ans  en  cinq  ans,  sauf  denon- 
ciation,  dans  un  delai  de  six  mois  avant  l'expiration  de  ce  terme  par  l'une 
des  Hautes  Parties  contractantes.  ||  La  denonciation  ne  produira  son  effet  qu'ä 
l'egard  du  ou  des  pays  qui  l'auraient  notifiee.  La  Convention  restera  execu- 
toire  pour  les  autres  Etats. 

IV.  Le  protocole  d'adhesion  ä  la  presente  Convention  pour  les  Puissances 
qui  ont  pris  part  ä  la  Conference  de  la  Haye  de  Juin/Juillet  1894,  restera 
ouvert  jusqu'au  1  jauvier  1898.  ||  En  foi  de  quoi  les  plenipotentiaires  respec- 
tifs  ont  signe  la  presente  Convention  et  l'ont  revetu  de  leurs  sceaux. 

Fait,  ä  la  Haye  le  14  novembre  1896,  en  un  seul  exemplaire,  qui  restera 
depose  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  dont  des  copies, 
certifi6es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Etats  signa- 
taires  ou  adherents.  (Unterschriften.) 


Protocole  additionnel. 

Les  Gouvernements  de  Belgique,  d'Espagne,  de  France,  d'Italie,  de  Luxem- 
bourg,  des  Pays-Bas,  de  Portugal,  de  Suisse,  Etats  signataires  de  la  Convention 
de  droit  international  prive  du  14  novembre  1896,  et  de  Suede  et  de  Nor- 
vege,  Etats  adherents  ä  cette  Convention,  ayant  juge  opportun  de  completer 
ladite  Convention,  les  soussignes,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs 
trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

ad  Article  11. 
II  est  bien  entendu  que  les  nationaux  d'un  des  Etats  contractants,  qui 
aurait  conclu  avec  un  autre  de  ces  Etats  une  Convention  speciale  d'apres 
laquelle  la  condition  de  domicile,  contenue  dans  l'article  11,  ne  serait  pas 
requise,  seront,  dans  les  cas  prevus  par  cette  Convention  speciale,  dispenses, 
dans  l'Etat  avec  lequel  eile  a  ete  conclue,  de  la  caution  et  du  depöt  mention- 
n6s  ä  l'article  11,  meme  s'ils  n'ont  pas  leur  domicile  dans  un  des  Etats  con- 
tractants. 

ad  Articles  I  et  II  des  dispositions  finales. 

Le  depöt  des  ratifications  pourra  avoir  lieu  des  que  la  majorite  des 
Hautes  Parties  contractantes  sera  en  mesure  de  le  faire  et  il  en  sera  dresse 
un  proces-verbal,  dont  une  copie,  certifiee  conforme,  sera  remise  par  la  voie 
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diplomatique  ä  touts  les  Etats  contractants.  ||  La  presente  Convention  entrera  Nr.  ii656. 
en  vigueur  quatre  semaines  apres  la  date  dudit  proces-verbal.  ||  Le  terme  de  sLltm' 
cinq  ans  vise  ä  l'article  II  commencera  ä  courir  de  cette  date,  meme  pour  lesi4.Nov.i896 
Puissances  qui  auront  fait  le  depöt  apres  cette  date. 

ad  Article  III  des  dispositions  finales. 

Les  mots:  „sauf  denonciation  dans  un  delai  de  six  mois  avant  l'expira- 
tion",  etc.  seront  entendus  dans  ce  sens,  que  la  denonciation  doit  avoir  lieu 
au  moins  six  mois  avant  l'expiration.  ||  Le  present  protocole  additionnel  fera 
partie  integraute  de  la  Convention  et  sera  ratifie  en  meme  temps  que  celle-ci.  || 
En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  le  present  protocole 
additionnel  et  Tont  revetu  de  leurs  sceaux. 

Fait  a  La  Haye,  le  22  Mai  1897,  en  un  seul  exemplaire,  qui  restera 
döpose  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  dont  des  copies, 
certifie"es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Etats  signa- 
taires  ou  adherents. 

(Unterschriften.) 

Nl\  11657.  DEUTSCHES  REICH.  —  Denkschrift,  dem  Deutschen 
Reichstage  bei  Einbringung  des  vorstehenden  Ab- 
kommens vorgelegt. 

30.  November  1897. 

Auf  Anregung  der  Königlich  Niederländischen  Regierung  haben  in  den  Nr-  1165T- 
Jahren  1893  und  1894  zwischen  Vertretern  einer  Anzahl  von  europäischen  Keich 
Staaten  Beratungen  stattgefunden,  die  eine  gemeinsame  Regelung  verschiedener  30-NoT-1897- 
Fragen  des  internationalen  Privatrechts  zum  Gegenstande  hatten.  In  Verfolg 
der  dort  gefafsten  Beschlüsse  ist  von  der  Niederländischen  Regierung  der 
Entwurf  eines  allgemeinen  Abkommens  über  mehrere  Punkte  des  Prozefsrechts 
den  an  der  Konferenz  beteiligt  gewesenen  Regierungen  vorgelegt  worden.  ||  Ein 
dem  Entwurf  im  wesentlichen  entsprechendes  Abkommen  ist  unter  dem  14.  No- 
vember 1896  von  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den 
Niederlanden ,  Portugal  und  der  Schweiz  unterzeichnet  worden.  Nachdem 
Schweden-Norwegen  sich  diesen  Staaten  angeschlossen  hatte,  sind  einige  nach- 
trägliche Verabredungen  in  einem  Zusatzprotokolle  vom  22.  Mai  1897  nieder- 
gelegt worden.  Nunmehr  hat,  gleichzeitig  mit  Österreich -Ungarn,  auch  das 
Deutsche  Reich  den  Beitritt  erklärt.  ||  Der  Inhalt  des  Abkommens  beschränkt 
sich  auf  den  Bereich  des  bürgerlichen  Gerichtsverfahrens  unter  Ausschlufs  des 
Strafprozesses;  er  steht  mit  den  Grundsätzen  des  deutschen  Civilprozefsrechts 
im  Einklang.  Es  kann  deshalb  nur  erwünscht  sein,  dafs  das  Reich  sich  die 
Erleichterungen  sichert,  welche  die  gemeinsame  Regelung  einiger  praktisch 
wichtiger  Fragen  für  die  Rechtsverfolgung  im  Auslände  bietet.  Demgegenüber 
müssen  die  Bedenken  zurücktreten,  die  sich  gegen  ein  solches  allgemeines 
Abkommen  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  in  Betracht  kommenden 
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Nr.  H657.  Gesetzgebungen    und  die  dadurch  bedingte  Unbestimmtheit  der  Abmachungen 
Deutsches  .ß  einzejnen  punkten  erheben  lassen.  II  Das  Abkommen  behandelt  fünf  Gegen- 
3o.Nov.i897.  stände  des  Prozefsrechts,  bezüglich  derer  Nachstehendes  zu  bemerken  ist. 

Zu  a)    Zustellung  gerichtlicher  und  aufsergerichtticher  Schriftstücke. 

Für  die  Bewirkung  von  Zustellungen  aus  dem  Gebiet  eines  der  Vertrags- 
staaten in  das  eines  anderen  wird  im  Artikel  1  die  Regel  aufgestellt,  dafs  die 
Zustellung  vermittelst  Ersuchens  erfolgt,  welches  die  zuständige  gerichtliche 
oder  staatsanwaltschaftliche  Behörde  an  die  entsprechende  zuständige  Behörde  im 
fremden  Staate  richtet.  Diese  Regel  entspricht  der  deutschen  Rechtsanschauung, 
indem  sie  denselben  Weg  wählt,  der  in  der  Civilprozefsordnung  (§  182)  vor- 
gezeichnet ist.  Sie  verdient  auch  aus  Zweckmäfsigkeitsgründen  den  Vorzug 
vor  dem  im  französischen  Rechtsgebiete  herrschenden  Systeme,  wonach  die 
Urkunden,  die  für  Personen  im  Auslande  bestimmt  sind,  der  Staatsanwalt- 
schaft (au  parquet  du  procureur)  zugestellt  werden,  der  dann  die  Weiterbeför- 
derung obliegt;  ob  eine  solche  erfolgt  und  zum  Ziele  führt,  ist  für  die  Rechts- 
gültigkeit der  Zustellung  ohne  Bedeutung.  Die  Interessen  derer,  für  welche  die 
Zustellungen  bestimmt  sind,  werden  hier  nur  sehr  unvollkommen  gewahrt.  Über- 
dies ist  es,  sofern  die  Staatsanwaltschaft  das  zuzustellende  Schriftstück  un- 
mittelbar in  das  Gebiet  eines  fremden  Staates  weiterbefördert,  nicht  unstreitig, 
ob  dies  nicht  als  ein  Eingriff  in  die  fremde  Gerichtsbarkeit  angesehen  werden 
kann.  Gegen  den  im  Artikel  1  Absatz  1  vorgesehenen  Weg  walten  solche 
Bedenken  nicht  ob;  er  ist  auch  bereits  in  bestehenden  völkerrechtlichen 
Rechtshilfeverträgen ,  beispielsweise  in  dem  für  die  Beziehungen  zwischen 
Baden  sowie  Elsafs-Lothringen  einerseits  und  Frankreich  andererseits  gelten- 
den Vertrage  vom  16.  April  1846  (Artikel  4),  eingeschlagen  worden.  [|  Wenn- 
gleich für  den  Verkehr  zwischen  der  ersuchenden  und  ersuchten  Behörde 
allgemein  nur  der  diplomatische  Weg  vorgeschrieben  werden  kann,  so  ist  doch, 
um  dem  Bestreben  nach  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Geschäftsganges 
entgegenzukommen,  im  Abs.  2  des  Artikel  1  darauf  hingewiesen,  dafs  die 
diplomatische  Vermittelung  in  Wegfall  kommt,  wenn  die  beteiligten  Regie- 
rungen den  unmittelbaren  Verkehr  der  Behörden  zulassen.  ||  Dafs  die  ersuchte 
Behörde  verpflichtet  ist,  die  Zustellung  herbeizuführen,  bringt  der  Artikel  2 
zum  Ausdruck.  Diese  Verpflichtung  besteht  auch  dann,  wenn  die  Zustellung, 
um  die  es  sich  handelt,  dem  inneren  Rechte  des  Staates,  wo  sie  erfolgen  soll, 
nicht  entspricht.  Eine  Ablehnung  des  Ersuchens  soll  nur  dann  zulässig  sein, 
wenn  dieser  Staat  in  der  Zustellung  eine  Verletzung  seiner  Hoheitsrechte  oder 
eine  Gefährdung  seiner  Sicherheit  glaubt  erblicken  zu  müssen.  Hier  findet 
die  Rechtshilfe  gegenüber  dem  Ausland  ihre  natürliche  Grenze;  es  braucht 
nur  an  Fälle  gedacht  zu  werden,  in  denen,  sei  es  der  Staat,  sei  es  sein  Ober- 
haupt, vor  ein  fremdes  Gericht,  dessen  Gerichtsbarkeit  er  nicht  anzuerkennen 
vermag,  geladen  werden  soll.  ||  Für  den  Nachweis  der  erfolgten  Zustellung  sind 
möglichst   gleichmäfsige    und    einfache    Erfordernisse    aufgestellt   worden    (Ar- 
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tikel  3).  Es  soll  genügen,  dafs  der  ersuchenden  Stelle  ein  beglaubigtes  Aner-  Nr.  ii657. 
kenntnis  der  Zustellung  seitens  des  Empfängers  übermittelt  wird  oder  dafs  ihr  ™ic]u 
die  ersuchte  Behörde  die  Thatsache  der  erfolgten  Zustellung  und  deren  Zeit-  30.Nov.i8O7. 
punkt  bescheinigt.  Liegt  eine  dieser  Beurkundungen  vor,  so  darf  der  er- 
suchenden Behörde  jede  weitere  Prüfung  erspart  bleiben.  Da  es  für  die 
Partei,  welche  die  Zustellung  betreibt,  von  Wert  sein  kann,  den  Nachweis  der 
Zustellung  in  Verbindung  mit  der  zugestellten  Urkunde  in  Händen  zu  haben, 
so  ist  besonders  bestimmt,  (Artikel  3  Abs.  2),  dafs  die  Beurkundung  der  Zu- 
stellung auf  einem  Doppel  des  zugestellten  Schriftstücks  zu  erfolgen  hat,  wenn 
dem  Ersuchen  zu  diesem  Zwecke  ein  solches  Doppel  von  der  ersuchenden 
Behörde  beigefügt  war.  ||  Indem  der  Vertrag  als  regelmäfsige  Zustellungsart 
aufserhalb  des  eigenen  Staatsgebiets  den  Weg  des  Ersuchens  vorsieht,  beab- 
sichtigt er  nicht  andere  Möglichkeiten  der  Zustellung  zu  verschränken.  Es 
soll  weder  den  Parteien  benommen  sein,  sich  unmittelbar  an  ausländische 
Zustellungsbeamten  zu  wenden,  noch  sollen  die  bisher,  insbesondere  auch  nach 
deutschem  Rechte,  vorkommenden  Zustellungen  nach  dem  Auslande  durch  Auf- 
gabe zur  Post  oder  durch  Vermittelung  der  diplomatischen  oder  konsularischen 
Vertreter  gehindert  werden  (Artikel  4  Abs.  1).  Voraussetzung  für  die  An- 
wendbarkeit dieser  Zustellungsarten  ist  aber,  dafs  die  inneren  Gesetze  der 
beteiligten  Staaten  oder  zwischen  ihnen  bestehende  Vereinbarungen  sie  gestatten 
(Artikel  4  Abs.  2). 

Zu  b)  Erledigung  von  gerichtlichen  Ersuchungsschreiben. 
Entsprechend  der  Übung,  wie  sie  zwischen  den  meisten  Kulturstaaten 
befolgt  wird,  sollen  nach  Artikel  5  in  Rechtsangelegenheiten,  die  dem  all- 
gemeinen bürgerlichen  oder  dem  Handelsrecht  angehören,  die  Gerichte  des 
einen  Staates  befugt  sein,  die  zuständigen  Behörden  des  anderen  Staates  um 
die  Vornahme  von  gerichtlichen  Handlungen,  insbesondere  auch  richterlichen 
Prozefshandlungen,  zu  ersuchen.  Es  fallen  hierunter  hauptsächlich  Beweis- 
aufnahmen, Parteivernehmungen,  Eidesabnahmen  u.  dergl.  Das  Ersuchen  hat 
gemäfs  Artikel  6  Abs.  1  im  allgemeinen  auf  diplomatischem  Wege  zu  erfolgen, 
doch  wird  auch  hier  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten,  den  unmittelbaren 
Verkehr  zuzulassen,  ||  Hinsichtlich  der  Sprache,  in  der  das  Ersuchen  abzufassen 
ist,  entscheidet  zunächst  das  zwischen  den  beteiligten  Staaten  etwa  bestehende 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Übereinkommen.  Fehlt  es  an  einem  sol- 
chen und  wird  das  Ersuchen  in  einer  anderen  Sprache  als  der  Geschäftssprache 
der  ersuchten  Behörde  gestellt,  so  mufs  es  von  einer  Übersetzung  in  die  letz- 
tere Sprache  oder  in  die  zwischen  den  beteiligten  Staaten  etwa  allgemein 
vereinbarte  Verkehrssprache  begleitet  sein  (Artikel  6  Abs.  2).  ||  Die  Verpflich- 
tung, dem  Ersuchen  Genüge  zu  leisten,  wird  im  Artikel  7  Abs.  1  aus- 
gesprochen. Die  Zuständigkeit  der  ersuchenden  Gerichtsbehörde  ist  von  der 
ersuchten  Behörde  nicht  zu  prüfen.  Diese  kann  die  Erledigung,  abgesehen 
von  der  dem  Artikel  2  Satz  2  entsprechenden  und  auch  hier  gebotenen  Aus- 
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Nr.  H657.  nähme  (Artikel  7  Abs.  2)  nur  ablehnen,  wenn  sie  die  Echtheit  der  Urkunde, 
D^uetsccblies  die  das  Ersuchen  enthält,  in  Zweifel  zu  ziehen  Ursache  hat  oder  wenn  in  dem 
30.Nov.i897.  Staate,  dem  sie  angehört,  eine  Handlung  der  Art,  wie  sie  in  dem  Ersuchen 
verlangt  wird,  überhaupt  nicht  unter  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  fällt. 
Liegt  der  letztere  Fall  vor,  so  wird  die  Ablehnung  eine  endgültige  sein, 
während  der  Zweifel  an  der  Echtheit  der  zugesandten  Urkunde,  ebenso  wie  das 
Fehlen  der  nach  Artikel  6  Abs.  2  erforderlichen  Übersetzung  nur  zu  einer 
Beanstandung  Grund  bieten  kann.  ||  Gehört  die  Handlung,  um  deren  Vornahme 
ersucht  ist,  in  dem  Staate,  wo  sie  erfolgen  soll,  zwar  in  den  Bereich  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit,  aber  nicht  zur  Zuständigkeit  der  ersuchten 
Behörde,  so  hat  diese  nach  Artikel  8  die  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  ab- 
zulehnen, sondern  an  die  zuständige  Gerichtsbehörde  abzugeben.  Zu  einer 
unverzüglichen  Benachrichtigung  der  ersuchenden  Behörde  ist  sowohl  in  dem 
letzteren  Falle,  wie  dann,  wenn  dem  Ersuchen  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
Folge  gegeben  wird,  die  ersuchte  Behörde  verpflichtet  (Artikel  9).  ||  Ar- 
tikel 10  Abs.  1  enthält  die  selbstverständliche  Regel,  dafs  die  ersuchte  Behörde 
bei  Ausführung  der  Requisition  sich  nach  den  das  Gerichtsverfahren  betreffen- 
den inländischen  Gesetzesvorschriften  zu  richten  hat.  Es  soll  jedoch  nicht 
ausgeschlossen  sein,  und  wird  im  Artikel  10  Abs.  2  zum  Ausdrucke  gebracht 
dafs  auf  besonderen  Wunsch  der  ersuchenden  Behörde  auch  vom  inländischen 
Rechte  abweichende  Formen  des  Verfahrens  anzuwenden  sind,  vorausgesetzt, 
dafs  sie  nicht  gegen  Verbotsgesetze  des  Inlandes  verstofsen.  Dies  steht  im 
Einklänge  mit  den  schon  jetzt  im  internationalen  Rechtshilfeverkehre  beobach- 
teten Grundsätzen.  Eine  Lücke  weist  das  Abkommen  insofern  auf,  als  es  wegen 
Tragung  der  Kosten,  die  durch  Erledigung  eines  ausländischen  Ersuchens  er- 
wuchsen ,  eine  Bestimmung  nicht  enthält.  Eine  allgemeine  Einigung  über 
diesen  Punkt,  insbesondere  in  der  bei  den  Verhandlungen  mehrfach  aDgeregten 
Richtung  des  gegenseitigen  Verzichts  auf  Erstattung  der  Kosten,  stiefs  zu- 
nächst noch  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten.  Es  darf  jedoch  erwartet 
werden,  dafs  es  in  Kürze  gelingen  wird,  auf  dem  Boden  des  Abkommens, 
wenigstens  zwischen  einzelnen  der  hauptbeteiligten  Vertragsstaaten  auch  nach 
jener  Richtung  hin  eine  befriedigende  vertragsmäfsige  Regelung  zu  erzielen. 

Zu  c)  Sicherheit  für  die  Prozefslcosten. 
Einen  bedeutsamen  Fortschritt  auf  dem  Wege  der  internationalen  Rechts- 
pflege bezeichnet  der  Artikel  11.  In  den  meisten  der  Vertragsstaaten  gilt 
zur  Zeit  die  Regel,  dafs  der  Ausländer,  wenn  er  als  Kläger  vor  Gericht  auf- 
tritt, verpflichtet  ist,  dem  Beklagten  wegen  der  Prozefskosten  Sicherheit  zu 
leisten.  Diese  Verpflichtung,  mag  sie  auf  die  fremde  Staatsangehörigkeit  des 
Klägers,  mag  sie  auf  den  Mangel  eines  Wohnsitzes  im  Inlande  gegründet 
werden,  stellt  eine  erhebliche  Erschwerung  der  Rechtsverfolgung  vor  auslän- 
dischen Gerichten  dar  und  entspricht  nicht  dem  Stande,  den  die  Entwickelung 
des  Verkehrs  zwischen  den  Kulturvölkern  erreicht  hat.     Sie  soll  nunmehr  für 
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die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  in  dem  Gesamtgebiete  der  letzteren  be-  Nr.  11657. 
seitigt  werden.  Der  Artikel  11  enthält  nur  die  Einschränkung,  dafs  der  D°utS(;hes 
Kläger,  der  sich  auf  diese  Befreiung  von  der  Kautionspflicht  berufen  will,  in3ö.Nov.i897. 
einem  der  Vertragsstaaten  wohnen  mufs.  Aber  auch  diese  Beschränkung  soll 
nach  dem  Zusatzprotokoll  ausgeschlossen  sein  für  die  Angehörigen  von  solchen 
Vertragsstaaten,  die  miteinander  Sonderabkoramen  geschlossen  haben,  inhalts 
deren  sie  gegenseitig  ihre  Angehörigen  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  diese  woh- 
nen, einer  Kautionspflicht  nicht  unterwerfen.  ||  Die  Änderungen,  die  durch  eine 
solche  Vertragsbestimmung  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Vertragsländer 
erleiden,  sind  sehr  verschieden.  Der  bisherige  Rechtszustand,  der  sich  für 
jeden  Vertragsstaat  aus  dessen  innerer  Gesetzgebung  in  Verbindung  mit  den 
eingreifenden  Staatsverträgen  ergiebt,  ist  überaus  mannigfaltig.  ||  Was  Deutsch- 
land betrifft,  so  ist  in  der  Civilprozefsordnung  (§  102)  die  Verpflichtung  der 
Ausländer  zur  Sicherheitsleistung  zwar  an  sich  beibehalten,  zugleich  aber  die 
Bestimmung  getroffen,  dafs  die  Verpflichtung  nicht  eintreten  soll,  wenn  nach 
den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kläger  angehört,  ein  Deutscher  in 
gleichem  Falle  zur  Sicherheitsleistung  nicht  verpflichtet  ist.  Hatte  hierbei  die 
Erwartung  obgewaltet,  dafs  andere  Länder  von  der  so  dargebotenen  Gegen- 
seitigkeit Gebrauch  machen  würden,  so  hat  sie  sich  nur  in  geringem  Mafse 
verwirklicht.  In  einigen  Staaten  —  so  in  Italien,  Dänemark,  Norwegen  — 
sieht  zwar  die  Gesetzgebung  von  einer  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung 
überhaupt  ab;  in  zahlreichen  anderen  mufs  dagegen  der  deutsche  Kläger, 
wegen  seiner  Ausländereigenschaft  oder  weil  er  aufserhalb  des  Landes  wohnt, 
Sicherheit  bestellen.  Auf  dem  Wege  völkerrechtlicher  Vereinbarungen  ist  die 
Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  bisher  seitens  des  Reichs  nur  in  engen 
Grenzen  erzielt  worden.  Es  gehören  hierher  die  in  ihrer  Tragweite  freilich 
nicht  zweifellosen  Staatsverträge,  nach  denen  hinsichtlich  des  freien  Zutritts 
zu  den  Gerichten  die  Angehörigen  des  einen  Teiles  denen  des  anderen  gleich- 
gestellt werden.  (Vgl.  insbesondere  die  Bekanntmachung  über  die  wechsel- 
seitige Befreiung  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reichs  und  Rufslands  von 
der  Kautionspflicht  vom  30.  September  1897,  Reichs- Gesetzblatt  S.  775.)  Es 
kommen  ferner  in  Betracht  die  über  die  Zulassung  zum  Armenrecht  ab- 
geschlossenen Übereinkommen  mit  Belgien  vom  18.  Oktober  1878,  Luxemburg 
vom  12.  Juni  1879,  Frankreich  vom  20.  Februar  1880,  Österreich -Ungarn 
vom  9.  Mai  1886  (Reichsgssetzblatt  1879,  S.  316,  318,  1881  S.  81,  1887 
S.  120).  Die  dort  gewährte  Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  beschränkt 
sich  auf  solche  Kläger,  denen  das  Armenrecht  bewilligt  worden  ist.  ||  Das  Ab- 
kommen will  nun,  was  seine  Wirkung  für  das  Reich  anlangt,  mit  allen  Ver- 
tragsstaaten die  Gegenseitigkeit  herstellen,  durch  die  nach  §  102  Nr.  1  der 
Civilprozefsordnung  die  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung 
für  die  vor  deutschen  Gerichten  klagenden  Ausländer  bedingt  ist.  ||  Während 
die  Vereinbarung  insoweit  sich  durchaus  im  Rahmen  der  deutschen  Civil- 
prozefeordnung    hält,   gehen    die   Bestimmungen    der  Artikel  12   und  13    zum 
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Nr.  U657.  Teil  darüber  hinaus.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Abschaffung  der 
Reich.  Sicherheitsleistung  ohne  jeden  Ersatz  den  Beklagten,  der  gegen  den  auslän- 
30.Nov.i897.  dischen  Kläger  ein  obsiegendes  Urteil  erstreitet,  hinsichtlich  der  Erstattung 
der  ihm  erwachsenen  Kosten  oder  Auslagen  in  eine  mifsliche  Lage  bringen 
würde.  Die  Verurteilung  des  Klägers  in  die  Kosten  nützt  ihm  bei  dem  gegen- 
wärtigen Rechtszustande  wenig,  da  die  Vollstreckung  des  Urteils  im  Auslande 
auf  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  stöfst  oder  überhaupt  nicht  zu  erreichen 
ist.  Das  Abkommen  hat  die  Abhilfe  darin  gefunden,  dafs  es  unter  Durch- 
brechung der  bestehenden  Regeln  über  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
der  gegen  den  Kläger  ergangenen  Entscheidung  über  den  Kostenpunkt  in 
sämtlichen  Vertragsstaaten  Vollstreckbarkeit  beilegt.  Das  Vollstreckungsurteil 
ist  von  der  nach  den  Gesetzen  der  einzelnen  Staaten  zuständigen  Behörde  zu 
erlassen,  nachdem  die  gehörige  Form  und  die  Echtheit  der  Ausfertigung  der 
Entscheidung,  sowie  deren  Rechtskraft  geprüft  ist.  Die  übrigen  Voraus- 
setzungen, von  denen  die  innere  Gesetzgebung  die  Vollstreckbarkeitserklärung 
abhängig  macht  und  die  sich  für  das  Reich  aus  dem  §  661  der  Civilprozefs- 
ordnung  ergeben,  kommen  in  Wegfall.  Insbesondere  ist  die  Zuständigkeit 
desjenigen  ausländischen  Gerichts,  welches  die  Verurteilung  in  die  Prozefs- 
kosten  ausgesprochen  hat,  jeder  Nachprüfung  entzogen.  Dies  rechtfertigt  sich 
daraus,  dafs  nur  eine  Entscheidung  desjenigen  Gerichts  in  Frage  stehen  kann, 
welches  der  in  die  Kosten  verurteilte  Kläger  selbst  angegangen  hat.  Die 
Zuständigkeit  für  die  Erlassung  des  Vollstreckungsurteils  richtet  sich  nach  dem 
aus  der  inneren  Gesetzgebung  sich  ergebenden  Gerichtsstande  des  verurteilten 
Klägers;  im  Reiche  wird  die  Vorschrift  des  §  660  Abs.  2  der  Civilprozefs- 
ordnung  mafsgebend  sein.  j|  Was  unter  den  Begriff  der  Kosten  und  Auslagen 
des  Prozesses  fällt,  ist  selbstverständlich  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  von 
dessen  Gerichte  die  Verurteilung  in  die  Kosten  erfolgt,  zu  beurteilen.  ||  Der 
durch  das  Abkommen  hiermit  beschrittene  Weg  mag  insofern  gewisse  Bedenken 
erregen,  als  in  Ansehung  der  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urteile  die  Ent- 
scheidung über  den  Kostenpunkt  von  der  in  der  Hauptsache  getrennt  wird. 
Er  führt  aber  ohne  Zweifel  zu  einer  bedeutenden  Erleichterung  und  Sicherung 
des  internationalen  Rechtsverkehrs. 

Zu  d)  Armenrecht. 
Dafs  bei  der  Bewilligung  des  Armenrechts  in  gerichtlichen  Angelegen- 
heiten der  Ausländer  auf  gleichem  Fufse  mit  dem  Inländer  behandelt  werde, 
ist  eine  kaum  abweisbare  Forderung  des  Rechtsgefühls.  Diesen  Standpunkt 
teilt  auch  die  deutsche  Civilprozefsordnung  (§  106  Abs.  2),  die  dem  Ausländer, 
insoweit  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  den  Anspruch  auf  Bewilligung  des 
Armenrechts  gewährt.  ||  In  gleichem  Sinne  hat  das  Deutsche  Reich  die  oben 
angeführten  Vereinbarungen  getroffen;  auch  im  Verhältnis  zu  Italien  ist  laut 
der  Bekanntmachung  vom  1.  Oktober  1879  (Reichs  Gesetzblatt  S.  312)  die 
Feststellung  erfolgt,  dafs  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  sei.     Es  entspricht  des- 
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halb  der  deutschen  Rechtsanschauimg,  wenn  der  Artikel  14  vorsieht,  dafs  die  Nr.  11657. 
Angehörigen  eines  Vertragsstaates  in  jedem  anderen  unter  den  gleichen  Vor-  Deutsches 
aussetzungen  wie  dessen  eigene  Staatsangehörigen  Anspruch  auf  Bewilligung  30.Nov.i897. 
des  Armenrechts  haben  sollen.  Im  übrigen  ist  davon  abgesehen  worden,  die 
zum  Armenrechte  zugelassene  Partei  hinsichtlich  der  Befreiung  von  der  Ver- 
pflichtung zur  Sicherheitsleistung  günstiger  als  andere  Kläger  zu  stellen.  Viel- 
mehr finden,  soweit  sie  auf  Grund  des  Urteils  zur  Kostenerstattung  verpflichtet 
ist,  die  Artikel  12  und  13  Anwendung.  ||  In  den  Artikeln  15  und  16  sind 
für  die  Zulassung  von  Ausländern  zum  Armenrecht  einzelne  zweckmäfsig  er- 
scheinende Ausführungs- Bestimmungen  gegeben  worden.  Dabei  war  zu  berück- 
sichtigen, dafs  die  Partei  sich  in  einem  anderen  Lande  als  demjenigen  auf- 
halten kann,  in  welchem  sie  zum  Armenrecht  zugelassen  sein  will.  Die  Be- 
hörde des  Aufenthaltsorts  hat  das  Armutszeugnis  auszustellen  oder,  sofern  das 
Gesetz,  wie  z.B.  in  Belgien,  eine  Erklärung  des  Antragstellers  bezüglich  seines 
Unvermögens  zur  Bestreitung  der  Prozefskosten  erfordere,  diese  Erklärung 
entgegenzunehmen.  ||  Dieselbe  Behörde  ist  auch  befugt,  von  den  Behörden  aller 
anderen  Vertragsstaaten  Erkundigungen  über  die  Vermögensverhältnisse  des 
Antragstellers  einzuziehen.  Hierbei  können  nicht  nur  gerichtliche,  sondern 
namentlich  auch  Verwaltungsbehörden  in  Frage  kommen.  Hinsichtlich  des 
Geschäftsverkehrs  mit  ihnen  gilt  das  oben  zu  a  und  b  Gesagte,  wonach  der 
diplomatische  "Weg  offen  steht,  sofern  nicht  ein  einfacherer  zugelassen  wird. 
Dafs  Ermittelungen  auch  dann  zulässig  sind,  wenn  der  Ausländer  in  eben  dem 
Lande  wohnt,  wo  er  das  Armenrecht  in  Anspruch  nimmt,  kann  nach  der 
Fassung  des  Artikel  16  Abs.  1  nicht  zweifelhaft  sein.  Auch  in  dem  anderen 
Falle  soll  aber  der  Behörde  des  Landes,  in  welchem  das  Armenrecht  zu  ge- 
währen ist,  die  unbeschränkte  Nachprüfung  der  ihr  gelieferten  Unterlagen 
vorbehalten  bleiben  (Artikel  16  Abs.  2). 

Zu  e)  Personalhaft. 
Den  Beziehungen  zwischen  den  an  dem  Abkommen  beteiligten  Staaten 
entspricht  es  nicht,  die  Verhängung  der  Personalhaft  gegen  Fremde  unter 
leichteren  Voraussetzungen  als  gegen  Inländer  zuzulassen.  Dem  deutschen 
Rechte  ist  eine  Unterscheidung  zwischen  Ausländern  und  Reichsangehörigen  in 
dieser  Hinsicht  überhaupt  unbekannt.  |j  Wenn  im  Artikel  17  die  Gleichstellung 
der  einem  Vertragsstaat  angehörenden  Ausländer  mit  den  Inländern  in  Be- 
ziehung auf  die  Personalhaft  zum  Gegenstande  der  Vereinbarung  gemacht 
worden  ist,  so  haben  hierzu  hauptsächlich  die  Sondervorschriften  der  nieder- 
ländischen Prozefsordnung  über  die  Anwendung  der  Schuldhaft  gegen  Fremde 
Anlafs  gegeben.  (Niederländische  Civilprozefsordnung  Artikel  585  Nr.  10  und 
Artikel  768.) 
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Nr.  11658.  ÖSTERREICH -UNGARN  und  die  SCHWEIZ.  —  Über- 
einkommen, betreffend  die  Anwendung  besonderer 
Sanitätsmafsnahmen  für  den  Grenzverkebr  und  für 
den  Verkehr  über  den  Bodensee  bei  Cboleragefahr. 

Wien,  20.  März  1896. 
I.     Allgemeine  Bestimmung. 

Nr.  H658.  Das  vorliegende,  in  Anwendung  der  Bestimmungen  von  Titel  I,  V,  "VI  und 

osterreich-  vn  d       Anlage  I   zu   der  Dresdener  Sanitätskonvention   vom   15.  April  1893 

Ungarn    und  ° 

die  sciweiz.  abgeschlossene  Übereinkommen    bezieht  sich   auf  die  Mafsnahmen,    welche  in 
2o.Marzi896.  ^   orenzkezirken    der    beiden  Länder  bei  Ausbruch    der   Cholera  zur   Aus- 
führung gelangen  sollen,    in  Bezug  auf  den  Grenzverkehr  zu  Land,    sowie  in 
Bezug  auf  den  Verkehr  zu  Wasser. 

•        II.      Umschreibung  des  Grenzgebietes  und  Pflichten  der  Behörden  desselben. 

Artikel  1.  Das  vorliegende  Übereinkommen  betrifft  die  beiderseitigen 
Grenzgebiete  (mit  Inbegriff  der  Flüsse  und  Seen)  bis  auf  eine  Breite  von 
10  Kilometern,  von  der  Grenze  an  gerechnet.  ||  Artikel  2.  Zur  Ausführung 
der  nachfolgenden  Bestimmungen  sind  berufen:  in  Österreich-Ungarn  die  Be- 
zirkshauptmannschaften,  in  der  Schweiz  die  Regierungen  derjenigen  Kantone, 
in  deren  Gebiet  die  Grenzzone  fällt.  ||  Artikel  3.  Die  in  Artikel  2  genannten 
Behörden  geben  sich  gegenseitig  Nachricht  von  dem  Auftreten  der  Cholera, 
sobald  dieselbe  in  ihrem  Gebiete  amtlich  konstatiert  worden  ist,  von  der  wei- 
teren Ausbreitung  der  Krankheit,  von  den  zu  deren  Bekämpfung  ergriffenen 
Mafsnahmen  und  von  den  Beschränkungen,  welche  in  Betreff  des  Handels  und 
des  Personenverkehrs  aufgestellt  worden  sind.  ||  Artikel  4.  Die  Behörden  ver- 
öffentlichen im  ferneren  in  ihrem  Gebiete  die  wichtigeren  Verordnungen  der 
Behörden  des  Nachbarstaates,  um  dadurch  die  Bevölkerung  vor  den  Unan- 
nehmlichkeiten zu  bewahren,  welche  aus  der  Nichtkenntnis  der  in  der  Grenz- 
zone des  benachbarten  Landes  angeordneten  sanitätspolizeilichen  Mafsnahmen 
entstehen  könnten.  |j  Artikel  5.  Im  Interesse  der  gegenseitigen  Information 
sollen  die  Grenzbehörden  den  Sanitätsbeamten  des  Nachbarstaates,  welche  von 
der  Regierung  abgesandt  worden  sind,  um  sich  an  Ort  und  Stelle  von  dem 
Gesundheitszustande  des  benachbarten  Bezirkes  zu  überzeugen,  so  viel  als 
möglich  an  die  Hand  gehen.  Diese  Beamten  haben,  um  die  gewünschte  Aus- 
kunft zu  erhalten,  blofs  ihre  Legitimationspapiere  vorzuweisen,  und  zwar  in 
Österreich-Ungarn  den  Bezirkshauptmannschaften,  in  der  Schweiz  den  kan- 
tonalen Sanitätsbehörden  (mit  Einschlufs  der  „Amtsärzte"). 

III.     Mafsnahmen  hinsichtlich  des  Grenzverhehres. 

Artikel  6.  In  den  Fällen,  in  welchen  die  an  der  Grenze  sich  bietenden, 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten  das  in  der  Dresdener  Sanitätskonvention  vor- 
gesehene System  von  Vorkehrungen  nicht  als  eine  genügende  Garantie  für  den 
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Schulz  der  öffentlichen  Gesundheit   erscheinen  lassen,    können   gegenüber   dem  Nf-  i16^- 
verseuchten  Bezirke  folgende  weitergehende  Mafsuahmen  ergriffen  werden:         Ungarn  und 

A.    In  Bezug  auf  den  Waren-  und  Gepäckverkehr:  ao.Märzisoo". 

1.  Das  Verbot  der  Einfuhr  ||  a)  von  alten  Kleidern,  gebrauchten  Wäsche- 
stücken und  benutztem,  sonstigem  Bettzeug,  sofern  diese  Gegenstände  für  den 
Handel  bestimmt  sind,  ||  b)  von  Lumpen  und  Hadern,  welche  nicht  unter  die  in 
Titel  IV,  I,  2,  a  und  b  der  Dresdener  Sanitätskonvention  vorgesehenen  Ausnahmen 
fallen,  ||  kann  auf  eine  längere  Dauer  ausgedehnt  werden,  als  weiter  unten  in 
Artikel  10  angegeben  ist;  immerhin  soll  sich  diese  Ausdehnung  auf  das  un- 
bedingt Notwendige  beschränken.  ||  2,  Die  Einfuhr  von  Übersiedelungseffekten 
(Umzugsgut),  welche  infolge  eines  Wohnungswechsels  befördert  werden,  und  von 
Gepäcksendungen,  eventuell  auch  von  Reisegepäck  (Passagiergut  und  Handgepäck) 
kann  auf  bestimmte  Eingangspunkte,  welche  mit  den  nötigen  Desinfektionsein- 
richtnngen  versehen  sind,  beschränkt  werden.  ||  Ferner  kann  verlangt  werden,  dafs 
die  schmutzige  Wäsche,  die  getragenen  Kleider  und  das  benutzte  Bettzeug  unter 
allen  Umständen  vor  der  Zulassung  zur  Einfuhr  nach  der  von  der  Regierung  des 
Bestimmungslandes  aufgestellten  Vorschrift  desinfiziert  werden.  ||  Die  Grenzbehör- 
den beider  Staaten  werden  sich  gegenseitig  ein  Verzeichnis  der  oben  erwähnten 
Eingangspunkte  mitteilen. 

B.  In  Bezug  auf  den  Personenverkehr. 
1.  Sämtliche  die  Grenze  passierenden  Personen  können  der  in  der  Dres- 
dener Sanitätskonvention  vorgesehenen ,  ärztlichen  Besichtigung  unterstellt 
werden.  ||  Um  die  Durchführung  einer  derartigen  Kontrolle  zu  ermöglichen  und 
hierdurch  die  Verkehrsfreiheit  an  den  wichtigsten  Punkten  zu  wahren,  kann 
es  nötig  werden,  den  Personenverkehr  auf  einzelne  frequentiertere  Grenzüber- 
gänge zu  beschränken  und  die  zwischenliegenden  abzusperren.  ||  Doch  soll  diese 
letztere  Mafsregel  nur  im  äufsersten  Notfalle  ergriffen  werden.  ||  2.  Die  aus 
einem  verseuchten  Orte  kommenden  Personen  können  angehalten  werden,  das 
Ziel  ihrer  Reise  anzugeben,  damit  sie  am  Ankunftsorte  einer  fünftägigen  ärzt- 
lichen Überwachung  unterstellt  werden.  ||  3.  Gegen  gewisse  Kategorien  von 
Personen,  welche  truppweise  reisen,  wie  Zigeuner,  Auswanderer,  Wallfahrer, 
Arbeiter,  können' strengere  Mafsregeln  ergriffen  werden;  ebenso  gegen  Vaga- 
bunden, Bettler  und  Personen,  welche  ein  aus  Anlafs  der  Cholera  verbotenes 
Gewerbe  betreiben.  ||  Wenn  auch  nur  der  Vordacht  vorliegt,  dafs  dieselben  aus 
einem  infizierten  Bezirke  kommen,  so  sind  sie  erst  nach  einer  genauen  ärzt- 
lichen Inspektion  und  nach  Durchführung  der  notwendigen  Desinfektionsmafs- 
nahmen,  sowie  unter  Benachrichtigung  der  Polizeibehörde  des  Bestimmungsortes 
einzulassen.  ||  Der  Eintritt  solcher  Personen  kann  auf  bestimmte  Eingangs- 
stationen beschränkt  oder  unter  Umständen  gänzlich  untersagt  werden.  ||  Durch 
diese  Bestimmung  soll  aber  die  Ausführung  von  Mafsuahmen  der  Auslieferung, 
der  Ausweisung  oder  der  Heimtransportierung  in  keiner  Weise  beeinträchtigt 
werden.  ||  4.  Personen,  welche  cholerakrank  sind  oder  choleraähnliche  Erschei- 


342  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  ii658.  nungen  darbieten,  kann  das  Überschreiten  der  Grenze  untersagt  werden.     Die 

Osterreich-    n  ,     ,         , 

Ungarn  und  «renzbeliorden  zeigen  derartige  Fälle   den  Verwaltungsbehörden   des   nachbar- 
cüo  Schweiz,  liehen  Grenzbezirkes  an,  damit  diese  die  notwendigen  Mafsregeln  ergreifen.    In- 

20.Märzl896.        .      .  ,    .  b  b  b 

zwischen  leisten  erstere  den  erkrankten  Personen  die  notwendige  Hilfe. 

Artikel  7.  Die  Bestimmungen  des  Artikels  6  B  (Personenverkehr)  be- 
ziehen sich  entsprechend  dem  Sinne  der  Dresdener  Konvention  nicht  auf  die  im 
Dienst  befindlichen  öffentlichen  Beamten,  Bahn-  und  Postbeamten  und  Sanitäts- 
personen, damit  dieselben  ungehindert  ihren  Pflichten  nachkommen  können.  || 
Auch  die  Personen,  welche  zur  Besorgung  ihres  Geschäftes  oder  zur  Bewirt- 
schaftung von  Grundstücken  regelmäfsig  die  Grenze  überschreiten  müssen,  sind 
jeglicher  Präventivbehandlung  enthoben,  vorausgesetzt,  dafs  sie  kein  wegen  der 
Cholera  verbotenes  Gewerbe  treiben  und  sie  auch  nicht  gegen  die  Vorschriften 
des  Artikels  6  A  (Waren-  und  Gepäckverkehr)  verstofsen. 

Artikel  8.  In  dem  Falle,  wo  aus  einer  infizierten  Gegend  des  einen  ein 
Massentransport  nach  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  in  Aussicht  genommen 
ist,  werden  die  Behörden  des  ersteren  die  Grenzbehörden  des  letzteren  recht- 
zeitig davon  in  Kenntnis  setzen.  Auch  werden  sie  dafür  Sorge  tragen,  dafs 
von  allfällig  unterwegs  vorkommenden  Choleraerkrankungen  den  Grenzbehörden 
des  Nachbarlandes  ohne  Verzug  Kenntnis  gegeben  wird.  In  den  Fällen,  in 
denen  der  Transport  mittelst  Eisenbahn  stattfindet,  sollen  hiezu  nach  Möglich- 
keit eigene  und  abgesonderte  Wagen  benützt  werden. 

Artikel  9.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  6,  7  und  8  gelten  auch  für 
den  Schiffsverkehr  über  den  Bodensee.  ||  Es  wird  ferner  vereinbart,  dafs  die  in 
Artikel  1—5  dieses  Abkommens  enthaltenen  Vorschriften  ebenfalls  für  die- 
jenigen Bodenseehäfen  Geltung  haben  sollen,  welche  weiter  als  10  Kilometer 
von  der  Grenze  entfernt  sind,  welche  aber  mit  Häfen  des  anderen  Landes  im 
regelmäfsigen  Schiffsverkehr  stehen. 

Artikel  10.  Zehn  Tage  nach  Konstatierung  des  letzten  Cholerafalles  sollen 
die  oben  angegebenen  Schutzmafsregeln,  mit  Ausnahme  der  in  Artikel  6,  lit.  A, 
Ziff.  1.,  enthaltenen,  aufgehoben  werden,  immerhin  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  die  erforderlichen  Desinfektionen  ausgeführt  worden  seien. 

IV.     Beitritt  des  Fürstentums  Liechtenstein. 

Dem  Fürstentum  Liechtenstein  wird  das  Recht  eingeräumt,  mittelst  Noti- 
fikation seinen  Beitritt  zu  dem  gegenwärtigen  Übereinkommen,  welches  ihm 
von  dem  k.  und  k.  Ministerium  des  Äufsern  mitgeteilt  werden  wird,  zu  er- 
klären. ||  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  tritt  vier  Wochen,  nachdem  das- 
selbe mittelst  Notenaustausches  zwischen  den  beteiligten  Regierungen  ratifiziert 
worden  ist,  in  Kraft  und  erlischt  sechs  Monate  nach  erfolgter  Kündigung 
seitens  eines  der  vertragschliefsenden  Staaten. 

Geschehen  in  Wien,  in  doppelter  Ausfertigung,  am  20.  März  1896. 
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Nr.    11659.    ITALIEN    und    NIEDERLANDE.     —    Auslieferungs- 
vertrag. 

Haag,  28.  Mai  1897. 

Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  et  en  Son  Nora  Sa  Majeste  la  Reine-  Nr- ,11659- 
Regente  du  Royaume  et  Sa  Majeste  le  Roi  de  l'Italie,  ||  ayant  resolu,  d'un  Niederlande. 
commun  accord,  de  conclure  une  nouvelle  Convention  pour  l'extradition  des28-Mai  ,897- 
malfaiteurs,  ont  nomme  ä  cet  effet  pour  Leurs  plenipotentiaires,  savoir: 

Sa  Majeste  la  Reiue-Regente  du  Royaume  des  Pays-Bas:  j|  Messieurs  le 
jonkheer  Joan  Röell,  Chevalier  de  l'ordre  du  Lion  Neerlandais,  etc.  etc., 
Ministre  des  Affaires  Etrangeres,  Guillaume  van  der  Kaay,  Chevalier  de  l'ordre 
du  Lion  Neerlandais,  etc.  etc.,  Ministre  de  la  Justice,  et  Jacques  Henri 
Bergsma,  commandeur  de  l'ordre  du  Lion  Neerlandais,  etc.  etc.,  Ministre  des 
Colonies; 

Sa  Majeste"  le  Roi  d'Italie:  ||  Monsieur  le  corate  Alexandre  Zannini,  com- 
mandeur de  l'ordre  des  Saints  Maurice  et  Lazare,  grand-officier  de  l'ordre  de 
la  Couronne  d'Italie,  etc.  etc.,  Son  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Pleni- 
potentiaire  pres  la  Cour  des  Pays-Bas; 

lesquels,  aprös  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne 
et  due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier. 

Le  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  le  Gouvernement  d'Italie  s'engagent  ä 
se  livrer  reciproquement,  d'apres  les  regles  determinees  par  les  articles  suivants, 
et  pour  autant  que  les  lois  des  deux  Pays  en  permettent  l'extradition,  les  in- 
dividus  condamnes  ou  prevenus  a  raison  d'un  des  faits  ci-apres  enumeres, 
commis  hors  du  territoire  de  l'Etat,  auquel  l'extradition  est  demandee;  || 
1°  meurtre  ou  assassinat,  que  ces  crimes  soient  commis  contre  le  Souverain, 
l'Heritier  du  Tröne,  le  Chef  d'un  Etat  ami  ou  toute  autre  personne;  ||  2°  me- 
naces,  faites  par  6crit  et  sous  une  condition  determinee;  ||  3°  avortement,  pro- 
cure  par  la  femme  enceinte  ou  par  d'autres;  ||  4°  voies  de  fait,  ou  faits  nui- 
sibles  ä  la  sante  commis  ä  dessein ,  ayant  occasionne  une  grave  lesion 
corporelle  ou  la  mort,  ou  ayant  ete  commis  avec  premeditation ;  sevices 
graves;  ||  5°  viol;  attentat  ä  la  pudeur  commis  avec  violence  ou  menaces;  le 
fait  d'avoir,  en  deliors  du  mariage,  un  commerce  charnel  avec  une  femme,  ou 
tout  autre  acte  d'immoralite,  lorsque  le  coupable  sait  que  la  personne  avec 
laquelle  il  commet  de  tels  actes,  est  evanouie  ou  sans  connaissance,  ou  lorsque 
la  circonstance  de  l'äge  de  cette  personne  suffit  pour  rendre  le  fait  punis- 
sable;  ||  6°  corruption  de  mineurs  en  les  excitant  ä  commettre  ou  h  subir  des 
actes  d'immoralite,  ou  ä  avoir,  en  dehors  du  mariage,  un  commerce  charnel 
avec  un  tiers;  excitation  de  mineurs  ä  la  debauche  et  tout  acte  ayant  pour 
objet  de  favoriser  leur  debauche;  ||  7°  bigamie;  ||  8°  enlevement,  recel,  sup- 
pression,  Substitution  ou  supposition  d'un  ent'ant;  ||  9°  enlevement  de  mineurs;  || 
10°   contrefagon  ou  alteration  de  monnaies   et  de  papier-monnaie,    entreprise 
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Nr.  11650.  dans    le    dessein    d'emettre  ou   de  faire  emettre  ces   monnaies  ou  ce  papier- 

Italien  und  . 

Niederlande. raonnaie  comme  non-contrefaits  et  non-alteres,  ou  mise  en  circulation  de  mon- 
28.Mai  i897.naies  ou  de  papier-monnaie  contrefaits  ou  älteres,  lorsqu'elle  a  lieu  ä  dessein.  || 
11°  contrefacon  ou  falsification  de  timbres  et  de  marques  de  l'Etat  ou  de 
marques  d'ouvrier  exigees  par  la  loi;  ||  12°  faux  en  ecriture  et  usage  fait  ä 
dessein  de  l'ecriture  fausse  ou  falsifiee;  la  detention  ou  rintroduetion  de 
l'etranger  de  billets  d'une  banque  de  circulation  fondee  en  vertu  de  disposi- 
tions  legales,  dans  le  dessein  de  les  mettre  en  circulation  comme  n'etant  ni 
faux  ni  falsifi^s,  lorsque  l'auteur  savait  au  moment  oü  il  les  a  recus,  qu'ils 
etaient  faux  ou  falsifies;  ||  13°  faux  serments;  ||  14°  corruption  de  fonetionnaires 
publics;  coneussion;  detournement  commis  par  des  fonetionnaires  ou  par  ceux 
qui  sont  consideres  comme  tels;  |]  15°  incendie  allume  ä  dessein,  lorsqu'il  peut 
en  resulter  un  danger  commun  pour  des  biens  ou  un  danger  de  mort  pour 
autrui;  incendie  allume"  dans  le  dessein  de  se  procurer  ou  de  procurer  ä  un 
tiers  un  profit  illegal  au  detriment  de  l'assureur  ou  du  porteur  legal  d'un 
contrat  ä  la  grosse;  ||  16°  destruetion  illegale  commise  ä  dessein  d'un  ödifice 
appartenant  en  tout  ou  en  parti  ä  un  autre  ou  d'un  edifice  ou  d'une  con- 
struetion,  lorsqu'il  peut  en  resulter  un  danger  commun  pour  des  biens  ou  un 
danger  de  mort  pour  autrui;  j|  17°  actes  de  violence  commis  en  public,  ä  forces 
reunies,  contre  des  personnes  ou  des  biens;  ||  18°  le  fait  illegal  commis  ä  des- 
sein de  faire  couler  ä  fond,  de  faire  echouer,  de  detruire,  de  rendre  impropre 
ä  l'usage  ou  de  deteriorer  un  navire,  lorsqu'il  peut  en  resulter  un  danger 
pour  autrui;  ||  19°  erneute  et  insubordination  des  passagers  ä  bord  d'un  navire 
contre  le  capitaine  et  des  gens  de  l'equipage  contre  leurs  superieurs;  }|  20°  le 
fait  commis  ä  dessein  d'avoir  mis  en  peril  un  convoi  sur  un  chemin  de  fer ;  || 
21°  vol;  escroquerie;  abus  des  blanc-seing;  detournement;  abus  de  confiance;|| 
22°banqueroute  frauduleuse.  j|  Sont  comprises  dans  les  qualifications  precedentes 
la  tentative  et  la  complicite,  lorsqu'elles  sont  punissables  d'apres  la  legislation 
du  pays  auquel  l'extradition  est  demandee.  ||  En  aueun  cas  l'extradition  n'aura 
lieu:  ||  1°  pour  les  condamnes,  lorsque  la  peine  prononcee  sera  de  moins  de 
six  mois  d'emprisonnement;  ||  2°  pour  les  prevenus  et  les  aecuses,  lorsque  le 
maximum  de  la  peine  applicable  au  fait  incrimine  sera,  d'apres  la  loi  du  pays 
r£clamant,  de  moins  de  deux  ans  d'emprisonnement. 

Article  2. 
L'extradition  n'aura  pas  lieu:  ||  1°  lorsque  le  fait  a  ete  commis  dans  un 
pays  tiers  et  que  le  Gouvernement  de  ce  pays  requiert  l'extradition;  ||  2°  lors- 
que la  demande  en  sera  motivee  par  le  meme  fait,  pour  lequel  l'individu  re- 
clame  a  £te  juge  dans  le  pays  auquel  l'extradition  est  demandee  et  du  chef 
duquel  il  y  a  ete  condamne,  absous  ou  acquitte;  ||  3°  si,  d'apres  les  lois  du 
pays  auquel  l'extradition  est  demande'e,  la  prescription  de  l'action  ou  de'la 
peine  est  acquise  avant  l'arrestation  de  l'individu  reclame,  ou,  l'arrestation 
n'ayant  pas  encore  eu  lieu,  avant  qu'il  n'ait  ete  cite  devant  le  tribunal  pour 
etre  entendu. 
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Article  3.  Nr.  nm. 

•Italien  und 

L'extraditiou   n'aura   pas   lieu  aussi  longtemps  que  l'individu  reclame"  est  Niederlande. 
poursuivi  pour  le  menie   fait  dans  le  pays  auquel  l'extradition  est  demandee." 

Article  4. 

Si  l'individu  reclame  est  poursuivi  ou  subit  une  peine  pour  une  autre 
infraction  que  celle  qui  a  donne  lieu  ä  la  demande  d'extradition,  son  extra- 
dition ne  sera  accordee  qu'apres  la  fin  de  la  poursuite  dans  le  pays  auquel 
1'extradition  est  demandee,  et,  en  cas  de  condaranatiou,  qu'apres  qu'il  aura 
subi  sa  peine  ou  qu'il  aura  ete  gracie.  Neanmoins,  si  d'apres  les  lois  du 
pays  qui  demande  l'extradition,  la  prescription  de  la  poursuite  pouvait  resulter 
de  ce  delai,  son  extradition  sera  accordee,  si  des  considerations  speciales  ne 
s'y  opposent,  et  sous  l'obligation  de  renvoyer  l'extrade  aussitöt  que  la  pour- 
suite dans  ce  pays  sera  finie. 

Article  5. 

L'individu  extrade  ne  pourra  etre  ni  poursuivi  ni  puni,  dans  le  pays 
auquel  l'extradition  a  ete  accordee,  pour  un  fait  punissable  quelconque  non 
prevu  par  la  presente  Convention  et  anterieur  ä  son  extradition,  ni  extrade  ä 
un  etat  tiers  saus  le  consentement  de  celui  qui  a  accorde  l'extradition,  a  moins 
qu'il  n'ait  eu  la  liberte  de  quitter  de  nouveau  le  pays  susdit  pendant  un  mois 
apres  avoir  ete  juge,  et,  en  cas  de  condamnation,  apres  avoir  subi  sa  peine 
ou  apres  avoir  ete  gracie.  j|  II  ne  pourra  pas  non  plus  etre  poursuivi  ni  puni 
du  chef  d'un  fait  prevu  par  la  Convention,  anterieur  a  l'extradition,  sans  le 
consentement  du  gouvernement  qui  a  livre  l'extrade  et  qui  pourra,  s'il  le  juge 
convenable,  exiger  la  production  de  Tun  des  documents  mentionnes  dans  l'ar- 
ticle  7  de  la  presente  Convention.  Toutefois,  ce  consentement  ne  sera  pas 
necessaire  lorsque  l'inculpe  aura  demande  spontanement  k  etre  juge  ou  k  subir 
sa  peine  ou  lorsqu'il  n'aura  pas  quitte,  dans  le  delai  fixe  plus  haut,  le  terri- 
toire  du  pays  auquel  il  a  ete  livre. 

Article  6. 

Les  dispositions  du  present  traite  ne  sont  point  applicables  aux  delits 
politiques.  La  personne  qui  a  £te  extradee  ä  raison  de  l'un  des  faits  de 
droit  commun  mentionnes  ä  l'article  1,  ne  peut,  par  consequent,  en  aucun  cas, 
etre  poursuivi  et  punie  dans  l'etat  auquel  l'extradition  a  ete  accordee,  ä  raison 
d'un  delit  politique  commis  par  eile  avant  l'extradition,  ni  ä  raison  d'un  fait 
connexe  k  un  semblable  delit  politique,  ä  moins  qu'elle  n'ait  eu  la  liberte  de 
quitter  de  nouveau  le  pays  pendant  un  mois  apres  avoir  £te  jugee  et,  en  cas 
de  condamnation,  apres  avoir  subi  sa  peine  ou  apres  avoir  ete  graciee.  ||  L'ex- 
tradition sera  accordee,  lors  meme  que  le  coupable  alleguerait  un  motif  ou  un 
but  politique,  si  le  fait  pour  lequel  eile  est  demandee  constitue  essentielle- 
ment  un  delit  commun. 
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Nr.  11659.  Article  7. 

Italien  und 

Niederlande.  L'extradition  sera  demandee  par  la  voie  diplomatique  et  ne  sera  accordee 

28.Mai  iS97.  que  sur  ja  production  de  l'original  ou  d'une  expedition  authentique,  soit  d'un 
jugement  de  condamnation,  soit  d'une  ordonnance  de  mise  en  accusation  ou 
de  renvoi  devant  la  justice  repressive  avec  mandat  d'arret,  soit  d'un  mandat 
d'arret,  delivre  dans  les  formes  prescrites  par  la  legislation  de  l'Etat  qui  fait 
la  demande,  et  indiquant  suffisamment  le  fait  dont  il  s'agit  pour  mettre  l'Etat 
requis  ä  meme  de  juger  s'il  constitue,  d'apres  sa  legislation,  un  cas  prevu 
par  la  präsente  Convention,  ainsi  que  la  disposition  peuale  qui  lui  est  ap- 
plicable. 

Article  8. 

Les  objets  saisis  en  la  possession  de  l'individu  reclame  seront  livr£s  ä 
l'etat  requerant,  si  l'autorite  competente  de  l'etat  requis  en  a  ordonne  la 
remise. 

Article  9. 

En  attendant  la  demande  d'extradition  par  la  voie  diplomatique,  l'ar- 
restation  provisoire  de  l'individu  dont  l'extradition  peut  etre  requise  aux  ter- 
mes  de  la  presente  Convention,  pourra  etre  demandee:  du  cöte  des  Pays-Bas 
par  tout  officier  de  justice  ou  tout  juge  d'instruction  (juge  commissaire);  du 
cöte  de  l'Italie  par  tout  procureur  du  Roi.  ||  L'arrestation  provisoire  est  sou- 
mise  aux  formes  et  aux  regles  prescrites  par  la  legislation  du  pays  auquel  la 
demande  est  faite. 

Article  10. 

L'etranger  arrete  provisoirement,  aux  termes  de  l'article  precedent,  sera, 
ä  moins  que  son  arrestation  ne  doive  etre  maintenue  pour  un  autre  motif, 
mis  en  liberte,  si,  dans  le  delai  de  vingt  jours  apres  la  date  du  mandat  d'ar- 
restation  provisoire,  la  demande  d'extradition  par  la  voie  diplomatique,  avec 
remise  des  documents  prescrits  par  la  presente  Convention,    n'a  pas  ete"  faite. 

Article  11. 

Lorsque,  dans  la  poursuite  d'une  affaire  penale,  excepte  le  cas  prevu  par 
l'article  6,  un  des  Gouvernements  jugera  necessaire  de  faire  proceder  dans  le 
territoire  de  l'autre  Etat  ä  une  expertise,  ä  l'interrogatoire  d'inculpes  ou  k 
l'audition  de  temoins,  une  commision  rogatoire  sera  envoyee  ä  cet  effet  par 
la  voie  diplomatique,  et  il  y  sera  donne"  suite,  en  observant  les  lois  du  pays 
ou  les  experts,  les  inculpes  ou  les  temoins  seront  invitös  ä  comparaitre.  Les 
frais  occasionnes  par  les  expertises  resteront  k  la  Charge  de  l'Etat,  qui  en 
fait  la  demande.  En  cas  d'urgence  toutefois  une  commission  rogatoire  pourra 
etre  directement  adressöe  par  l'autorite  judiciaire  dans  l'un  des  6tats  ä  l'auto- 
rite judiciaire  dans  l'autre  etat.  ||  Toute  commission  rogatoire,  ayant  pour  but 
de  demander  une  audition  de  temoins,  devra  etre  accompagnee  d'une  traduc- 
tion  frangaise. 
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Article  12.  Nr.  11659. 

Italien  und 

Si  dans  une  cause  penale  non-politique  la  comparution  personnelle  d'un  Niederlande. 
temoin  dans  l'autre  pays  est  n^cessaire  ou  desiree,  son  gouvernement  l'en- " 
gagera  ä  se  rendre  ä  l'invitation  qui  lui  sera  faite,  et,  en  cas  de  consente- 
ment,  il  lui  sera  accorde  des  frais  de  voyage  et  de  sejour,  d'apres  les  tarifs 
et  reglements  en  vigueur  dans  le  pays  oü  l'audition  devra  avoir  lieu,  sauf  le 
cas  oü  le  gouvernement  requerant  estimera  devoir  allouer  au  temoin  une  plus 
forte  inderanite.  ||  Aucun  temoin,  quelle  que  soit  sa  nationalite,  qui,  cite  dans 
Tun  des  deux  pays,  comparaitra  volontairement  devant  les  juges  de  lautre 
pays,  11  e  pourra  y  etre  poursuivi  ou  detenu  pour  des  faits  ou  condamnations 
criminels  anterieurs,  ni  sous  pretexte  de  complicite  dans  les  faits  objets  du 
proces  oü  il  figurera  comme  temoin. 

Article  13. 

Lorsque,  dans  une  cause  penale  non-politique,  la  confrontation  de  crimi- 
nels, detenus  dans  l'autre  etat,  ou  bien  la  Communications  de  pieces  ä  con- 
viction  ou  de  documents,  qui  se  trouveraient  entre  les  mains  des  autorites  de 
l'autre  pays,  sera  jugee  utile  ou  necessaire,  la  demande  en  sera  faite  par  la 
voie  diplomatique,  et  l'on  y  donnera  suite  ä  moins  de  considerations  speciales 
qui  s'y  opposent,    et  sous  l'obligation  de  renvoyer  les  criminels  et  les  pieces. 

Article  14. 

Le  transit,  ä  travers  le  territoire  de  Tun  des  Etats  contractants,  d'un 
individu  livre  par  une  tierce  puissance  ä  l'autre  partie  et  n'appartenant  pas 
au  pays  du  transit,  sera  accorde  sur  la  simple  production,  en  original  ou  en 
expedition  authentique,  de  l'un  des  actes  de  procedure  mentionnes  ä  1' article  7, 
pourvu  que  le  fait  servant  de  base  ä  l'extradition  soit  compris  dans  la  pre- 
sente  Convention  et  ne  rentre  pas  dans  les  previsions  des  articles  2  et  6,  et 
que  le  transport  ait  lieu,  quant  ä  l'escorte,  avec  le  concours  de  fonctionnaires 
du  pays  qui  a  autorise  le  transit  sur  sou  territoire.  ||  Les  frais  du  transit 
seront  ä  la  Charge  de  l'etat  requerant. 

Article  15. 

Les  Gouvernements  respectifs  renoncent  de  part  et  d'autre  ä  toute  r£cla- 
mation  pour  la  restitution  des  frais  d'entretien,  de  transport  et  autres,  qui 
pourraient  resulter,  dans  les  limites  de  leurs  territoires  respectifs,  de  l'extra- 
dition des  prevenus,  accuses  ou  condamnes,  ainsi  que  de  ceux  resultant  de 
l'execution  des  commissions  rogatoires,  du  transport  et  du  renvoi  des  crimi- 
nels ä  confrontcr,  et  de  l'envoi  et  de  la  restitution  des  pieces  de  conviction 
ou  des  documents.  ||  Au  cas  oü  le  transport  par  mer  serait  juge  preferable, 
l'individu  ä  extrader  sera  conduit  au  port  que  d£signera  l'agent  diplomatique 
ou  consulaire  du  Gouvernement  requerant,  aux  frais  duquel  il  sera  embarque. 
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Nr.  H659.  Article  16. 

Italien  und 

Niederlande.  Les  deux  Gouvernements  s'engagent  ä  se  communiquer  rßciproquement  les 

"8-Mall897'arrets  de  condamnation  pour  delits  de  toute  espece,  qui  auront  ete  prononces 
par  les  tribunaux  de  Tun  des  deux  Etats  contre  les  sujets  de  l'autre.  ||  Cette 
communication  sera  effectuee  moyennant  l'envoi  par  voie  diplomatique,  et  dans 
la  forme  qui  sera  etablie,  du  jugement  prononce  et  devenu  definitif  au  Gou- 
vernement dont  le  condamne  est  sujet. 

Article  17. 
Les  stipulations  de  la  presente  Convention  seront  applicables  aux  colonies 
et  possessions  etrangeres  des  deux  Hautes  Parties  contractantes ,  sauf  ä  tenir 
compte  des  lois  speciales  en  vigueur  dans  lesdites  colonies  ou  possessions.  || 
La  demande  d'extraditon  du  malfaiteur,  qui  s'est  reTugie  dans  une  colonie  ou 
possession  etrangere  de  l'autre  Partie,  pourra  aussi  etre  faite  directement  au 
gouverneur  ou  fonctionnaire  principal  de  cette  colonie  ou  possession  par  le 
gouverneur  ou  fonctionnaire  principal  de  l'autre  colonie  ou  possession,  pour 
autant  que  les  deux  colonies  ou  possessions  etrangeres  sont  situees  dans  l'Asie 
ou  l'Afrique  Orientale.  ||  Lesdits  gouverneurs  ou  premiers  fonctionnaires  auront 
la  faculte  soit  d'accorder  l'extradition  soit  d'en  röferer  ä  leur  Gouverne- 
ment. ||  Le  delai  pour  la  mise  en  libert£,  vise  ä  l'article  10,  sera  de 
soixante  jours. 

Article  18. 

La  presente  Convention  entrera  en  vigueur  quatre  mois  apres  l'echange 
des  ratifications.  ||  A  partir  de  sa  mise  ä  execution  les  Conventions  du  20  no- 
vembre  1869  et  du  26  juillet  1886  cesseront  d'etre  en  vigueur  et  seront 
remplacees  par  la  presente  Convention,  laquelle  continuera  ä  sortir  ses  effets 
jusqu'ä  six  mois  apres  declaration  contraire  de  la  part  de  Tun  des  deux  Gou- 
vernements. ||  Elle  sera  ratifiee  et  les  ratifications  en  seront  echangöes  aussitöt 
que  faire  se  peut. 

En  foi  de  quoi,  les  plenipotentiaires  respectifs  ont  signe  la  presente  Con- 
vention et  y  ont  appose  leurs  cachets. 

Fait,  en  double,  ä  la  Haye,  le  28  Mai  1897. 
(L.  S.)         J.  Röell. 

(L.  S.)         van  der  Kaay.  (L.  S.)         Zannini. 

(L.  S.)         Bergsma. 

Nr.  11660.  FEANKREICH  und  GUATEMALA.  —  Abkommen  zum 
Schutz  des  Eigentums  an  litterarischen  und  künst- 
lerischen Werken. 

Guatemala,  21.  August  1895. 

Frankreich  Le  President  de  la  Republique  de  Guatemala  et  le  President  de  la  Re- 

und       publique  Franchise,  egalement  animes  du  desir  d'adopter  d'un  commun  accortl 

Guatemala.    ,  .         ,    .  ,    . 

2i.Aug.i895. ies  mesures  qui  leur  ont  paru   les  plus  propres  ä  garantir  reciproquement  la 
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propriete    des    oeuvres   litteraires,    scientifiques   ou   artistiques,    ont    resolu   de  Nr.  neeö. 
conclure  ä  cet  effet  dans  l'interet  des  deux  Nations    une  Convention  speciale    ra°„"T 
et  ont  norame  pour  Leurs  Plenipotentiaires,  savoir:  ||  Le  President  de  la  R6-  Guatemala, 
publique  de  Guatemala,  M.  le  Licencie  Don  Jorge  Munoz,  Sccretaire  d'Etat  au    '  "e 
Departement  des  Relations  Exterieures  de  la  Republique;  ||  Le  President  de  la 
Republique    Francaise,    M.   Casimir   Paul    Cballet,    Envoye    Extraordir.aire    et 
Ministre  Plenipotentiaire  de  France  en  Centre-Amerique,  Officier  de  la  Legion 
d'Honneur,    etc.  ||  Lesquels,    apres    s'etre   communiques  leurs   pleins  pouvoirs, 
trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  1.  Les  auteurs  d'oeuvres  litteraires,  scientifiques  ou  artistiques, 
que  les  oeuvres  soient  publiees  ou  non,  jouiront  dans  chacun  des  deux  pays, 
reciproquement,  des  avantages  qui  y  sont  ou  seront  accordes  par  la  loi  pour 
la  protection  des  ouvrages  de  litterature,  de  science  ou  d'art,  Ils  y  auront, 
pour  la  garantie  de  ces  avantages,  pour  l'obtention  de  dommages  et  interets 
et  pour  la  poursuite  des  contrefacons,  la  meme  protection  et  le  meine  recours 
legal  qui  sont  ou  seront  accordes  aux  auteurs  nationaux  dans  chacun  des 
deux  pays,  tant  par  les  lois  speciales  sur  la  protection  litteraire  et  artistique, 
que  par  la  legislation  generale  en  matiere  civile  et  penale.  ||  L'expression 
oeuvres  litteraires,  scientifiques  ou  artistiques  comprend  les  livres,  brochures,  ou 
tous  autres  ecrits;  les  oeuvres  dramatiques  ou  dramatico-musicales  avcc  ou 
sans  paroles;  les  compositions  musicales  et  les  arrangements  de  musique,  les 
oeuvres  choreographiques;  les  oeuvres  de  dessin,  de  peinture,  de  sculpture, 
de  gravure;  les  lithographies,  les  illustrations;  les  cartes  geographiques;  les 
pbotographies  et  notamment  les  phototypies;  les  plans,  croquis  et  ouvrages 
plastiques  relatifs  ä  la  geographie,  ä  la  topographie,  ä  l'architecture  ou  aux 
sciences  en  general;  enfin  toute  production  quelconque  du  domaine  litteraire, 
scientifique  ou  artistique  qui  pourrait  etre  publiee  par  n'importe  quel  mode 
d'impression  ou  de  reproduction. 

Article  2.  Pour  assurer  ä  tous  les  ouvrages  de  litterature,  de  science 
ou  d'art  la  protection  stipulee  dans  l'article  premier,  les  dits  auteurs  ou  edi- 
teurs  devront  deposer  prealablement  au  Ministere  de  l'Instruction  Publique 
trois  exemplaires  de  l'ceuvre  dont  ils  veulent  garantir  dans  les  deux  pays  la 
propriete  contre  toute  contrefagon  ou  reproduction  illicite;  le  Ministere  de 
l'Instruction  Publique  devra  leur  delivrer  un  certificat  constatant  le  depot  des 
oeuvres  y  indiquees,  lcquel  jiermettra  ä  l'interesse  de  se  presenter  devant 
l'autorite  publique  competente  pour  y  revendiquer  ses  droits.  |j  Neanmoins,  en 
ce  qui  concerne  les  oeuvres  d'art,  telles  que  statues,  vitraux,  medailles, 
tableaux,  oeuvres  d'architecture,  etc.,  etc.,  il  suffira  que  l'auteur  ou  le  proprie- 
taire  effectue  le  depot  d'une  reproduction  sous  forme  de  dessin,  de  gravure 
ou  de  Photographie. 

Article  3.  Les  stipulation  de  l'article  premier  s'appliqucnt  £galement  ä 
la  repr6sentation  ou  ä  l'execution  dans  Fun  des  deux  Etats  des  oeuvres  dra- 
matiques ou  musicales  d'auteurs  ou  de  compositeurs  de  l'autre  pays. 
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Nr.  U660.  Article  4.     Sont  expressement  assimilees  aux  oeuvres  originales  les  tra- 

irankreich  (juc^ons  <jes  o^vres  nationales  ou  etrangeres  faites  par  un  auteur  appartenant 

Guatemala,  ä  Tun  des  deux  Etats.     Ces  traductions  jouiront,  ä  ce  titre,   de  la  protection 

21. Aug.  1895.  stipulee  par  la  presente  Convention  pour  les  oeuvres  originales,  en  ce  qui  con- 

cerne  leur  reproduction  non  autorisee  dans  l'autre  Etat.    II  demeure  bien  en- 

tendu,  toutefois,  que  le  present  article  a  uniquement  pour  but  de  proteger  le 

traducteur  en  ce  qui  concerne  la  Version  qu'il  a  faite  de  l'oeuvre  originale,  et 

non  de  conferer  un  droit  exclusif  de  traduction   au   premier   traducteur   d'une 

oeuvre  quelconque  ecrite  en  langue  morte  ou  vivante. 

Article  5.  Les  nationaux  de  Tun  des  deux  pays,  auteurs  d'oeuvres  origi- 
nales, auront  le  droit  de  s'opposer  ä  la  publication  dans  l'autre  pays  de  toute 
traduction  de  ces  oeuvres  non  autorisee  par  eux-memes;  et  cela,  pendant  toute 
la  duree  de  la  periode  de  temps  qui  leur  est  concedee  pour  la  jouissaiice  du 
droit  de  propriete  litteraire  ou  scientifique  sur  l'oeuvre  originale;  c'est-ä-dire, 
que  la  publication  d'une  traduction  non  autorisee  est  assimilee  sous  tous  les 
rapports  ä  la  reimpression  illicite  de  l'oeuvre.  ||  Les  auteurs  d'oeuvres  drama- 
tiques  jouiront  reciproquement  des  meines  droits  en  ce  qui  concerne  la  tra- 
duction ou  la  representation  des  traductions  de  leurs  oeuvres. 

Article  6.  Sont  egalement  interdites  les  appropriations  indirectes  non 
autorisees,  telles  que  les  adaptions,  les  imitations  dites  de  bonne  foi,  les  em- 
prunts  les  transciiptions  d'oeuvres  musicales  et  en  general  tout  usage  d'oeuvres 
qui  se  fait  par  la  voie  de  l'impression  ou  sur  la  scene  sans  le  consentement 
de  l'auteur. 

Article  7.  Sera,  neanmoins,  licite^  reciproquement,  la  publication  dans 
chacun  des  deux  pays  d'extraits  ou  de  fragments  entiers  accompagnes  de  notes 
explicatives  des  oeuvres  d'un  auteur  de  l'autre  pays,  soit  en  langue  originale, 
soit  en  traduction,  pourvu  que  l'on  indique  la  provenance  et  qu'il  soient  desti- 
nes  ä  Tenseignement  ou  ä  l'etude. 

Article  8.  Les  ecrits  inseres  dans  les  publications  periodiques,  dont  les 
droits  n'auront  pas  ete  expressement  reserves,  pouront  etre  reproduits  par 
tuutes  autres  publications  du  meme  genre,  mais  ä  condition  que  l'on  indique 
l'original  sur  lequel  ils  sont  copies. 

Article  9.  Les  mandataires  legaux  ou  representants  des  auteurs,  com- 
positeurs  et  artistes  jouiront  reciproquement  et  sous  tous  les  rapports  des 
memes  droits  que  ceux  que  la  presente  Convention  concede  aux  auteurs,  tra- 
ducteurs,  compositeurs  et  artistes. 

Article  10.  Les  droits  de  propriete  litteraire,  artistique  et  scientifique 
reconnus  par  la  presente  Convention  sont  garanties  aux  auteurs,  traducteurs, 
compositeurs  et  artistes  dans  chacun  des  deux  pays  pendant  toute  la  duree 
de  la  protection  que  leur  accorde  la  legislation  de  leurs  pays  d'origine. 

Article  11.  Apres  Taccomplissement  des  formalites  necessaires  pour  as- 
surer  dans  les  deux  fitats  le  droit  de  propriete  sur  une  oeuvre  litteraire, 
scientifique    ou    artistique  determinee,   il  sera  interdit  de  l'introduire,    de  la 
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vendre  ou  de  l'exposer  dans   chaque  pays    respectivcment  sans  la  permission  Nr.  1166O. 

n  ,  ,  ,..  .  , .    .  Frankreich 

des  auteurs,  editeurs  ou  propnetaires.  und 

Article  12.  Toute  edition  ou  reproduction  d'unc  oeuvre  scientifique,  lit-  Guatemala. 
teraire  ou  artistique  faite  saus  qu'on  se  soit  conforme  aux  dispositious  de 
cette  Convention  sera  consideree  comme  une  contrefagon.  ||  Toute  personue  qui 
aura  edite,  vendu,  mis  en  vente,  ou  introduit  sur  le  territoire  de  Tun  des 
deux  pays  une  oeuvre  ou  un  objet  contrefait,  sera  puni,  suivant  les  cas,  con- 
formement  aux  lois  en  vigueur  dans  Fun  ou  l'autre  des  deux  pays. 

Article  13.  Les  dispositions  de  la  presente  Convention  ne  pourront 
porter  atteinte  en  aucune  fagon  au  droit  qui  appartient  ä  chacune  des  Hautes 
Parties  Contractantes  de  permettre,  de  surveiller  ou  d'empecher  au  raoyen  de 
mesures  de  legislation  ou  de  police  interieure,  la  circulation,  la  representation 
ou  l'exposition  de  toute  oeuvre  ou  production  au  sujet  de  laquelle  l'autorite 
competente  fera  exercer  ce  droit. 

Article  14.  Les  Hautes  Parties  Contractantes  s'engagent  ä  se  com- 
muniquer  reciproquement  toutes  les  lois,  decrets  et  reglements  qui  auront  ete 
ou  pourront  etre  promulgues  ä  l'avenir  relativernent  ä  la  garantie  et  ä  l'exer- 
cice  de  la  propriete  intellectuelle.  )|  La  presente  Convention  ne  pourra  pour 
aucun  motif  restreindre  le  droit  de  l'une  ou  de  l'autre  des  Hautes  Parties 
Contractantes  de  prohiber  l'importation  dans  ses  propres  Etats  des  livres  qui, 
en  vertu  de  ses  lois  interieures  ou  de  stipulations  arretees  avec  d'autres 
puissances,  sont  ou  devront  etre  consideres  cornine  une  contrefagon. 

Article  15.  Cette  Convention  demeurera  en  vigueur  ä  partir  de  la  date 
de  l'echange  des  ratifications,  jusqu'ä  l'expiration  d'une  aunee,  ä  partir  du 
jour  oü  l'une  des  Hautes  Tarties  Contractantes  aura  juge  opportun  de  la 
denoncer. 

Fait  en  double  ä  Guatemala  le  vingt-et-un  aoüt  mil  huit  cent  quatre- 
vingt  quinze. 

(L.  S.)         Jorge  Munoz.  (L.  S.)         C.  Challet. 


Nr.    11661.     FRANKREICH  und  GUATEMALA.    —    Abkommen    zum 
Schutz  industriellen  Eigentums. 

Guatemala,  12.  November  1895. 
Le  President   de  la  Republique  de  Guatemala   et  le  President  de  la  Re-  Nr.  neei. 
publique  Frangaise,  egalement  animes  du  desir  d'adopter  d'un  commun  accord    ra°n^lc 
les  mesures  qui  leur  ont  paru  les  plus   propres   ä  garantir   reciproquement  la  Guatemala. 
propriete   industrielle,    ont  resolu   de  conclure  ä  cet   effet,    dans   l'interet  des 
deux  Nations,   une  Convention  speciale,   et  ont  nomme  pour  Leur  Plenipoten- 
tiaires,  savoir:  ||  Le  President  de  la  Republique  de  Guatemala,  M.  le  Licencie 
Don  Jorge  Munoz,   Secr^taire   de  l'Etat  au  Departement  des  Relations  Exte- 
rieures  de  la  Republique;  ||  Le  President  de  la  Republique  Frangaise,  M.  Casi- 
mir Paul  Challet,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  de  France 
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Nr.  11661.  en  Centre-Amerique,  Officier  de  la  Legion  d'Honneur,  etc.,  Lesquels  apres 
"nnd"0  s'^re  communiques  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont 
Guatemala,  convenus  des  articles  suivants: 

Article  1.  Les  Guatemaliens  en  France  et  les  Fran§ais  au  Guatemala, 
jouiront  de  la  meme  protection  que  les  nationaux  en  ce  qui  concerne  les 
marques  de  fabrique  ou  de  commerce,  ä  savoir:  les  noms  d'objets  ou  de  per- 
sonnes  ecrits  sous  une  forme  speciale,  les  emblemes,  les  monogrammes,  les 
gravures,  ou  dessins,  les  sceaux,  les  vignettes  et  reliefs,  les  lettres  et  numeros 
d'une  forme  determiuöe,  les  contenants,  couvertures  ou  enveloppes  des  mar- 
chandises,  et  en  general  n'importe  quel  signe  ou  designation  employes  pour 
indiquer  que  les  produits  d'une  fabrication  ou  les  articles  d'un  commerce  se 
distinguent  d'autres  produits  de  la  meme  espece,  ainsi  que  les  noms  commer- 
ciaux,  les  raisons  de  commerce,  les  titres  ou  designations  de  maisons,  les  noms 
de  lieux  de  fabrication,  de  provenance  ou  d'origine. 

Article  2.  Tour  assurer  ä  leurs  marques  de  fabrique  ou  de  commerce 
la  protection  stipulee  ä  l'article  precedent,  les  Guatemaliens  en  France  et  les 
Francais  en  Guatemala  seront  tenus  de  se  conformer  aux  formalites  prescrites 
par  les  lois  et  reglements  des  Etats  Contractants.  ||  II  est  entendu  que  les 
marques  de  fabrique  ou  de  commerce  auxquelles  s'applique  le  present  arrange- 
ment,  sont  Celles  qui,  dans  les  deux  pays,  sont  legitimement  acquises  aux  in- 
dustriels  et  negi.ciants  qui  en  usent ,  c'est-ä-dire ,  que  le  caractere  d'une 
marque  guatemalienne  devra  etre  apprecie  d'apres  la  loi  guatemalienne,  de 
meme  que  celui  d'une  marque  frangaise  devra  etre  jugee  d'apres  la  loi 
francaise. 

Article  3.  Si  une  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  appartient  au 
domaine  public  dans  le  pays  d'origine,  eile  ne  pourra  etre  l'objet  d'une  jouis- 
sance  exclusive  dans  l'autre  pays. 

Article  4.  Le  present  arrangement  sera  executoire  pendant  cinq  ans, 
qui  commenceront  ä  courir  deux  mois  apres  sa  signature.  Neanmoins,  si,  an 
an  avant  l'expiration  de  ce  terme,  aucune  des  deux  Parties  Contractantes 
n'annonce  ä  l'autre,  par  une  declaration  officielle,  son  intention  d'en  faire 
cesser  les  effets,  le  dit  arrangement  restera  encore  obligatoire,  pendant  une 
aunee  apres  les  cinq  ans  et  ainsi  de  suite,  d'annee  en  annee;  il  restera  en 
vigueur  aussi  longtemps  que  la  notification  prealable  n'aura  pas  ete  faite.  ||  En 
foi  de  quoi  les  soussignes  ont  dresse  la  presente  declaration  et  y  ont  appose 
leur  sceau. 

Fait  en  double  original  ä  Guatemala  le  clouze  novembre  mil  huit  cent 
quatre-viugt  quinze. 

(L.  S.)         Jorge  Munoz.  (L.  S.)         C.  Challet. 
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Nr.    11662.     FRANKREICH  und  JAPAN.  —  Konvention    über    den  fr'J^ 
Austausch  von  Postpacketen  ohne  Wertangabe.  und  Japan. 

™    ,,  22.  Feb.l8S8. 

22.  Febr.  1898. 
Sa  Majeste  l'Empereur  du  Japon  et  le  President  de  la  Republique 
Frangaise,  desirant  organiser,  eütre  le  Japon  et  la  France,  un  service  d'echange 
des  colis  postaux,  sans  declaration  de  valeur,  sur  les  bases  de  la  Convention 
de  Vienne  du  4  Juillet  1891,  ont  resolu  de  conclure  une  Convention  ä  cet 
effet,  et  ont  nomme  pour  leurs  plenipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majestö  l'Empereur 
du  Japon:  ||  Monsieur  le  Baron  Nissi,  Ministre  des  Affaires  Etrangeres;  Jösammi, 
Decore"  de  la  Ire  Classe  de  l'Ordre  Imperial  du  Tresor  Sacre,  etc.  etc.;  ||  Et 
le  President  de  la  Republique  Frangaise:  ||  Monsieur  le  Comte  de  Pourtales- 
Gorgier,  Charge  d' Affaires  de  France  au  Japon,  Chevalier  de  la  Legion 
d'Honneur  etc.  etc.  ||  Lesquels,  apres  s'etre  communique  leurs  pleins  pouvoirs, 
trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: 

Article  1. 
1. — II  peut  etre  expedie,  sous  la  denomination  de  "Colis  Postaux,"  des 
colis  sans  declaration  de  valeur  jusqu'ä  coneurrence  de  5  kilogrammes,  tant 
de  la  France  et  de  l'Algerie  pour  le  Japon  que  du  Japon  pour  la  France  et 
l'Algerie.  ||  2 — Est  reserve  aux  Administrations  des  Postes  des  deux  pays  le 
droit  de  determiner  ulterieurement,  d'un  commun  aecord,  si  leurs  reglements 
respectifs  le  permettent,  les  prix  et  conditions  applicables  aux  colis  de  valeur 
declaree  ou  contre  remboursement. 

Article  2. 
Les  Administrations   des  Postes    de  France  et   du  Japon    assureront   le 
transport    par    mer    entre    les    deux    pays,    au    moyen    des    paquebots-poste 
subventionnes. 

Article  3. 

L'affranchissement  des  colis  postaux  est  obligatoire. 

Article  4. 

La  taxe  de  chaque  colis  expedie  de  la  France  et  de  TAlgörie  ä  destination 

du  Japon,  ou  expedie  du  Japon  ä  destination  .de  la  France  et  de  l'Algerie, 

est  fixee  comme  suit:  - 

fr. 

A.  Droit  territorial  francais 0,50 

B.  Droit  territorial  japonais 0,50 

C.  Droit  maritime 3,00 

"fr" 

Total 4,00 

Article  5. 

1.  — Le  transport  "entre  la  France   continentale,   d'une  part,  et  l'Algerie 
et  la  Corse,  de  l'autre ,  donne   lieu  ä  une   surtaxe  de   25  Centimes  par  colis, 

Staat sarchir  LXI.  03 
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Nr.  ii662.  ä  titre  de  droit  maritime,  ä  percevoir  sur  l'expediteur.  ||  Tout  colis  proveuant 
Frankreich  ou  £  destination  des  localites  de  l'interieur  de  la  Corse  et  de  l'Algerie  donne 

und  Japan. 

22. Feio.1898.  üeu>  en  outre ,  ä  une  surtaxe  de  25  Centimes  par  colis,  qui  est  egalernent 
ä  la  Charge  de  l'expediteur.  ||  Ces  surtaxes  sont,  le  cas  echeant,  bonifiees  par 
l'Administratioü  japonaise  ä  1'Administration  francaise.  ||  2. — Est  reserve 
ä  1'Administration  des  Postes  du  Japon  le  droit  de  percevoir  une  surtaxe  de 
50  Centimes  par  colis,  ä  titre  de  droit  territorial,  ä  percevoir  sur  l'expediteur, 
pour  le  transport  entre  la  France  et  l'Algerie,  d'une  part,  et  le  Japon,  de 
l'autre.  Cette  surtaxe  est,  le  cas  echeant,  bonifiee  par  1'Administration 
francaise  ä  1'Administration  japonaise.  ||  3. —  Le  Gouvernement  francais  se 
reserve  la  faculte  de  faire  usage  d'une  surtaxe  de  25  Centimes  ä  l'egard  des 
colis  postaux  echanges  entre  la  France  continentale  et  le  Japon. 

Article  6. 
L'envoyeur   d'un  colis  postal  peut  obtenir  un  avis   de  reception  de  cet 
objet,  en  payant  d'avance  un  droit  fixe  de  25  Centimes  au  maximum.    Ce  droit 
est  acquis  en  entier  ä  1'Administration  du  pays  d'origine. 

Article  7. 
II  est  loisible  au  pays  de  destination  de  percevoir  du  destinataire,   pour 
le    factage    et   l'accomplissement  des  formalites   en  douane,  un  droit  dont  le 
montant  total  ne  peut  exceder  25  Centimes  par  colis. 

Article  8. 
Les    colis    auxquels    s'applique   la   presente  Convention  ne   peuvent  etre 
frappes  d'aucun  droit  postal  autre  que  ceux  pre>us  par  les  articles  4,  5,  6  et 
7  prec6dents,  et  par  l'article  9  ci-  apres. 

Article  9. 
La  reexpedition  des  colis  postaux  de  Tun  des  deux  pays  sur  l'autre,  par 
suite  de  changement  de  residence  des  destinataires,  ainsi  que  le  renvoi  des 
colis  postaux  tombes  en  rebut,  donne  lieu  ä  la  perception  suppl£mentaire  des 
taxes  fix6es  par  les  articles  4,  5  et  7,  ä  la  Charge  des  destinataires  ou,  le 
cas  echeant,  des  expediteurs.  Les  droits  de  douane  sont  annules  lorsque  les 
colis  doivent  etre  reexp§dies  au  pays  d'origine. 

Article  10. 
II  est  interdit  d'expedier  par  la  voie  de   la  poste  des   colis    contenant 
soit  des  lettres  ou  des  notes  ayant  le  caractere    de   correspondance,    soit  des 
objets    dont   l'admission   n'est   pas    autorisee  par   les    lois    ou    reglements  de 
douane  ou  autres. 

Article  11. 

1.— Sauf  le  cas  de  force  majeure,  lorsqu'un  colis  postal  a   ete"   perdu 
avarie"  ou  spolie,  l'expediteur  et,  ä  dßfaut  ou  sur  la  demande  de  celui-ci,  le 
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destinataire,  a  droit  ä  une  indemnite  correspondant  au  montant  reel  de  la  Nr.  11662. 
perte,  de  l'avarie  ou  de  la  spoliation,  sans,  toutefois,  que  cette  indemnite  „n^j^ln 
puisse  depasser  15  ou  25  fraucs,  suivaut  que  le  poids  du  colis  n'excede  pas  2-j.Feb.1e9s. 
ou  excede  3  kilogrammes.  L'expediteur  d'un  colis  perdu  a  droit,  en  outre, 
ä  la  restitution  des  frais  d'expedition.  ||  2. — L'obligation  de  payer  l'indemnite 
incombe  a  l'Administration  dont  releve  le  bureau  expediteur.  Est  reserv6  ä 
cette  Administration  le  recours  contre  l'Administration  correspondante  lorsque 
la  perte,  l'avarie  ou  la  spoliation  a  eu  lieu  sur  le  territoire  ou  dans  le  Ser- 
vice de  cette  derniere  Administration.  ||  3. — Jusqu'ä  preuve  du  contraire, 
la  responsabilite  incombe  ä  l'Administration  qui,  ayant  regu  le  colis  sans 
faire  d'observations  ne  peut  etablir  ni  la  delivrance  au  destinataire,  ni, 
s'il  y  a  lieu,  la  reexpedition  du  colis.  ||  4. — Le  paiement  de  l'indemnite 
par  l'office  expediteur  doit  avoir  lieu  le  plus  tot  possible  et,  au  plus 
tard,  dans  le  delai  d'un  an  ä  partir  du  jour  de  la  reclamation.  L'office 
responsable  est  tenu  de  rembourser  sans  retard  ä  l'office  expediteur  le  montant 
de  l'indemnite  payee  par  celui-ci.  j[  5. — II  est  entendu  que  la  reclamation  n'est 
admise  que  dans  le  delai  d'un  au,  ä  partir  du  depöt  du  colis  ä  la  poste; 
passe  ce  terme,  le  reclamant  n'a  droit  ä  aucuue  indemnite.  |'|  6. — Si  la  perte, 
l'avarie  ou  la  spoliation  a  eu  lieu  en  cours  de  transport  entre  les  bureaux 
d'echange  des  deux  pays,  sans  qu'il  soit  possible  d'etablir  dans  lequel  des  deux 
Services  le  fait  s'est  accompli,  les  deux  Administrations  supportent  le  dommage 
par  moitie.  ||  7. — Les  Administrations  cessent  d'etre  responsables  des  colis 
postaux  dont  les  ayantsdroit  ont  pris  livraison. 

Article  12. 

Cbaque  Administration    peut,  dans  des   circonstances  extraordinaires  qui 

sont  de  nature  ä  justifier  la  mesure,  suspendre  temporairement  le  Service  des 

colis  postaux   d'une  maniere  generale   ou  partielle,  ä  la  condition  d'en  donner 

immediatement  avis,  au  besoin  par  le  telegraphe,  ä  1'Administration  interessee. 

Article  13. 
La   legislation  interieure  de  cbacun  des  deux  pays   contractaiits  demeure 
applicable  en  tout  ce  qui  n'est  pas  prevu  par  les   stipulation  contenues  dans 
la  presente  Convention. 

Article   14. 

Les  Administrations  des  Postes  des  deux  pays  contractaiits  designent  les 
bureaux  ou  localites  qu'elles  admettent  ä  l'ecbange  international  des  colis  postaux; 
elles  reglent  le  mode  de  transmission  de  ces  colis  et  arretent  toutes  les 
autres  mesures  de  detail  et  d'ordre  n^cessaires  pour  assurer  l'execution  de  la 
presente  Convention. 

Article  15. 

L'Administration  des  Postes  de  France  et  l'Administration  des  Postes  du 
Japon  fixeront,  d'un  commun  accord,  d'apres  le  regime  etabli  par  la  Convention 

23* 
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Nr.  H662.  de  Vienne  du  4  Juillet  1891,  les  conditions  auxquelles  pourront  etre  ecbanges, 
JnTja^ari    en*re    leurs    bureaux    d'echange    respectifs,    les    colis   postaux    originaires     ou 
22.  b'ei).is9*.  ä  destinaüon  des  pays  qui  emprunteront  Tintermediaire  de  Tun  des  deux  Ser- 
vices pour  correspondre  avec  l'autre. 

Article  16. 

Est  reserve  au  Gouvernement  francais  le  droit  de  faire  executer  les 
clauses  de  la  presente  Convention  par  les  entreprises  de  chemins  de  fer  et  de 
navigation.  II  pourra,  en  meine  temps,  limiter  ce  service  aux  colis  provenant 
ou  ä  destinaüon  de  localites  desservies  par  ces  entreprises.  ||  L'Administration 
des  Postes  de  France  s'entendra  avec  les  entreprises  de  chemins  de  fer  et  de 
navigation  pour  assurer  la  complete  execution,  par  ces  dernieres,  de  toutes 
les  clauses  de  la  Convention  ci-dessus  et  pour  organiser  le  service  d'echange.  || 
Elle  leur  servira  d'intermediaire  pour  toutes  leurs  relations  avec  l'Administration 
des  Postes  du  Japon. 

Article   17. 

1. — La  presente  Convention  sera  mise  ä  execution  ä  partir  du  jour  dont 
conviendront  les  Administrations  des  deux  pays,  apres  que  l'echange  des 
ratifications  aura  et6  effectue.  ||  Elle  perdra  son  efficacite  dans  les  cas  suivants:|| 
1° — Lorsque  l'une  des  deux  parties  contractantes  aura  annonce  ä  l'autre, 
mais  un  an  ä  l'avauce,  son  intention  d'en  faire  cesser  le  effets.  ||  2° — Dans  le 
cas  oü  le  Gouvernement  Imperial  Japonais  adhererait  ä  la  Convention  inter- 
nationale des  colis  postaux. 

Article    18. 

La  presente  Convention  sera  ratifiee,  et  les  ratifications  en  seront 
echangees  ä  Paris,  aussitot  que  faire  se  pourra.  ||  En  foi  de  quoi  les  Pleni- 
potentiaires  respectifs  l'ont  signee  et  y  ont  appos6  leurs  cachets. 

Fait  ä  Tokyo,  le  vingt  deuxieme  jour  du  deuxieme  mois  de  la  trente 
unieme  aunee  de  Meiji. 

(L.  S.)         Nissi. 

(L.  S.)         Pourtales  Gorgier. 


Druck  von  Bär  &  Hermann  in  Leipzig. 
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